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Hampelmann

Oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann, mein Hampelmann,

oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann bist du.

So lauten die Worte eines volkstümlichen Kinderliedes. Gemeint ist
eine durch Fäden in ihren Gelenken verknüpfte Puppe, die, an die Wand
an einen Nagel oder Haken gehängt, mithilfe einer Fadenverlängerung zu
hampelnden und spreizenden Bewegungen manipuliert werden kann. Dabei
erweckt sie nicht selten durch entsprechend geschickte Handhabung den
Eindruck eines tanzenden und hüpfenden Narren oder Clowns.

Wird nun die Manipulation geschickt genug verborgen, wird die
Aufmerksamkeit des Betrachters oder zufälligen Beobachters wesentlich
durch den Eindruck einer sich frei bewegenden Figur an der Wand
bestimmt. Nicht zuletzt ist es eine latente Orientierungsnot, die den
Menschen dazu veranlaßt, Dinge und Verhältnisse anders zu sehen als
sie es tatsächlich sind. So etwas prädestiniert schlußendlich die
Aufmerksamkeit im allgemeinen und manchmal auch im besonderen für
Täuschungen und Selbsttäuschung.

Dabei ist der Hampelmann in seiner Funktion naturgemäß noch leicht zu
durchschauen und für jedermann an seinem Zugfaden zu erkennen. Viel
schwieriger wird es jedoch bereits, wenn statt eines Fadens ein
Gebäude an der ins Auge gefaßten Figur hängt wie beispielsweise ein
Weißes Haus.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. März 2019
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KOHLEALARM/582: Klimakampf und Kohlefront - Sternmarsch für den Erhalt der Dörfer ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 21. März 2019

Dörfer retten und Klima schützen: Zivilgesellschaftliche Organisationen
rufen zur Teilnahme am Sternmarsch von "Alle Dörfer bleiben" am 23. März
auf



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Greenpeace, die
Klima-Allianz Deutschland und 350.org rufen dazu auf, sich am 23.3. dem
Sternmarsch der Initiative "Alle Dörfer Bleiben" anzuschließen und sich
schützend vor die Orte am Braunkohletagebau Garzweiler zu stellen.

Termin: Sternmarsch von "Alle Dörfer Bleiben"

Zeit: Samstag, 23.3., Start ab 14 Uhr

Ort: Startpunkte in Berverath, Kuckum/Unterwestrich, Immerath,
Hochneukirch, Kaulhausen, Wanlo und Holzweiler

Endkundgebung um 16:30 Uhr in Erkelenz-Keyenberg

Auch wenn der Kohleausstieg mit dem Kompromiss der Kohlekommission vor der
Tür steht, droht vielen Dörfern die Abbaggerung für den Abbau
klimaschädlicher Braunkohle. Am Tagebau Garzweiler im Rheinland sollen fünf
noch bewohnte Dörfer zerstört werden. Damit diese Orte erhalten und
lebenswert bleiben können und das Klima geschützt wird, veranstalten
Anwohner der betroffenen Dörfer über die Initiative "Alle Dörfer Bleiben"
den Sternmarsch am 23. März.

"Wir leben weiter mit der Unsicherheit, ob wir bleiben können oder dazu
gedrängt werden, unser Zuhause zu verlassen. RWE setzt uns massiv unter
Druck - obwohl die Empfehlungen der Kohlekommission ermöglichen, unsere
Dörfer zu erhalten. Sie wollen bewirken, dass wir aufgeben - wir aber
wollen bleiben. Um die Dörfer zu retten, brauchen wir Unterstützung. Viele
Tausende haben sich letzten Sommer schützend vor den Hambacher Wald
gestellt. Wir rufen diese Menschen auf, zum Sternmarsch nach Keyenberg zu
kommen", so David Dresen aus Kuckum.

Der BUND, Greenpeace, die Klima-Allianz Deutschland und 350.org begrüßen
den Sternmarsch und rufen dazu auf, sich den Protesten für den Erhalt der
Dörfer und gegen ein weiteres Anheizen der Klimakrise anzuschließen. Die
Organisationen fordern von der Bundesregierung, zusätzlich zu den bereits
angemeldeten Abschaltungen schnell drei Gigawatt Braunkohlekapazitäten an
den Standorten Neurath und Niederaußem stillzulegen und für den Erhalt des
Hambacher Waldes und der bedrohten Dörfer zu sorgen. Die Landesregierung
von NRW muss im zweiten Schritt die Tagebauplanung so ändern, dass die
Dörfer Keyenberg, Kuckum, Unter- und Oberwestrich und Berverath am Tagebau
Garzweiler erhalten werden. Gleiches gilt für den Tagebau Hambach und den
angrenzenden Wald. Bundes- und Landesregierung sind aufgefordert, RWE jetzt
Einhalt zu gebieten. Denn der Konzern schafft weiterhin Fakten, treibt die
Zerstörung von Dörfern weiter voran und setzt Betroffene für die Umsiedlung
unter Druck.

Informationen zum Sternmarsch am 23.3.:

Ab 14 Uhr starten Demonstrationszüge an unterschiedlichen Orten im Raum
Garzweiler und ziehen in "Sternschweifen" nach Keyenberg. Das Dorf liegt
direkt an der Abrisskante und soll als erstes dem Tagebau weichen. Es gibt
außerdem Fahrraddemos ab Horrem und Mönchengladbach. Die Initiatoren des
Demonstrationszuges ab Immerath betonen, dass sowohl der Hambacher Wald als
auch die bedrohten Dörfer erhalten werden müssen. In Keyenberg findet ab
16:30 Uhr eine gemeinsame Abschlusskundgebung statt, u.a. mit Redebeiträgen
von Betroffenen aus Keyenberg, Antje Grothus (ehem. Mitglied der
Kohlekommission) und Michael Zobel (Organisator von Waldspaziergängen).

Weitere Informationen, sowie eine Übersicht der geplanten
Demonstrationszüge, finden Sie unter: 

www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/sternmarsch.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/581: Klimakampf und Kohlefront - Marsch gegen Verlust der Heimat ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Sternmarsch für den Erhalt aller Dörfer im Rheinischen
Braunkohlerevier

Tausende Teilnehmende erwartet



Erkelenz. Um gegen die Zerstörung von Dörfern für den Braunkohleabbau zu
demonstrieren, ruft die Initiative "Alle Dörfer Bleiben!" am 23. März zu
einem Sternmarsch aus den Dörfern am Tagebau Garzweiler in den akut
bedrohten Ort Keyenberg auf. Zur Veranstaltung werden mehrere tausend
Teilnehmende aus ganz Deutschland erwartet.

"Mit der Aktion setzen wir uns für den Erhalt aller Dörfer ein. Hier in der
Region sind Keyenberg, Kuckum, Ober- und Unterwestrich sowie Berverath
bedroht. Es kann nicht sein, dass trotz des Klimawandels immer noch Orte
für die Kohle abgebaggert werden. Wir setzen uns gemeinsam und entschlossen
für den Erhalt aller Dörfer ein. Wir rufen die Menschen auf, sich mit uns
schützend vor die Häuser zu stellen." so Barbara Ziemann-Oberherr aus
Keyenberg.

Ab 14 Uhr starten am Samstag Demonstrationszüge von verschiedenen Orten im
Raum Garzweiler und treffen sternförmig in Keyenberg zusammen. Dort findet
eine Abschlusskundgebung mit Redebeiträgen von Tagebaubetroffenen, dem
ehemaligen Mitglied der Kohlekommission Antje Grothus sowie Schülerinnen
und Schülern von Fridays for Future statt. Weitere Programmpunkte sind das
Musik-Ensemble "Beets'n'Berries" aus der Region und eine Ausstellung zu
Umsiedlungen und dem lokalem Widerstand. Für das leibliche Wohl ist
gesorgt.

Mit der Aktion soll auch die schwierige soziale Situation für die Menschen
vor Ort thematisiert werden. "Die drohende Abbaggerung ist ein extrem
schmerzhafter Prozess für uns. RWE provoziert hier mit gezielten Aktionen
eine soziale Spaltung und macht uns das Leben schwer. Wir fordern, dass
alle Orte erhalten und lebenswert bleiben, aber die Menschen, die umsiedeln
möchten, sollen weiterhin gehen können, ohne einen Nachteil zu haben." so
Barbara Ziemann-Oberherr weiter.

Ähnlichen Situationen sind auch Menschen im Leipziger Revier und in der
Lausitz ausgesetzt. In Pödelwitz und Mühlrose schaffen Mibrag und LEAG
bereits Fakten, ohne eine Abbaugenehmigung. Aus beiden Revieren reisen
Betroffene an, um sich solidarisch zu zeigen. "Ich bin aus der Lausitz
hergekommen, um heute mit den Rheinländer*innen für den Erhalt unserer
Dörfer zu streiten. Wenn wir etwas bewegen wollen, können wir das nur
gemeinsam. Mir geht es auch darum beteiligt zu werden, wenn über die
Zukunft der Regionen verhandelt wird. Wir müssen vermeiden, dass nochmal
ein Konzern so viel Macht bekommt, stattdessen brauchen wir vielfältige
Beteiligungsmöglichkeiten für die Menschen vor Ort." so Adrian Rinnert aus
der Lausitz.

"Alle Dörfer Bleiben!" ist eine bundesweite Initiative, in der sich
Betroffene aller Braunkohle-Reviere mit Aktiven aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung einsetzen. "Für uns bedeutet Klimagerechtigkeit, dass keine
Menschen für die Profite von Konzernen ihr Zuhause verlieren. Weder hier
durch die Tagebaue, noch in anderen Teilen der Welt, wo die Folgen des
Klimawandels die Lebensgrundlagen der Leute zerstören. Immer mehr Menschen
wehren sich gegen diese Zustände: Die Betroffenen der Tagebaue kämpfen
dafür, dass ihre Dörfer bleiben und seit Monaten streiken auf der ganzen
Welt hunderttausende Schüler*innen für das Klima. Das macht mir Hoffnung."
erklärt Christopher Laumanns von "Alle Dörfer Bleiben!".

In den nächsten Monaten sind in allen drei Revieren weitere Aktionen
geplant. Informationen zu "Alle Dörfer Bleiben!" und den weiteren
Aktivitäten finden sich unter www.alle-doerfer-bleiben.de.

Auch zivilgesellschaftliche Organisationen wie die Klima-Allianz
Deutschland, der BUND und Greenpeace unterstützen die Anliegen der
betroffenen Menschen und rufen in einer gemeinsamen Erklärung dazu auf, den
Sternmarsch zu unterstützen.

www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/sternmarsch

www.twitter.com/AlleDoerfer

www.flickr.com/photos/164655810@N04/

www.youtube.com/channel/UCJxEuppBPqfpGZ5vrRQE_eA/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.03.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/580: Klimakampf und Kohlefront - Lausitzer Intitiative marschiert mit ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 19. März 2019

Lausitzer nehmen an kohlekritischem Sternmarsch im Rheinland teil



Cottbus, 19.03.2019. Am Sonnabend nimmt eine Delegation von Lausitzer
Bürgerinitiativen am Sternmarsch der Dörfer im Tagebaugebiet Garzweiler
(Nordrhein-Westfalen) teil. Die Fahrt ins Rheinland wird von der
Umweltgruppe Cottbus der GRÜNEN LIGA organisiert.

"Der Lausitzer Widerstand gegen neue Tagebaue hat sich über zehn Jahre bei
einem Sternmarsch der vom Tagebau Jänschwalde-Nord bedrohten Dörfer
getroffen - jetzt sind Atterwasch, Kerkwitz und Grabko gerettet. Wenn nun
erstmals im Rheinland ein Sternmarsch der Dörfer stattfindet, darf eine
Delegation aus der Lausitz nicht fehlen." sagt René Schuster von der GRÜNEN
LIGA.

Um am Sternmarsch teilzunehmen, beginnt die Fahrt aus der Lausitz bereits
gegen vier Uhr morgens in Cottbus.

Am 23. März organisiert das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" einen Sternmarsch
der vom Tagebau Garzweiler betroffenen Dörfer, deren Umsiedlung teilweise
bereits begonnen wurde.

Bereits seit 2006 haben sich die Initiativen der Tagebaubetroffenen beider
Reviere immer wieder gegenseitig besucht und sich bei Menschenketten,
Kundgebungen und Tagungen unterstützt. So hatte im Herbst 2016 eine
Lausitzer Delegation in Kuckum einen typischen Lausitzer Apfelbaum
("Gubener Warraschke") gepflanzt und dafür eine rheinische Apfelsorte
("rheinische Schafsnase") mit nach Proschim genommen.

Allerdings müssen sich die Lausitzer Aktiven am Sonnabend aufteilen: In
Berlin diskutiert die Bundesmitgliederversammlung der GRÜNEN LIGA
zeitgleich neben anderen Themen ebenfalls den Stand der Braunkohlepolitik
in Deutschand.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.03.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/579: Klimakampf und Kohlefront - öffentlicher Appell ignoriert ... (LoB)


Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 17. März
2019

Stommelner Appell: LoB wartet auf Antwort



Offensichtlich ignoriert Ministerpräsident Laschet ein Anliegen vieler
Bürger im rheinischen Braunkohlerevier. Das Aktionsbündnis Stommelner
Bürger "Leben ohne Braunkohle" (LoB) hatte bereits im Januar einen offenen
Brief an Ministerpräsident Laschet gesendet und wartet bisher vergeblich
auf Antwort. Mit dem Brief war der sogenannte Stommelner Appell mit den
Unterschriften von über 600 Bürgern und mit Unterstützung zahlreicher
Gruppierungen übersendet worden.[1]

Mit Hinweis auf Vereinbarungen im Koalitionsvertrag wird der
Ministerpräsident darin aufgefordert, sich der Problematik der Folgeschäden
des Braunkohleabbaus anzunehmen.

Auslöser des Stommelner Appells war ein Informationsabend des
Aktionsbündnis mit dem Titel: "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt
die Zeche?"

Dabei wurde darüber informiert, dass der Braunkohleabbau neben den
aktuellen Problemen auch in Zukunft nach seinem Ende ungeklärte Risiken
schafft.

Dazu zählen neben den nicht reparablen Landschaftsschäden und weiter
auftretenden Bergschäden auch die drohende Schädigung und der weitere
Verlust von Millionen Kubikmetern wertvollen Grundwassers

Um Schaden von der Umwelt abzuwehren wird es unumgänglich sein, auch nach
Tagebauende dauerhaft Sümpfungen aufrechtzuerhalten, um zu vermeiden, dass
Schadstoffe die jahrzehntelang in ausgekohlten Tagebauen deponiert wurden,
in das wieder ansteigende Grundwasser gelangen.

Bisher existiert weder für die Beseitigung von Bergschäden noch für den
Schutz des Grundwassers eine Regelung.

Angesicht der Tatsache, dass der Bergbaubetreiber hohe Entschädigungssummen
für sein vorzeitiges Ende verlangt, fordert das Aktionsbündnis, dass hier
eine Gegenrechnung aufgemacht werden muss , um die verursachten Schäden
auszugleichen

Während im Bereich des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier nicht. Um die Folgekosten für Mensch und
Umwelt nicht auf unsere Kinder und Enkel abzuwälzen, ist es an der Zeit,
den Verursacher dafür jetzt in die Pflicht zu nehmen.

Deshalb hatte das Aktionsbündnis Herrn Laschet und seine Landesregierung in
dem Brief gefragt:

"Welche Vorkehrungen treffen Sie, um Schäden von den Betroffenen jetzt und
in Zukunft abzuwenden?"

Da bisher keine Antwort aus Düsseldorf vorliegt, hat das Aktionsbündnis
seinen Appell nun auch online gestellt. Jetzt können auch bundesweit Bürger
den Appell unterstützen [2].

 * 


Stommelner Appell 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

der Braunkohletagebau hinterlässt schon seit Jahrzehnten großflächige,
nicht wiederherstellbare Schäden. Dazu gehören neben nur unzulänglich
reparablen Landschaftsschäden und Bergschäden durch Bodenabsenkungen
auch die Gefährdung des nun wiederansteigenden Grundwassers durch
Altlasten wie Kraftwerksaschen, Restmüll, Munitionsrückstände etc.
Diese seit mehr als fünfzig Jahren teilweise nicht sachgerecht
gesicherten Rückstände stellen eine permanente Gefahr für die
kommenden Jahrzehnte dar.

Wer für diese Schäden in Zukunft - auch nach dem Ende des
Braunkohleabbaus - aufkommt, ist völlig ungeklärt. Während im Bereich
des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht. In Ihrer
Koalitionsvereinbarung von 2017 heißt es unter anderem: "Wir wollen
die Rechte aller Bergbaubetroffenen schützen." Um auch die
nachfolgenden Generationen - also unsere Kinder und Enkel - vor
unübersehbaren Belastungen wenigstens finanziell zu schützen, fordern
wir folgende Maßnahmen,


	Möglichst lückenlose Erfassung aller deponierten Altlasten

	Sanierung aller Deponien, die das Grundwasser potentiell gefährden können

	Verpflichtung des Bergbaubetreibers, alle dafür erforderlichen Maßnahmen umzusetzen

	Einrichtung eines Fonds, vergleichbar der RAG-Stiftung im Steinkohlebergbau, um die Ewigkeitslasten zu kompensieren.



Herr Ministerpräsident wir appellieren an Sie, nehmen Sie sich
persönlich des Problems an.

Mit freundlichen Grüßen

Unterzeichner:

Name Adresse Unterschrift


Link zum Appell

https://weact.campact.de/petitions/stommelner-appell-folgen-des-braunkohletagebaus-transparent-machen


Anmerkung:

[1] siehe im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / Umwelt → Brennpunkt →

KOHLEALARM/540: Klimakampf und Kohlefront - Finanzierungsversicherung ... (LoB)

 * 

Quelle:

Presseinformation, Stommeln 17.03.2019

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"
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KOHLEALARM/578: Klimakampf und Kohlefront - Kirche an die Front ... (Antje Grothus)


GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG - 18. März 2019

"Die Kirche(n) im Dorf lassen"

Unterschriftenaktion zum Schutz bedrohter Dörfer und deren
Bewohner*innen adressiert an die Katholische Kirche



Erkelenz / Kerpen, 18.03.2019. Auch über ein Jahr nach der Zerstörung des
Immerather Doms sind die erschütternden Bilder vom Abriss der Kirche
unvergessen. Schaufelradbagger des Tagebaus Garzweiler fressen sich weiter
mit großer Eile insbesondere auf noch bewohnte Ortschaften zu.

RWE schafft in den Dörfern, die der Energiekonzern für die Kohleförderung
vernichten will, ungehindert weiter Fakten, obwohl die Kohlekommission der
Bundesregierung ihre Empfehlungen vorgelegt hat und die Regierung im Laufe
des Jahres 2019 die für den Ausstieg notwendigen Rahmenbedingungen
beschließen wird. Der Erhalt sieben weiterer Ortschaften und ihrer fünf
Kirchengebäude am Rande der Tagebaue Garzweiler und Hambach (Keyenberg,
Kuckum, Berverath, Ober- und Unterwestrich sowie Morschenich und Manheim)
ist mit dieser Empfehlung gut möglich und zur Vermeidung sozialer und
wirtschaftlicher Härten unabdingbar.

Der katholischen Kirche kommt dabei eine Schlüsselrolle zu: Weigert sie
sich, ihre Gotteshäuser zu veräußern, zu entwidmen und damit zum Abriss
frei zu geben und lässt sie sich gegebenenfalls auf ein
Enteignungsverfahren ein, könnte sie die Zerstörung der betroffenen Kirchen
und Dörfer aufgrund des beschlossenen Kohleausstieges höchstwahrscheinlich
ganz verhindern.

Auf Initiative von Bewohner*innen der betroffenen Dörfer und mit
Unterstützung des Katholikenrats der Region Düren, des Diözesanrats im
Bistum Aachen, der Initiative "Kreativ gegen Kohle" sowie engagierter
Einzelpersonen wurde deshalb ein Appell an die Verantwortlichen der
katholischen Kirche, stellvertretend an die Bischöfe Dr. Dieser und Dr.
Wölki, verfasst. "Es ist höchste Zeit, dass die katholische Kirche sich
schützend vor die betroffenen Anwohner*innen stellt", meint Antje Grothus:
"Immer größer wird die Zahl der Menschen, die entsetzt reagieren, wenn sie
begreifen, in welchem Ausmaß der Braunkohle-Abbau mitten in NRW die Umwelt,
die Kultur und das Herz der Heimat bedroht und zerstört - und welche Rolle
die Bistümer Aachen und Köln und die betroffenen Pfarreien dabei spielen."
Unterstützt wird die Unterschriftenaktion, die in der Bevölkerung auf
großen Zuspruch stößt, mittlerweile auch vom Katholikenrat der Bistumsregion
Mönchengladbach und dem Institut für Theologie und Politik (ITP) aus
Münster.

Der Appell ist keine Online-Petition mit großen Unterschriftenzahlen, doch
hinter jeder der inzwischen fast dreitausend in Handarbeit gesammelten
Unterschriften steht ein persönliches Gespräch, stehen persönliche
Geschichten und Erinnerungen.

Leider sind bis jetzt weder der Bischof von Aachen noch der Erzbischof von
Köln bereit, diese Unterschriften persönlich entgegenzunehmen und sich mit
der Betroffenheit der Menschen aus den Dörfern in einem Gespräch
auseinanderzusetzen.

"Schon als kleines Kind hatte ich das Gefühl, in meiner Keyenberger Kirche
an einem besonderen Ort zu sein", sagt Ingo Bajerke, engagierter Katholik
und Lektor aus Keyenberg. "Wenn mich Sorgen plagen, setze ich mich in die
Kirche und finde dort meine Ruhe. Das Gefühl, an einer Stelle zu sein, die
schon Menschen vor 1300 Jahren aufgesucht haben, um auch um Hilfe zu
bitten, macht mich ehrfürchtig. Diesen Seelenort zu verlieren, ist für mich
unvorstellbar und ich bete, dass es nicht dazu kommen mag."

Die Menschen aus den Dörfern und Kirchengemeinden, die ihr Zuhause erhalten
möchten, fordern die katholische Kirche auf, das jahrzehntelange Schweigen
zugunsten des Braunkohlekonzerns RWE endlich zu beenden und sich auch um
die Schicksale der tagebaubetroffenen Anwohner*innen zu kümmern.

Alle sind eingeladen, diese Aktion zu unterstützen und sich am 23.03.2019
beim Sternmarsch "Alle Dörfer bleiben" ein eigenes Bild über die Lage in den
Dörfern zu machen. Selbstverständlich werden auch an diesem Tag weitere
Unterschriften gesammelt.


Weitere Informationen sowie die Unterschriftenlisten mit dem
Original-Appell an die Kirchen-Verantwortlichen finden Sie unter:

http://verheizte-heimat.de/2018/07/08/unterschriftenaktion-die-kirchen-im-dorf-lassen-findet-grossen-zuspruch-mit-listen-zum-download/

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 18.03.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/577: Klimakampf und Kohlefront - Sternmarsch gegen fortgesetzten Kohleabbau ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir 

Gemeinsame Pressemitteilung zum Sternmarsch am 23. März 2019

Unsere Zukunftsperspektive: Alle Dörfer und Hambacher Wald bleiben!



Nach der Empfehlung der Kohlekommission ist die Rettung der bedrohten
Dörfer und des Hambacher Waldes nicht nur wünschenswert und möglich - sie
ist notwendig. Mit dem von der Kommission vorgeschlagenen Einstieg in den
Kohleausstieg werden zusätzlich zur bereits umgesetzten
Sicherheitsreserve weitere Kapazitäten an Braunkohlestrom aus dem Markt
genommen, so dass eine deutliche Verkleinerung der Tagebaue Hambach und
Garzweiler wirtschaftlich und ökologisch konsequent ist.
RWE forciert aktuell Umsiedlungen und zerstört bestehende Dörfer. Wer jetzt
noch so handelt, wer jetzt noch Natur und Lebensraum verheizt, der ist
nicht an der Zukunft unserer Gesellschaft, unserer Kinder und Enkel und
erst recht nicht an der Zukunft unserer Erde mit all ihren Geschöpfen
interessiert.

Für den Hambacher Wald haben sich hunderttausende Menschen engagiert. Der
Hambi bewegt ganz Deutschland und weit darüber hinaus - längst ist der Wald
zu einem Symbol für die stark wachsende Klimabewegung geworden. Aber noch
ist der Wald nicht endgültig gerettet. Und die bedrohten Dörfer benötigen
die gleiche Aufmerksamkeit und unsere Unterstützung - bleiben sie, dann ist
das ein gutes Zeichen für das Klima und für unsere Zukunft. Fallen sie,
dann hat sich das alte, graue, zerstörerische System durchgesetzt.

Angesichts der verstörenden Botschaften aus der Landespoltiik sagen wir in
aller Klarheit: Dörfer und Wald lassen sich nicht spalten! Wenn wir
Menschen überleben wollen, dann muss das Klima und damit alle Dörfer und
der Wald gerettet werden. Wir erwarten seitens der Landesregierung endlich
klare Botschaften:


	Sofortiger Stopp aller Abriss- und Rodungsarbeiten

	Auf Wunsch von Betroffenen sofortiges Aussetzen von Umsiedlungsverhandlungen (Enteignungsverfahren und Umsiedlungsverhandlungen für Bleibewillige)

	Echte Beteiligung der Betroffenen und der Zivilgesellschaft insgesamt an der Entwicklung der neuen Leitentscheidung mit flexiblen Optionen

	Stillhalteabkommen Hambacher Wald: Verzicht auf Räumungen und damit Rodungen

	Verpflichtung des Bergbaubetreibers auch nach dem Ende des Abbaus für alle Folgeschäden aufzukommen.



Dafür zeigen wir am 23. März als HAMBI-SOLI-STERNSCHWEIF unsere Solidarität
und laden alle UnterstützerInnen ein mitzumachen.


Startpunkt Immerath

14 Uhr Versammeln und Beginn der Auftaktkundgebung an den
Domfundamenten

15 Uhr Start der gut 5 Kilometer langen Demostrecke nach Keyenberg

Auf der Auftaktkundgebung sprechen Menschen aus Immerath, der Region sowie
Menschen aus unterschiedlichen Akteursgruppen der Klimabewegung rund um den
Hambi.

Wir empfehlen ein Lunchpaket und ausreichend zu Trinken.




Die UnterzeichnerInnen der Pressemitteilung:

Alle Dörfer Bleiben / Aktionsbündnis "Stop Westcastor" / AntiAtom Bonn /
BUND NRW / BUND Rhein-Erft / Bundjugend NRW / Dachverband Kritische
Aktionärinnen und Aktionäre / Das Gelbe Band / Die Grünen Rhein-Erft / DIE
LINKE. Rhein-Erft / FKU e.V. / Ev. Gemeinde Düren / Fossil Free Aachen /
Fossil Free Hochsauerland / Fridays for Future Aachen / HambiCamp 2.0 /
Hambi-Support Aachen / Hambi-Support München / Initiative 3 Rosen e.V. /
Initiative Buirer für Buir /
Katholikenrat der Region Düren / Kirchenkreis Jülich / Klimaforum Detmold /
Leben ohne Braunkohle / NABU Kreisverband Düren / pax christi Gruppe
Erftstadt / P.R.O.e.V. (REGIOOEL) / Regionalratsfraktion DIE LINKE.

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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MELDUNG/104: Historische Textanalysen - Wie haben sich Texte im Laufe der Zeit verändert? (idw)


Universität Paderborn - 20.03.2019

Historische Textanalysen - Wie haben sich Texte im Laufe der Zeit
verändert?

Neues DFG-Projekt an der Uni Paderborn



In einem neuen Forschungsprojekt soll untersucht werden, wie sich Texte in
Tageszeitungen und der sogenannten Erbauungsliteratur während der
vergangenen Jahrhunderte verändert haben. Die Methode, die die
Wissenschaftler dabei anwenden, soll zu einem standardisierten Verfahren
der historischen Textanalyse werden. Neu bei der Vorgehensweise ist u. a.
die Kombination von vollautomatischer Textanalyse und manueller
Annotation. Neben den Prinzipien des Textsortenwandels geht es bei dem
Vorhaben auch um das Zusammenspiel mit gesellschaftlichen Entwicklungen.
Die DFG unterstützt das Projekt mit insgesamt rund 458.000 Euro.

In einem neuen Forschungsprojekt der Universität Paderborn soll untersucht
werden, wie sich Texte in Tageszeitungen und der sogenannten
Erbauungsliteratur während der vergangenen Jahrhunderte verändert haben.
Die Methode, die die Wissenschaftler dabei anwenden, soll zu einem
standardisierten Verfahren der historischen Textanalyse in der
Sprachwissenschaft werden. Neu bei der Vorgehensweise ist u. a. die
Kombination von vollautomatischer Textanalyse und manueller Annotation,
mit deren Hilfe alle Textebenen erfasst werden sollen. Neben den
Prinzipien des Textsortenwandels geht es bei dem Vorhaben auch um das
Zusammenspiel mit gesellschaftlichen Entwicklungen. Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) unterstützt das Projekt mit insgesamt rund
458.000 Euro.

"Aufgrund ihrer Bedeutung als maßgebliche Genres für breite
Bevölkerungsschichten sind Texte aus Zeitungen und der Erbauungsliteratur
wichtige historische Dokumente. Allerdings sind weder Textsorten der
Pressekommunikation im Zeitraum von 1830 bis 1930 noch solche der
Erbauungsliteratur von 1600 bis 1800 bisher umfassend in ihrem Wandel
beschrieben worden", sagt Prof. Dr. Britt-Marie Schuster von der
Universität Paderborn, die das Vorhaben leitet. Bei Erbauungsliteratur
handelt es sich um Texte und später Textsammlungen, die als Anleitungen
für ein frommes und ehrenhaftes Leben mit religiöser Motivation verstanden
werden können und die laut Schuster früher von einem Großteil der
Bevölkerung gelesen wurden. "Die Daten beider Genres decken zusammen
sowohl einen großen Zeitraum als auch ein breites Textsortenspektrum ab",
begründet Schuster deren Auswahl.

"Für die Studie nutzen wir mehrdimensionale Textsortenmodelle. Das heißt,
wir differenzieren unter anderem zwischen thematischen, funktionalen und
strukturellen aber auch zwischen sozialen und stilistischen Dimensionen
und wollen zeigen, wie sich die daraus ergebenden Muster in den
verschiedenen Textsorten manifestiert und weiterentwickelt haben." Die
Texte, die den Wissenschaftlern dabei als Grundlage dienen, liegen als
Korpora, also volldigitalisierte Textarchive, vor. Im Rahmen der Analyse
werden computerlinguistische Verfahren eingesetzt und um manuelle
Auswertungen ergänzt. Im Ergebnis sollen signifikante Merkmale und
musterhafte Ausprägungen der Textsorten für verschiedene Epochen
identifiziert werden.

Das Forschungsprojekt mit dem Titel "Die Evolution von komplexen
Textmustern: Entwicklung und Anwendung eines korpuslinguistischen
Analyseverfahrens zur Erfassung der Mehrdimensionalität des
Textmusterwandels" wird in Kooperation mit der Berlin-Brandenburgischen
Akademie der Wissenschaften durchgeführt und läuft bis 2022.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 20.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4264: Frankfurt - Jakuta Alikavazovic, Das Fortschreiten der Nacht, 15.04.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im April 2019

Mo 15.04., 19.30 h

Jakuta Alikavazovic: Das Fortschreiten der Nacht

Moderation (dt./frz.): Lena Bopp (F.A.Z.)

Deutscher Text: Stéphane Bittoun



Liebe in Zeiten zunehmender Angst

Ein Mann, eine Frau, eine asymmetrische Liebe. Liebende, die über
dreißig Jahre einen Walzer voller Ausweichschritte umeinander tanzen.
Er ist fasziniert von ihr. Alles an ihr ist ein Rätsel, ihr Kommen
und Gehen, ihr wilder Intellekt, ihre Schönheit sowie die Gerüchte,
die sie umgeben. Sie verschwindet, unbegreiflich für ihn. Nach
Bosnien, ins ehemalige Kriegsgebiet. Zehn Jahre später kehrt sie
zurück. Doch niemand entkommt den Phantomen der eigenen Geschichte,
die immer von Neuem beginnt. Elegant, evokativ und mit großem
literarischen Feingefühl erzählt die preisgekrönte Autorin Jakuta
Alikavazovic in "Das Fortschreiten der Nacht" von dem, was
unwiederbringlich verloren ist (Edition Nautilus). Und von dem, was
vielleicht noch gerettet werden kann.

Das deutsch-französische Gespräch führt Lena Bopp (F.A.Z.).

Aus der Übersetzung von Sabine Mehnert liest der Schauspieler
Stéphane Bittoun.

Mit freundlicher Unterstützung des Institut franco-allemand IFRA /
Institut français Frankfurt.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im April 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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VORTRAG/8449: Wertheim - Lea Rieck berichtet über Motorradweltreise am 29. März 2019


Stadt Wertheim

Lea Rieck berichtet über Motorradweltreise

Journalistin bereiste in 18 Monaten 50 Länder



Wertheim. Sich trauen oder nur davon träumen? Lea Rieck hatte diese
Frage 2016 klar für sich beantwortet: Sie kündigte ihren Job, löste
ihren Haushalt auf und machte sich mit dem Motorrad auf eine Reise um
die Welt. In ihrer Lesung "Sag dem Abenteuer, ich komme" berichtet sie
am Freitag, 29. März, um 19.30 Uhr in der Stadtbücherei Wertheim von
vielen interessanten Erlebnissen und spannenden Begegnungen.

Die Entscheidung, ihren Traum zu verwirklichen, traf Lea Rieck eher
spontan: 18 Monate, 50 Länder, sechs Kontinente und 90.000 Kilometer -
nur ihr Motorrad und sie, ganz allein. Gleich zu Beginn ihrer
Unternehmung erlebte die Journalistin den Militärputsch in Istanbul,
eine neue Bekanntschaft entpuppte sich als russischer Scharfschütze
und in einer Hochwüste verbrannte sie sich die Augen. Rieck hat viel
auf ihrer Reise gelernt, auch über sich selbst.

Die Weltreise führt sie vorbei an 8000 Meter hohen Bergen in Pakistan,
durch Tempel und Paläste in Indien, an die sicheren Ufer von
Australien, in die trockenste Wüste der Welt in Chile und Bolivien -
und am Ende wieder zurück nach Deutschland. Lea Rieck erlebte
Hoch- und Tiefpunkte des Alleinreisens und begann die Welt mit anderen
Augen zu sehen. In ihrem Buch "Sag dem Abenteuer, ich komme" hat sie
alles Erlebte verarbeitet. Es handelt von Mut und Gelassenheit, Glaube
an sich selbst und an andere, Empathie, Hoffnung und Entschlossenheit,
aber auch großer Dankbarkeit.

Lea Rieck, geboren 1986 in München, machte ihren Magister Artium in
Kunstgeschichte, BWL und Jura an der Ludwig-Maximilians-Universität.
Sie arbeitet in München als Journalistin und Beraterin in der
digitalen Konzeption. Reportagen über ihre Reisen erschienen unter
anderem in der FAS, der Welt, der Süddeutschen Zeitung und Glamour.

Der Eintritt kostet acht Euro, mit Familienpass 4,40 Euro. Karten gibt
es im Vorverkauf in der Stadtbücherei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. März 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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MESSE/667: Kulturstaatsministerin Grütters eröffnet Leipziger Buchmesse (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 21. März 2019

Kulturstaatsministerin Grütters eröffnet Leipziger Buchmesse

"Demokratie braucht Sprachkünstler, Querdenker und Freigeister"



Die Staatsministerin für Kultur und Medien, Monika Grütters, hat heute vor
rund 2.000 Gästen, darunter Autorinnen und Autoren sowie Vertreterinnen und
Vertreter der Buchbranche, Politik und Kultur, die Leipziger
Buchmesse feierlich eröffnet.

Bei dem Festakt im Leipziger Gewandhaus sagte sie: "Als Branchentreff und
Mekka für Buchliebhaber belebt und beflügelt die Leipziger Buchmesse nicht
nur das Geschäft mit dem Konsumgut Buch, sondern auch die Wertschätzung für
das Kulturgut Buch. Demokratie braucht Sprachkünstler, Querdenker und
Freigeister - und dazu Verlegerinnen und Verleger, die sich als deren
Wegbereiter verstehen. Deshalb können und dürfen wir
nicht tatenlos zusehen, wie die literarische Vielfalt zum Beispiel durch
Konzentrationsentwicklungen auf dem Buchmarkt oder durch gerichtliche
Grundsatzentscheidungen zulasten der Verlage aus dem Gleichgewicht gerät."

Monika Grütters weiter: "Um die Bedeutung unabhängiger Verlage zu würdigen
und den Mut zum verlegerischen Risiko zu fördern, loben wir nach dem
Vorbild des sehr erfolgreichen Deutschen Buchhandlungspreises einen
Deutschen Verlagspreis aus. Dieser Preis ist gleichermaßen eine
Liebeserklärung an das Kulturgut Buch wie eine öffentliche Kampfansage an
die Degradierung dieses Kulturguts zur bloßen Handelsware. Es lohnt sich
nachzudenken, zu streiten und zu kämpfen - für künstlerische Freiheit, für
verlegerische Vielfalt, für ein dichtes Netz an Buchhandlungen, auf dass
das Kulturgut Buch eine Zukunft hat."

Im Rahmen der Eröffnung der Leipziger Buchmesse ist auch der Leipziger
Buchpreis zur Europäischen Verständigung verliehen worden, der zu den
wichtigsten Literaturpreisen in Deutschland zählt. In diesem Jahr
geht der Preis an die russisch-US-amerikanische Journalistin und
Schriftstellerin Masha Gessen für ihr Buch "Die Zukunft ist Geschichte. Wie
Russland die Freiheit gewann und wieder verlor".

Die Buchmesse Leipzig findet vom 21. bis 24. März 2019 statt. Rund 2.600
Aussteller aus 46 Ländern sind auf der Messe vertreten. Das diesjährige
Gastland ist die Tschechische Republik.

Weitere Informationen unter:

www.leipziger-buchmesse.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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MESSE/666: Leipziger Lesekompass 2019 - Diese Bücher bringen Kinder zum Lesen (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (21. bis 24. März
2019)

Pressemeldung vom 18. März 2019

Leipziger Lesekompass 2019: Diese Bücher bringen Kinder zum 
Lesen

Stiftung Lesen und Leipziger Buchmesse zeichnen 30 (Hör-)Bücher aus /
Zentrale Themen sind Umweltschutz und Ausgrenzung / Erstmals
Kinderjury an der Auswahl beteiligt



Leipzig/Mainz, 18. März 2019. Die Stiftung Lesen und die Leipziger
Buchmesse haben gemeinsam 30 aktuelle Bücher und Hörbücher für Kinder
und Jugendliche mit dem Leipziger Lesekompass prämiert. Die
Auszeichnung würdigt seit 2012 Medien, die sich besonders gut zur
Leseförderung eignen. Ziel der Initiatoren ist es, Eltern,
ehrenamtlich Engagierten sowie Fachkräften in Kita, Schule, Bibliothek
und Buchhandel eine Orientierung für die jährlich über 9.000
Neuerscheinungen im Kinder- und Jugendbuchbereich zu bieten. Eine
19-köpfige Fach-, eine Jugend- und eine Kinderjury haben gemeinsam je
zehn Titel für drei Altersgruppen ausgewählt: 2 bis 6 Jahre, 6 bis 10
Jahre und 10 bis 14 Jahre.


Themen des Leipziger Lesekompass

Dr. Jörg F. Maas, Hauptgeschäftsführer der Stiftung Lesen, lobt die
Aktualität und Gegenwartsnähe der diesjährigen Auswahl: "Der Leipziger
Lesekompass ist nah dran an den großen Fragen unserer Zeit. Viele der
Bilder-, Vorlese- und Erstlesebücher drehen sich um Natur und
Umweltschutz. Mit prägnanten Illustrationen, einem meterlangen
Leporello und DIY-Ratgebern erfahren die Zwei- bis Zehnjährigen, wie
vielfältig und schützenswert Flora und Fauna sind. Im Jugendbuch
dominieren die Themen Anderssein und Ausgrenzung: Was bedeutet es,
eine andere Hautfarbe zu haben, ohne Vater aufzuwachsen oder unbeliebt
zu sein? Die aufrichtig erzählten Geschichten zeugen von einem
beeindruckenden Gespür für die Konflikte junger Menschen."


Erstmals Kinderjury im Einsatz

Zum ersten Mal haben Kinder in der Kategorie 6 bis 10 Jahre über die
Buchauswahl mitentschieden. Oliver Zille, Direktor der Leipziger
Buchmesse, betont: "Ich freue mich, dass wir neben der Jugendjury in
diesem Jahr auch eine Kinderjury einberufen konnten. Die Meinungen der
6- bis 10-Jährigen bereichern den Leipziger Lesekompass und zeigen uns
noch deutlicher, welche Geschichten, Formate und Illustrationen
überzeugen. So löst der Leipziger Lesekompass im achten Jahr seines
Bestehens mehr als je zuvor sein Versprechen ein, die Kinder von heute
fürs Lesen zu begeistern."

 * 


2 bis 6 Jahre

Bernd Penners / Henning Löhlein: Welches Tier ist anders hier? 

Ravensburger Buchverlag

Pappbilderbuch ab ca. 2 bis 3 Jahren

Rachel Bright / Jim Field / Pia Jüngert: Die Streithörnchen

Magellan Verlag

Bilderbuch ab ca. 3 bis 4 Jahren

Ulf Nilsson / Heike Herold / Ole Könnecke: Mein Papa und ich 

Moritz Verlag

Vorlesebuch ab ca. 4 Jahren

Elizabeth Dale / Paula Metcalf / Paul Maar: Echte Bären fürchten sich
nicht

Oetinger Verlag

Bilderbuch ab ca. 4 Jahren

Oliver Jeffers/Anna Schaub: Hier sind wir. Anleitung zum Leben auf der
Erde

NordSüd Verlag

Sachbilderbuch ab ca. 4 Jahren

Magnus Weightman / Hermien Stellmacher: Ein Biber reist um die Welt -
und entdeckt, wie die Tiere wohnen

Loewe Verlag (Naturkind)

Bilderbuch ab ca. 3 Jahren

Sophie Schoenwald / Lea Johanna Becker: Schieb den Wal zurück ins
Meer

Boje Verlag

Bilderbuch ab ca. 4 Jahren

Duncan Beedie / Kristina Kreuzer: Willibarts Wald

Magellan Verlag

Bilderbuch ab ca. 4 Jahren

Giovanna Zoboli / Mariachiara di Giorgio: Krokodrillo

Bohem Verlag

Bilderbuch ab ca. 3 Jahren

Julie Leuze / Martin Baltscheit: Das Rumpelding, seine kleinen,
mutigen Freunde und die große, weite Welt 

Silberfisch

Hörbuch ab ca. 5 Jahren


6 bis 10 Jahre

Charlotte Guillain / Yuval Zommer / Ute Löwenberg: Unter meinen Füßen.
Die Reise zum Mittelpunkt der Erde

Prestel Verlag

Sachbuch ab ca. 6 Jahren

Zapf: Drachen an den Start. Entscheide du, wie es weitergeht

Tulipan Verlag

Erstlesebuch ab ca. 7 Jahren

Alex Rühe / Axel Scheffler: Zippel, das wirklich wahre Schlossgespenst


dtv Verlag

Vorlesebuch ab ca. 6 Jahren

Martin Verg / Torsten Saleina: Das streng geheime Räuberhandbuch. Nur
echt mit dem Räuber Hotzenplotz

Thienemann Verlag

Sachbuch ab ca. 8 Jahren

Ute Krause / Stefan Kaminski: Theo und das Geheimnis des schwarzen
Raben

cbj audio

Hörbuch ab ca. 9 Jahren

Christian Tielmann / Alexander von Knorre: Ein Kaugummi für die
Mumie

Fischer Duden

Erstlesebuch ab ca. 6 Jahren

Kallie George / Stephanie Graegin / Karolin Viseneber: Das kleine
Waldhotel. Ein Zuhause für Mona Maus

Egmont Schneider

Vorlesebuch ab ca. 7 Jahren

Barbara Iland-Olschewski / Stefanie Jeschke: Tiergeister AG. Achtung,
gruselig!

arsEdition

Kinderroman ab ca. 8 Jahren

Silke Lambeck / Barbara Jung: Mein Freund Otto, das wilde Leben und
ich 

Gerstenberg Verlag

Erzählung ab ca. 8 Jahren

Philip Waechter: Toni. Und alles nur wegen Renato Flash

Beltz & Gelberg

10 bis 14 Jahre

Valija Zinck / Annabelle von Sperber: Drachenerwachen

Fischer KJB

Fantastischer Roman ab ca. 10 Jahren

Mathilda Masters / Louize Perdieus / Stefanie Ochel: 321 Dinge, die du
unbedingt wissen musst

Hanser Verlag

Sachbuch ab ca. 11 Jahren

Christoph Scheuring: Absolute Gewinner

Magellan Verlag

Roman ab ca. 12 Jahren

Frank Cottrell Boyce / Beate Schäfer: Alle lieben George. Keiner weiß
wieso

dtv short

Easy Reader ab ca. 12 Jahren

Marie Lu / Sandra Knuffinke / Jessika Komina: Warcross. Das Spiel ist
eröffnet

Loewe Verlag

Roman ab ca. 14 Jahren

Anna Woltz / Andrea Kluitmann: Für immer Alaska

Carlsen Verlag

Erzählung ab ca. 11 Jahren

Annette Herzog / Katrine Clante / Rasmus BregnhØi: Herzsturm -
Sturmherz 

Peter Hammer Verlag

Graphic Novel ab ca. 12 Jahren

Jason Reynolds / Anja Hansen-Schmidt / Jörg Pohl: Ghost. Jede Menge
Leben

Hörcompany

Hörbuch ab ca. 12 Jahren

Lena Hach / Katja Berlin: Grüne Gurken

Mixtvision Verlag

Roman ab ca. 12 Jahren

Elisabeth Herrmann: Zartbittertod

cbj Verlag

Kriminalroman ab ca. 14 Jahren

 * 

Rund um den Leipziger Lesekompass: Material, Ausstellung, Workshops
Nach der Veröffentlichung des Leipziger Lesekompass 2019 stehen
didaktische Materialien zu den prämierten Kinder- und Jugendmedien zum
Download bereit: www.leipziger-lesekompass.de. Während der Leipziger
Buchmesse können sich die Messebesucher in einer Ausstellung sowie in
drei Workshops über den Leipziger Lesekompass informieren:

Ausstellung der Siegertitel

täglich 10 bis 18 Uhr | Halle 2 / B 501

Workshop I: Frisch von der Buchmesse ins Klassenzimmer

Wie können Lehrkräfte die Titel des Leipziger Lesekompasses für die
schulische Leseförderung nutzen?

Donnerstag, 21. März, 14 bis 15 Uhr | CCL Vortragsraum 12

Workshop II: Mit dem Leipziger Lesekompass neue Leser gewinnen

Die besten Medien mit Leseförderpotenzial für Kinder und Jugendliche:
Was zeichnet die Siegertitel des Leipziger Lesekompass aus und wie
können sie im Buchhandel und in Bibliotheken vermittelt werden?

Freitag, 22. März, 11.45 bis 12.45 Uhr | CCL Vortragsraum 11

Workshop III: Mit Bilderbüchern die Welt entdecken

Veranstaltung für Eltern zu den mit dem Leipziger Lesekompass
ausgezeichneten Bilderbüchern

Sonntag, 24. März, 10.30 bis 11 Uhr | Lese-Treff: Halle 2 / G420/E421

Die Stiftung Lesen arbeitet dafür, dass Lesen Teil jeder Kindheit und
Jugend wird. Denn Lesefreude und Lesekompetenz sind wichtige
Voraussetzungen für die persönliche Entwicklung und ein erfolgreiches
Leben. Als operative Stiftung führt sie in enger Zusammenarbeit mit
Bundes- und Landesministerien, wissenschaftlichen Einrichtungen,
Stiftungen, Verbänden und Unternehmen breitenwirksame Programme sowie
Forschungs- und Modellprojekte durch. Dazu zählen der "Bundesweite
Vorlesetag", der "Welttag des Buches" und "Lesestart - Drei
Meilensteine für das Lesen", ein bundesweites frühkindliches
Leseförderprogramm, das vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung finanziert wird. Die Stiftung Lesen steht unter der
Schirmherrschaft des Bundespräsidenten und wird von zahlreichen
prominenten Lesebotschaftern unterstützt. Mehr unter
www.stiftunglesen.de

Die Leipziger Buchmesse ist Literatur- und Bildungsmesse zugleich. Der
Bereich "FOKUS BILDUNG" fasst alle ausstellungs- und programmseitigen
Angebote zum Thema Bildung zusammen. Die Inhalte reichen von
frühkindlicher bis hin zur schulischen Bildung in der Abiturstufe. So
erhalten Erzieher, Lehrer und Pädagogen einen umfassenden Überblick
über bildungsrelevanten Themen für eine erfolgreiche und nachhaltige
Arbeit: www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

www.preis-der-leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. März 2019

Leipziger Messe GmbH

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

Telefon +49 341 678-0, Telefax +49 341 678-8762

E-Mail: info@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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PODIUM/237: Berlin Buchpremiere - Raffaella Romagnolo, »Bella Ciao«, 25.04.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2019

Do 25.4., 19:30 Uhr

Raffaella Romagnolo »Bella Ciao«

Buchpremiere

7 EUR / erm. 4 EUR



Raffaella Romagnolo im Gespräch mit Elisa Primavera-Lévy

1946 kommt Giulia Masca als gemachte Frau zurück in das
Städtchen ihrer Kindheit in Piemont, wo sie noch eine Rechnung offen
hat: Vor fast fünfzig Jahren wurde sie hier von ihrer Freundin Anita
und ihrem Verlobten hintergangen, weshalb Giulia auswanderte und sich
in New York eine neue Existenz aufbaute. Während für sie der
amerikanische Traum wahr wurde, erleben die Gefährten ihrer Jugend
zwei Weltkriege, das Aufkommen des Faschismus und den
Partisanenkampf. Nach und nach erfährt Giulia, wie es ihrer Freundin
ergangen ist: Geschichten von Krieg und Leid, von Mut und Liebe, aus
der Mitte des 20. Jahrhunderts.

Mit der Autorin unterhält sich Elisa Primavera-Lévy, Redakteurin von
»Sinn und Form«.

In italienischer Sprache mit deutscher Simultanübersetzung von
Johannes Ampel

Raffaella Romagnolo »Bella Ciao«, Diogenes Verlag, 2019

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Italienischen

Kulturinstitut Berlin

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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PODIUM/236: Berlin Buchpremiere - Jörg-Uwe Albig, »Zornfried«, 08.04.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2019

Mo 8.4., 19:30 Uhr

Jörg-Uwe Albig »Zornfried«

Buchpremiere

7 EUR / erm. 4 EUR



Jörg Uwe Albig im Gespräch mit Janika Gelinek

Tief im Spessart liegt die Burg Zornfried. Dort versammeln sich die
Vordenker einer Neuen Rechten, darunter ein Dichter, Storm Linné,
dessen Gedichte von Blut und Weihe triefen. Von der Aussicht auf eine
spektakuläre Reportage angelockt, kommt auch der Journalist Jan Brock
nach Zornfried, um sich den Dichter und sein eigenartiges Gefolge
genauer anzusehen. Doch zwischen Militariasammlungen und Predigten
über die Hierarchien des artenreinen deutschen Waldes, verwischen
allmählich die Grenzen von Beobachtung und Teilnahme.

Jörg-Uwe Albigs Satire über die neurechten Bewegungen unserer
Gegenwart durchleuchtet nicht nur den bisweilen sensationsfreudigen
Eifer der Medien auf der Suche nach dem nächsten Scoop, sondern wirft
auch die Frage auf, wie man eigentlich rechte Lyrik im Stil von Storm
Linné »macht« .

Jörg-Uwe Albig »Zornfried«, Klett-Cotta, 2019

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/667: Münster - Lesetipps in der Stadtbücherei am 27. März 2019


Stadt Münster

Lesetipps in der Stadtbücherei



Münster (SMS) Der Frühling ist da und mit ihm viele aktuelle
Buchtitel. Regina Hermsen und Andrea Koopmann von der Buchhandlung
Buchfink (Wolbeck) haben das Angebot gesichtet. Sie stellen
lesenswerte neue Romane für Erwachsene, beeindruckende Bilderbücher
sowie spannende Kinder- und Jugendbücher vor. 

Die Lesetipps gibt es am Mittwoch, 27. März, um 17 Uhr in der 
Kulturetage der Stadtbücherei, Alter Steinweg 11. 

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. März 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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MELDUNG/317: Türkei - Amnesty-Vertreter und andere Menschenrechtler weiter unschuldig vor Gericht


Amnesty International - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Türkei: Amnesty-Vertreter und andere Menschenrechtler weiter unschuldig
vor Gericht



Amnesty International fordert Freisprüche für Taner Kılıç,
İdil Eser, Peter Steudtner und weitere Aktivisten. Das Verfahren wurde
am heutigen Gerichtstermin auf den 16. Juli vertagt.

BERLIN, 21.03.2019 - Der Prozess in Istanbul gegen Taner Kılıç,
Ehrenvorsitzender der türkischen Sektion von Amnesty International, den
deutschen Menschenrechtler Peter Steudtner, die frühere türkische
Amnesty-Direktorin İdil Eser und acht weitere Menschenrechtsaktivisten
ist heute ohne den lange überfälligen Freispruch fortgesetzt worden. Dazu
äußert sich Janine Uhlmannsiek, Expertin für Europa und Zentralasien bei
Amnesty International in Deutschland:

"Die elf Menschenrechtler hätten heute freigesprochen werden müssen. Dass
der Prozess inzwischen schon fast anderthalb Jahre läuft, obwohl keinerlei
Beweise vorliegen, zeigt ganz deutlich, wie die türkische Strafjustiz
instrumentalisiert wird, um kritische Stimmen einzuschüchtern. Für die
Angeklagten bedeutet das weitere Monate des Abwartens - Monate, in denen
sie befürchten müssen, zu Unrecht verurteilt zu werden."

"Die Vorwürfe gegen Taner Kılıç, Peter Steudtner, İdil Eser
und die anderen Menschenrechtler sind vollkommen haltlos. Im Laufe der
sieben Prozesstage wurden die absurden Anschuldigungen der türkischen
Behörden umfassend widerlegt. Es ist eindeutig, dass die elf Angeklagten
einzig und allein wegen ihres Einsatzes für die Menschenrechte vor Gericht
stehen."

"Neun der elf Menschenrechtler haben monatelang im Gefängnis gesessen,
unser Kollege Taner Kılıç weit über ein Jahr. Weiterhin drohen
ihnen bis zu 15 Jahre Haft. Sie gehören damit zu der Vielzahl von Menschen,
die in der Türkei derzeit willkürlich und entgegen rechtsstaatlicher
Grundsätze angeklagt oder sogar inhaftiert sind."


Hintergrund

Der Ehrenvorsitzende der türkischen Sektion von Amnesty International,
Taner Kılıç, und die als "Istanbul 10" bekannt gewordenen
Menschenrechtler, unter ihnen die frühere Direktorin von Amnesty
International in der Türkei, İdil Eser, und der deutsche
Menschenrechtstrainer Peter Steudtner, wurden im Sommer 2017 inhaftiert. Im
Oktober 2017 begann der Prozess gegen die elf Menschenrechtsverteidiger.
Ihnen werden ohne Vorlage jeglicher Beweise Mitgliedschaft beziehungsweise
Unterstützung einer "terroristischen Organisation" vorgeworfen. Am 25.
Oktober 2017 wurden die acht noch inhaftierten Menschenrechtler der
"Istanbul 10" nach fast vier Monaten aus der Untersuchungshaft entlassen.

Taner Kılıç blieb mehr als 14 Monate im Gefängnis. Ein
hochrangiger Vertreter einer internationalen Menschenrechtsorganisation saß
damit mehr als ein Jahr in Haft - ein dramatisches Zeichen für die
Menschenrechtslage in der Türkei, aber auch für den Menschenrechtsschutz
weltweit. Am 15. August 2018 wurde Taner Kılıç aus der
Untersuchungshaft entlassen. Doch der Prozess gegen ihn und die Istanbul 10
läuft weiter. Der nächste Prozesstag findet am 16. Juli 2019 statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/737: Immer mehr Entführungen im Bürgerkrieg in Kamerun 


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Immer mehr Entführungen im Bürgerkrieg in Kamerun:

Fußballmannschaft entführt - Konfliktparteien müssen sich zum Schutz
der Zivilbevölkerung verpflichten



Am gestrigen Mittwoch wurde eine Fußballmannschaft der Universität in
Buea entführt. Es war bereits die vierte politisch motivierte
Entführung in den anglophonen Regionen innerhalb von zwei Tagen. Die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert die Konfliktparteien
nachdrücklich auf, sich zum Schutz der Zivilbevölkerung zu
verpflichten. Die Zivilisten zahlten einen hohen Preis für die
Weigerung der Regierung, eine politische Lösung der Krise zu
ermöglichen.

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) blickt mit Sorge auf die
vermehrten Entführungen im Konflikt um die anglophonen Regionen des
Kamerun. Am gestrigen Mittwoch war eine fünfzehnköpfige
Fußballmannschaft der Universität in Buea entführt worden. Es war
bereits die vierte politisch motivierte Entführung in den anglophonen
Regionen innerhalb von zwei Tagen. Die Menschenrechtsorganisation
fordert die Konfliktparteien nachdrücklich auf, sich zum Schutz der
Zivilbevölkerung zu verpflichten. Geiselnahmen und andere Übergriffe
auf Zivilisten müssten unterbunden werden.

"Die zunehmende Gewalt gegen Schüler, Studenten, Politiker und
Reisende schürt Angst und Schrecken in der Zivilbevölkerung der
umkämpften Regionen. Die Zivilisten zahlen einen hohen Preis für die
Untätigkeit der Regierung, die jeden Dialog ablehnt. Eine politische
Lösung der Krise wäre aber dringend geboten", erklärte Ulrich Delius,
Direktor der Gesellschaft für bedrohte Völker am Donnerstag in
Göttingen.

Am Dienstag war Ndombe Bosso, Trainer der lokalen Fußballmannschaft
Yong Sport, in der Stadt Bamenda verschleppt worden. Am Abend des
gleichen Tages wurde er von seinen Entführern freigelassen. Am
Mittwoch wurde der frühere Staatssekretär im Justizministerium
Emmanuel Ngafeson Banta aus seinem Haus in der Nähe von Bamenda
verschleppt. Auch er kam später unbehelligt wieder frei. Ebenfalls am
Mittwoch wurde ein Reisebus mit 80 Fahrgästen zwischen Buea und Kumba
im Südwesten des Landes ausgeraubt und sieben Stunden lang
festgehalten. Auch hier werden bei den Entführern politische Motive
vermutet. Viele Straßen in den Bürgerkriegsgebieten gelten als nicht
mehr sicher, es kommt regelmäßig zu Geiselnahmen und Erpressungen von
Lösegeld. Die Angreifer wollen mit ihren Entführungen offenbar
zeigen, dass die Sicherheitskräfte die Zivilbevölkerung nicht wirksam
schützen können.

Rund 460.000 Menschen sind inzwischen auf der Flucht vor der Gewalt
in den anglophonen Regionen im Nordwesten und Südwesten des Landes.
Rund 437.000 von ihnen haben in frankophonen Gebieten Schutz
gefunden, mehrere zehntausend weitere hat das Nachbarland Nigeria
aufgenommen. Seit November 2016 kämpfen bewaffnete Bewegungen in den
anglophonen Regionen für einen unabhängigen englischsprachigen Staat.

Trotz zahlreicher Appelle aus dem In- und Ausland ist Kameruns
Staatspräsident Paul Biya nicht zu einem glaubwürdigen politischen
Dialog mit den nach Unabhängigkeit strebenden Kräften bereit, um die
Krise zu lösen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.
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MELDUNG/168: Weltwassertag - Recht auf Wasser weltweit verletzt


Fian - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Weltwassertag am 22. März

Recht auf Wasser weltweit verletzt



Am 28. Juli 2010 hat die UN-Generalversammlung mit der Resolution 64/292
das Recht auf Wasser offiziell anerkannt. Anlässlich des Weltwassertags am
22. März macht die Menschenrechtsorganisation FIAN darauf aufmerksam, dass
dennoch 2,1 Milliarden Menschen keinen Zugang zu sauberem und durchgängig
verfügbarem Trinkwasser besitzen. Betroffen sind vor allem ärmere Regionen
der Welt und dort vor allem ländliche und indigene Gebiete. Zu den Ursachen
gehören Diskriminierung marginalisierter Bevölkerungsgruppen, Klimawandel,
Bergbau, Industrie sowie der Ausbau von städtischer Infrastruktur und
industrieller Landwirtschaft.

Ein Beispiel für die Bedrohung des Rechts auf Wasser durch Bergbauprojekte
ist der Fall der indigenen und bäuerlichen Bevölkerung von Kimsacocha in
der Provinz Azuay im Süden Ecuadors. Das im Jahr 2002 initiierte Projekt
Loma Larga des kanadischen Unternehmens IAMGOLD liegt in Macizo Cajas,
einem Gebiet mit hohem ökologischen Wert und vielen Wasserquellen. Obwohl
die UNESCO das Gebiet als Biosphärenreservat anerkannt hat und es Teil des
ecuadorianischen Systems der Schutzgebiete ist, werden die
Explorationsarbeiten weiter durchgeführt.

Das Menschenrecht auf Wasser ist in der ecuadorianischen Verfassung
verankert und hat Vorrang vor wirtschaftlichen und industriellen
Interessen. Das ecuadorianische Parlament hat 2008 beschlossen, dass
Bergbaukonzessionen in Gebieten, in denen es Wasserquellen gibt,
zurückgenommen werden. Allerdings wird das Projekt Loma Larga weiter
vorangetrieben - mit verheerenden Folgen für die Gemeinden in Kimsacocha.
Hierzu zählen ein verminderter Wasserstand der Flüsse und die Verschmutzung
des Grundwassers. Das Recht auf Wasser ist nicht nur unentbehrlich zur
Gewährleistung der Rechte auf Nahrung und Leben. Wasser hat auch eine
spirituelle Bedeutung für die Gemeinden von Kimsacocha.

Seit Beginn des Projekts protestierten die Gemeinden auf nationaler und
internationaler Ebene friedlich gegen Loma Larga, sowohl mit politischen
als auch mit rechtlichen Mitteln. Infolgedessen wurden viele Personen
verfolgt und kriminalisiert. Zu den Kritikpunkten gehört, dass der
ecuadorianische Staat vorab keine Konsultationen durchgeführt hat. Dies
verstößt sowohl gegen die Verfassung als auch gegen die ILO-Konvention 169.
Erst durch langjährigen Druck der Zivilgesellschaft haben die betroffenen
Gemeinden eine Konsultation erwirken können, bei der sie erstmalig mit über
die Zukunft des Bergbauprojekts entscheiden dürfen. Diese ist für den 24.
März angesetzt.

FIAN Deutschland fordert:


	die Einhaltung nationaler Gesetze und internationaler Abkommen wie zum Beispiel des UN-Sozialpakts; die Rechte der Menschen müssen über wirtschaftliche Interessen gestellt werden;

	Gewährleistung des Rechts auf Wasser der von dem Projekt Loma Larga betroffenen Gemeinden in Kimsacocha;

	Stopp von Verfolgung und Kriminalisierung;

	Stopp des Boykotts der Konsultation durch staatliche Institutionen;

	Respektierung des Ergebnisses der Konsultation vom 24. März und Durchführung der hierfür erforderlichen Maßnahmen.



 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2019
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STANDPUNKT/322: Verleumdungs-Kampagne gegen Greta Thunberg (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Verleumdungs-Kampagne

Mit allen Mitteln versuchen die Profiteure der Klimakatastrophe
die positiven Impulse Greta Thunbergs zu diskreditieren

Von Dirk C. Fleck, Rubikon, 20. März 2019



Über Jahrzehnte hieß es, "die Jugend" sei passiv, nur technikverliebt
und politisch uninteressiert. So nörgelten vor allem die Älteren. Und
wenn sich mal eine junge, ein mutige und kreative Bewegung bildet, die
die Verhältnisse aufmischt? Dann nörgeln Ältere ebenfalls an ihr
herum. Greta Thunberg, die erst 16-jährige schwedische Umwelt-
Aktivistin, hat schon jetzt Großes bewirkt - nicht nur gemessen an
ihrem Alter. Natürlich können die Beharrungskräfte, die unsere Umwelt
an den Rand des Abgrunds getrieben und die Interessen künftiger
Generationen nach dem Motto "Nach uns die Sintflut" mit Füßen getreten
haben, das nicht auf sich sitzen lassen. Schon laufen boshafte
Kampagnen mit dem Ziel, Greta lächerlich zu machen, sie als
unprofessionell und als Marionette diverser PR-Interessen abzukanzeln.
Verhindern wir, dass auch dieser wertvolle Impuls wieder kaputt
gemacht wird! Reihen wir uns ein - auch als nicht mehr ganz so Junge -
in eine große Protestbewegung für das Überleben unseres Planeten!

Aus der Halle drangen Schreie, der Boden bebte unter dem Getrampel
 der Eindringlinge. Baro nahm den Überfall der jugendlichen Horde
 wie im Traum war. Ein junger Mann, nein, ein Kind steckte seinen
 Kopf durch die Tür des Salons und befahl ihn heraus. Er stellte
 sich zu den anderen Heiminsassen auf den Gang. Es war eine
 gespenstische Situation: dort die grimmig dreinblickenden
 Jugendlichen, hier die festlich herausgeputzte, vor Angst
 schlotternde Abendgesellschaft der Alten.



Schließlich löste sich eine junge Frau aus den Reihen der
 Jugendlichen. Provozierend langsam schritt sie die Front der Alten
 ab, inspizierte sie so abschätzig, wie ein Arzt die Kandidaten bei
 der Musterung. "Lächerlich", sagte sie schließlich und gab das
 Zeichen zum Abmarsch. Lächerlich. Mehr nicht. Baro hätte sich kein
 vernichtenderes Urteil über seine Generation vorstellen können.



Dies sind Sätze aus meinem Roman "GO! - Die Ökodiktatur", der bereits
vor 26 Jahren erschienen ist. In dem besagten Kapitel stürmen
Jugendliche eine "Altensiedlung", in der Politiker, Wirtschaftsführer,
Journalisten, Werber und andere Vertreter der ehemaligen Eliten
konzentriert sind, für die es in der Gesellschaft keine Verwendung
mehr gibt.

Ich erinnerte mich an diese Passage, nachdem ich am 1. März in Hamburg
auf einer Fridays-for-Future-Demo Zeuge wurde, wie die 16 Jahre alte
Schwedin Greta Thunberg vor mehr als dreitausend Schülern den
Verantwortlichen in Politik und Wirtschaft die Leviten las. Sie
versprach, dass man den Schulstreik so lange aufrechterhalten werde,
bis ernsthaft erkennbar wird, dass der Klimaschutz ganz oben auf der
politischen Agenda steht.

Da dies vermutlich nicht oder nicht rechtzeitig genug geschehen wird,
werden eben jene als "die größten Schurken der Geschichte" -
Originalton Greta Thunberg - in Erinnerung bleiben, die es in
verantwortlicher Position haben geschehen lassen. Sie haben
zugelassen, dass die kommenden Generationen nichts anderes zu tun
haben werden, als das schreckliche Erbe auszulöffeln, das wir, die
Tätergeneration, ihnen hinterlassen.

Lächerlich. Baro hätte sich kein vernichtenderes Urteil über seine
 Generation vorstellen können.



Dass die Bewertung der jungen Revoluzzerin aus meinem Roman den Nagel
auf den Kopf trifft, zeigt sich überdeutlich an den Reaktionen auf die
von Greta Thunberg losgetretene Klimaschutzbewegung, die vor allem
durch ihre radikalen Forderungen besticht.

In zuvor nie da gewesener Offenheit schleuderte die junge Schwedin den
versammelten Staatschefs auf der 24. (!) Weltklimakonferenz folgenden
Satz entgegen: "Sie alle hier haben ja nicht einmal den Mut, die
Tatsachen zu benennen. Selbst diese Last laden Sie uns Kindern auf!"

Diese Art von Klartext ist man in den abgehobenen Kreisen unserer
politischen Entscheidungsträger nicht gewohnt. Schon gar nicht von
Kindern, deren Demos man ja schlecht mit Wasserwerfern,
Gummigeschossen und Tränengas auflösen kann. Deren Zulauf man
zähneknirschend, aber lächelnd zur Kenntnis nehmen muss.

Wie etwa EU-Kommissionschef Jean-Claude Juncker, der bei einem Treffen
mit Greta Thunberg in Brüssel die neue Schülerbewegung ausdrücklich
lobte:

"Ich begrüße sehr, was junge Menschen zur Zeit in Europa bewirken,
 ich habe die letzten Jahre oft bedauert, dass junge Menschen sich
 eigentlich nicht ins Zeug werfen, wenn es darum geht, wichtige
 Dinge von der Stelle zu bewegen."



Wie verlogen kann man sein? Was zum Teufel hat seine Kaste, deren
Aufgabe es wäre, wichtige Dinge wie den Klimaschutz von der Stelle zu
bewegen, denn bisher geleistet? Erinnert sich jemand an das Foto, auf
dem er sich hinabbeugt und der kleinen Greta die Hand küsst? Brrrr.
Gänsehaut, die auch nach dem Betrachten des Bildes noch eine Weile
anhält.

Wie unvorbereitet das jugendliche Erwachen die im eigenen Saft
schmorenden "Volksvertreter" getroffen hat und wie stümperhaft damit
umgegangen wird, lässt sich auch an den Personen Merkel und Lindner
festmachen. Unsere Kanzlerin fühlte sich zunächst völlig überfahren.
Auf der Münchner Sicherheitskonferenz sprach sie von "hybrider
Kriegsführung", mit der vor allem Russland gezielt Propaganda und
Desinformation verbreite. Wörtlich sagte sie:

"Dass plötzlich alle deutschen Kinder nach Jahren ohne jeden
 äußeren Einfluss auf die Idee kommen, dass man diesen Protest
 machen muss, das kann man sich auch nicht vorstellen."



Schon kurz nach ihrer Rede stellte Regierungssprecher Seibert auf
Nachfrage jedoch klar, Merkel finde das Engagement der Schüler
"ausdrücklich gut", es habe sich bloß um ein "Beispiel für die
Mobilisierung durch Kampagnen im Netz" gehandelt. Der Rauten-Salto
rückwärts war wieder perfekt gelungen. Greta Thunberg konterte Merkels
Worte vom äußerlichen Einfluss übrigens erstaunlich souverän: Sie
erkenne in der Aussage der Kanzlerin ein problematisches, immer
wiederkehrendes Muster, in dem es um alles Mögliche geht, aber eben
nicht um den Klimawandel.

Und jetzt zu Christian Lindner, einer der herausragenden Witzfiguren,
mit der unsere Parteienlandschaft aufzuwarten weiß. Vor ein paar
Monaten überraschte der FDP-Vorsitzende mit der Aussage, dass man beim
Bäcker nie wissen könne, ob der vor einem in der Reihe stehende
Ausländer ein Akademiker oder ein Terrorist sei. Jetzt mischte er sich
auf seine unnachahmliche Art in die Fridays-for-Future-Debatte ein.
Der Welt am Sonntag sagte er:

"Ich bin für Realitätssinn. Von Kindern und Jugendlichen kann man
 nicht erwarten, dass sie bereits alle globalen Zusammenhänge, das
 technisch Sinnvolle und das ökonomisch Machbare sehen. Das ist eine
 Sache für Profis".



Bitte?! Profis? Profit trifft es wohl eher. Um diesen auch in Zukunft
nicht zu gefährden, jedenfalls nicht für seine Klasse, mobilisiert er
erneut den Stammtisch als Brecheisen gegen das "kindliche
Aufbegehren":

"Statt zu demonstrieren und Stunden zu verpassen, sollten die
 Schüler lieber in den Unterricht gehen und sich über physikalische
 und naturwissenschaftliche sowie technische und wirtschaftliche
 Zusammenhänge informieren!"



Klar, Schule schwänzen geht in Deutschland genauso wenig, wie unbefugt
den Rasen zu betreten. Auf dieses Argument setzt Lindner, das wird
schon funktionieren. Daneben muss jedes übergeordnete Ziel verblassen.

Und schon wächst die Fraktion derer sprunghaft an, die den Eltern von
Schulschwänzern eine heftige Geldstrafe aufbrummen wollen. Neben der
"Strafgeld-Keule" werden in der öffentlichen Debatte natürlich noch
andere Kaliber aufgefahren, um die junge Protestbewegung zu
diskreditieren und zu spalten.

Der schwedische Wirtschaftsjournalist Andreas Henriksson, dessen
Spezialgebiet die PR-Branche ist, äußerte sich dazu auf seiner
Facebookseite: Bei Greta Thunberg handele es sich lediglich um eine
Marionette, die erfunden wurde, um das neue Buch von Gretas Mutter,
der Opernsängerin Malena Ernman, zu promoten. Seitdem machen
Kimawandelleugner weltweit mobil. Die Diffamierungskampagne gegen die
"selbsternannte Jeanne D'Arc der Ökologie" läuft auf vollen Touren.
Das eigentliche Anliegen der demonstrierenden Schüler droht aus dem
Blickwinkel einer breiten Öffentlichkeit zu geraten und im üblichen
Ränkespiel verschiedenster Interessen zermalmt zu werden, bis wieder
alles in ranziger Butter ist.

Und genau dies, liebe Freunde, gilt es zu verhindern!

Es gilt zu verhindern, dass ein überlebenswichtiger Impuls, der zudem
aus der Jugend kommt, nicht daran gehindert wird, in unser aller
Bewusstsein zu dringen, damit unsere Kinder und Enkelkinder überhaupt
noch eine Zukunft haben. So weit ist es gekommen.

Was mich an der Klimadiskussion, wie sie nach Greta Thunberg geführt
wird, stört, ist die Tatsache, dass zu viele Leute sich zu schnell
Absolution erteilen wollen. Es ist viel die Rede von der
"Klimaindustrie" und davon, dass man doch der Spur des Geldes folgen
solle, um die "Klimahysterie" zu verstehen. Das mit dem CO2 sei eine
gigantische Lüge et cetera.

Vergesst die CO2-Debatte. Der Wissenschaftsstreit ist so alt wie die
Wissenschaft selbst, die außerdem noch korrumpierbar ist, wie so
ziemlich alles und jeder auf dieser Welt. Es müsste eigentlich bekannt
sein, dass zum Beispiel einer der größten Global Player, Koch
Industries, wissenschaftliche Studien mit der Vorgabe in Auftrag
gegeben hat, den Klimawandel vehement zu leugnen. Die Spur des Geldes
führt eben mal da hin, mal dort hin.

Das sagt aber doch nichts darüber aus, in welch verheerendem Maße
unsere Spezies auf diesem Planeten wütet.

Und wer angesichts der katastrophalen Verhältnisse, die wir bereits
hergestellt haben - und die ja nicht besser, sondern immer schlimmer
werden, - so tut, als sei unser gigantisches Vernichtungswerk, auch an
uns selber übrigens, noch in irgendeiner Weise zu rechtfertigen oder
zu entschuldigen, wer nicht in seinem tiefsten Herzen betroffen ist
von dem erbarmungslosen Krieg, den die Menschheit gegen ihre Mitwesen
auf diesem Planeten, ja gegen die gesamte Erde führt, kann mir nur
herzlich leid tun. Er lebt nicht mehr, er ist erkaltet ...

PS: Gestern schrieb mir übrigens ein Freund aus Sachsen. Er ist Lehrer
und arbeitet angesichts der Freitagsdemos auch mit meinem Roman
"GO! - Die Ökodiktatur" im Unterricht. "Aber so richtig kann ich aus
den Freitagsaktionen keine Hoffnung schöpfen", bemerkt er
abschließend, "denn ich glaube nicht, dass die lieben Kinder nach der
Demo auch zum notwendigen Handeln inklusive des zwingenden Verzichtes
vieler lieb gewordener Gewohnheiten bereit sind ..."

Diese Befürchtung, zu der ich leider auch tendiere, sollte uns aber
nicht daran hindern, unseren kritischen und engagierten Kindern mit
aller Kraft zur Seite zu stehen. Und wenn wir ihnen nur erklären, mit
welchen Tricks man sie auszubremsen versucht.
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Projekt" erhielt er den renommierten Deutschen Science Fiction Preis.
Flecks Hauptthema ist der drohende ökologische Kollaps und die
Neuordnung der globalen Zivilgesellschaft.


Dieser Beitrag erschien erstmalig bei Rubikon - Magazin für die
kritische Masse unter CC BY 4.0.

[http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/]

https://www.rubikon.news/artikel/die-verleumdungs-kampagne

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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VORTRAG/209: Braunschweig - Thema "Zivilcourage im Alltag" am 27. März 2019


Stadt Braunschweig

Vortrag über Zivilcourage im Alltag

Reihe "Durchblick - Einblicke für Junggebliebene"



Braunschweig. Um das Thema "So helfe ich anderen" geht es bei einem
Vortrag von Polizeihauptkommissarin Ines Fricke über Zivilcourage im
Alltag am Mittwoch, 27. März, von 14.30 bis 16.30 in der
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2. Im Rahmen der
Veranstaltungsreihe "Durchblick - Einblicke für Junggebliebene"
erklärt Ines Fricke wie man sich für andere einsetzen kann, ohne sich
selbst zu gefährden. Ein Büchertisch mit einem passenden Medienangebot
der Stadtbibliothek steht zum Stöbern und Ausleihen bereit. Bei einer
Tasse Kaffee gibt es Gelegenheit zum Plaudern. Weitere Informationen
unter der Telefonnummer 470-6833. Der Eintritt ist frei.

Ines Fricke vermittelt in ihrem Vortrag einfache individuelle
Verhaltensmöglichkeiten. Couragiertes Handeln hat viele Gesichter.
Abzuwarten, bis andere helfen, nützt nur den Tätern. Man kann im
Vortrag Tipps bekommen und lernen, die persönlichen Kompetenzen zu
stärken, um Zivilcourage im Alltag zu zeigen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. März 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1185: Berlin - 200 Jahre Theodor Fontane, »Oceane«. Wie entsteht ein Libretto?, 04.04.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2019

Do 4.4., 19:30 Uhr

Jubiläum - 200 Jahre Theodor Fontane

»Oceane«. Wie entsteht ein Libretto?

7 EUR / erm. 4 EUR



200 Jahre Theodor Fontane

Hans-Ulrich Treichel und Jörg Königsdorf im Gespräch mit Fanny
Tanck über Fontanes »Oceane«

Ein Fontane-Stoff als Oper? Erstaunlich, dass sich bislang noch kein
bedeutender Komponist an die Romane und Erzählungen des großen
Chronisten des wilhelminischen Preußen herangewagt hat. Doch zum 200.
Geburtstag kommt sie, die Fontane-Oper: Am 28. April 2019 hebt sich
an der Deutschen Oper Berlin zum ersten Mal der Vorhang für »Oceane«.
Auf der Grundlage des nachgelassenen Novellenfragments »Oceane von
Parceval« haben der Librettist und Komponist Detlev Glanert und der
Germanist und Schriftsteller Hans-Ulrich Treichel ihr zweiaktiges
Werk konzipiert, in dem Fontanes lebenslange Faszination mit der
Melusine, der »Fremden Frau vom Meer«, verarbeitet wird, die sowohl
Ablehnung und Aggression als auch Faszination und die Sehnsucht nach
dem Ausbruch aus bürgerlichen Verhältnissen provoziert.

Im Gespräch mit der Radiojournalistin Fanny Tanck erzählt Hans-Ulrich
Treichel, wie sich die Arbeit an einem Libretto von dem Schreiben
eines Romans unterscheidet, und der Opern-Chefdramaturg Jörg
Königsdorf gewährt einen Blick hinter die Kulissen einer
Opernentstehung.

Der begleitende Schüler-Workshop des Jungen Literaturhauses findet
statt in Kooperation mit der Jungen Deutschen Oper und wird gefördert
vom Projektfonds Kulturelle Bildung Charlottenburg-Wilmersdorf

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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AUSSICHTEN/8585: Und morgen, den 22. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 22.03.2019 bis zum 23.03.2019 +++






[image: Jean-Luc 8585 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Grauer Freitag

und es ist,
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ITALIEN/260: Nationalversammlung der Demokratischen Partei brachte wenig Klärung (Gerhard Feldbauer)


Nationalversammlung der PD brachte wenig Klärung

Kommunisten und Potere al Popolo: So wird es keine Wende nach links geben

von Gerhard Feldbauer, 21. März 2019



Kommunisten und die antikapitalistische Potere al Popolo kritisieren
scharf die verschwommenen Aussagen der Nationalversammlung der
Demokratischen Partei (PD) zu einem Bruch mit der arbeiterfeindlichen
Politik des früheren Partei- und Regierungschefs Matteo Renzi. In den
Ausführungen des neuen Sekretärs Nicola Zingaretti blieben "die
sozialen Fragen" außen vor, fehle "eine anti-neoliberale und
anti-kapitalistische Haltung", heißt es in der Stellungnahme der
Partei der Rifondazione Comunista (PRC). Zingaretti sei als Erstes
nach seiner Wahl nicht mit den Arbeitern von Turin zusammengetroffen,
sondern mit Repräsentanten des Unternehmerverbandes Confindustria und
habe ihrem von den Linken abgelehnten Projekt des
Hochgeschwindigkeitszuges TAV zugestimmt, zitiert der linksliberale
Fatto Quotidiano PRC-Sekretär Maurizio Acerbo. Auf dieser Basis
könne "ein Dialog unmöglich" zustande kommen. Potere al Popolo
verbreitete auf seiner Plattform, so bestünden "keine Bedingungen für
eine Koalition mit der PD". Auch das linke Manifesto hegt
Zweifel. Zwar gebe es ein bestimmtes "neues Klima", aber "die Distanz"
bleibe und es sei nicht zu übersehen, dass Renzianer nunmehr auf das
"Rettungsboot" Zingarettis wechselten.

Die Nationalversammlung der Demokratischen Partei (PD), die am
Wochenende mit rund 1000 Delegierten in Rom tagte, bestätigte den auf
einer öffentlichen Versammlung gewählten neuen Sekretär, Nicola
Zingaretti, im Amt. In seinem Bericht, den die römische La
Repubblica ausführlich wiedergab, bekräftigte Zingaretti, "eine
andere Partei" zu schaffen, "offener, wirklich demokratisch", die "in
der Lage ist, Selbstkritik zu üben" und in der Lage sein werde, "alles
zu ändern" und vor allem, "soziale Gerechtigkeit in den Mittelpunkt zu
stellen". Ohne Gegenstimmen, bei 86 Enthaltungen wurde Paolo
Gentiloni, nach dem Rücktritt Renzis ab 2017 Premier, zum Vorsitzenden
(de facto der zweite Mann nach dem Sekretär und Parteichef) gewählt.

Der Adelssproß ist wie Zingaretti Exkommunist, war in den 70er Jahren
in der linksradikalen "Democrazia Proletaria" aktiv, dann Grüner, der
die buntscheckige PD mit gründete. Ein anpassungsfähiger Opportunist
also, der sich nie von Renzi distanzierte, soll jetzt bei der
Aussöhnung der zersplitterten PD und beim Zusammenkitten einer neuen
linken Mitte Zingarettis wichtigste Stütze sein. Laut der
Nachrichtenagentur ANSA will Zingaretti sich dazu mit der
Linkspartei LeU, mit Grünen und anderen Linken treffen. Dazu gehöre
auch der frühere Fraktionsvorsitzende der PD in der
Abgeordnetenkammer, Roberto Speranza, der 2017 die Partei aus Protest
gegen Renzi verließ und die Demokratisch-Progressive Bewegung MPD
gründete. Sie wie andere Abtrünnige will er zur Rückkehr in die Partei
gewinnen. Von Gesprächen mit Kommunisten oder Potere al Popolo war
nichts zu hören.

Laut La Repubblica hat der neue Sekretär vorgezogene
Parlamentswahlen im Auge, um "eine klare Perspektive vorzugeben" und
"alle Gruppierungen, die gegen die Regierung Lega-M5S sind, um die PD
zusammenzuschließen". Gleichzeitig werde die Haltung zur M5S
überdacht, um die Sternepartei aus der Umklammerung durch die Lega zu
lösen und zum alten Bipolarismus Mitte-Links/Rechts zurückzukehren.
Die Probe sollen am kommenden Sonntag die Regionalwahlen in Basilicata
(einer Hochburg der Lega und M5S in Süditalien) sein, wo die gesamte
linke Mitte den parteilosen populären 60jährigen Apotheker Carlo
Trerotola unterstützt. "Das sei, so Zingaretti, der ihm auf einer
Wahlkampfveranstaltung vor Ort zur Seite stand, ein "Zeichen der
Einheit der Linken" und werde " ein landesweites Signal geben". Bei
Umfragen wird der PD erstmals ein Ansteigen von 18,7 Prozent im März
vergangenen Jahres auf 20,1 Prozent und ein Überholen der M5S (der ein
Absinken von 32 Prozent auf noch 20 Prozent eingeräumt wird)
vorhergesagt.

Dem verbreiteten Optimismus von einem Wechsel der Politik der PD
steht, wie auch Fatto Quotidiano vermerkt, die Realität
gegenüber. Zwar sei ein Personenwechsel erfolgt, aber "in der
Direktion sei weiter die gesamte alte Partei vertreten". Mit
Gentiloni, dem bisherigen Sekretär Maurizio Martina, dem früheren
Minister unter Renzi, Andrea Orlando, und vor allem Paola De Micheli,
der "Donna forte" (starken Frau) des neuen Sekretärs, seien das alles
Anhänger Renzis, der obendrein die Mehrheit der Parlamentarier hinter
sich habe. Das treffe auch auf die Aufnahme der führenden
PD-Politikerin und engen Vertrauten Renzis, Debora Serracchiani, ins
höchste Leitungsgremium der Partei zu.

Auch aus dem Umkreis des kommunistischen Online-Portals
Contropiano wird wohl nicht zu Unrecht befürchtet, Zingaretti
sei keine grundsätzliche Alternative zu Renzi, sondern mit gewissen
Korrekturen zumindest partiell eine Kontinuität vor allem von dessen
neoliberaler Politik. Übersehen werde, dass der frühere Partei- und
Regierungschef weiter einen guten Teil des Parteiapparates
kontrolliere.

Potere al Popolo tritt dafür ein, zu den EU-Wahlen am 26. Mai auf
einer gemeinsamen Liste der Linken anzutreten, um die
Vier-Prozent-Sperrklausel zu überwinden und mahnt Eile dann, dazu die
für eine Kandidatur geforderte Zahl von 180.000 Unterschriften zu
sammeln.

 * 

Quelle:

© 2019 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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MELDUNG/099: Brexit belastet Einkommen in Deutschland mit bis zu zehn Milliarden Euro jährlich (idw)


Bertelsmann Stiftung - 21.03.2019

Brexit belastet Einkommen in Deutschland mit bis zu zehn Milliarden Euro
jährlich



Wie sich der Brexit konkret auf die Einkommen in Europa auswirkt, hat
eine Studie der Bertelsmann Stiftung untersucht. Sie zeigt: Die Briten
müssten die größten Einkommensverluste schultern. Aber auch in
exportorientierten Ländern wie Deutschland kostet der Brexit die Bürger
Milliarden. Die USA oder China hingegen, könnten vom Austritt der Briten
sogar profitieren.

Gütersloh, 21. März 2019. Wie der Brexit konkret aussehen wird, ist mehr
als zwei Jahre nach dem Referendum in Großbritannien immer noch offen.
Doch klar ist: Ein Brexit würde den Handel mit Waren und Dienstleistungen
verteuern, die Unsicherheit vergrößern. Das drückt Wettbewerb, Konsum und
Investitionen - insbesondere bei einem ausbleibenden Abkommen. Die
Europäer, ohne Großbritannien, müssten bei einem harten Brexit
Einkommensverluste von 40 Milliarden Euro pro Jahr hinnehmen. Am härtesten
würde ein solcher "No-Deal-Brexit" die Briten selbst treffen: Auf das
Vereinigte Königreich würden Einkommensverluste von 57 Milliarden Euro pro
Jahr (rund 900 Euro pro Kopf) zukommen. Die Briten hätten also mehr
Verluste als die 27 verbleibenden EU-Staaten zusammen. Die Deutschen
müssten sich auf Einkommensverluste in Höhe von rund zehn Milliarden Euro
pro Jahr einstellen (rund 115 Euro pro Kopf). Das wären nach
Großbritannien die zweithöchsten Verluste in der EU. Besonders betroffen
wären hierzulande die Regierungsbezirke Düsseldorf, Köln und Oberbayern,
in denen ein harter Brexit mit Einkommensverlusten von 520 bis 650
Millionen Euro pro Jahr schwer wiegen würde.

"Der Brexit könnte das Fundament des größten gemeinsamen Wirtschaftsraums
der Welt schwer beschädigen. Brüssel und London müssen alles tun, um den
Ausstieg vertraglich zu regeln", kommentiert Aart De Geus,
Vorstandsvorsitzender der Bertelsmann Stiftung, die Ergebnisse. Für die
Analyse haben die Ökonomen Giordano Mion von der University of Sussex und
Dominic Ponattu, Wirtschaftsexperte bei der Bertelsmann Stiftung, anhand
von Simulationsrechnungen und Auswertungen europäischer Handelsströme die
Folgen eines Brexits prognostiziert. Die Studie liefert Ergebnisse für
rund 300 Regionen in Europa. Die Einkommensverluste sind als
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf und Jahr angegeben.

Industrie- und Handelsregionen gehören zu den größten Verlierern

Europaweit wären die Regionen im Süden Englands die größten Verlierer des
Brexits, egal in welcher Variante. Das liegt auch an der räumlichen Nähe
und den engen Handelsbeziehungen zum europäischen Festland. Am stärksten
wäre London von einem harten Brexit betroffen. Hier würden die
Einkommensverluste für alle Einwohner bei mehr als fünf Milliarden Euro
pro Jahr liegen (pro Kopf: rund 2.800 Euro). In Deutschland würde es den
Regierungsbezirk Düsseldorf am stärksten treffen. Hier rechnen die Autoren
mit Einkommensverlusten von insgesamt 650 Millionen Euro pro Jahr - dies
entspricht rund 126 Euro jährlich pro Einwohner bei einem harten Brexit.
Es folgen der Regierungsbezirk Oberbayern (mit dem Großraum München), wo
die erwarteten Einkommensverluste bei 526 Millionen Euro pro Jahr liegen
(115 Euro pro Kopf) und der Regierungsbezirk Stuttgart mit 473 Millionen
Euro pro Jahr (116 Euro pro Kopf). Die niedrigsten Verluste würden bei
einem harten Brexit die Regionen Trier (50 Millionen Euro jährlich) sowie
Leipzig (76 Millionen Euro) und Chemnitz (95 Millionen Euro) treffen.

Nach Großbritannien und Deutschland müssten Frankreich und Italien die
größten Einkommensverluste schultern: Die Franzosen müssten sich auf fast
acht Milliarden Euro und die Italiener auf vier Milliarden Euro an
jährlichen Einkommensverlusten gefasst machen. Bezogen auf die Kosten pro
Einwohner würde ein harter Brexit vor allem in Irland gravierende Folgen
haben: Laut Autoren würde er die Iren 720 Euro pro Kopf und Jahr kosten
(rund 3,5 Milliarden insgesamt). Auch die Niederlande wären gemessen an
der vergleichsweise geringen Einwohnerzahl mit insgesamt über drei
Milliarden Euro an Einkommensverlusten stark betroffen.

Hohe Milliardenverluste müssen auch im Verhältnis zur Wirtschaftskraft
gesehen werden. Beispielsweise müsste das britische Manchester hohe
Einkommensverluste durch einen harten Brexit hinnehmen - doch aufgrund der
Wirtschaftskraft der nordenglischen Stadt lägen die prozentualen Verluste
der Einkommen dort im unteren Mittelfeld. Das gleiche Prinzip gilt für
Bayern. Ein harter Brexit wäre für die ansässige exportorientierte
Wirtschaft schmerzlich. Aber die weltweiten Handelsbeziehungen bayerischer
Unternehmen könnten die Einkommensverluste zumindest abfedern.

Brexit drückt Produktivität und Wettbewerb - Mittelstandsregionen stark
betroffen

Wesentliche Treiber für die Verluste sind Preisaufschläge und eine
niedrigere Produktivität in Folge des Brexits: Neue Zölle, die im
Binnenmarkt entfallen, würden Waren und Dienstleistungen verteuern. Der
schwächere Handel mit Großbritannien würde darüber hinaus zu
Preisaufschlägen führen, weil der Wettbewerb um die besten Produkte in
Europa in vielen Branchen zurückgehen könnte. Gleichzeitig könnte die
Produktivität von Unternehmen langsamer wachsen, weil Anreize für neue
Investitionen und Produktinnovationen geringer würden. Der zu erwartende
schwächere Wettbewerb und ein geringes Produktivitätswachstum könnten
höhere Preisen bewirken und die Lohnentwicklung dämpfen.

"Gerade Regionen mit produktiven Mittelstandsunternehmen wären von einem
Brexit besonders betroffen", sagt Dominic Ponattu, Mitautor der Studie.
Dazu zählen in Deutschland unter anderem Regionen wie das Rheinland und
Ostwestfalen-Lippe sowie das Umland der Metropolen Stuttgart und Hamburg.
Je wichtiger die Handelsbeziehungen zwischen einer Region mit
Großbritannien ausgeprägt sind, desto höher fallen die Verluste aus. Das
gilt beispielsweise für Nordrhein-Westfalen: Dort ist Großbritannien nach
den Niederlanden und Frankreich das wichtigste Exportland.

Weicher Brexit dämpft Einkommensverluste

Ein Brexit unter vertraglich geregelten Bedingungen, wie ihn die EU mit
der britischen Regierung ausgehandelt hat, könnte die negativen Folgen
stark abschwächen. Die Autoren zeigen, dass sich im Fall eines solchen
weichen Brexit die Einkommensverluste für Deutschland im Vergleich zum
harten Brexit auf fünf Milliarden Euro halbieren könnte. In Großbritannien
wären die Einbußen mit rund 32 Milliarden Euro ebenfalls erheblich
geringer als bei einem harten Brexit (57 Milliarden Euro). Die gesamte EU,
ausgenommen Großbritannien, müsste bei einem weichen Brexit mit insgesamt
rund 22 Milliarden Euro an jährlichen Einkommensverlusten rechnen (harter
Brexit: 40 Milliarden Euro).

USA und China könnten vom Brexit profitieren

Die Studie zeigt auch, dass einige Länder außerhalb Europas vom Brexit
profitieren könnten. Laut Autoren würden die US-Einkommen von einem harten
Brexit profitieren und könnten um rund 13 Milliarden Euro jährlich
steigen. In China würden die Einkommen um rund fünf Milliarden Euro
jährlich steigen, in Russland wäre mit einem leichten Anstieg aufgrund des
Brexits in Höhe von rund 260 Millionen Euro jährlich zu rechnen. "Vom
Brexit sind europäische Wertschöpfungsketten negativ betroffen. Dadurch
würde der Handel innerhalb Europas teurer und die Wirtschaftsbeziehungen
mit dem Rest der Welt attraktiver werden", so Dominic Ponattu.


Zusatzinformationen:

Die Studie "Estimating the impact of Brexit on European countries and
regions" untersucht die ökonomischen Effekte eines harten und weichen
Brexit-Szenarios auf Ebene der 28 EU-Staaten sowie in den 276 EU-Regionen
(NUTS2-Ebene). Die Studie verwendet ein regionalökonomisches
"Gravitationsmodell", das Marktgröße und Entfernung von Handelspartnern in
seinen Berechnungen der wirtschaftlichen Entwicklung berücksichtigt. Die
Analyse verwendet neueste Daten über internationale Handelsströme und
untersucht so die Effekte des Brexits auf Einkommensänderungen,
Produktivität und Preisaufschläge. Dafür schätzt die Studie die positiven
Effekte des EU-Binnenmarktes auf die wirtschaftliche Entwicklung von
Ländern und Regionen und simuliert darauf basierend, wie sich steigende
Kosten des Handels durch den Brexit auf Länder und Regionen auswirken
würden. Für das Szenario eines weichen Brexits wird angenommen, dass der
Brexit den positiven Effekt des Binnenmarktes schmälert, aber dieser immer
noch vorhanden ist. Im Szenario des harten Brexits nimmt die Analyse an,
dass bei einem ungeordneten Austritt Großbritanniens keinerlei positive
Effekte des Binnenmarktes für Handelsströme zwischen Großbritannien und
den EU-Ländern greifen würden.


Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2019/maerz/brexit-kostet-deutschland-bis-zu-zehn-milliarden-euro-jaehrlich/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 21.03.2019
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KONZERT/314: Bocholt - Weltenbaumkonzert für Kinder ab 2 Jahren am 25.3.2019


Stadt Bocholt

Kultur in Bocholt: Weltenbaumkonzert für Kinder ab 2 Jahren



Bocholt (PID). Am Montag, 25. März 2019, finden zwei Konzerte des
Ensembles "Weltenbaum" in der Turnhalle des Grundschulverbunds
Diepenbrock am Standort Knufstraße, Knufstraße 8, in Bocholt statt.
Interessierte Kinder ab zwei Jahren und Ihre Eltern sind eingeladen,
am zweiten Konzert "Schlafe, mein Prinzchen" um 14:30 Uhr in der
Turnhalle teilzunehmen. Der Eintritt ist frei.

Kinder begeben sich auf eine musikalische Reise

Das Ensemble "Weltenbaum" verbindet Weltmusik mit Jazz und
traditionelle Melodien mit Improvisation. In "Schlafe, mein Prinzchen"
erzählen die Musiker die Geschichte des kleinen Prinzen, der nicht
einschlafen kann. Über eine spannende Geschichte rund um die Lieder
spricht das Konzert nicht nur Kinder, sondern auch ihre Eltern an und
begeistert sie für die Volksmusik. Die Musiker nehmen das Publikum mit
auf eine musikalische Reise durch Armenien, Deutschland, Weißrussland
und die Türkei. Dabei schickt der König die Weltenbaum-Musikanten auf
die Suche, um Wiegenlieder für seinen Sohn zu finden. Sie finden
Schlaflieder aus der ganzen Welt und erzählen deren Geschichten: von
schlaflosen Kindern, die sich nur beim Lied des Falken beruhigen, vom
alten Großmütterchen, von bösen Träumen und der zukünftigen Liebe.
Schließlich hilft sogar der Mond.

Standorte des Grundschulverbunds Diepenbrock und der DRK-Kita
Stöberland stärken

Die Kinderkonzerte des Ensembles "Weltenbaum" finden auf Einladung des
Fachbereichs Kultur und Bildung der Stadt Bocholt statt. Die Konzerte
sollen dazu beitragen, den Standort Knufstraße des Grundschulverbunds
Diepenbrock und die DRK-Kindertagesstätte Stöberland zu stärken. Die
Kinder der Einrichtungen sollen über die Konzerte an die Musik
herangeführt und begeistert werden. Die Konzerte werden
voraussichtlich vom Kultursekretariat Gütersloh gefördert.

25. März 2019 // 14:30 Uhr // Turnhalle Grundschulverbund Diepenbrock,
Standort Knufstraße // Eintritt frei

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. März 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571
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LESUNG/1843: Braunschweig - Kai Pannen liest aus seinem Kinderroman "Mitgehangen, mitgefangen!", 27.3.


Stadt Braunschweig

Autor Kai Pannen liest aus seinem Kinderroman "Mitgehangen,
mitgefangen!"



Braunschweig. Autor Kai Pannen präsentiert am Mittwoch, 27. März, um
16 Uhr seinen neuen Kinderroman "Mitgehangen, mitgefangen!" in der
Stadtbibliothek, Schlossplatz 2. Die Lesung ist eine
Gemeinschaftsveranstaltung der Stadtbibliothek mit der Buchhandlung
Graff, gefördert durch die Braunschweigische Sparkassenstiftung. Der
Eintritt ist frei; kostenlose Eintrittskarten sind bei den beiden
Veranstaltern erhältlich. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 470-6834.

Der Roman handelt von der Spinne Karl-Heinz und der Stubenfliege Bisy,
die ein beschauliches Leben in der Buchenhecke führen. Eine
zweifelhafte Einladung von Tante Kassandra reißt die beiden aus ihrem
Alltagstrott. Aber als sie am Netz der Tante ankommen, ist diese
verschwunden und das Netz schwer verwüstet. Was ist bloß passiert?
Spinne und Fliege, die übrigens die besten Freunde sind, beschließen,
das Rätsel zu lösen und geraten in eine wahrlich spannende Geschichte.

Autor und Illustrator Kai Pannen hat den beiden Protagonisten
mittlerweile zum dritten Mal eine wunderbare Geschichte auf den Leib
geschneidert: Karl-Heinz und Bisy als Detektive. Ein großer Lesespaß
erwartet die ganze Familie mit Kindern ab sechs Jahren. Die
ausgeprägten Charaktere, die vielen lustigen Einfälle und Anspielungen
sowie die lockeren Dialoge spiegeln sich auch in Kai Pannens
urkomischen Illustrationen wieder. Die Lesung findet inmitten seiner
Ausstellung "Mitgehangen, mitgefangen!" mit Bildern aus den Büchern
von Bisy und Karl-Heinz in der Kinderbibliothek statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. März 2019
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AUFBAU/564: Herausforderung für die revolutionäre Linke


aufbau Nr. 96, März/April 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Herausforderung für die revolutionäre Linke

KLASSENKAMPF - Anhand der "Gilets jaunes"-Bewegung kann die
revolutionäre Linke vieles lernen. Es stellt sich aber auch die Frage,
wie mit einer neuen, derart heterogenen Bewegung umzugehen ist. Eine
Frage, auf die allerhöchstens eine Annäherung möglich ist.





(az) Das Video des Boxers, der in den Strassen von Paris
martialischen Polizisten militant die Stirn bietet, hat hohe Wellen
geworfen und grosse Bekanntheit erlangt. In diesem Video kam Militanz
und Entschlossenheit exemplarisch für die Bewegung zum Ausdruck.
Allerdings war auch der unbedarfte Umgang mit der damit zu erwartenden
Repressionen zu sehen. Dieses Video mag als eine Randnotiz gelten.
Doch die Entschlossenheit der Bewegung insgesamt erstaunt dennoch: Die
Militanz auf der Strasse wird von grossen Teilen der Bevölkerung
gutgeheissen oder mindestens nicht klar verurteilt. Die Zerstörung von
Mautstationen und Kreiselbesetzungen in ländlichen Regionen und
Kleinstädten (was in gewissen Regionen faktisch einem Generalstreik
gleicht) gehören ebenfalls zu den "Gilets jaunes" wie
Vollversammlungen und überregionale Vernetzungen. Die revolutionäre
Linke - teilweise teilnehmend, teilweise beobachtend - ist mit neuen
Formen von Militanz und Organisierung konfrontiert. Und sie ist damit
konfrontiert, dass sich massenweise Menschen ausserhalb des eigenen
Radius bewegen. Die Erfahrung der revolutionären Linken im Umgang mit
Repression und Staatsgewalt können sie teilweise einbringen und der
Bewegung damit punktuell helfen.


Nach dem Aufschwung die Stagnation?

Dass sich die Bewegung politisch nicht vereinnahmen lassen will, ist
eine ihrer grossen Stärken. Und dennoch stellt sich die Frage, wohin
sich die Bewegung entwickelt, wenn die Dynamik einst abflachen wird.
Gegenwärtig sieht es zwar noch nicht unmittelbar danach aus. Doch
praktisch jede Bewegung ist früher oder später dazu verurteilt, dass
die grossen Erwartungen enttäuscht werden. Was dann im konkreten Fall
der "Gilets jaunes" passiert ist nicht klar - die Gefahr, dass die
Rechten mit ihren vermeintlich einfachen Rezepten zulegen können,
scheint gegeben. Eine Gefahr liegt dann auch darin, dass man seitens
des Staates die Bewegung mittels Wahlen und Referenden zu spalten
versucht. Gerade im Hinblick auf die Europaratswahlen liegt diese
Gefahr in der Luft. Es muss aber auch gesagt sein, dass es entgegen
anderslautenden Befürchtungen der rechtsextrem Front National nicht
gelungen ist, Gelbwesten-ExponentInnen auf ihre Liste zu kriegen. Auf
alle Fälle liegt es auf der Hand, dass es revolutionäre Orientierung
braucht.

Wie sich die Bewegung weiterentwickelt, ist nicht eindeutig und auch
die revolutionäre Linke muss sich überlegen, wie sie in die Bewegung
intervenieren kann, damit diese weder von rechts noch vom bürgerlichen
Staat vereinnahmt wird. Es führt kein Weg darum herum, sich intensiv
mit Bewegungen wie den "Gilets jaunes" und deren Erfahrungen
auseinanderzusetzen. Im Rahmen unserer 1. Mai-Kampagne werden wir uns
mit den Gelbwesten befassen; im Internet (www.aufbau.org) wird zu
gegebener Zeit näher darüber informiert.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)
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Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,
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DAS BLÄTTCHEN/1879: Programmierter Rüstungswettlauf - Hyperschallwaffen


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 5 | 4. März 2019

Programmierter Rüstungswettlauf:

Hyperschallwaffen

von Jerry Sommer



Die USA, Russland und China arbeiten schon seit Jahren daran, neue
sogenannte Hyperschallwaffen zu entwickeln - Waffen, die mit einer
Geschwindigkeit von über 6000 Kilometer pro Stunde fliegen. Das konnten bis
vor kurzem nur ballistische Raketen, sie erreichen Geschwindigkeiten bis zu
25.000 Kilometer pro Stunde.

Russland hat im vergangenen Jahr einen neuen hyperschallschnellen
Marschflugkörper namens "Kinschal" erprobt. Er wird von Flugzeugen
gestartet, ist manövrierfähig, kann in geringer Höhe fliegen und hat eine
Reichweite von etwa 2000 Kilometern. Im Dezember teilte die russische
Führung mit, eine weitere Hyperschallwaffe sei erfolgreich getestet worden:
die "Avangard". Eine Interkontinentalrakete befördert sie ins Weltall. Dort
wird das Gleitfahrzeug abgesprengt, das einen nuklearen Sprengkopf tragen
kann und mit vielfacher Schallgeschwindigkeit auf sein Ziel zurast. Das
aerodynamische Gleitfahrzeug hat kleine Flügel und kann interkontinentale
Reichweiten zurücklegen, also über 10.000 Kilometer weit fliegen. Die
Besonderheit: Mit Hilfe eines kleinen Antriebs lässt es sich manövrieren.
Während die Flugbahn des Sprengkopfs einer ballistischen Rakete berechnet
werden kann, ist das bei Gleitern wie der "Avangard" nicht möglich. Das hat
gravierende Folgen für jegliche Abwehrsysteme. "Wenn man einen
manövrierfähige Flugkörper hat, der in der Eintrittsphase bis hin zum Ziel
manövrierbar ist und plötzliche Bahnmanöver vollzieht - nach oben, unten,
rechts, links -, dann ist es für die Raketenabwehr nicht mehr möglich,
diese möglicherweise nuklearbestückten Sprengköpfe abzufangen", erklärt der
Physiker und Konfliktforscher Götz Neuneck vom Hamburger Institut für
Friedensforschung und Sicherheitspolitik.

Einzelheiten der "Avangard"-Testergebnisse sind nicht bekannt. So ist
unklar, wie gut diese Hyperschallwaffe auch in der Zielphase manövrierbar
ist. Allerdings gehen alle Experten - auch Fachleute des Pentagons - davon
aus, dass die "Avangard" alle gegenwärtig vorhandenen Raketenabwehrsysteme
der USA überwinden kann. Der Befehlshaber des Strategischen Kommandos der
US-Streitkräfte, General John Hyten, sagte im vergangenen Jahr bei einer
Anhörung im Senat: "Wir haben keinerlei Verteidigungssysteme gegen den
Einsatz einer solchen Waffe. Deshalb würden wir mit unseren
Abschreckungsmitteln antworten." Das heißt: Die USA würden Atomwaffen
starten, nicht Raketenabwehrsysteme.

Allerdings ist kein Szenario vorstellbar, in dem Russland einen Angriff mit
einem oder mehreren nuklearbestückten "Avangard" starten würde; denn
anschließend müsste es mit der eigenen atomaren Vernichtung rechnen.
Ohnehin ist Russland gegenwärtig jederzeit in der Lage, die Raketenabwehr
der USA zu überwinden. Die ist nämlich zum einen nicht zuverlässig und zum
anderen nur gedacht, um einen Angriff von einigen wenigen Sprengköpfen -
zum Beispiel von Nordkorea - abzuwehren. Gegen einen massiveren Atomschlag
Russlands wäre sie machtlos. Daran wird sich auch nach den neuen Leitlinien
der Trump-Regierung - der sogenannten "Missile Defense Review" - auf
absehbare Zeit nichts ändern. Das "Avangard"-Waffensystem sollte daher
keine Auswirkungen auf das grundsätzliche Verhältnis zwischen den großen
Atomwaffenstaaten haben.

"Die Russen als auch die Chinesen haben ohnehin genug Atomsprengköpfe auf
ihren Langstreckenraketen, um unsere Raketenabwehr zu überwinden", glaubt
George Nacouzi, der Raketenexperte der US-amerikanischen Denkfabrik 
RAND-Corporation. Nuklear bestückte Hyperschallwaffen seien deshalb im
strategischen Sinne kein "Game-Changer".

Wer zuerst schießt, stirbt als Zweiter - dieses Prinzip gilt weiterhin,
auch mit Hyperschallwaffen. - Doch braucht Russland keine "Avangard", um
seine Zweitschlagfähigkeit zu erhalten. Und Moskau hat auch nicht vor,
diese Waffe massenhaft zu produzieren. Denn normale Interkontinentalraketen
seien effizienter, stellt der Nuklearexperte Andrei Baklitski vom Moskauer
PIR-Center fest: "Eine Interkontinentalrakete kann höchstens ein
oder zwei 'Avangard'-Gleiter ins All bringen. Aber sie kann sechs oder zehn
Sprengköpfe sowie Attrappen tragen. Wahrscheinlich wird 'Avangard' deshalb
eine Nischenwaffe, die beweist, wozu man technologisch fähig ist und dass
man jede Raketenabwehr überwinden kann."

Russland behauptet, die "Avangard" könne schon im nächsten Jahr in Dienst
gestellt werden. Selbst wenn das nicht klappen sollte, hat das Land bei
dieser Technologie vermutlich einen Vorsprung gegenüber China und den USA.
Die US-Streitkräfte werden voraussichtlich erst in rund fünf Jahren
Hyperschallwaffen stationieren. Entsprechende Verträge im Wert von 1,5
Milliarden Dollar wurden vor einigen Monaten mit Rüstungskonzernen
abgeschlossen.

Die Regierung der USA möchte indes auch die Abwehr von Hyperschallwaffen
erforschen. Denn hierfür gibt es noch keine Konzepte. Im Sommer will das
Pentagon Machbarkeitsstudien vorlegen. Auch alte, längst zu den Akten
gelegte Pläne aus der Zeit von Ronald Reagans "Weltraum-Schild" sollen
geprüft werden. Denn technisch sei es grundsätzlich möglich,
Raketenabwehrwaffen auch gegen Hyperschallwaffen zu entwickeln, glaubt
George Nacouzi: "Man bräuchte schnellere und vor allem schnell
manövrierfähige Abfangraketen. Zuerst werden die wohl bodengestützt sein.
Aber auch im Weltraum stationierte Abfangwaffen könnten funktionieren. Ob
die USA sich aber dafür entscheiden würden, ein globales System von
weltraumgestützten Abfangwaffen aufzustellen, das weltweit
Hyperschallwaffen abwehren kann - das ist eine ganz andere Frage."

Der Raketenexperte Hans Kristensen von der rüstungskritischen Federation
of American Scientists bezweifelt allerdings, dass es technisch möglich
sein wird, manövrierbare Hyperschallwaffen abzufangen - von den Kosten ganz
zu schweigen. Nicht einmal die gegenwärtigen Raketenabwehrsysteme der USA
seien verlässlich. Ob man zum Beispiel irgendwann mit Laserwaffen Raketen
abschießen könne, sei überhaupt nicht absehbar. Auch politisch würde eine
Stationierung von Abfangwaffen im Weltraum auf Widerstand stoßen, glaubt
Kristensen: "Der Kongress würde die Stationierung von Abfangwaffen im
Weltraum niemals akzeptieren. Denn das würde einen ganz neuen Schauplatz
für einen Rüstungswettlauf eröffnen."

Wahrscheinlich ist jedoch, dass die USA ein neues weltraumgestütztes
Satellitensystem aufbauen werden, mit dem alle Raketenstarts und Flugkörper
aus dem All besser entdeckt und verfolgt werden können.

Generell ist die Entwicklung von Hyperschallwaffen wohl nicht mehr
aufzuhalten - und damit ist ein Rüstungswettlauf vor allem zwischen China,
Russland und den USA in diesem Bereich programmiert. Einige
rüstungskontrollpolitische Vereinbarungen wären trotzdem möglich und
wünschenswert. So fordert George Nacouzi: "Wir müssen erreichen, dass diese
Waffen sich nicht über die drei Länder hinaus verbreiten. Wenn solche
Waffen in die Hände von Staaten geraten, die diese Systeme für
destabilisierende Dinge nutzen, könnte das regional wie international
riskant werden."

Götz Neuneck vom Hamburger Institut für Friedensforschung und
Sicherheitspolitik schlägt vor, die Bewaffnung von Hyperschallwaffen
einzuschränken: "Hyperschallflugkörper sind eine dramatische Bedrohung,
wenn sie nuklear bestückt sind. Also wäre eine Logik, einfach zu verbieten,
dass man solche Hyperschallflugkörper mit Nuklearwaffen oder anderen
Massenvernichtungswaffen ausstattet."

Im gerade gekündigten INF-Vertrag sind die USA und Russland einen anderen
Weg gegangen: Auch weil die Kontrolle von auf Raketen montierten
Gefechtsköpfen schwierig ist, hatten sich beide Seiten geeinigt, alle
landgestützten Mittelstreckenraketen zu verbieten - ob konventionell oder
nuklear bestückt. Mit dem Ende des INF-Vertrages wäre auch die
Stationierung von landgestützten Mittelstreckenraketen mit
Hyperschallgleitfahrzeugen möglich.

Der New START-Vertrag erlaubt den USA und Russland jeweils 700
Trägersysteme interkontinentaler Reichweite - ob boden-, luft- oder
seegestützt. Darunter fallen auch strategische Raketen oder Flugzeuge, mit
denen Hyperschallwaffen gestartet werden können. Der Vertrag läuft
allerdings 2021 aus - und die USA haben auf die russische Initiative, jetzt
über eine Verlängerung des Abkommens zu verhandeln, bisher nicht reagiert. -
 Die Gefahren von Hyperschallwaffen könnten zwar durch bestehende oder neue
Rüstungskontrollverträge begrenzt werden. Doch die Chancen dafür stehen
schlecht - erst recht nach der Kündigung des INF-Vertrages.

Dieser Artikel basiert auf einem Beitrag des Autors für die Sendereihe
"Streitkräfte und Strategien" (NDR-Info, 9.2.2019).
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GRASWURZELREVOLUTION/1848: Buchbesprechung - Gewaltfreie Revolution gegen den Kapitalismus


graswurzelrevolution Nr. 437, März 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Buchbesprechung
Gewaltfreie Revolution gegen den Kapitalismus

Wie wirksam sind die Methoden des zivilen Ungehorsams heute?

von Peter Oehler



Jürgen Bruhn ist ein Fan des gewaltfreien Widerstands. Dieser habe
eine Wichtigkeit, Bedeutung und "historische Tradition, die untrennbar
mit der Entstehungs- und Entwicklungsgeschichte der Demokratie und des
Rechtsstaates verbunden ist". Aus diesem Grund besteht sein Buch zum
größten Teil aus einem geschichtlichen Abriss, einer Ahnengalerie des
zivilen Ungehorsams (Kapitel 1 bis 8): Henry David Thoreau, Mahatma
Gandhi, Bertrand Russell, Albert "Chief" Luthuli, Martin Luther King
Jr., die Friedensbewegung, die NGOs (bei Bruhn: NROs) ab den 1970er
Jahren, der indigene gewaltfreie Widerstand. Dabei verwendet Bruhn die
Begriffe "gewaltfreier Widerstand" und "ziviler Ungehorsam" mehr oder
weniger synonym. Es sei der "gewaltfreie Widerstand, der als Begriff
und Aktion den zivilen Ungehorsam" einschließe.

Der zivile Ungehorsam beginnt bei Bruhn mit Henry David Thoreau und
geht dann chronologisch vorwärts. Das ist vielleicht nicht ganz
konsistent, da erst weiter hinten im Buch, in Kapitel 8, auch der
gewaltfreie, zivile Ungehorsam der Sioux-Indianer erwähnt wird. Die
Hunkpapa-Sioux haben 2016 darauf hingewiesen, "dass die Standing Rock
Reservation eine alte Tradition des zivilen Ungehorsams gegen die
US-Regierung vorweisen könnte", nämlich in Form des "Geistertanzes".
Das war im Winter 1890, und endete im Massaker am Wounded-Knee-Fluß.

Legendär ist Thoreaus Essay "On the Duty of Civil Disobedience",
welches große Wirkung erzielte, und zum Beispiel "einen maßgeblichen
Einfluss auf viele nordstaatliche Gesetzgeber in Washington" hatte.
Manche Zitate von Thoreau sind brandaktuell und zeitlos: "Mach dein
Leben zu einem Gegengewicht, um die Maschine aufzuhalten." Oder zu der
großen Masse an Menschen, die nichts tun: "Es sind Menschen, für die
die Frage der Freiheit hinter der des Freihandels zurücktritt."

Mahatma Gandhi hat Thoreaus Ungehorsamsschrift aufgegriffen und um
Elemente aus der Bhagavad-Gita erweitert, bei denen es um das
"Festhalten an der Wahrheit" und "Ehrfurcht vor dem Leben" geht.
Sowohl in Südafrika als dann auch später in Indien hat er regelrechte
Trainingszentren eingerichtet, in denen den Landsleuten gewaltfreier
ziviler Ungehorsam beigebracht worden ist. Es ging ihm nicht darum,
seine Gegner zu verletzen oder zu demütigen. Gewaltlosigkeit bedeute
"niemals feige Unterwerfung unter den Willen des Ungerechten". Gandhi
forderte von allen Beteiligten viel, denn sie "mussten Willens sein,
für ihren Rechtsbruch der britischen Gesetze die Konsequenzen zu
tragen". Eindrucksvoll finde ich auch folgende Szene in Indien, aus
der hervorgeht, was für ein Mut für die gewaltfreien Aktionen
erforderlich ist:

"Gruppe für Gruppe der Ungehorsamen marschierte diszipliniert und ohne
jeglichen Widerstand zu leisten [...] und mit erhobenen Köpfen und
ohne eine Möglichkeit, Verletzung oder Tod zu entgehen [...] in die
Wellen der Polizisten hinein, die sie methodisch und mechanisch
niederschlugen."

Beim Kampf gegen die Apartheid in Südafrika war der durch Mahatma
Gandhis Philosophie inspirierte Albert "Chief" Luthuli die treibende
Kraft. Da er bereits 1967 starb, ist sein Mitkämpfer Nelson Mandela
wesentlich bekannter geworden. Dabei war wichtig, "dass das System als
solches, die Apartheid, nicht jedoch die einzelnen Mitglieder der
Herrschenden bekämpft würden". Und auch bei Martin Luther King, der
Gandhis "taktisches Vorgehen des gewaltfreien Widerstands auf die USA
übertragen wollte", war Gewaltlosigkeit essentiell, "schließlich gehe
es um 'Versöhnung mit den Weißen und nicht um umgekehrten Rassismus'".

Lebendig geschrieben ist das Kapitel über die Friedensbewegung, von
der Bruhn selbst Teil war, damals Ende der 1960er, Anfang der 1970er
Jahre in Kalifornien. Im Kapitel über NGOs geht Bruhn auf die neuere
Geschichte ein. Gerade auch die Anti-Globalisierungs-Demos, die
Weltsozialforen, Occupy und Blockupy. Ob Greenpeace durch die
Entwicklung eines FCKW-freien Kühlschranks in einem ehemaligen
DDR-Kühlschrankkombinat wirklich und alleine "die Ozonschicht und
damit das Leben auf der Erde gerettet" hatte, wage ich aber zu
bezweifeln.

Bei der Demo anlässlich der Eröffnung des neuen Gebäudes der EZB in
Frankfurt am Main am 18. März 2015 hält sich Bruhn nicht mehr an die
Wahrheit. So meint er, dass sie die erste große
Blockupy-Protestdemonstration gewesen sei. Dabei gab es bereits große
Blockupy-Demonstrationen in den Jahren 2012 und 2013. Bruhn schreibt
zum Morgen des 18. März: "Alles lief friedlich ab". Am Römerberg
begann nachmittags die Blockupy-Großdemonstration, "um das gesamte
umzäunte EZB-Gelände zu blockieren. Dabei kam es [...] zu
gewalttätigen Ausschreitungen." Beides ist falsch. Da ich als
unmittelbarer Nachbar der EZB nur fünfzig Meter nebenan wohne und an
diesem Tag bereits um 7 Uhr morgens auf den Beinen war, habe ich
einiges mitbekommen. Um diese frühe Morgenstunde waren bereits die
meisten Ausschreitungen, wie abgebrannte Autos oder eingeschmissene
Fensterscheiben von Banken und Straßenbahnhaltestellen, passiert. Auch
am Vormittag gab es gelegentliche gewalttätige Ausschreitungen, dabei
wurden Flaschen und andere Gegenstände auf die Polizei geworfen.
Dagegen war die eigentliche Demo, die am Nachmittag am Römerberg
begann, und bis zur Alten Oper ging (und nicht zur EZB!) friedlich,
sie wurde aber von der Polizei umzingelt und abgeriegelt. Warum sich
Bruhn hier nicht an die Fakten hält, ist mir schleierhaft. Denn
letztendlich folgert er aus diesem Tag: "Das Problem, dass
gewaltbereite Autonome immer wieder gewaltfreie Demonstrationen und
Protestaktionen von zivilen Ungehorsam Ausübenden überschatten, konnte
bisher nicht gelöst werden."

Eine Abweichung von der Tradition des zivilen Ungehorsams in der
Geschichte gab es bei Bertrand Russell, der einräumte, dass nur ein
bewaffneter Widerstand gegenüber Hitler und den Nazis etwas bewirken
konnte. Bruhn geht auch auf Abweichungen des zivilen Ungehorsams ein,
bei denen entweder "Gewalt gegen Sachen" oder aber auch Gewalt gegen
Menschen eingesetzt wurde. John Brown befürwortete "Gewalt gegen
Sachen", konnte damit aber seinen Zeitgenossen Thoreau nicht
überzeugen. Auch "King distanzierte sich von Anfang an von den
militanten schwarzen Führern."

Die beiden Brüder Daniel und Philip Berrigan, die bei der
US-amerikanischen Friedensbewegung eine große Rolle gespielt haben,
lehnten Gewalt gegen Menschen völlig ab, befürworteten aber eine
"symbolhafte Gewalt" gegen Sachen. Das Hauptanliegen, das Bruhn mit
diesem Buch verfolgt, ist, gegen Raubtierkapitalismus und Klimawandel
aktiv zu werden.

Der geschichtliche Abriss mit vielen Beispielen erfolgreichen zivilen
Ungehorsams diene ihm letztendlich dazu, "zu zeigen, dass dann, wenn
diese Formen [zivilen Ungehorsams] damals erfolgreich waren, sie es
auch heute wieder sein könnten". Eine darauf aufbauende Strategie
entwickelt Bruhn im abschließenden neunten Kapitel. Dabei greift er
auf Naomi Kleins "Entweder Klima oder Kapitalismus" (siehe auch meine
Buchbesprechung zu Naomi Klein, "Die Entscheidung. Kapitalismus vs.
Klima" in der Graswurzelrevolution Nr. 404) zurück, das er als ein
Leitmotiv verstanden haben möchte. Der Begriff
(finanzmarktgetriebener) Raubtierkapitalismus wird in diesem Buch
inflationär verwendet. Der Ausdruck stammt übrigens von Altkanzler
Helmut Schmidt, wie Bruhn an einer Stelle anmerkt.

Bruhn geht auf vieles ein, was schon hinlänglich bekannt ist. Dass es
der Politik und der Wirtschaft um den Erhalt von Strukturen der
konventionellen Energieversorgung geht. Dass die fossilen Energien
immer noch immense Profite abwerfen. Dass die Lehre vom ständigen
unbegrenzten Wachstum eine (der totalitärsten) Ideologie(n) ist. Dass
das 2-Grad-Ziel "längst zu einem Ersatz für wirklich politisches
Handeln geworden" ist. Dass die Politik sich "als Reparaturwerkstatt
des internationalen Finanzkapitalismus" erwiesen hat, indem sie
2008/2009 die Banken rettete. Dass wir uns als einzelne Individuen
auch selbst ändern müssen.

Wichtiger ist Bruhns Zusammenstellung einiger "denkbare[r] Instrumente
eines weltweiten zivilen Ungehorsams":

1.) Desinvestmentkampagnen, um fossile Energien wertlos zu machen.

2.) Bürgerinitiativen, Volksbefragungen und Volksentscheide, zum
Beispiel eine "demokratisierte, dezentrale, in Bürgerhand sich
befindende Stromversorgung".

3.) Steuerboykott.

4.) Wahlboykott.

5.) Konsumverweigerung, Produktstreik und Produktumstellung.

6.) Der langandauernde Generalstreik.

Einige dieser Instrumente werden durchaus schon erfolgreich
eingesetzt. Aber einen langandauernden Generalstreik hat es "bisher in
seiner Totalität" noch nicht gegeben. Bruhn sieht solche Maßnahmen,
wie zum Beispiel "Gesetze, die die neoliberale Wachstumswirtschaft
beschützen, zu brechen", dadurch legitimiert, dass Umweltzerstörungen
und der Klimawandel unser Leben bedrohen. Wir sollten uns dabei "auf
die Menschenrechtsgarantien des Grundgesetzes [...] berufen".

Das spannend geschriebene Buch, das jeden Einzelnen dazu aufruft,
aktiv zu werden, und immer wieder gegen Herrschaft agitiert, endet mit
einem deftigen Seitenhieb auf Donald Trump: "Diese US-Politik ist ein
Verbrechen an der Zukunft der Menschheit. Wieder müssen wir wie zu
Präsident Reagans Zeit gegen eine 'geistig behinderte'
US-Administration mit Methoden des zivilen Ungehorsams ankämpfen."


Jürgen Bruhn: Weltweiter ziviler Ungehorsam.

Die Geschichte einer gewaltfreien Revolution,

Tectum Verlag, Baden-Baden 2018, 192 S., 19,95 Euro,

ISBN 978-3-8288-7018-5

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 48. Jahrgang, Nr. 437, März 2019,

Beilage libertäre buchseiten, S. 9

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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OSSIETZKY/1045: Kritik der Migration, nicht der Migranten


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 5 vom 9. März 2019

Kritik der Migration, nicht der Migranten

von Rüdiger Göbel



In einem zweitägigen "Werkstattgespräch" hat die CDU unter der neuen
Vorsitzenden Annegret Kramp-Karrenbauer über "Migration, Sicherheit und
Integration" diskutiert. "Wir müssen alles daransetzen, dass sich so was
wie 2015 nicht wiederholt", sagte die Parteichefin zum Abschluss der
Gespräche. "Und wir müssen deutlich machen: Wir haben unsere Lektion
gelernt." Dank der Diskussionen habe man "vieles auf den Weg gebracht. Aber
wir sind noch nicht am Ende."

Auf 15 Punkte haben die 100 CDU-Politiker die zweitägige Diskussion
zusammengefasst. "Wir müssen Humanität und Härte vereinen", heißt es in
einem vierseitigen "Ergebnispapier" der Veranstaltung. Die von der CDU
präsentierten migrationspolitischen Forderungen zielen auf leichtere
Ausweisung straffälliger Asylbewerber ab, auf die Kürzung der Bezüge
("deutlich spürbare Sanktionen") und mehr Wege in die Abschiebehaft
("Reisebeschränkungen"). Mit keinem Wort erwähnt wird, wie Migration
entsteht, wer Menschen zu Flüchtlingen macht, die nach Europa drängen in
der Hoffnung auf Sicherheit und ein besseres Leben. Wer aber über
Fluchtursachen wie Krieg und Verarmung nicht sprechen will, hat ganz
offensichtlich die Lektion nicht gelernt. Im Gegenteil. Ein inzwischen
bekanntgewordenes Zusatzabkommen zum Aachener Vertrag sieht 
deutsch-französische Rüstungsprojekte und ausdrücklich Waffenlieferungen an 
Saudi-Arabien und andere Länder vor, die seit fast vier Jahren Krieg im Jemen
führen und verantwortlich sind für die größte humanitäre Katastrophe dieser
Tage.

Der Wiener Publizist Hannes Hofbauer erinnert in seinem Buch "Kritik der
Migration. Wer profitiert und wer verliert" an die Hintergründe der
massenhaften Flucht- und Migrationsbewegung der vergangenen Jahre
- er nennt sie "muslimische Massenwanderung" und führt dazu auf die erste
US-Intervention im Irak vor 24 Jahren zurückgehend aus: "Irak, Afghanistan,
Pakistan, Jemen, Somalia, Mali, Libyen, Syrien. Große Teile der
muslimischen Welt liegen seit 1991 unter transatlantischem Feuer. 
US-geführte Militärallianzen zogen eine dicke Blutspur durch Westasien und das
nördliche Afrika. Die Feinde der westlichen Demokratien trugen und tragen
unterschiedlichste Namen: Saddam Hussein, Al-Qaida, Taliban, diverse
islamische Milizen, Muammar Gaddafi, Baschar al-Assad. Sehr
unterschiedlich, ja geradezu konträr sind auch die Zuordnungen, die als
Rechtfertigung für den Krieg medial verbreitet werden. Bekämpft wurden und
werden einerseits laizistisch orientierte Autokratien wie jene von Saddam
Hussein, Muammar Gaddafi und Baschar al-Assad, die ihrerseits mit brutaler
Härte gegen radikale Islamisten vorgingen, und andererseits radikale
Islamisten wie Al-Qaida oder die Taliban, deren Feinde laizistische Diktatoren sind." 
Der scheinbare Widerspruch löse sich auf, so Hofbauer, wenn man ein größeres
Ganzes vor Augen habe. "Der westlichen Staatengemeinschaft unter Führung
der USA geht es seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion darum, keinen
anderen Integrationsraum neben sich aufkommen zu lassen, der die eigene
Hegemonie gefährden könnte. (Pan)arabische Integrationsversuche, gleich ob
auf wirtschaftlicher oder politischer Gemeinsamkeit fußend, werden genauso
ins Fadenkreuz von NATO-Kampfjets genommen wie islamische. Die Zerstörung
ganzer Kulturkreise nimmt man dafür in Kauf, und freilich auch einen
weiteren unausweichlichen 'Nebeneffekt': gigantische Fluchtbewegungen."

Hofbauers Buch ist ein flammender Appell auch und gerade an die Linke, sich
den Ursachen von Flucht und Migration zuzuwenden statt liberale Postulate
zu übernehmen. "In diesen wird Migration, getreu ihrer Verwertbarkeit und
in multikultureller Blauäugigkeit, zu einem nicht hinterfragbaren positiven
Bekenntnis." Die ihr zugrundeliegende weltweite Ungleichheit bleibe
ausgeblendet beziehungsweise werde dem karitativen Denken untergeordnet.
Damit, so Hofbauer, "verstellt der einzelne, von Krieg, Krise oder
Umweltzerstörung gezeichnete Migrant den Blick auf die Funktion von
Migration". Diese bilde den "Schlussstein im Mosaik globalistischer
Interventionen, deren wirtschaftliche und/oder militärische Angriffe
Millionen von Menschen ihre Lebensgrundlage entziehen". Und weiter: "Wer es
moralisch und politisch verwerflich findet, dass bengalische Näherinnen in
einsturzgefährdeten Fabriken zusammengepfercht um einen Hungerlohn für den
Weltmarkt roboten, kann den ständigen Import von Menschen aus dem 'globalen
Süden' in die Zentralräume dieser Welt nicht positiv konnotieren. Zu sehr
ähneln einander die Auslagerung von Arbeitsplätzen an Billiglohnstandorte
und die Masseneinwanderung entwurzelter Arbeitskräfte in den 'globalen
Norden' in ihrer Ausbeutungsstruktur."

Hofbauer untersucht in seinem Buch Ursachen und Auswirkungen der Migration -
 in Geschichte und Gegenwart. Ursachen sind vor allem vom Kapital
getrieben. Als Beispiel dienen allein die Freihandelsverträge der EU mit
den Staaten Afrikas. Große Konzerne können ihre Waren zollfrei in
afrikanische Länder exportieren und zerstören durch Dumpingpreise die
dortige heimische Wirtschaft. Menschen werden ihrer Subsistenzgrundlagen
beraubt. Die Söhne und Töchter von Bauern oder Fischern, deren
Überlebenschancen derart minimiert werden, machen sich in der Folge auf den
Weg nach Europa.

Migranten sind die Opfer, stellt Hofbauer klar. Wer aber Migration
idealisiere, setze quasi einen positiven Schlusspunkt unter
globalkapitalistische Verelendung und imperialistische Kriegspolitik. Dies
könne keine linke Politik sein. Das Schicksal von Migranten dürfe nicht
verwechselt werden mit der Struktur von Migration. Hofbauer will den Blick
auch dafür schärfen, was Migration mit denjenigen macht, die verlassen
werden. Während hierzulande Ärzte und Pflegepersonal etwa aus Ländern
Osteuropas arbeiten, liege das Gesundheitssystem dort am Boden. Der
Migrationsforscher Paul Collier verwies unlängst darauf, dass allein in
London mittlerweile mehr sudanesische Ärzte arbeiten als im gesamten Sudan.

Hofbauers "Kritik der Migration" richtet sich nicht gegen Migranten, wie
ihm von Kritikern bisweilen vorgehalten wird und von denen die
Verblendetsten ihn gar als Rassisten zu etikettieren versuchen. Das Buch
legt die soziale Deregulierungsfunktion offen, die Migration hat, die
Weltoffenheit übersetzt mit Investitionsfreiheit und
Gewinnrückführungsmöglichkeiten. Anschaulich beschreibt Hofbauer den
strukturell zerstörerischen Charakter von Wanderungsbewegungen. Seine
Kritik am Wesen der Migration und ihren Triebkräften ist eine wichtige
Lektion, die es zu lernen gilt, und ein Kontrapunkt zu Werkstattgesprächen,
die Migranten zum Problem erklären und nicht diejenigen, die Menschen
millionenfach erst dazu machen.

Hannes Hofbauer: "Kritik der Migration. Wer profitiert und wer
verliert", Promedia Verlag, 272 Seiten, 19,90 Euro

 * 

Quelle:

Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Zweiundzwanzigster Jahrgang, Nr. 5 vom 9. März 2019, S. 167-169
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MELDUNG/981: Uploadfilter - EU-Urheberrechtsreform stärkt die ohnehin marktbeherrschenden Unternehmen im Internet (idw)


Universität zu Köln - 20.03.2019

Uploadfilter: EU-Urheberrechtsreform stärkt die ohnehin
marktbeherrschenden Unternehmen im Internet

Dr. Steffen J. Roth vom Institut für Wirtschaftspolitik an der
Universität zu Köln sieht Uploadfilter kritisch / Die Urheberrechtsreform
stärkt das Oligopol im Internet



Die geplante EU-Urheberrechtsreform nimmt Betreiber von
Internetplattformen in die Pflicht. Die Anbieter sollen zukünftig bereits
ab dem Moment des Hochladens von Videos, Bildern und Musik für eventuelle
Urheberrechtsverletzungen mithaftbar sein. Dr. Steffen J. Roth vom
Institut für Wirtschaftspolitik an der Universität zu Köln sieht das
kritisch:

"Sollte die Urheberrechtsreform der EU umgesetzt werden, müsste nach
Ansicht vieler Experten eine flächendeckende Filtertechnologie aufgebaut,
betrieben und ständig verbessert werden. Die zur Filterung der Daten
notwendige Bündelung der Internetinhalte bei wenigen großen Stellen führt
neben Datenschutzproblemen dazu, dass die ohnehin großen Unternehmen
weiter gestärkt werden, die sich die sehr teure Technologie der
Uploadfilter leisten können. Viele kleine Plattformanbieter werden
verschwinden und diejenigen, die übrig bleiben, geraten in die
Abhängigkeit der ganz großen Player. Artikel 13 der EU-Urheberrechtsreform
scheint daher in seiner aktuellen Fassung wettbewerbsfeindlich und würde
das Oligopol der ganz Großen deutlich stärken."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 20.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/980: Nachhaltige Stärkung der Deutschen Welle geplant (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 20. März 2019

Nachhaltige Stärkung der Deutschen Welle geplant 

Kulturstaatsministerin Grütters: 

"Auslandssender setzt Ausrufezeichen für Presse- und Meinungsfreiheit"



Die Bundesregierung will den Bundeszuschuss an die Deutsche Welle um 15
Millionen auf insgesamt 365 Millionen Euro jährlich erhöhen. Das sieht der
Eckwertebeschluss der Bundesregierung vom 20. März 2019 zum
Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2020 vor.

"Trotz kleinerer Spielräume im Haushalt plant die Bundesregierung eine
weitere nachhaltige Stärkung der Deutschen Welle. Nach den deutlichen
Erhöhungen der vergangenen Jahre ist das ein weiterer großer Schritt zur
Umsetzung des Koalitionsvertrags, wonach das Budget der Deutschen Welle auf
das Niveau vergleichbarer europäischer Auslandssender angehoben werden
soll", sagte die Staatsministerin für Kultur und Medien, Monika
Grütters, am Mittwoch in Berlin. Beim Amtsantritt der Staatsministerin im
Jahr 2013 lag der Bundeszuschuss an die Deutsche Welle noch bei 277
Millionen Euro.

Die Kulturstaatsministerin weiter: "Die Arbeit des Auslandssenders ist
angesichts der Bedrohung der Presse- und Meinungsfreiheit weltweit
notwendiger denn je. Mit Blick auf politische, wirtschaftliche, humanitäre
und soziale Herausforderungen sowie weltweite Flucht- und
Migrationsentwicklungen brauchen die Menschen unabhängigen Journalismus und
objektive Berichterstattung. Dafür steht die Deutsche Welle in der Welt."

Um der Deutschen Welle im weltweiten Wettbewerb um Aufmerksamkeit Gehör zu
verschaffen und die erfolgreiche Arbeit fortsetzen zu können, ist eine
Fortentwicklung des Etats der Deutschen Welle essentiell. Der
eingeschlagene und in der Aufgabenplanung der Deutschen Welle für die Jahre
2018 bis 2021 skizzierte Weg könne damit weiter gegangen werden. "Das ist
ein Ausrufezeichen der Großen Koalition für Presse- und Meinungsfreiheit -
gerade weil angesichts der sich eintrübenden Konjunktur im Bundeshaushalt
der Gürtel enger geschnallt werden muss", sagte Grütters.

Die Aufgabenplanung der Deutschen Welle sieht unter anderem vor,
Meinungsfreiheit und Demokratie in Zeiten von Terror, Propaganda, Flucht
und Migration weltweit durch journalistische Angebote und die Vermittlung
von Medienkompetenz zu stärken. Außerdem strebt sie an, ihre aktuelle
Reichweite von 157 Millionen wöchentlichen Nutzerkontakten auf 210
Millionen zu steigern. Daneben soll die Kooperation mit den deutschen
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ausgebaut werden.

Die Ergebnisse des Eckwertebeschlusses stehen unter dem Vorbehalt, dass sie
im Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 2020 und in den
parlamentarischen Beratungen zum Bundeshaushalt 2020 bestätigt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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PREIS/2229: Kurzfilmpreis des Bayerischen Rundfunks 2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 20. März 2019

25. Internationale Kurzfilmwoche Regensburg

Kurzfilmpreis des Bayerischen Rundfunks 2019



Am 20. März 2019 ist bei der Internationalen Kurzfilmwoche Regensburg
der vom Bayerischen Rundfunk mit 5.000 Euro dotierte Hauptpreis im
Internationalen Wettbewerb vergeben worden. Die internationale Jury
(Ludovic Chavarot, Makino Takashi, Nicolas Khabbaz) hat den dänischen
Film "The Migrating Image" von Regisseur Stefan Kruse ausgezeichnet.
Der Bayerische Rundfunk ist langjähriger Sponsor, das Bayern
2-Szenemagazin "Zündfunk" Medienpartner der Internationalen
Kurzfilmwoche Regensburg, die in diesem Jahr von 13. bis 24. März
stattfindet.

"The Migrating Image" begleitet eine fiktionale Gruppe von
Flüchtlingen durch Europa und hinterfragt dabei die Überproduktion von
Bildern, die reale Tragödien begleiten. Woher kommen all diese Bilder
von Geflüchteten? Wie verändern sie Europa?


Begründung der Jury:

"Ein Film, der die brutale Realität des Einwanderungsprozesses
widerspiegelt; mit Bildern über und von den Einwanderern. Aus
verschiedenen Quellen kombiniert, lassen die Bilder den Betrachter
über die Realität hinter dem Bild und das Bild hinter der Realität
nachdenken."
Filminfos "The Migrating Image":

Regie: Stefan Kruse

Dänemark 2018, 29 Min, Farbe, englische OV

Produktion: Stefan Kruse

Nachwuchsförderung beim BR

Die Förderung des Filmnachwuchses ist für den BR ein wichtiges Ziel.
Der Programmbereich Spiel-Film-Serie beteiligt sich seit vielen Jahren
an Nachwuchs- und Hochschul-Filmen. Zudem zeigt das BR Fernsehen als
einziges Drittes Programm zehnmal im Jahr jeweils mittwochs
Kurzfilmnächte zu einem bestimmten Thema. In Zeiten des digitalen
Wandels sind Kurz- und mittellange Filme ein zeitgemäßes Format und
bieten jungen Filmemachern eine Bühne, um inhaltlich und formal Neues
zu wagen. Nirgendwo kann der Zuschauer aktuelle Themen früher und
direkter reflektiert sehen, nicht zuletzt aufgrund der kürzeren
Produktionszeiträume. Und nirgendwo kann man so frühzeitig große
Talente entdecken wie hier.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20. März 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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MELDUNG/1861: Deutschlandfunk - Französisch-britische Trennungsgeschichten, 23.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Lost in Brexit: Französisch-britische Trennungsgeschichten

Mit Reportagen von Andreas Noll und Sandra Pfister

Gesichter Europas

Samstag, 23. März 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Den Aufbruch in eine bessere Zukunft haben die Brexit-Befürworter
versprochen. Und die Briten nahmen sie beim Wort. Mit einer knappen
Mehrheit stimmten sie im Juni 2016 für den EU-Austritt. Inzwischen
sieht die Realität anders aus: Ungewissheit, Unversöhnlichkeit und ein
zähes Ringen zwischen London und Brüssel. Die Sorge vor chaotischen
Zuständen im europäisch-britischen Verhältnis ist groß. Der Handel
zwischen der Insel und dem Kontinent wird schwieriger. Wer zahlt die
Zeche? Wer profitiert? Die "Gesichter Europas" begeben sich in
getrennte Welten entlang des Ärmelkanals.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1860: Deutschlandfunk Kultur - Die Lange Nacht über die Via Regia, 23.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Königsweg zwischen Ost und West

Die Lange Nacht über die Via Regia

Von Harald Brandt

Lange Nacht

Samstag, 23. März 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Im Zug von Frankfurt am Main nach Erfurt entwickelt sich ein Gespräch
zwischen zwei Reisenden. Es geht um Pilgerfahrten auf dem Jakobsweg,
um mittelalterliche Kathedralenbauer und um die politischen
Entwicklungen in der Ukraine. Beiden wird bewusst, dass sie auf einer
historischen Strecke unterwegs sind. Die Via Regia ist die älteste und
längste Landverbindung zwischen Ost- und Westeuropa. Seit über 2.000
Jahren verbindet der Handelsweg Kiew mit Santiago de Compostela. Via
Regia ist heute auch der Name eines Netzwerkes regionaler europäischer
Initiativen, die vor dem historischen Hintergrund neue Formen
internationaler Zusammenarbeit initiieren. 2005 wurde das Netzwerk als
"Kulturstraße des Europarates" ausgezeichnet.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1884: Unna - "Werbemedien mit Writer schnell erstellt" am 2., 4., 9. und 11. April 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Werbemedien mit Writer schnell erstellt



Kreisstadt Unna. Mit dem kostenfreien Textverarbeitungsprogramm Writer
können nicht nur Texte geschrieben und formatiert, sondern auch
kreative Ideen gestalterisch verwirklicht werden. Ein VHS-Kurs ab dem
2. April 2019 zeigt, wie Einladungen erstellt, Menükarten konzipiert
und Aushänge sowie Flyer gestalten werden.

Das Seminar "Aushänge, Flyer und Co. mit Writer gestalten" mit der
Kursnummer 191-4230 findet 0am 2., 4., 9. und 11. April 2019 zwischen
13.30 und 15.45 Uhr im Raum 006 im zib statt. Die Gebühr beträgt 51
Euro. Voraussetzung: Grundlegende Windows-Kenntnisse.

Detaillierte Kursbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 55 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Office" zu finden. Und natürlich berät auch
der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte
zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 
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KURSUS/1883: Unna - Basisschulung zu "Inkscape" am 1. und 8. April 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Basisschulung zu Inkscape 



Kreisstadt Unna. Das VHS-Seminar zu dem kostenfreien Zeichenprogramm
Inkscape führt systematisch in wichtige Funktionen der Software ein,
um mit dem Programm selbstständig zu arbeiten. In dem Kurs lernen die
Teilnehmenden Logos, Einladungen, CD-Covers, Poster, Handzettel und
vieles mehr mit Inkscape eigenständig zu erstellen. Das Seminar bietet
viel Raum, um die verschiedenen Funktionen des Programms in Übungen
kennenzulernen.

Der Kurs "Inkscape - Grundlagen" mit der Buchungsnummer 191-4090
findet am 1. und 8. April 2019 von 17 bis 20 Uhr in Raum 003 im zib in
Unna statt. Die Gebühr beträgt 40 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 50 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Bildbearbeitung / Video / Ton" zu finden.
Und natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas
Barre gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
Tel: 02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 
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DERMATOLOGIE/741: Möglicher neuer Therapieansatz gegen Neurodermitis gefunden (idw)


Universität Zürich - 18.03.2019

Möglicher neuer Therapieansatz gegen Neurodermitis gefunden



Wie reagiert das Immunsystem auf Pilze auf unserer Haut? Forschende der
Universität Zürich weisen nach, dass die gleichen Abwehrzellen, die vor
Hefepilzen schützen, die entzündlichen Symptome der Neurodermitis
begünstigen. Eine Therapie mit Antikörpern könnte die chronische
Hautkrankheit lindern.

Die Haut von Mensch und Tier ist dicht mit Pilzen besiedelt. Man vermutet,
dass die kleinen Hefepilze namens Malassezia, die nebst Bakterien und
Viren Bestandteil der gesunden Mikroflora der Haut sind, die Abwehrkräfte
stärken und das Immunsystem auf die Begegnung mit gefährlichen
Krankheitserregern vorbereiten - ähnlich wie gewisse Bakterien dies tun.
Anders als bei den Bakterien weiss man jedoch noch wenig über die
physiologischen Prozesse, die die allgegenwärtigen Pilze auf der Haut
unter Kontrolle behalten.

Immunologinnen und Immunologen der Universität Zürich zeigen nun, dass das
Immunsystem für das Gleichgewicht auf der Haut verantwortlich ist. Sie
konnten erstmals bei Mäusen und beim Menschen nachweisen, dass die
Malassezia-Pilze das Immunsystem dazu anregen, den Botenstoff
Interleukin-17 zu bilden. "Wird der Botenstoff nicht ausgeschüttet oder
fehlen die Interleukin-17-produzierenden Abwehrzellen, kann der Pilz
uneingeschränkt wachsen und überwuchert die Haut", erklärt Salomé
LeibundGut-Landmann, Professorin und Leiterin der Abteilung für Immunologie
an der Vetsuisse-Fakultät der UZH.

Pilz kann Hautallergie fördern

Was aber passiert, wenn das Gleichgewicht auf der Körperoberfläche aus den
Fugen gerät? Es gibt Hinweise, dass die normalerweise harmlosen
Malassezia-Pilze gerade bei Neurodermitis eine Rolle spielen. Bei dieser
chronisch-entzündlichen Hautallergie kommt es zu einer Überreaktion des
Immunsystems gegen Antigene aus der Umwelt, etwa gegen Hausstaubmilben. Es
bilden sich Ekzeme, die sich durch trockene, gerötete Haut und starken
Juckreiz zum Beispiel in den Gelenkbeugen kennzeichnen und bis zu 20
Prozent der Kinder und bis zu 10 Prozent der Erwachsenen betreffen. Auch
bei Hunden gehört diese allergische Dermatitis zu den allerhäufigsten
Hauterkrankungen.

Die vorliegende Studie bestätigt, dass die Interleukin-17-produzierenden
Immunzellen, die normalerweise vor den Pilzen schützen und deren Wachstum
in Schach halten, zur Entstehung von Neurodermitis beitragen. Der Pilz
wird sozusagen auf der Haut zum Allergen und ruft eine Überreaktion des
Immunsystems mit entsprechenden Entzündungsmerkmalen auf der Haut hervor.
Experimente mit Zellen von betroffenen Neurodermitis-Patienten, die
zusammen mit dem Universitätsspital Zürich und der ETH Zürich
durchgeführt wurden, untermauern diese Erkenntnis.

Behandlung mit therapeutischen Antikörpern

"Die Ergebnisse unserer Studie legen nahe, dass bei Neurodermitis
therapeutische Antikörper, die die Wirkung von Interleukin 17
neutralisieren, wirksam sein könnten. Diese Antikörper existieren bereits
und werden bei der Behandlung von Schuppenflechten mit grossem Erfolg
eingesetzt", sagt die verantwortliche Autorin LeibundGut-Landmann.
Allerdings bleibt noch zu klären, warum die Immunantwort gegen den
allgegenwärtigen Malassezia-Pilz krankhaft werden kann und warum die
normalerweise schützenden Immunmechanismen bei Neurodermitis-Patienten
versagen.

Originalpublikation:

Literatur:

Florian Sparber et al. The skin commensal yeast Malassezia triggers a type
17-response that coordinates antifungal immunity and exacerbates skin
inflammation. 13 March, 2019, Cell Host & Microbe. 

DOI: 10.1016/j.chom.2019.02.002
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ORTHOPÄDIE/387: Arthrose - Schalldiagnostik hat Potenzial frühe Knorpelschäden zu erkennen (idw)


Hochschule Fulda - 18.03.2019

So klingt Arthrose: Schalldiagnostik hat Potenzial frühe Knorpelschäden zu erkennen



Die Hochschule Fulda forscht in Kooperation mit der Universitätsmedizin
Charité Berlin, der Universität Ulm und der Technischen Hochschule
Mittelhessen in Gießen an einer schonenden Methode, den Knorpelschaden am
Knie zu entdecken. Eine Pilotstudie zeigt vielversprechende Ergebnisse.

Arthrose ist die häufigste aller Gelenkerkrankungen in Deutschland: Rund
18 Prozent der Erwachsenen haben eine Arthrose, bei der die Knorpelschicht
eines Gelenks zerstört wird - im Extremfall bis zur Bewegungsunfähigkeit
und Gelenkersatz. Forschungen der Hochschule Fulda in Kooperation mit der
Universitätsmedizin Charité Berlin, der Universität Ulm und der
Technischen Hochschule Mittelhessen in Gießen haben das Ziel, den
Knorpelschaden am Knie mit einer schonenden Methode zu entdecken - der
Schalldiagnostik.

Schalldiagnostik und MRT kommen zum gleichen Ergebnis

Orthopäden wissen es schon längt: Ein kaputtes Gelenk kann knarren wie
eine Tür. Was die Wissenschaftler herausgefunden haben: Knorpelschäden
haben einen ganz eigenen Sound, der für das menschliche Ohr nicht hörbar
ist. Wenn ein Patient mit Knorpelschäden Kniebeugen macht, entstehen
Geräusche, die typisch sind und sich von anderen Geräuschen abheben - sie
lassen sich durch die spezielle Technik der Schallemissionsanalyse
aufzeichnen mit einer Schallkurve.

Eine Pilotstudie, die jetzt im "Journal of Medical Engineering and
Physics" veröffentlicht wurde, zeigt vielversprechende Ergebnisse. Die
Resultate der Schalldiagnostik von 29 Patientinnen und Patienten, die alle
Knieschäden aufwiesen, stimmten mit zuvor angefertigten MRT-Aufnahmen in
95 Propzent der Fälle überein. Das heißt: Nahezu alle radiologisch
bestätigten Schäden wurden auch mithilfe der Schalldiagnostik entdeckt.

Die Forscher sehen ein großes Potenzial: "Die Schalldiagnostik kann
möglicherweise auch schon früher als Röntgenaufnahmen oder MRT einen
Gelenkverschleiß bemerken", hofft Prof. Dr. Udo Wolf, Mitautor der Studie
und Professor für Physiotherapie am Fachbereich Pflege und Gesundheit der
Hochschule Fulda. Für diesen Nachweis brauche es jedoch weitere klinische
Studien.

Diagnostik: Frühes Erkennen der Arthrose noch nicht möglich

Hintergrund: 

Knorpelschäden seien auf Röntgenbildern oder MRT-Aufnahmen
erst in einem späteren Stadium zu sehen, wenn der Knorpel abgenommen hat
und so dünn geworden ist, dass sich der Gelenkspalt verschmälert hat und
Knochen droht, auf Knochen zu reiben, so Wolf. Meist ist jedoch der
Knochen dann schon so beschädigt, dass als Behandlungsoption oft nur noch
das Einsetzen eines neuen Gelenks infrage kommt. Die Hoffnung der
Forscher: "Wenn wir schon früh herausfinden könnten, dass eine Arthrose
beginnt, könnte man rechtzeitig therapeutisch entgegenwirken, etwa mit
Kompressionsbehandlungen oder Krafttraining", so der Physiotherapeut Wolf.
Die Schallemissionsprüfung hat Vorteile: Sie ist vergleichsweise
preisgünstig und schonend, weil es keine Strahlenbelastung gibt.

Das zugrunde liegende Verfahren ist nicht neu - Schallemissionsanalysen
werden auch zur Überprüfung der Qualität von Werkstoffen - etwa in der
Autoindustrie - durchgeführt, um zu testen, ob das verwendete Material
einwandfrei ist. Dazu werden die Materialen verformt - etwa durch
mechanische Belastung, die zur Emission von Schall führt.

Langjährige Forschung und Vorarbeiten

Für die Aufzeichnung der Geräusche von Knorpelschäden haben die
Wissenschaftler in ihrer langjährigen Forschungsarbeit ein spezielles
Mikrofon und Sensoren entwickelt, die diese spezifischen Schallmuster
automatisch ausfiltern. Um herauszufinden, wie ein kranker Knorpel im
Vergleich zum gesunden Knorpel klingt, wurden viele Test gemacht - unter
anderem auch am toten Material - dem Knochen. Die Forscher setzten hier
zum Beispiel definierte Schäden, rieben Knorpel ab oder bohrten Löcher, um
herauszufinden, wie unterschiedlich Gelenkschäden klingen.

In der Pilotstudie brachten die Wissenschaftler dann am Kniegelenk der 29
Testpersonen das Aufnahmegerät an und zeichneten die Geräusche auf,
während die Patientinnen und Patienten eine Kniebeuge machten, wobei durch
diese Belastung beim erkrankten Kniegelenk Geräusche entstehen. Die
Wissenschaftler notierten auch die Gradzahl der Bewegung, bei der die
typischen "Schadensgeräusche" auftreten, um Hinweise auf den Ort der
Knorpelschäden zu bekommen.

Dann verglichen sie ihre Resultate aufgrund Schalldiagnostik mit zuvor
angefertigten (ihnen unbekannten) MRT-Aufnahmen der Patienten - und
stellten eine Übereinstimmung in 95 Prozent der Fälle fest.

Ein Teil der Patientinnen und Patienten zeigte zudem auffällige
Schallmuster, obwohl die Röntgendiagnostik unauffällig war. In weiteren
Studien wollen die Forscher nun überprüfen, ob die Schalldiagnostik
sensibler ist und daher bereits kleine Veränderungen am Knorpel wahrnehmen
kann, die über das klassische bildgebende Verfahren nicht erkennbar sind.

Die Arbeit ist im "Journal of Medical Engineering and Physics" erschienen.


Originalpublikation:
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REPRODUKTIONSMEDIZIN/158: Auch Spermien altern - späte Vaterschaft birgt Risiken für Mutter und Kind (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 18.03.2019

DGE-Kongress: Auch Spermien altern - späte Vaterschaft birgt Risiken für Mutter und Kind



Die verbreitete Annahme, dass Spermien nicht altern, ist überholt. Neuere
Forschungen belegen: Auch männliche Keimzellen unterliegen
Alterungsprozessen. Studien weisen darauf hin, dass die DNA der
Samenzellen über die Jahre Schaden nehmen kann. Die Folge: das Risiko von
Fehlbildungen und Entwicklungsstörungen des Nachwuchses. Ebenso erleiden
die Partnerinnen häufiger Komplikationen ihrer Schwangerschaft. Die neuen
Erkenntnisse, die Andrologen zur Fruchtbarkeit des älteren Mannes haben,
und was dies für ältere Paare mit Kinderwunsch bedeutet, diskutieren
Experten auf der Pressekonferenz des 62. Kongresses für Endokrinologie
(20. bis 22. März 2019) am 20. März 2019 in Göttingen.

Mütter und Väter werden immer älter. Das Durchschnittsalter einer Frau bei
der Geburt des ersten Kindes steigt an: 2007 waren die Frauen im Schnitt
29,8 Jahre alt, für 2017 gibt das Statistische Bundesamt das Alter von
31,2 Jahren an. "Mögliche Risiken einer späten Elternschaft wurden lange
Zeit hauptsächlich in Bezug auf das Alter der Frau betrachtet. Der
Einfluss des Alters des Vaters wurde bislang vernachlässigt", berichtet
Universitätsprofessor Dr. rer. nat Stefan Schlatt, Direktor des Centrums
für Reproduktionsmedizin und Andrologie am Universitätsklinikum Münster.
Während der lebenslange Keimzellen-Pool von Frauen, bestehend aus rund 400
000 unreifen Eizellen pro Eierstock, bereits zum Zeitpunkt der Geburt
angelegt ist und ab diesem Datum altert, produzieren Männer im Laufe ihres
Lebens Millionen von Spermien täglich immer wieder neu. "Daraus leitete
sich die Annahme ab, männliche Keimzellen würden nicht altern", erklärt
Schlatt. Dabei würde jedoch nicht berücksichtigt, dass auch bei älteren
Männern die Integrität der Spermien-DNA beeinträchtigt sein könnte, etwa
durch genetische und epigenetische Veränderungen. "Das dadurch verursachte
veränderte Ablesen von Genen könnte sowohl die Embryonal- als auch die
Plazentaentwicklung beeinträchtigen", so Professor Schlatt.

Eine aktuell im British Medical Journal veröffentlichte
populationsbasierte Kohortenstudie untersuchte, welche Auswirkungen das
Alter der Eltern für die Gesundheit von Mutter und Kind hat. Die Forscher
werteten die vorliegenden Daten von mehr als 40,5 Millionen Lebendgeburten
in den USA zwischen 2007 und 2016 aus. Sie erfassten neben verschiedenen
Angaben zur Person (wie soziale Herkunft, Schulbildung, Nationalität) auch
das Alter der Väter. Registriert wurden Ereignisse wie Frühgeburtlichkeit
(Schwangerschaftsdauer unter 37 Schwangerschaftswochen), ein geringes
Geburtsgewicht (unter 2.500 Gramm), Atemhilfe nach Geburt, Aufnahme auf
eine neonatologische Intensivstation, Antibiotikagabe sowie das Auftreten
von Krampfanfällen. Bei der Gesundheit der Mütter wurde vor allem nach
Schwangerschaftsdiabetes und -vergiftung (Präeklampsie sowie Eklampsie)
geschaut. Das Ergebnis zeigt, dass die Schwangerschaften mit den ältesten
Vätern den ungünstigsten Verlauf nahmen. Ein Alter des Vaters ab 45 Jahren
ging im Vergleich zum Referenzalter zwischen 25 und 34 Jahren mit einem
signifikant höheren Risiko für eine Frühgeburt sowie für ein niedriges
Geburtsgewicht einher. Die Kinder der ältesten Väter benötigten auch
deutlich häufiger eine Atemunterstützung nach der Geburt und mussten öfter
auf eine neonatologische Intensivstation aufgenommen werden.

Das Risiko für die Frau, einen Schwangerschaftsdiabetes zu entwickeln,
nahm bei einem Vater im Alter zwischen 45 und 54 Jahren um 28 Prozent und
bei einem Alter des Mannes ab 55 Jahre um 34 Prozent zu. Das Risiko für
die schwerwiegenden Schwangerschaftskomplikationen Präeklampsie und
Eklampsie bei der Mutter war mit alten Vätern jedoch nicht höher. "Diese
Studie macht deutlich, dass ein höheres Alter des Vaters Komplikationen
beim Kind und der Mutter begünstigt. Andere frühere Untersuchungen haben
gezeigt, dass Erkrankungen wie Autismus und Schizophrenie ebenfalls mit
dem Alter des Vaters assoziiert sind", ergänzt Schlatt.

Ob und welche Risiken in der alternden Keimzelle genau auftreten, werde
zurzeit intensiv erforscht, berichtet der Androloge. Bis mehr
Studienergebnisse vorliegen, sollten andere Strategien verfolgt werden.
Professor Dr. med. Heide Siggelkow, DGE-Kongresspräsidentin und Ärztliche
Leiterin MVZ ENDOKRINOLOGIKUM Göttingen, wünscht sich mehr Beratung und
Aufklärung: "Es gibt hierzulande einen Trend zu später Elternschaft bei
beiden Elternteilen. Da die gesundheitlichen Folgen für Mutter und Kind
gravierend sein können, sollten Paare mit Kinderwunsch darauf hingewiesen
werden, dass mit steigendem väterlichem Alter die Spermaqualität ab- und
die Gefahr weiterer altersbedingter Risikofaktoren zunimmt. Unter diesem
Gesichtspunkt sollten Männer unter 40 Jahren darüber nachdenken, ob das
Einfrieren ihrer Spermien (Kryokonservierung) eine Option sein könnte",
sagt die Kongresspräsidentin.

Auf der Pressekonferenz des 62. Kongresses für Endokrinologie (20. bis 22.
März 2019) am 20. März 2019 in Göttingen werden die Experten darüber
hinaus über die "Rolle des Mikrobioms beim polyzystischen Ovarsyndrom
(PCOS)" sprechen, neue Forschungsergebnisse zum "Knochen als endokrinem
Organ" vorstellen und über die Gründung spezieller Zentren zur Behandlung
von Mädchen und Frauen mit Ullrich-Turner-Syndrom berichten.
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DIAGNOSTIK/596: Augendiagnostik - Malaria früher erkennen (idw)


Universitätsklinikum Tübingen - 19.03.2019

Augendiagnostik: Malaria früher erkennen - Aktuell in Nature Scientific Report veröffentlicht



Malaria ist mit beinahe 500.000 Todesopfern pro Jahr eine der tödlichsten
Krankheiten überhaupt. Verursacher der Infektionskrankheit sind Parasiten
(Plasmodien), die durch Mückenstiche übertragen werden. Bei der
sogenannten Zerebralen Malaria, die mit einer besonders hohen
Sterblichkeit einhergeht, ist insbesondere das Gehirn als Teil des
zentralen Nervensystems von der Erkrankung betroffen. Die Netzhaut des
Auges ist ebenfalls Teil des zentralen Nervensystems, weshalb es bei der
Form der Zerebralen Malaria in der Regel auch zu einer Symptomatik in der
Netzhaut kommt. Hier setzt die Forschungsarbeit von François Paquet-Durand
vom Tübinger Forschungsinstitut für Augenheilkunde an.

Ein interdisziplinäres Team von Wissenschaftlern um Professor Dr. François
Paquet-Durand aus dem Forschungsinstitut für Augenheilkunde und dem
Institut für Tropenmedizin am Universitätsklinikum Tübingen haben die
durch Malaria hervorgerufene Netzhautschädigung (Retinopathie)
systematisch in einem Mausmodell untersucht. Diese Untersuchungen zeigten,
dass die Symptomatik der Malaria in der Netzhaut der Maus der der
menschlichen Retinopathie stark ähnelt. Neu dabei ist die Erkenntnis, dass
die Krankheitserreger in der Lage sind, die Blut-Netzhaut-Schranke zu
überwinden und in das neuronale Gewebe der Netzhaut einzudringen. Die
dabei auftretenden degenerativen Gewebsveränderungen könnten auch die
Symptomatik der Malaria im Gehirn erklären.

Nach Behandlung der Versuchstiere mit Medikamenten gegen Malaria wurden
die Erreger im Blut innerhalb von drei Tagen vollständig abgetötet, in der
Netzhaut hingegen waren die Erreger auch noch nach zwölftägiger
medikamentöser Behandlung vorhanden. Die Wissenschaftler vermuten die
Ursache darin, dass gängige Anti-Malaria Medikamente die
Blut-Netzhaut-Schranke kaum überwinden können. Dies könnte erklären, warum es bei einem
zu frühen Absetzen von Anti-Malaria Medikamenten zu Rückfällen mit häufig
schwerwiegenden Folgen kommen kann.

Weiterhin konnten die Forscher zeigen, dass mit modernen, nicht-invasiven
bildgebenden Verfahren, wie der Scanning-Laser-Ophthalmoskopie (SLO) und
der Optischen-Cohärenz-Tomographie (OCT), die Infiltration der Erreger in
die Netzhaut frühzeitig erkannt wird.

Den Wissenschaftlern ist es gelungen, im Tiermodell die Malaria-induzierte
Retinopathie mehrere Tage vor Auftreten von anderen Krankheitssymptomen zu
diagnostizieren. Damit ergibt sich bei der Verwendung von bildgebenden
Verfahren für die Netzhaut ein erheblicher Zeitvorteil. "In Zukunft
könnten durch eine frühere Diagnose die Heilungschancen bei der Behandlung
von Malariapatienten erheblich verbessert werden", erklärt Paquet-Durand.
Die Hoffnung ist nun, dass dadurch die hohe Sterblichkeit bei
Malaria-Infektionen gesenkt werden kann.


Originalpublikation:

A retinal model of cerebral malaria
François Paquet-Durand, Susanne C. Beck, Soumyaparna Das, Gesine Huber, Le
Chang, Timm Schubert, Naoyuki Tanimoto, Marina Garcia-Garrido, Regine
Mühlfriedel, Sylvia Bolz, Wolfgang Hoffmann, Ulrich Schraermeyer, Benjamin
Mordmüller & Mathias W. Seeliger

https://doi.org/10.1038/s41598-019-39143-z
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FORSCHUNG/4021: Oszillation im Muskelgewebe (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 15.03.2019

Oszillation im Muskelgewebe



Wenn ein Muskel wächst oder eine Verletzung in ihm ausheilt, verwandelt
sich ein Teil seiner Stammzellen in neue Muskelzellen. Wie dieser Prozess
über zwei oszillierend hergestellte Proteine gesteuert wird, beschreibt
nun das MDC-Team um Carmen Birchmeier im Fachjournal "Genes &
Development".

Die Stammzellen des Muskels müssen jederzeit auf dem Sprung sein: Wird der
Muskel beispielsweise beim Sport verletzt, ist es ihre Aufgabe, sich so
rasch wie möglich zu neuen Muskelzellen zu entwickeln. Soll der Muskel
wachsen, weil sein Besitzer dies vielleicht ebenfalls noch tut oder aber
angefangen hat, vermehrt Sport zu treiben, ist die Verwandlung der
Stammzellen ebenfalls nötig.

"Gleichzeitig muss es im Körper jedoch einen Mechanismus geben, der eine
unkontrollierte Differenzierung der Stammzellen verhindert - da ansonsten
der im Muskel angelegte Vorrat dieser Zellen rasch aufgebraucht wäre",
sagt Professorin Carmen Birchmeier, die Leiterin der Arbeitsgruppe
"Entwicklungsbiologie / Signaltransduktion in Nerven und Muskelzellen" am
Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft
(MDC) in Berlin.

Bisher kannte man Oszillation nur von den Stammzellen des Gehirns

Wie dieser Mechanismus aussieht, hat Birchmeier gemeinsam mit Kolleginnen
und Kollegen aus Berlin, Köln, London, Paris und Kyoto in Experimenten an
Mäusen untersucht. Im Fachblatt "Genes & Development" berichtet die
Forschungsgruppe jetzt, dass die beiden Proteine Hes1 und MyoD die
Differenzierung zu Muskelzellen steuern. Sie werden in den Stammzellen
oszillierend - das heißt periodisch schwankend in mal kleineren, mal
größeren Mengen - hergestellt.

"Diese Beobachtung war zunächst einmal an sich sehr erstaunlich", sagt
Birchmeier. "Denn Oszillation von Proteinen hatte so vor uns noch niemand
im Muskel registriert." Bislang habe man das Phänomen nur von den
Stammzellen des Gehirns gekannt. Die MDC-Forscherin hofft, dass ihre
Untersuchungen dazu beitragen, eines Tages Muskeldystrophien und
Sarkopenie - den mit fortschreitendem Alter zunehmenden Verlust von
Muskelmasse - besser behandeln zu können.

Alle zwei bis drei Stunden läuft die Produktion auf Hochtouren

"Für unsere Experimente haben wir die Proteine Hes1 und MyoD zunächst an
lumineszierende, also leuchtende Eiweiße gekoppelt, um ihre Entstehung
besser verfolgen zu können", erläutert die Erstautorin der Publikation,
Dr. Ines Lahmann aus der Arbeitsgruppe von Birchmeier. Sowohl in
isolierten Zellen als auch im Muskelgewebe und im lebenden Tier konnte das
Team anschließend beobachten, dass das Protein Hes1, das zum
Notch-Signalweg gehört, oszillierend hergestellt wird.

"Alle zwei, drei Stunden erreicht die Produktion einen Höhepunkt, um
danach wieder zu sinken", berichtet Lahmann. Auf das gleiche Phänomen sei
man bei dem Protein MyoD gestoßen. "Solange die Menge an MyoD in den
Stammzellen periodisch schwankt, wachsen und teilen sich die Zellen. Sie
erneuern sich auf diese Weise selbst", sagt Lahmann. Dadurch sei
sichergestellt, dass im Muskel stets ein ausreichender Vorrat an
Stammzellen vorhanden sei.

Erst eine stabile Proteinherstellung führt zur Differenzierung

Beginnt eine Muskelstammzelle sich zu differenzieren und in eine
Muskelzelle zu verwandeln, bildet sie unter anderem lange Muskelfasern
aus. Dies geschieht zum Beispiel dann, wenn ein Muskel in einem noch
jungen Organismus wächst oder wenn er eine Verletzung, die ihm zugefügt
wurde, zu reparieren versucht. "Immer wenn wir diese Verwandlung der
Zellen unter dem Mikroskop beobachteten, hatten wir zuvor festgestellt,
dass die Oszillation aufhört und MyoD stabil exprimiert wird - unabhängig
davon, ob es sich um neugeborene oder ausgewachsene Tiere handelte",
berichtet Birchmeier.

In einem nächsten Schritt schaltete ihr Team das Gen für Hes1 komplett
aus, so dass das Protein in den Stammzellen nicht mehr gebildet wurde.
Auch dieses Experiment nahmen die Forscherinnen und Forscher sowohl an
Zellen als auch an lebenden Tieren vor. "Das Fehlen von Hes1 führte dazu,
dass MyoD nicht mehr oszillierend, sondern stabil hergestellt wurde. In
der Folge begannen alle Stammzellen sich zu differenzieren", sagt
Birchmeier.

Ziel sind neue Therapien für Patienten mit Muskelerkrankungen

"Unsere Experimente zeigen, dass für die Differenzierung der Stammzellen
und vermutlich auch für viele andere zelluläre Prozesse Gene nicht einfach
nur an- oder abgeschaltet werden - und dass wir im Labor längst nicht alle
Entwicklungen verstehen, wenn wir genau dies mithilfe genetischer Tricks
tun", betont die MDC-Wissenschaftlerin.

Als nächstes wollen sie und ihr Team nun untersuchen, warum die
Oszillation von MyoD dazu führt, dass die Differenzierung der Stammzellen
in den Muskeln ausbleibt, und warum erst eine stabile Produktion des
Proteins diese Entwicklung in Gang setzt. "Wenn wir den gesamten Prozess
besser verstehen", sagt die Forscherin, "können wir Menschen mit
Muskelerkrankungen, bei denen die natürliche Regeneration des Muskels
nicht mehr richtig funktioniert, auch besser helfen."


Originalpublikation:

Ines Lahmann et al. (2019): "Oscillations of MyoD and Hes1 proteins
regulate the maintenance of activated muscle stem cells". Genes and
Development. 

DOI: 10.1101/gad.322818.118
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FORSCHUNG/4020: Neue Erkenntnis - Darmbakterien werden stark durch die Bauchspeicheldrüse kontrolliert (idw)


Universität Greifswald - 19.03.2019

Neue Erkenntnis: Darmbakterien werden stark durch die Bauchspeicheldrüse kontrolliert

Rund 40.000 verschiedene Bakterienarten leben im Darm



Im Darm leben 38 Billionen Bakterien und diese sind maßgebend, ob wir
gesund bleiben oder krank werden. Eine Arbeitsgruppe an der
Universitätsmedizin Greifswald hat bei 1.800 SHIP-Probanden (Study of
Health in Pomerania) entdeckt, dass die Zusammensetzung der Darmbakterien
viel stärker von der Funktion der Bauchspeicheldrüse kontrolliert wird als
von allen anderen bekannten Faktoren. Die Ergebnisse sind jetzt in der
international renommierten Fachzeitschrift Gastroenterology*
veröffentlicht worden.




[image: Fotomontage: © IStockphotos]

Da ist viel Leben in uns - allein die Bakterien wiegen 2 Kilogramm.

Fotomontage: © IStockphotos



"Was uns sehr überrascht hat ist die Stärke des Effekts", betonte der
Direktor der Inneren Klinik A an der Unimedizin Greifswald, Prof. Markus
M. Lerch. "Die Bauchspeicheldrüse kontrolliert die Artenvielfalt der
Bakterien im Darm viel tiefgreifender als alle bisher bekannten
Wirtsfaktoren wie Alter, Geschlecht, die Art der Ernährung oder zum
Beispiel die Einnahme von Magensäureblockern."

Der menschliche Körper besteht nicht nur aus Milliarden spezialisierter
Zellen, in ihm leben auch zahllose Mikroorganismen mit uns zusammen, in
der Regel friedlich und nutzbringend. Allein im Darm finden sich etwa 38
Billionen Bakterien (3,8 x 1013), somit deutlich mehr als alle unsere
Körperzellen zusammen. Weil Bakterien sehr viel kleiner sind als
menschliche Körperzellen, kommen diese Bakterien zusammen auf ein Gewicht
von nur 2 Kilogramm. Schon in den zwanziger Jahren des letzten
Jahrhunderts hat der Greifswalder Internist Viktor van der Reis
(1889-1957) Pionierarbeit bei der Untersuchung von Bakterien in allen
Darmabschnitten geleistet. Vor der Wende hat die Mikrobiologin Prof.
Hannelore Bernhardt sogar die Darmorganismen von Kosmonauten untersucht.
Hierzu züchtete man Mikroorganismen auf Petrischalen in Brutschränken.
Mittlerweile ist jedoch bekannt, dass sich mehr als 95 Prozent der
Darmbakterien überhaupt nicht vermehren, wenn sie der Luft ausgesetzt
sind, sondern eben nur im Darm wachsen.

Vielfalt im Darm ist gesundheitsfördernd

Durch die rasante technische Entwicklung bei Untersuchungen des
Erbmaterials von Bakterien in den letzten Jahren können aber inzwischen
sämtliche im Darm lebende Mikroorganismen identifiziert werden. So wissen
wir heute, dass dort fast 40.000 verschiedene Bakterienarten zu Hause
sind. Wie diese sich in ihrer Art und Menge zusammensetzen, hat großen
Einfluss auf unsere Gesundheit und ist nicht nur bei Darminfektionen
Ursache von Krankheiten. Ein besonders artenreiches Darmmikrobiom, so
nennt man die Gesamtheit der Mikroorganismen, hat gesundheitsfördernde
Wirkungen und viele Erkrankungen gehen mit einer Abnahme der Diversität
oder Artenvielfalt der Bakterien im Darm einher.

Umgekehrt gibt es Bakterienzusammensetzungen, für die ein Zusammenhang mit
ganz verschiedenen Erkrankungen hergestellt wurde, die von Diabetes und
Fettleber bis zu Depression und Alzheimer-Demenz reichen. Bei Krankheiten
wie dem durch Antibiotika verursachten Durchfall (Clostridium difficile
Colitis) wird sogar schon der Austausch des gesamten Darmmikrobioms
therapeutisch eingesetzt und kann zur Heilung führen.

Was aber bestimmt die Zusammensetzung des Mikrobioms im Darm? Einerseits
ist die Mischung der Bakterienarten des Menschen erblich bedingt und kann
fast als persönlicher Fingerabdruck angesehen werden. Andererseits führt
schon ein zweiwöchiger Auslandsaufenthalt in Vietnam oder Mexiko aufgrund
der andersartigen Ernährung zu starken Änderungen des Mikrobioms, die sich
allerdings nach der Rückkehr in die vertraute Umgebung schnell
zurückbilden. Andere bekannte Einflussfaktoren für die Zusammensetzung des
Mikrobioms sind die Präferenz des Essens, etwa tierische Proteine oder
vegane Kost, Tabakrauchen, Alkoholkonsum oder bestimmte Medikamente.

Zusammenhang zwischen Darmbakterien und Verdauung besser verstehen

Eine auf Erkrankungen der Bauchspeicheldrüse (Pankreas) spezialisierte
Arbeitsgruppe der Universitätsmedizin Greifswald um die Klinik für Innere
Medizin A und die Abteilung für Funktionelle Genomforschung hatte
untersucht, ob und wie dieses Organ das Mikrobiom beeinflusst. Hierzu
wurden bei 1.800 Probanden der Greifswalder Gesundheitsstudie SHIP die
Zusammensetzung des Stuhlmikrobioms mittels Sequenzierung der bakteriellen
Erbinformation (16S rRNA) analysiert. Neben vielen anderen Faktoren haben
die Wissenschaftler sowohl die Konzentration von Elastase, einem
Verdauungsenzym der Bauchspeicheldrüse, im Stuhl gemessen, als auch die
stimulierte Ausscheidung von Pankreassaft in den Dünndarm mittels
Kernspintomographie.

Eine verminderte Konzentration der Elastase war mit starken Veränderungen
der Zusammensetzung und Artenvielfalt des Mikrobioms verknüpft.
Beispielsweise fanden sich ein Anstieg der eher gesundheitsschädlichen
Prevotella-Bakterien und eine Abnahme der gesundheitsförderlichen
Bacteroides-Arten. Der Einfluss des Volumens des Pankreassaftes auf die
Vielfalt der Bakterienstämme war dabei deutlich geringer als die
Konzentration des Verdauungsenzyms Elastase.

"Ob dieser Effekt durch Peptid-Antibiotika, die die Bauchspeicheldrüse
selbst produziert, oder durch eine Änderung der Verdauungsfunktion
verursacht wird, ist noch unbekannt", sagten die Erstautoren der Arbeit,
Dr. Fabian Frost und Dr. Tim Kacprowski. "Auf jeden Fall bedeutet diese
Entdeckung einen wirklichen Fortschritt im Verständnis über den
Zusammenhang zwischen Verdauung und Darmmikrobiom", unterstrich Dr. Georg
Homuth aus der funktionellen Genomforschung. Vorrausetzung für diese
Entdeckung waren einerseits die Ressourcen der SHIP-Studie und
andererseits die in Greifswald etablierte interdisziplinäre
Zusammenarbeit.

*Originalartikel

Gastroenterology, März 2019

Impaired Exocrine Pancreatic Function Associates With Changes in
Intestinal Microbiota Composition and Diversity.

www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/30391469
doi: 10.1053/j.gastro.2018.10.047
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MELDUNG/979: Mukoviszidose - Ambulante Versorgung für Patienten nicht ausreichend finanziert (Mukoviszidose e.V.)


Mukoviszidose e. V. - 19. März 2019

Ambulante Versorgung nicht ausreichend finanziert



"Der wichtigste Schritt, um die Versorgung erwachsener
Mukoviszidose-Patienten zu verbessern, ist eine adäquate Finanzierung
der ambulanten Versorgung - davon sind wir in Deutschland leider weit
entfernt", ist Dr. Silke van Koningsbruggen-Rietschel, Pädiatrische
Pneumologin am Mukoviszidose-Zentrum und Leiterin des
CF-Studienzentrums am Universitätsklinikum Köln, überzeugt. "Die
Betroffenen brauchen ein multidisziplinäres Behandler-Team, das neben
dem Fachärztlichen auch die Bereiche Physio- und Ernährungstherapie
sowie die psychosoziale Beratung abdeckt. Je älter die Patienten
werden, desto komplexer wird die Betreuung, weil Folge- und
Begleiterkrankungen zunehmen. Hier brauchen wir dringend Unterstützung
aus der Politik."

Um diese Unterstützung hat der Mukoviszidose e.V. im März 2017 den
Deutschen Bundestag ersucht: mit einer Petition hat der Verein dazu
aufgerufen, die Versorgungsstrukturen für die Betroffenen bundesweit
einheitlich und nachhaltig zu sichern. Obwohl Vertreter des Vereins im
Petitionsausschuss die aktuelle Versorgungsproblematik detailliert
dargelegt haben, hat die Politik bislang nicht auf das Anliegen
reagiert - ein Beschluss des Bundestages zur Petition steht bis heute
aus.

"Dass dieses wichtige Thema zwei Jahre später noch immer in der Luft
hängt, ist traurig und bestürzend zugleich - denn die
Versorgungssituation hat sich in der Zwischenzeit massiv zugespitzt.
Viele Ambulanzen versorgen Patienten am Rande ihrer Belastungsgrenze.
An manchen Standorten droht die Versorgung erwachsener Patienten sogar
völlig zusammenzubrechen", so Stephan Kruip, Bundesvorsitzender des
Mukoviszidose e.V. und selbst von der Erbkrankheit betroffen, und
ergänzt: "Diese Situation kommt einem Systemversagen gleich."

Weitere Zuspitzung der Versorgungssituation ist zu erwarten

Sehr besorgt sind vielerorts auch Patienten und Ärzte, mit denen der
Mukoviszidose e.V. in engem Austausch steht. So demonstrierten im
September 2018 über 150 Mukoviszidose-Betroffene in München vor der
Mukoviszidose-Ambulanz der Ludwig-Maximilians-Universität, da dort die
Erwachsenenversorgung aufgrund personeller Unterbesetzung akut
gefährdet ist. Auch in Augsburg konnte erst im letzten Moment
verhindert werden, dass die Versorgung der erwachsenen Patienten
zusammenbricht. Hier hatte die Kassenärztliche Vereinigung Bayern
angekündigt, die Behandlung der Erwachsenen an der Kinderklinik am
Josefinum einzustellen - und das obwohl keine geeigneten Strukturen an
anderen Standorten für eine Weiterversorgung der Patienten zur
Verfügung stehen. Zwar konnte mit Unterstützung des Mukoviszidose e.V.
eine Ausnahmeregelung bis zum Frühjahr 2020 erwirkt werden, die
Versorgung ist damit aber alles andere als langfristig gesichert.

Von einer weiteren Verschärfung der Versorgungssituation ist ohne
entsprechende Gegenmaßnahmen auszugehen, darauf deuten
Datenauswertungen aus dem Deutschen Mukoviszidose-Register hin. Heute
in Deutschland Neugeborene mit Mukoviszidose haben mittlerweile eine
Lebenserwartung von 50 Jahren - und die wird mit einer weiteren
Verbesserung der kausalen Therapie in Zukunft vermutlich weiter
steigen.

"Endlich haben Mukoviszidose-Betroffene heute gute Chancen, ein
mittleres Erwachsenenalter zu erreichen, doch diese großartige
Nachricht wird getrübt durch das Signal des Gesundheitssystems: Wir
wollen eigentlich gar nicht, dass ihr erwachsen werdet.", resümiert
Kruip. "Daher unser dringlicher Appell an die Politik: Nehmen Sie sich
der Sorgen der Mukoviszidose-Patienten an, und schaffen Sie gesicherte
Versorgungsstrukturen!"

Mit diesem Aufruf steht Kruip nicht allein: Auch der Deutsche Ethikrat
fordert zuletzt in seiner Ad-hoc-Empfehlung vom 23. November 2018 eine
gerechtere Versorgung für Menschen mit seltenen Erkrankungen: So
sollen Zentren für Seltene Erkrankungen bundesweit eingerichtet und
ausreichend finanziert werden, um chronisch kranken Menschen, wie
Patienten mit Mukoviszidose, die Möglichkeit einer fachlich
angemessenen und langfristigen Versorgung zu bieten.

In einer Videobotschaft fordern Stephan Kruip und die
Mukoviszidose-Behandler Dr. Carsten Schwarz (Charité Berlin) und
Bärbel Palm (Universitätsklinik Homburg) die politisch
Verantwortlichen auf, sich des Themas endlich anzunehmen und die
Versorgung für erwachsene Betroffene nachhaltig zu sichern.


• Hintergrund-Informationen

Über Mukoviszidose

In Deutschland sind rund 8.000 Kinder, Jugendliche und Erwachsene von
der unheilbaren Erbkrankheit Mukoviszidose betroffen. Durch eine
Störung des Salz- und Wasserhaushalts im Körper bildet sich bei
Mukoviszidose-Betroffenen ein zähflüssiges Sekret, das Organe wie die
Lunge und die Bauchspeicheldrüse irreparabel schädigt. Jedes Jahr
werden etwa 200 Kinder mit der seltenen Krankheit geboren.

Über den Mukoviszidose e. V.

Der Mukoviszidose e. V. vernetzt die Patienten, ihre Angehörigen,
Ärzte, Therapeuten und Forscher. Er bündelt unterschiedliche
Erfahrungen, Kompetenzen sowie Perspektiven mit dem Ziel, jedem
Betroffenen ein möglichst selbstbestimmtes Leben mit Mukoviszidose
ermöglichen zu können. Damit die gemeinsamen Aufgaben und Ziele
erreicht werden, ist der gemeinnützige Verein auf die Unterstützung
engagierter Spender und Förderer angewiesen.

 * 
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MELDUNG/978: Vorstoß der Deutschen Krankenhausgesellschaft für bedarfsgerechte Personalbemessung begrüßt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 20. März 2019

ver.di begrüßt Vorstoß der Deutschen Krankenhausgesellschaft für eine bedarfsgerechte Personalbemessung



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die Pläne
der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG), gemeinsam mit
Gewerkschaften und dem Deutschen Pflegerat ein Instrument zur
Bemessung des Pflegepersonals in Krankenhäusern zu entwickeln. "Das
ist ein Signal, auf das die Beschäftigten schon lange warten", sagte
Sylvia Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand. "Für eine gute und
sichere Versorgung brauchen wir Vorgaben für die Personalausstattung,
die sich am Pflegebedarf orientieren. Um dieses Ziel zu erreichen,
freuen wir uns, zeitnah mit der DKG in einen Dialog zu treten."
Wichtig sei, ein Personalbemessungsinstrument verpflichtend
einzuführen und bundeseinheitlich umzusetzen. Hier sei der
Gesetzgeber gefordert.

Der Beschluss der DKG zeigt, dass inzwischen auch die Arbeitgeber
einsehen, dass es dringenden Handlungsbedarf gibt. Dazu beigetragen
haben maßgeblich die zahlreichen Proteste und kreativen Aktionen
gegen die Personalnot, die Beschäftigte mit ihrer Gewerkschaft ver.di
durchgeführt haben. Aufgrund der extremen, gesundheitsgefährdenden
Belastung hat ver.di die Personalausstattung auch tarifpolitisch
aufgegriffen. In 13 Kliniken wurden Vereinbarungen mit mehr Personal
und Personalbemessungssystemen zum Teil in wochenlangen
Arbeitskämpfen durchgesetzt.

Die von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn erlassene Verordnung zu
Personaluntergrenzen in nur vier Krankenhausbereichen verschärfe
derzeit das Problem, statt es zu lösen, so Bühler weiter. "So wie
diese Untergrenzen bemessen sind, handelt es sich um einen staatlich
legitimierten Personalnotstand. Das ist das Gegenteil von guter
Versorgung und eine Gefahr für Patientinnen und Patienten." Dort, wo
die Personalsituation heute besser sei, als vom
Bundesgesundheitsminister vorgegeben, würden Kliniken jetzt auch noch
Pflegekräfte abziehen. "Richtig ist, dass diese Untergrenzen ersetzt
werden müssen durch Personalvorgaben, die sich am Pflegebedarf
bemessen und das gesamte Krankenhaus erfassen." Wichtig sei zudem,
dass das Geld, das zur vollständigen und tarifgerechten Finanzierung
des Personals gedacht sei, auch dort ankomme. Dafür müssten
Krankenhäuser den Nachweis erbringen.

Gesetzliche Vorgaben für eine Personalausstattung, die sich am
Pflegebedarf orientieren, seien das wirksamste Mittel gegen den
Fachkräftemangel, so Bühler weiter. "Mit guten Ausbildungs- und
Arbeitsbedingungen und einer angemessenen Bezahlung können erfahrene
Fachkräfte gehalten und neue gewonnen werden. Und viele, die in die
Teilzeit geflüchtet sind, werden wieder aufstocken."

 * 
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ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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DEPRESSION/193: Studie - Tiefe Hirnstimulation bei schwerster Depression (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 15.03.2019

Tiefe Hirnstimulation lindert schwerste Depression zuverlässig

Weltweit größte Studie am Universitätsklinikum Freiburg mit 16 Teilnehmern
zeigt über ein Jahr sehr gute Ergebnisse / Tiefe Hirnstimulation linderte
bei allen Patienten deutlich die bislang schwerst therapieresistente
Depression / Studie in Neuropsychopharmacology veröffentlicht



Menschen mit schwerster, behandlungsresistenter Depression können nicht
nur akut sondern auch langfristig von einer Tiefen Hirnstimulation
profitieren, wie Forscher des Universitätsklinikums Freiburg gemeinsam mit
dem Universitätsklinikum Bonn in einer aktuellen Studie zeigen. Bei den 16
Patientinnen und Patienten wurde mittels hauchdünner Elektroden ein Teil
des Belohnungssystems im Gehirn stimuliert, was bei allen Patienten eine
deutliche Besserung der Beschwerden brachte. Im Schnitt halbierte sich die
Schwere der Depression und die Hälfte der Probanden lag sogar unterhalb
des Werts, ab dem man von einer behandlungsbedürftigen Depression spricht.
Die meisten Patienten reagierten bereits in der ersten Woche auf die
Stimulation und die positiven Effekte hielten während der einjährigen
Studie an. Die Studie ist am Donnerstag, 14. März 2019 vorab online im
Nature-Fachmagazin Neuropsychopharmacology erschienen.

"Die Studie ist in Patientenzahl und erzielter Wirkung weltweit einmalig.
Wir konnten erstmals in einer großen Studie zeigen, dass die Tiefe
Hirnstimulation eine ernsthafte Option für Patienten mit schwerster
Depression ist", sagt Studienleiter Prof. Dr. Thomas Schläpfer, Leiter der
Abteilung für Interventionelle Biologische Psychiatrie an der Klinik für
Psychiatrie und Psychotherapie des Universitätsklinikums Freiburg.

Erfolg nach Dutzenden gescheiterter Therapien

Schätzungen gehen davon aus, dass zehn bis 30 Prozent aller Menschen mit
wiederkehrender Depression nicht auf zugelassene Therapien ansprechen. Für
einige dieser Menschen könnte die Tiefe Hirnstimulation eine
Therapieoption sein. Die 16 Studienteilnehmer der FORSEE-II-Studie litten
zwischen 8 und 22 Jahren an einer schwersten Depression und hatten zuvor
im Schnitt 18 medikamentöse Therapien, 20 Elektrokrampftherapien und 70
Stunden Psychotherapie durchlitten - ohne Erfolg.

Prof. Dr. Volker A. Coenen, Erstautor der Studie und Leiter der Abteilung
Stereotaktische und Funktionelle Neurochirurgie an der Klinik für
Neurochirurgie des Universitätsklinikums Freiburg, implantierte mit seinem
Team den Patienten die hauchdünnen Elektroden und stimulierten damit das
mediale Vorderhirnbündel. Dieser Hirnbereich ist an der Regulation der
Wahrnehmung von Freude und Belohnung beteiligt und damit auch für
Motivation und Lebensqualität von Bedeutung.

Deutliche Linderung oft innerhalb von Tagen

Die Wirkung der Therapie bewerteten die Ärzte monatlich mit Hilfe der
etablierten Montgomery-Asberg Depression Rating Scale (MADRS). Bereits in
der ersten Woche fiel der MADRS-Wert bei zehn Probanden deutlich ab und
hielt sich auf niedrigem Niveau. Im Laufe der Studie reagierten alle
Probanden auf die Stimulation. Acht der 16 Patienten hatten zu Studienende
einen MADRS-Wert von unter 10 Punkten und galten damit als nicht
depressiv.

"Unsere Patienten haben jahrelang mit schwersten Depressionen gekämpft und
nichts hat Besserung gebracht. Die Tiefe Hirnstimulation führte bei den
meisten innerhalb von Tagen zu einer deutlichen Linderung, die dann auch
durchgehend anhielt. Andere Therapieformen wie Medikamente oder
Psychotherapie verlieren oft im Laufe der Zeit ihre Wirksamkeit. Das
absolut Sensationelle an den Daten ist, dass der Effekt der Therapie
anhaltend zu sein scheint, die positiven Effekte halten über Jahre an",
sagt Prof. Schläpfer."Wir wissen aus einer Pilotstudie, dass die
Stimulation dieses Gehirnbereichs sehr vielversprechend ist und sind froh
über die auch hier wieder in gleicher Form gezeigten deutlichen Effekte",
sagt Prof. Coenen.

Hoffnung auf europäische Zulassung des Verfahrens

Aufbauend auf den Ergebnissen der jetzt publizierten Studie haben die
Freiburger Forscher bereits im Oktober 2018 mit ihrer dritten Studie
(FORESEE-III) begonnen. Darin sollen 50 schwerstdepressive Patienten
behandelt werden. 15 Patienten wurden bereits operiert. "Wenn die
Folgestudie genauso erfolgreich ist wie die aktuelle, besteht große
Hoffnung auf eine europäische Zulassung des Verfahrens", sagt Prof.
Schläpfer.


Originalpublikation:

Original-Titel der Studie: Superolateral Medial Forebrain Bundle Deep
Brain Stimulation in Major Depression - A Gateway Trial

DOI: 10.1038/s41386-019-0369-9

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.nature.com/articles/s41386-019-0369-9

(Link zur Studie)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401
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INFEKTION/1802: Tuberkulose - eine der ältesten Krankheiten der Menschheit eliminieren (idw)


Robert Koch-Institut - 15.03.2019

Tuberkulose - eine der ältesten Krankheiten der Menschheit eliminieren!



Die Zahl der Tuberkulose-Erkrankungen in Deutschland war 2018 ähnlich hoch
wie 2017. Ein jährlicher Rückgang um 10 Prozent wäre aber erforderlich, um
das Ziel der Weltgesundheitsorganisation zu erreichen, Tuberkulose bis
2050 zu eliminieren. "Daher sind in der Tuberkulosekontrolle auch in
Deutschland zusätzliche Anstrengungen notwendig", sagt Lothar H. Wieler,
Präsident des RKI im Hinblick auf die aktuelle Entwicklung. Dem RKI wurden
2018 insgesamt 5.429 Fälle übermittelt (Datenstand 1.3.2019), 2017 waren
es 5.486, 2016 betrug die Zahl der übermittelten Fälle 5.949.

In Deutschland gibt es modernste Diagnoseverfahren, wirksame Medikamente,
nationale Leitlinien und ein gutes Überwachungs (Surveillance)-System.
Damit steht ein Großteil der für die Elimination erforderlichen
Instrumente zur Verfügung. Dennoch werden Erkrankte häufig erst spät
diagnostiziert. Von zentraler Bedeutung in der Tuberkulosekontrolle sind
leistungsfähige Gesundheitsämter, um im Umfeld eines Tuberkulosepatienten
infizierte oder bereits erkrankte Personen zu identifizieren und eine
Verbreitung der Tuberkulose zu verhindern. Am 18. und 19. März finden in
Berlin anlässlich des Welttuberkulosetages am 24. März zwei Tagungen
statt, und das Epidemiologische Bulletin 11/12 2019 widmet sich dieser
Erkrankung mit einer Doppelausgabe (seit 14.3.2019 online abrufbar).

Bei Symptomen wie länger bestehendem Husten, Nachtschweiß, Fieber und
Gewichtsabnahme sollte immer auch an Tuberkulose gedacht werden. Bedeutsam
sind auch eine frühzeitige Resistenztestung und eine resistenzgerechte
Behandlung. "Auch die molekulare Surveillance ist ein wichtiger Beitrag
zur Elimination der Tuberkulose und sollte landesweit etabliert werden",
betont Lothar H. Wieler. Bei der Molekularen Surveillance wird die
Erbsubstanz der Tuberkulose-Bakterien mit modernen Sequenzierverfahren
entschlüsselt und der so gewonnene genetische Fingerabdruck mit Meldedaten
verknüpft. So können Übertragungswege besser aufgeklärt und
Ausbruchsgeschehen erkannt und gestoppt werden.

Ein kontinuierlicher Austausch zwischen allen Partnern, die sich in der
Prävention und Bekämpfung der Tuberkulose in Deutschland engagieren, ist
Voraussetzung für die Erreichung des Eliminationsziels. Daher gibt es seit
einigen Jahren im Vorfeld des Welttuberkulosetages eine Tagung, die das
Bundesministerium für Gesundheit unterstützt. Veranstalter sind das
Deutsche Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkulose, das
Forschungszentrum Borstel und das Robert Koch-Institut. Die Tagung findet
diesmal am 18.3. statt.

Auf der internationalen Agenda steht Tuberkulose weit oben und war im
Herbst 2018 erstmals Thema in der Generalversammlung der Vereinten
Nationen. Dort wurde eine historische politische Deklaration verabschiedet
mit dem Ziel, den weltweiten Kampf für die Elimination einer der ältesten
Krankheiten der Menschheit zu beschleunigen. Eine gemeinsame Veranstaltung
des Bundesministeriums für Gesundheit und des Regionalbüros Europa der
Weltgesundheitsorganisation bringt zum zweiten Mal nach 2018 nationale und
internationale Partner und Experten im Robert Koch-Institut zusammen, um
über die nächsten Schritte auf dem Weg zur Elimination zu beraten.


Weitere Informationen und Links:

www.rki.de/tuberkulose

Das Robert Koch-Institut ist ein Bundesinstitut im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Gesundheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution174
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FORSCHUNG/1325: Mit der Spiegelbild-Biologie zu besseren Krebs-Medikamenten (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 15.03.2019

Mit der Spiegelbild-Biologie zu besseren Medikamenten



Wissenschaftlern aus dem Deutschen Krebsforschungszentrum ist es gelungen,
Biomoleküle in ihrer Spiegelbild-Form zu produzieren. Ziel der Forscher
ist es, ein spiegelbildliches künstliches Proteinsynthese-System
nachzubauen. Damit sollen unter Anderem spiegelbildliche therapeutische
Proteine, etwa Antikörper, produziert werden, die im Körper vor
biologischem Abbau geschützt wären und keine Reaktion des Immunsystems
hervorrufen.

Von fast allen biologischen Molekülen existieren zwei verschiedene
räumliche Strukturen, die sich zueinander wie Bild und Spiegelbild
verhalten. Diese Moleküle bezeichnet man als Enantiomere. Wie eine rechte
und eine linke Hand lassen sie sich nicht zur Deckung bringen. Abhängig
davon, ob polarisiertes Licht beim Durchleuchten der Moleküle nach rechts
oder nach links gedreht wird, spricht man von der D-Form oder L-Form des
Enantiomers. In der Natur finden sich fast ausschließlich Proteine aus
L-Aminosäuren, während DNA und RNA aus Molekülen in D-Form aufgebaut sind.

Wissenschaftler des Deutschen Krebsforschungszentrums arbeiten daran,
Biomoleküle in ihrer Spiegelbild-Form zu synthetisieren. Künftig wollen
sie allerdings nicht nur einzelne Moleküle nachbauen: "Unser langfristiges
Ziel ist es, einfache, künstliche biologische Systeme in spiegelbildlicher
Form zu kreieren, die denen in der Natur entsprechen, aber nicht mit der
Umwelt interagieren", sagt Jörg Hoheisel, der das Projekt leitet.

In einer aktuellen Arbeit ist es Wissenschaftlern um Hoheisel gelungen,
aus D-Aminosäuren die Spiegelbildversion einer DNA-Ligase herzustellen.
Ligasen fügen DNA-Stücke zusammen. Die Spiegelbild-Ligase kann aus
ebenfalls spiegelbildlichen DNA-Stücken ein vollständiges Spiegelbild-Gen
zusammenzusetzen. Weitere Enzyme in D-Form, die die DNA vervielfältigen
und in RNA übersetzen, stehen ebenfalls schon zur Verfügung. "An dieser
Stelle ist im Moment Schluss", berichtet Hoheisel. "Als nächstes benötigen
wir eine spiegelbildliche Struktur, die die Funktion der Ribosomen in der
Zelle übernimmt."

Ribosomen sind makromolekulare Komplexe, die in der Zelle dafür
verantwortlich sind, RNA-Stränge in Aminosäureketten zu übersetzen und auf
diese Weise Proteine herzustellen. "Mit den Spiegelbild-Ribosomen hätten
wir ein einfaches System zusammengestellt, mit dem wir alle Arten von
Proteinen relativ einfach im Reagenzglas herstellen könnten", so Hoheisel.
"Das künstliche System wäre unabhängig von der Natur, aber identisch in
den biophysikalischen und chemischen Eigenschaften und könnte langfristig
sogar zu einer archetypischen, spiegelbildlichen Kopie einer Zelle
führen."

Während dies aber noch Zukunftsmusik ist, könnte der zugrunde liegende
Ansatz bereits in näherer Zukunft für therapeutische Zwecke genutzt
werden, etwa für die Synthese von spiegelbildlichen Antikörpern.
Therapeutische Antikörper werden heute synthetisch hergestellt und bei
einer Reihe von Krankheiten als Medikament eingesetzt, nicht zuletzt in
der Krebstherapie. Allerdings kann das Immunsystem des Patienten gegen die
therapeutischen Antikörper reagieren. "Für den Körper sind sie letztlich
körperfremde Eindringlinge, die es zu bekämpfen gilt, ebenso wie es mit
Krankheitserregern geschieht", erklärt Hoheisel. "Ein
Antikörper-Medikament, das aus spiegelbildlichen D-Aminosäuren anstelle der
natürlichen L-Aminosäuren besteht, würde voraussichtlich keine
Immunantwort hervorrufen, da D-Moleküle vom Immunsystem nicht erkannt
werden." Außerdem könnten die spiegelbildlichen Antikörper auch länger
ihre therapeutische Wirkung entfalten, da sie im Körper nur langsam
biologisch abgebaut würden. Sie könnten sogar unkompliziert als Tablette
eingenommen werden. Die Verdauungsenzyme im Körper würden ihnen nichts
anhaben. In einer internationalen Kooperation, gefördert durch das
Bundesforschungsministerium, verfolgt Hoheisel diese Ziele.


Quelle: 

Joachim Weidmann, Martina Schnölzer, Philip E. Dawson und Jörg D.
Hoheisel. Copying life: synthesis of an enzymatically active mirror-image
DNA-ligase made of D-amino acids. Cell Chemical Biology 2019, 

DOI: 10.1016/j.chembiol.2019.02.008

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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PSYCHOLOGIE/184: Elektrische Hirnstimulation bei Patienten mit Aufmerksamkeitsdefizit-Hyperaktivitätsstörung (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 18.03.2019

Mit elektrischer Hirnstimulation ADHS-Patienten helfen



Eine neue Behandlung für Betroffene mit
Aufmerksamkeitsdefizit-Hyperaktivitätsstörung (ADHS) entwickeln - das ist das Ziel eines
Forscherteams um den Oldenburger Psychologen Prof. Dr. Christoph Herrmann.
Unter Leitung der Firma neuroConn in Ilmenau wollen die Wissenschaftler
eine besondere Form der elektrischen Hirnstimulation so einsetzen, dass
sie die Aufmerksamkeit von ADHS-Patienten positiv beeinflusst. Das
Bundesforschungsministerium (BMBF) fördert das Verbundprojekt "Mobiles
System zur ADHS-Therapie mittels Transkranieller Elektrischer
Neurostimulation" für drei Jahre mit knapp 1,3 Millionen Euro.

Personen mit ADHS sind nicht nur hyperaktiv. Oft haben sie auch
Schwierigkeiten, ihre Aufmerksamkeit auf eine bestimmte Aufgabe zu lenken.
Diese verminderte Aufmerksamkeit geht mit einer verminderten Aktivität
bestimmter Gebiete des Gehirns einher. "Hier könnte die sogenannte
transkranielle elektrische Hirnstimulation Abhilfe schaffen", erläutert
Herrmann. Die Idee hinter diesem Verfahren ist, mit sehr schwachen
elektrischen Strömen die für die Aufmerksamkeit relevante Hirnaktivität
von außen gezielt zu beeinflussen.

In einem ersten Schritt ermitteln die Wissenschaftler mit Hilfe der
Elektroenzephalographie (EEG) an einzelnen, nicht von ADHS betroffenen
Probanden, welche Hirnaktivität bei ihnen für die Aufmerksamkeit
verantwortlich ist. Aus diesen Experimenten leiten die Forscher die
Parameter für die eigentliche Hirnstimulation ab. Diese soll bei ADHS die
entsprechende Aktivität des Gehirns wieder auf ein gesundes Maß bringen.
Die Forscher erhoffen sich, auf diese Weise auch die Aufmerksamkeit der
Patienten zu verbessern.

"Künftig könnte dieser technologische Therapieansatz eine Alternative
beziehungsweise Ergänzung zu den bereits vorhandenen medikamentösen und
psychotherapeutischen Ansätzen bieten", sagt Herrmann. Ziel des Vorhabens
ist zunächst, ein Gerät zu entwickeln, mit dem die Wissenschaftler die
Wirksamkeit prinzipiell zeigen können. Diesen Demonstrator werden die
Projektpartner anschließend in mehreren Studien zunächst bei gesunden
Probanden und später auch bei ADHS-Patienten testen.

An dem Vorhaben beteiligt sind neben der Abteilung für Allgemeine
Psychologie der Universität Oldenburg und dem Unternehmen neuroConn, einem
Hersteller von Hirnstimulatoren, Forscher der Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie des Universitätsklinikums Bonn, des Fraunhofer-Instituts
für Digitale Medientechnologie, Institutsteil Hör-, Sprach- und
Audiotechnologie in Oldenburg, sowie der Firmen Applied Biosignals
(Weener) und Ascora (Ganderkesee).


Weitere Informationen finden Sie unter

https://uol.de/psychologie/allgemeine-psychologie/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution24
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COMPUTER/597: Der virtuelle Graue Star (idw)


Technische Universität Wien - 18.03.2019

Der virtuelle Graue Star

Das Computergraphik-Team der TU Wien simuliert Augenkrankheiten am
Computer. Damit können gesunde Menschen besser verstehen, welche Probleme
Grauer Star mit sich bringt.



Wenn man mit einer VR-Brille computergenerierte virtuelle Welten erkundet,
wünscht man sich normalerweise die bestmögliche Graphik. Gestochen scharf
soll das Bild sein, mit gutem Kontrast und perfekter Ausleuchtung. Aber
manchmal ist genau das Gegenteil viel interessanter: An der TU Wien wurde
untersucht, wie man Augenkrankheiten virtuell simulieren kann. So können
sich gesunde Menschen mit einer Virtual-Reality Brille ein Bild davon
machen, wie eine bestimmte Umgebung aussieht, wenn man unter Grauem Star
leidet. So kann man beispielsweise herausfinden, wie man
Beleuchtungskörper anpassen muss, um unangenehme Blendeffekte zu vermeiden
oder wo Wegweiser für Notausgänge positioniert werden müssen, damit sie
auch von sehbeeinträchtigten Menschen noch gut erkannt werden.

Linsentrübung für die VR-Brille

Der Graue Star ist eine der häufigsten Augenerkrankungen. Es kommt dabei
zu einer Trübung der Linse, und das kann unterschiedliche Probleme mit
sich bringen: Die Sehschärfe nimmt ab, die Kontrastwahrnehmung
verschlechtert sich, das Licht wird von der Trübung im Auge gestreut.
Nachdem die Linse nicht unbedingt gleichmäßig trüb wird, können
unterschiedliche Bereiche des Sichtfelds unterschiedlich betroffen sein.
"Für gesunde Menschen ist es schwierig, sich vorzustellen, wie die Welt
für jemanden mit Grauem Star aussieht", sagt Dipl.-Ing. Katharina Krösl
vom Computergraphik-Team am Institut für Visual Computing &
Human-Centered Technology an der TU Wien. "Wir haben nun Möglichkeiten
entwickelt, die Auswirkungen dieser Krankheit zu simulieren." Wenn man
beispielsweise ein neues Gebäude plant oder ein Beleuchtungssystem
designt, kann man nun mit einer VR-Brille ausprobieren, ob man sich auch
mit Augenproblemen in dieser Umgebung zurechtfinden kann.

Sehschärfe, Kontrast und Blendeffekte

Um optimale Ergebnisse zu erzielen wurden die Virtual-Reality-Brillen mit
Eyetrackern ausgestattet, die jede Veränderung der Blickrichtung
registrieren. So kann man auch Sehstörungen simulieren, die ungleichmäßig
auftreten, etwa eine Trübung in der Mitte des Gesichtsfelds. "Das Bild,
das von der Virtual-Reality-Brille angezeigt wird, kann man in Echtzeit
anpassen, um dem Seherlebnis mit Grauem Star möglichst nahe zu kommen",
sagt Prof. Michael Wimmer, der Leiter der Rendering and Modeling Group des
Forschungsbereichs Computergraphik der TU Wien, "Man kann das Bild leicht
verschwimmen lassen, den Kontrast oder auch die Farbgebung verändern."

"Wichtig ist auch die Simulation von Blendeffekten", erklärt Katharina
Krösl. "Besonders, wenn man helle Lichtquellen im Blickfeld hat, kann es
passieren, dass das Licht von den Trübungen im Auge gestreut wird, sodass
ein heller, diffuser Schein entsteht, der sehr störend sein kann." Ein
Beleuchtungssystem, das für gesunde Augen völlig normal aussieht, kann für
Menschen mit Grauem Star unangenehm sein und das Erkennen bestimmter
Objekte unmöglich machen.

In Zusammenarbeit mit der Augenärztin Dr. Sonja Karst von der MedUni Wien
wurden die verschiedenen Parameter des simulierten Grauen Stars angepasst.
So konnte man Versuchspersonen mit einer genau definierten virtuellen
Sehbeeinträchtigung ausstatten und sie unterschiedliche Aufgaben lösen
lassen. Man ermittelte etwa die maximale Distanz, in der man mit Grauem
Star noch Hinweisschilder erkennen kann (etwa Notausgangs-Wegweiser), oder
ließ die Testpersonen unterschiedliche Lichtverhältnisse in einer
simulierten Küche beurteilen.

"Für die Forschung ist unsere Methode ein sehr hilfreiches Instrument",
sagt Katharina Krösl. "Es gab bisher kaum praxisnahe Studien dieser Art,
weil es sehr schwer ist, ausreichend viele Versuchspersonen mit genau den
richtigen Arten von Grauem Star für solche Untersuchungen zu gewinnen.
Wenn wir nun aber eine Möglichkeit haben, jeden beliebigen Menschen per
VR-Brille mit dieser Sehbehinderung auszustatten, wird die Sache viel
einfacher."

Die VR-Simulation des Grauen Stars wird nun auf der Konferenz IEEEVR2019
in Osaka (Japan) präsentiert. "Wir planen noch weitere Verbesserungen,
etwa indem wir mit Personen zusammenarbeiten, die an Grauem Star litten
und kürzlich operiert wurden", sagt Katharina Krösl. "Aber jetzt schon ist
unser System ein sehr aussagekräftiges Modell für alle, die Grauen Star
besser verstehen wollen."

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tuwien.ac.at/dle/pr/aktuelles/downloads/2019/grauerstar Weitere Bilder

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution88
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AUSLAND/9012: Aus aller Welt - 21.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rechtsruck in den Niederlanden

Bei den Regionalwahlen in den Niederlanden hat das vor zwei Jahren
gegründete rechtspopulistische Forum für Demokratie (FvD) auf Anhieb
zwölf Sitze in der an der Gesetzgebung mitwirkenden Ersten Kammer des
Haager Parlaments erreicht. Die Regierungskoalition unter dem
rechtsliberalen Premier Mark Rutte verlor nach ersten Prognosen ihre
Mehrheit und muß nun nach weiteren Partnern suchen. Die Arroganz und
Dummheit der Regierungsparteien seien bestraft worden, sagte der
anti-europäische FvD-Chef Thierry Baudet am Mittwochabend vor
jubelnden Anhängern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9012: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Goldschmiede in Dinslaken ausgeraubt

Nach einem bewaffneten Raubüberfall auf einen Goldschmied in
Dinslaken im Kreis Wesel sind die Täter weiter auf der Flucht. Einem
Bericht der Polizei zufolge waren am Mittwochnachmittag zwei Männer
mit vorgehaltener Waffe in das Geschäft eingedrungen und hatten den
Inhaber gefesselt. Anschließend raubten sie diverse Schmuckstücke aus
dem Ladenlokal und der Werkstatt und flüchteten. Die Fahndung nach
den Räubern blieb bislang erfolglos. Die Polizei sucht Zeugen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9009: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sechs Tote bei Anschlägen auf Neujahrsfest in Kabul

Während der Neujahrsfeierlichkeiten haben Unbekannte einen Anschlag
im schiitisch geprägten Bezirk Kart-e Sachi im Westen der
afghanischen Hauptstadt Kabul verübt. Nach Angaben des
Gesundheitsministeriums starben durch die Explosion von drei
ferngezündeten Sprengsätzen sechs Menschen, mindestens 23 wurden
verletzt. Die Taliban wiesen in einer Erklärung jegliche
Verantwortung für die Taten zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9011: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Debatte um Grundrente - SPD-Abgeordnete kritisieren JU-Chef Kuban

Der neue Vorsitzende der Jungen Union (JU), Tilman Kuban, erntet für
seine Ablehnung der Grundrente scharfe Kritik. Eine Gruppe von zwölf
jungen SPD-Bundestagsabgeordneten stellte sich hinter den Entwurf von
Sozial- und Arbeitsminister Hubertus Heil, das eine Aufwertung
geringer Renten vorsieht. Der neue JU-Chef hält das Programm für
unbezahlbar. Kuban biete lediglich die neoliberalen Konzepte der
Vergangenheit auf, sagte der SPD-Parlamentarier Michael Schrodi. Er
habe nicht verstanden, daß es Solidarität und richtig verstandene
Generationengerechtigkeit bedürfe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9010: Tragisches und Kurioses - 21.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Explosion in chinesischer Chemiefabrik

In einem Düngemittelwerk auf einem Industriegelände in Yancheng in
der östlichen Provinz Jiangsu sind mindestens sechs Menschen ums
Leben gekommen und mehr als 30 weitere zum Teil schwer verletzt
worden, als eine heftige Explosion mehrere Gebäude zum Einsturz
brachte. Nach Informationen der Agentur Xinhua wurde die Explosion
durch einen Brand ausgelöst.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8095: Aus Forschung und Technik - 21.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Roskosmos setzt Raumfahrtprojekte in Baikonur fort

Der Rücktritt des kasachischen Präsidenten Nursultan Nasarbajew wird
Rußlands Weltraumkooperation mit dem zentralasiatischen Land nicht
beeinträchtigen. Das teilte ein Sprecher der russischen
Raumfahrtagentur Roskosmos der Nachrichtenagentur Tass mit. Bis zu
den Präsidentschaftswahlen im März 2020 soll der Senatsvorsitzende
Kassym-Jomart Tokajew die Aufgaben des Staatschefs erfüllen. Rußlands
Pachtvertrag für den weltweit größten Raketenstartkomplex in Baikonur
läuft noch bis 2050. Für die Nutzung der Startanlage zahlt Moskau
jährlich 115 Millionen Dollar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8108: Aus aller Welt - 21.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Mitarbeiter von Venezuelas Oppositionsführer festgenommen

In Venezuela ist Roberto Marrero, der Bürovorsteher des
Oppositionsführers Juan Guaidó, festgenommen worden. Dem Abgeordneten
Sergio Vergara zufolge wurde der Mann abgeführt, ebenso ein Fahrer
Guaidós. Die Wohnungen von Marrero und Vergara wurden vom
Geheimdienst Sebin durchsucht. Guaidó meldete den Vorgang am
Donnerstag über Twitter. Er selbst ist seit Wochen bemüht, den
amtierenden Präsidenten Nicolás Maduro zu stürzen. Mit Rückendeckung
Washingtons hat sich Guaidó zum Interimspräsidenten ausrufen lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8067: Medizin und Gesundheitswesen - 21.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Jugendliche bewegen sich immer weniger

Mediziner und Sportlehrer hatten es schon länger kritisiert, jetzt
legte das Ergebnis der Langzeitstudie "Motorik-Modul" (MoMo) den
Finger in die gleiche Wunde: Kinder und Jugendliche bewegen sich
immer weniger. Obgleich gegenwärtig so viele Kinder wie nie zuvor in
Sportvereinen engagiert sind, kann das den Bewegungsmangel im Alltag
nicht ausgleichen, lautete dem Deutschen Ärzteblatt zufolge das
Resümee des Karlsruher Sportwissenschaftlers Alexander Woll, der die
Studie betreute. So sank die körperliche Alltagsaktivität in der
Altersgruppe der Vier- bis 17jährigen in den vergangenen zwölf
Jahren um 37 Prozent und damit um 31 Minuten pro Woche. Entgegen der
Erwartungen soll der Bewegungsmangel nicht unbedingt dem drastisch
gestiegenen Medienkonsum geschuldet sein. Vielmehr kam die Studie zu
dem Ergebnis, daß körperliche Aktivität und Mediennutzung nicht
direkt miteinander zusammenhängen. Kinder, die weniger Computerspiele
spielten, surften oder auf sozialen Medien unterwegs waren, bewegten
sich nicht mehr als ihre digital eingespannten Altersgenossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8096: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Geheimdienste sollen verschlüsselte Telekommunikation überwachen

Bundesinnenminister Seehofer will den Geheimdiensten in Deutschland
den Einsatz von Späh-Software zur Überwachung der Nutzer von
Messengerdiensten wie WhatsApp und Telegram ermöglichen. Vom
Gesetzentwurf zur entsprechenden Kompetenzenausweitung des
Bundesamtes für Verfassungsschutz und des Bundesnachrichtendienstes
(BND) berichtete das ARD-Hauptstadtstudio. Die Überwachung
verschlüsselter Kommunikationen ist nur möglich, wenn auf den
entsprechenden Geräten heimlich der sogenannte Staatstrojaner
installiert wurde. Bislang darf nur das Bundeskriminalamt die
erforderlichen Hacker-Angriffe durchführen. Dem Bericht zufolge plant
das Innenministerium auch eine Herabsetzung der Altersgrenze von
bislang 14 Jahren, unterhalb derer Kinder nicht von den Behörden
überwacht werden dürfen. Außerdem soll das BND-Gesetz überarbeitet
werden, damit der Nachrichtendienst unabhängig von den Regeln für den
Verfassungsschutz Informanten im Ausland führen kann. Zur Zeit
passieren die Gesetzentwürfe die Ressortabstimmung innerhalb der
Bundesregierung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8019: Sprache, Kunst und Medium - 21.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Hamburger City-Hof-Hochhäuser dürfen abgerissen werden

Die unter Denkmalschutz stehenden vier City-Hochhäuser gegenüber dem
Hamburger Hauptbahnhof dürfen abgerissen werden.

Die in den fünfziger Jahren erbauten elfstöckigen Kontorhäuser grenzen
unmittelbar an die älteren roten Backstein-Geschäftsgebäude, die
zusammen mit der Speicherstadt zum Weltkulturerbe zählen.

Laut NDR 90,3 erlaubt die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
trotz heftiger Proteste den Abbruch der Gebäude. Zuvor hatte ICOMOS
International, das Beratungsgremium der UNESCO in Paris, keine
Gefährdung des benachbarten Welterbestatus festgestellt. Tatsächlich
strömt der Komplex etwa den Charme einer Plattenbausiedlung aus.

Die City-Hochhäuser sollen durch einen Neubau mit rötlicher
Backstein-Fassade ersetzt werden, der an den Stil der Nachbarschaft
angepaßt werden soll.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8086: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Elitesoldaten sollen Gelbwesten in Schach halten

In Frankreich werden am Samstag bei den möglicherweise mit Krawallen
verbundenen Protestkundgebungen der Gelbwesten Elitesoldaten
eingesetzt werden, die ansonsten als Anti-Terror-Truppe agieren. Sie
sollen in mehreren Städten auf Patrouille gehen und gegen
Demonstranten Barrikaden errichten. Außerdem werden Randalierer mit
Hilfe von Drohnen überwacht. Das kündigte der Regierungssprecher
Griveaux nach einer Kabinettssitzung mit Präsident Macron an.
Premierminister Philippe hat Demonstrationsverbote bei sich
abzeichnenden Exzessen angekündigt. In Nizza darf es am Samstag keine
Gelbwestendemonstration geben. Dort wird am nächsten Tag der
chinesische Präsident Xi erwartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8100: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.03.2019 (SB)




VOM TAGE



NRW-Landtagsfraktionen fordern Rauchverbot in Autos mit Kindern

In Nordrhein-Westfalen fordern die Landtagsfraktionen der regierenden
CDU und FDP sowie die Oppositionsfraktionen von SPD und Grünen die
Landesregierung auf, sich im Bundesrat für ein bundesweites
Rauchverbot in Autos einzusetzen. Das Verbot soll dann gelten, wenn
Minderjährige oder Schwangere mit im Auto sitzen. In Umfragen
sprechen sich über 70 Prozent der Bundesbürger für ein entsprechendes
Rauchverbot aus, welches heranwachsende Kinder vor Schäden durch
Passivrauchen schützen soll.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8069: Tragisches und Kurioses - 21.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Keine Giftköder, aber dennoch gefährlich für Hunde

Nachdem in Dresden mehrere Hundehalter bei und nach Spaziergängen in
den Kleinzschachwitzer Elbwiesen bei ihren Tieren 
Vergiftungserscheinungen festgestellt hatten, schlug die Polizei 
Alarm. Vermutlich sei ein Hundehasser unterwegs.

Tatsächlich wurden entlang der Elbe fast 40 mutmaßliche Giftköder
gefunden, die sich bei der kriminaltechnischen Untersuchung aber als
stark verwitterte Feuerwerkskörper entpuppten, die nicht explodiert
waren. Vier Hunde waren schwer erkrankt, als sie von den mit
Schwarzpulver gefüllten Überresten gegessen hatten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8097: Arbeit, Soziales und Familie - 21.03.2019 (SB)




VOM TAGE



1,4 Millionen Kinder im Kongo drohen zu verhungern

Im Kongo drohen in diesem Jahr etwa 1,4 Millionen Kinder Hungers zu
sterben, falls nicht aus dem Ausland Hilfe kommt. Dafür benötigten
die Vereinten Nationen und Hilfsorganisationen im laufenden Jahr fast
1,5 Milliarden Euro. Das berichtete die Unicef-Exekutivdirektorin
Henrietta Fore am Donnerstag in Genf nach einem Aufenthalt in dem
zentralafrikanischen Land. Vom Hunger geschwächte Kinder stecken sich
leichter als andere mit Krankheiten wie Cholera, Ebola und Masern an.
Darüber hinaus drohen den jungen Menschen im Kongo die Rekrutierung
für den Krieg und Vergewaltigung. Der Uno-Nothilfekoordinator Mark
Lowcock berichtete, im Kongo hätten 13 Millionen Menschen nicht genug
zu essen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8078: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 21.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Vielfalt der Schmetterlingsarten geht zurück

Nicht nur Bienen sind bedroht, gleiches gilt auch für Schmetterlinge.
Ein Wissenschaftlerteam um Thomas Schmitt vom Senckenberg Deutschen
Entomologischen Institut stellte laut dpa einen rapiden Rückgang der
Vielfalt von Schmetterlingsarten fest. Als Grund machten die Forscher
eine intensive Landwirtschaft und die Versiegelung von Flächen aus.
Für ihre Erhebung hatten die Wissenschaftler auf 21 Wiesenflächen
östlich von München das Vorkommen von Tagfalter-Arten erfaßt. 17 der
untersuchten Areale lagen inmitten von landwirtschaftlich genutzten
Flächen, vier in naturnah bewirtschafteten Naturschutzgebieten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8085: Märkte und Finanzen - 21.03.2019 (SB)




VOM TAGE



China erneut Hauptwarenlieferant Deutschlands

China war im vergangenen Jahr erneut der größte Warenlieferant für
Deutschland. Die Importe hatten nach vorläufigen Angaben des
Statistischen Bundesamts einen Umfang von 106,2 Milliarden Euro.
Hauptsächlich wurden aus China Computer, Datenspeicher und
Unterhaltungselektronik eingeführt. Im Gegenzug exportierte
Deutschland Waren und Dienstleistungen für 93,1 Milliarden Euro in
die Volksrepublik.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8101: Aus Forschung und Technik - 21.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Google macht den Weg frei für andere Suchmaschinen

Offenbar lassen Milliardenstrafen selbst globale Player wie Google
nicht kalt. Wie das Fachmagazin Chip in seiner Online-Ausgabe
meldete, will das Unternehmen künftig Nutzer von Android-Smartphones 
fragen, welcher Internetbrowser und welche Suchmaschine auf ihrem 
Smartphone verwendet werden sollen. Vorausgegangen waren dem im 
letzten Sommer eine Rekordstrafe von 4,3 Milliarden Euro wegen 
App-Bündelung und jetzt ein Urteil über 1,49 Milliarden Euro wegen 
Benachteiligung anderer Anbieter bei Werbung in Suchmaschinen. Beide 
Fälle sowie ein älteres Urteil aus dem Jahr 2017 haben gemeinsam, daß 
Google jeweils seine eigenen Produkte und Services forcierte, während 
andere Anbieter das Nachsehen hatten.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/395: Kartographie eines fernen Sterns (idw)


Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 19.03.2019

Kartographie eines fernen Sterns



Der am Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam (AIP) gefertigte
Spektrograph PEPSI zeigt erste Aufnahmen der Struktur des Magnetfelds auf
der Oberfläche eines weit entfernten Sterns. Mittels innovativer Verfahren
lassen sich damit neue Erkenntnisse über die Vorgänge auf der
Sternoberfläche gewinnen. Die Ergebnisse stellte ein Wissenschaftlerteam
nun in der Fachzeitschrift Astronomy & Astrophysics vor.




[image: Bild: © AIP]

Das Magnetfeld des Sterns II Pegasi. Gezeigt ist die Extrapolation
des Magnetfeldes auf 2,2 Sternradien. Magenta: negative Polarität,
grün: positive Polarität, geschlossene Schleifen sind weiß.

Bild: © AIP



Selbst mit den größten Teleskopen erscheinen die Oberflächen entfernter
Sterne normalerweise nur als Lichtpunkte. Eine detaillierte Auflösung wird
erst mittels einer speziellen Technik, der sogenannten Doppler-Tomographie,
möglich. Dafür werden ein hochauflösender Spektrograph, ein
großes Teleskop, ausreichend Beobachtungszeit und eine präzise
Analysesoftware benötigt. Jede Linie im Spektrum eines Sterns kann als
komprimiertes, eindimensionales Bild der Sternoberfläche betrachtet
werden, die wenn der Stern rotiert, durch den Doppler-Effekt verbreitert
wird. Hat ein Stern auf seiner Oberfläche Flecken, analog zu den
Sonnenflecken auf unserer Sonne, werden diese durch den Doppler-Effekt
verbreiterten Spektrallinien verformt. Mehrere Aufnahmen dieser
Spektrallinien während einer kompletten Sternumdrehung können dann in eine
zweidimensionale Temperatur- (oder Helligkeits-) Karte übersetzt werden.
Die Methode, so eine ansonsten unaufgelöste Sternoberfläche abzubilden,
ist mit der Kernspintomographie in der Medizin vergleichbar.

Das Instrument PEPSI (The Potsdam Echelle Polarimetric and Spectroscopic
Instrument) geht jedoch einen entscheidenden Schritt weiter. Durch seine
zwei Polarimeter, die dem Spektrographen zusätzlich polarisiertes Licht
zuführen, kann auch der Einfluss des ansonsten versteckten Zeeman-Effekts
erfasst werden. Der Zeeman-Effekt bezeichnet die Aufspaltung und
Polarisation von Spektrallinien durch ein Magnetfeld. Wenn man den
Zeeman-Effekt mit dem Doppler-Effekt kombiniert entschlüsselt, ist es
möglich, die Magnetfeldgeometrie des Sterns zu rekonstruieren. Diese
Kartographie in polarisiertem Licht nennt sich dann Zeeman-Doppler-Imaging.

Mit PEPSI-Beobachtungen am Large Binocular Telescope (LBT) gelang es einem
Team von Astronomen des AIP, eine einmalige Serie hochaufgelöster
polarisierter Spektren des rotierenden Sterns II Pegasi aufzuzeichnen.
"Der Stern hat eine Rotationsdauer von 6,7 Tagen, weswegen er sich in
Hinblick auf die benötigte Beobachtungszeit am LBT eignet," sagt der Autor
der Studie und Projektleiter von PEPSI, Prof. Dr. Klaus Strassmeier vom
AIP. "Und mit sieben aufeinanderfolgenden klaren Nächten hatten wir
außerdem sehr viel Glück," ergänzt Dr. Ilya Ilyin, Wissenschaftler im
PEPSI Projekt. Die Analyse der Beobachtungen erfolgte mit der am AIP
entwickelten Software für hochaufgelöste Spektrallinienprofile iMap.
Überraschend für das Wissenschaftlerteam war, dass sowohl warme als auch
kalte Sonnenflecken rekonstruiert wurden und diese mit umgekehrter Polung
erschienen.

"Die warmen Bereiche des Sterns zeigen eine positive Polung, während die
meisten kalten Stellen eine negative oder gemischte Polung vorweisen,"
sagt Dr. Thorsten Carroll, Projektleiter von iMap. Die Fleckenverteilung
auf II Peg hat keine direkte Entsprechung auf der Sonne. Die einzelnen
Flecken erscheinen vergleichsweise riesig, rund tausendmal größer als die
Flecken auf unserer Sonne. "Wir erklären die koexistierenden warmen
Flecken auf II Peg mit dem Erhitzen durch eine Schockfront im Plasmafluss
zwischen Regionen unterschiedlicher Polarität", fasst Strassmeier
zusammen. "PEPSI ist sowohl als Spektrograph als auch als
Spektropolarimeter einzigartig in der heutigen Welt astronomischer
Instrumente und wird bedeutende Beiträge zur Sternphysik leisten", fügt
Christian Veillet, Direktor des LBT Observatory, hinzu. "Die
Notwendigkeit, die Sterne, die Exoplaneten beherbergen, sowie die Planeten
selbst durch Transitbeobachtungen zu charakterisieren, wird PEPSI zu einem
gefragten Instrument für die Mitglieder der LBT-Gemeinschaft machen."


Originalpublikation:

K. G. Strassmeier, T. A. Carroll, & I. V. Ilyin,

Warm and cool starspots with opposite polarities. A high-resolution
Zeeman-Doppler-Imaging study of II Pegasi with PEPSI,

A&A, im Druck; arXiv:190211201S

Weitere Informationen unter:

http://bit.ly/Sternenkartographie

https://pepsi.aip.de

http://www.lbto.org/

http://bit.ly/PEPSI_Movies
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MELDUNG/568: Möglicher Ur-Stoffwechsel in Bakterien entdeckt (idw)


Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und
Zellkulturen GmbH - 21.03.2019

Möglicher Ur-Stoffwechsel in Bakterien entdeckt

Mikrobiologen aus Braunschweig, Tübingen und Konstanz entdecken, wie
Bakterien Eisen-Schwefel-Minerale als Energiequelle nutzen



(Braunschweig, 21. März 2019): Mikroorganismen haben die bemerkenswerte
Fähigkeit, aus fast jeder chemischen Reaktion Energie zu gewinnen, solange
sie einen Bruchteil der zellinternen "Energiewährung" ATP liefert. Dies
gelingt ihnen selbst in unwirtlichster Umgebung. Nun hat ein Konsortium
aus Umweltmikrobiologen des Leibniz-Instituts DSMZ-Deutsche Sammlung von
Mikroorganismen und Zellkulturen in Braunschweig, der Universität Konstanz
und der Universität Tübingen entdeckt, dass Mikroorganismen die Bildung
des Minerals Pyrit aus Eisensulfid und Schwefelwasserstoff katalysieren
können. Dieser Prozess läuft seit Anbeginn der Erdgeschichte in Sedimenten
und Tiefsee-Hydrothermalquellen ab und wurde als erster energieliefernder
Prozess für die Entstehung von Leben postuliert. Die Wissenschaftler
veröffentlichten ihre Ergebnisse in der renommierten Fachzeitschrift
Proceedings of the National Academy of Sciences U.S.A

(https://www.pnas.org/content/early/2019/03/15/1814412116).




[image: Bild: © DSMZ/Prof. Dr. Michael Pester]

Elektronenmikroskopische Aufnahme einer Pyrit-bildenden
Anreicherungskultur aus Kläranlagen, in der die Mikroorganismen in
rot und Pyritkristalle in gelb hervorgehoben wurden.

Bild: © DSMZ/Prof. Dr. Michael Pester



Pyrit, besser als Katzengold bekannt, ist das häufigste Eisen-Schwefel-Erz
unserer Erde. Pro Jahr werden schätzungsweise fünf Millionen Tonnen Pyrit
hauptsächlich in marinen Sedimenten gebildet. Über geologische Zeiträume
und komplexe biogeochemische Mechanismen führte dies zu einer
Stabilisierung des heutigen Sauerstoffgehalts in der Luft. Gleichzeitig
ist bekannt, dass Pyrit bereits auf der Ur-Erde in marinen
Hydrothermalquellen gebildet wurde, die derzeit als die wahrscheinlichste
Wiege des Lebens angenommen werden. Hier wird die Pyritbildung als der
entscheidende energieliefernde Prozess für einen autokatalytischen
Stoffwechsel diskutiert, aus dem später Leben hervorging. Bisher war die
Pyritbildung als ein rein (geo-)chemischer Prozess bekannt. Doch jetzt hat
das Forscherteam entdeckt, dass auch Bakterien aus der Umwandlung von
Eisensulfid und Schwefelwasserstoff zu Pyrit Energie zum Leben gewinnen
können. Dies haben Professor Michael Pester vom Leibniz-Institut DSMZ
zusammen mit Joana Thiel sowie Professor Bernhard Schink von der
Universität Konstanz und Dr. James M. Byrne sowie Professor Andreas
Kappler von der Universität Tübingen unter Laborbedingungen genauer
untersucht.

Die Wissenschaftler reicherten unter Sauerstoffausschluss
Umweltmikroorganismen aus verschiedenen Sedimenten und Kläranlagen an,
wobei sie die chemischen Verbindungen Eisensulfid, Schwefelwasserstoff und
Kohlendioxid als einzige Substrate anboten. Mithilfe modernster
Messmethoden konnten die Wissenschaftler feststellen, dass daraus Pyrit
sowie Methan gebildet wurden. Dies geschah allerdings nicht über Nacht,
sondern über sehr lange Zeiträume von mehreren Monaten bis zu einem halben
Jahr, was auf die magere Energieausbeute aus diesem Prozess schließen
lässt. Dabei waren die Prozesse der Pyrit- und Methanbildung eng
miteinander verwoben und voneinander abhängig. Interessanterweise zeigten
die Anreicherungen aus Kläranlagen die höchsten Aktivitäten und können
jetzt als Modellsystem für die Entschlüsselung dieses wahrscheinlich sehr
alten Stoffwechsels herangezogen werden, der auch heute noch
Mikroorganismen, die tief in marinen Sedimenten begraben sind, vor dem
Hungertod rettet.


Originalpublikation:

Thiel J., Byrne J. M., Kappler A., Schink B., Pester M. (2019)

Pyrite formation from FeS and H2S is mediated through microbial redox
activity.

Proc. Natl. Acad. Sci. U.S.A., in press.

https://doi.org/10.1073/pnas.1814412116
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MELDUNG/567: Molekulare Komponenten des Nervensystems früher entstanden als vermutet (idw)


Universität Wien - 20.03.2019

Molekulare Komponenten des Nervensystems früher entstanden als vermutet



Die Frage, wie neuronale Strukturen im Tierreich im Laufe der Evolution
entstanden sind, ist für die Biologie fundamental. In einer aktuellen
Studie konnte die Forschungsgruppe um Andreas Wanninger am Department für
Integrative Zoologie der Universität Wien nun zeigen, dass zentrale
molekulare Komponenten komplexer Nervensysteme deutlich früheren Ursprungs
sind als bisher angenommen.

"Ausgangspunkt unserer Fragestellung zur Evolution komplexer Nervensysteme
im Tierreich war der Stamm der Weichtiere (Mollusken), welche so diverse
Gruppen wie marine, bodenlebende wurmartige Formen und bekannte,
wirtschaftlich und ökologisch wichtige Vertreter wie Muscheln, Schnecken
und Tintenfische umfasst", erklärt Studienleiter Andreas Wanninger vom
Department für Integrative Zoologie an der Universität Wien. Gemeinsam mit
Andrew Calcino und André Luiz de Oliveira ging er der Frage nach, auf
welchen molekularen Grundlagen die Entstehung des hochkomplexen
Nervensystems der Tintenfische (Cephalopoden) basiert.

"Wenn man ihre unmittelbaren Verwandten innerhalb der Mollusken
betrachtet, so zeigt sich deutlich die herausgehobene Stellung, die
Tintenfische in Bezug auf ihre kognitiven Fähigkeiten und ihres komplexen
Gehirns besitzen. Es muss also im Laufe der Evolution einen massiven
Sprung von relativ "einfachen" Vorfahren zu hoch komplexen Formen
stattgefunden haben", so Wanninger. Da diese Frage mit rein
morphologischen Analysen kaum aufzulösen ist, wendeten die
WissenschafterInnen vergleichende genomische Studien an, um in der
genetischen Information dieser Tiere etwaige Antworten hierauf zu finden.

"Im Zuge meines PhD-Projektes habe ich eine Vielzahl verfügbarer Genome
und Transkriptome (Gensequenzen, die im Laufe bestimmter
Entwicklungsstadien eines Organismus' aktiv sind) von Mollusken und
anderen Tierstämmen analysiert", berichtet Postdoc André Luiz de
Oliveira, der die wesentlichen Untersuchungen der Studie beisteuerte.
"Dabei stellte sich heraus, dass etliche Peptidfamilien nicht nur
innerhalb der Mollusken, sondern im gesamten Stammbaum der Tiere
wesentlich weiter verbreitet sind als bisher bekannt. Dies zeigt, dass
viele dieser Elemente bereits sehr früh im Laufe der Evolution entstanden
sind", so de Oliveira.

Für noch größere Verwunderung sorgte der Umstand, dass bei den
Tintenfischen, welche weit komplexer gebaute neuronale Strukturen besitzen
als anderen Mollusken, keine höhere Anzahl an Neuropeptid- und
Peptidhormonfamilien gefunden wurde. "Obwohl nicht auszuschließen ist,
dass in den Genomen der untersuchten Organismen nicht doch die ein oder
andere bisher nicht charakterisierte Peptidfamilie verborgen ist, zeigen
die Ergebnisse doch deutlich, dass andere, bisher noch unverstandene,
Mechanismen eine wesentliche Rolle bei der Entstehung leistungsfähiger
Gehirne eine Rolle spielen müssen", erläutert Wanninger. Bereits frühe
Vorfahren der heute die Erde besiedelnden Tiere scheinen ein erstaunlich
ausgefeiltes und vielfältiges Repertoire neuroaktiver Substanzen besessen
zu haben. Einmal mehr bestätigt sich hiermit ein oftmals zu beobachtendes
Phänomen: Morphologische und molekulare Komplexität im Tierreich
korrelieren nicht immer zwingend miteinander.


Publikation in "Scientific Reports"

Extensive conservation of the proneuropeptide and peptide prohormone
complement in mollusks"

DOI: s41598-019-40949-0
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FORSCHUNG/540: Optischer Sensor soll Pflanzenzüchtung beschleunigen (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 20.03.2019

Optischer Sensor soll Pflanzenzüchtung beschleunigen

System der Uni Bonn untersucht, wie Genaktivitäten und

Reflexions-Eigenschaften von Pflanzen zusammenhängen



Wissenschaftler der Universität Bonn haben in einer Pilotstudie
untersucht, wie die Reflexions-Eigenschaften pilzinfizierter Pflanzen mit
der Aktivität ihrer Gene zusammenhängen. In Zukunft kann dies
möglicherweise die Züchtung resistenter Sorten deutlich vereinfachen. Die
Studie ist in der Zeitschrift PLOS ONE erschienen.

Wissenschaftler der Universität Bonn haben in einer Pilotstudie
untersucht, wie die Reflexions-Eigenschaften pilzinfizierter Pflanzen mit
der Aktivität ihrer Gene zusammenhängen. In Zukunft kann dies
möglicherweise die Züchtung resistenter Sorten deutlich vereinfachen. Die
Studie ist in der Zeitschrift PLOS ONE erschienen.

In ihren Experimenten brachten die Wissenschaftler Gerstenpflanzen mit
einem Pilz in Kontakt, der die Pflanzenkrankheit Echter Mehltau
hervorruft. Danach nahmen sie die Aktivität verschiedener pflanzlicher
Gene unter die Lupe, die bei einer solchen Infektion typischerweise
"reagieren". Zugleich untersuchten sie, wie sich im Krankheitsverlauf das
Reflexionsmuster der infizierten Blätter im Bereich des sichtbaren Lichts
und des nahen Infrarots veränderte.

"Die Untersuchung haben wir mit drei verschiedenen Gerstensorten
durchgeführt", erklärt Dr. Jan Behmann vom Institut für
Nutzpflanzenwissenschaft und Ressourcenschutz (INRES) der Universität
Bonn: "Eine davon erkrankt in aller Regel sehr schwer; sie kann dem
Schadpilz nichts entgegensetzen. Die beiden anderen weisen dagegen zwei
unterschiedliche Resistenzen gegen den Erreger auf."

Die Reflexions- und Genaktivitäts-Werte zu verschiedenen Zeitpunkten
speisten die Wissenschaftler dann in ein lernfähiges Analysemodell ein. Am
Ende dieses Trainings-Vorgangs konnte die Software ermitteln, welche
Wellenlängen einen Zusammenhang zu den Genaktivitäten der untersuchten
Gerstensorten aufweisen. In einem nächsten Schritt suchten die Forscher
nach einer möglichen biologischen Erklärung für diesen Befund. So sorgt
eines der bei der Infektion aktivierten Gene dafür, dass sich als
Abwehrreaktion die Zellwände der Pflanze verändern. Dass das Auswirkungen
auf das Reflexionsmuster hat, ist plausibel.

Endgültiger Beweis steht noch aus

"Es ist das erste Mal, dass mit Hilfe hyperspektraler Bilder derartige
Zusammenhänge aufgedeckt werden konnten", sagt der ehemalige
INRES-Forscher Dr. Matheus T. Kuska. Der endgültige Beweis, dass
Genaktivitäten sich durch spezifische Reflexionsmuster verraten, stehe aber
noch aus. Daher müssen die Ergebnisse nun in weiteren Experimenten
bestätigt werden. "Dazu müssen gezielt bestimmte Gene ausgeschaltet werden",
erklärt Kuska. "Anschließend lässt sich dann überprüfen, ob unser System das
erkennen kann."

Dass optische Sensoren Pflanzenkrankheiten schon im Frühstadium
detektieren können, ist bereits seit einiger Zeit bekannt. Die aktuelle
Arbeit geht jedoch einen Schritt weiter. Vorteile versprechen sich die
Wissenschaftler vor allem für die Züchtungsforschung, etwa bei der
Identifikation neuer Resistenzen.

Bislang waren dazu aufwändige molekularbiologische Untersuchungen nötig.
"Unseren Ergebnissen zufolge könnten neuartige Resistenzmechanismen bzw.
die entsprechenden Gene durch ein verändertes Reflexionsmuster erkannt
werden", sagt Behmann. "Die hyperspektralen Bilder könnten also einen
Hinweis darauf liefern, wo es sich lohnt, mit molekularbiologischen
Methoden genauer hinzuschauen", ergänzt Kuska. "Dadurch ließen sich neue
Resistenzmechanismen möglicherweise erheblich schneller aufspüren als
bislang."


Publikation: 

Matheus Thomas Kuska, Jan Behmann, Mahsa Namini, Erich-Christian Oerke,
Ulrike Steiner und Anne-Katrin Mahlein:

Discovering coherency of specific gene expression and optical reflectance
properties of barley genotypes differing for resistance reactions against
powdery mildew;

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0213291
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Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, 20.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PANNWITZBLICK / FAKTEN





MELDUNG/105: 10 Jahre UN-Behindertenrechtskonvention - Deutschland noch keine inklusive Gesellschaft (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 20. März 2019

10 Jahre UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland 

Miteinander von Menschen mit und ohne Behinderung immer noch nicht der
Normalfall



Berlin - Am 26. März 2009 trat die UN-Behindertenrechtskonvention in
Deutschland in Kraft. Vieles wurde seitdem auf den Weg gebracht, um
Menschen mit Behinderungen ein selbstbestimmtes Leben und
gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen. Doch auch 2019 ist Deutschland
noch keine inklusive Gesellschaft. Zu diesem Schluss kommt ein heute
veröffentlichter Bericht des Deutschen Instituts für Menschenrechte, der
die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in neun Bereichen, etwa
Bildung, Wohnen, Arbeiten oder Mobilität, in den Blick nimmt.

"Dass Menschen mit Behinderungen das Recht haben, selbst über ihr Leben
zu bestimmen und gleichberechtigter Teil der Gesellschaft zu sein, ist in
den letzten zehn Jahren zunehmend ins gesellschaftliche Bewusstsein
gerückt", sagt Valentin Aichele, Leiter der Monitoring-Stelle
UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen Instituts für
Menschenrechte. Zahlreiche Menschen aus Politik und Verwaltung, aus
Verbänden und verschiedenen Professionen hätten sich engagiert an die
Umsetzung der UN-Konvention gemacht. "Es ist in den letzten zehn Jahren
allerdings nicht gelungen, das Miteinander von Menschen mit und ohne
Behinderungen zum Normalfall und Sondereinrichtungen wie Förderschulen,
Werkstätten und Wohneinrichtungen für Menschen mit Behinderungen
überflüssig zu machen", so Aichele weiter. Dennoch zeigten gute
Beispiele, dass es bisweilen beträchtliche Fortschritte gebe und dass
Inklusion praktisch möglich sei.

"Zentrale Aufgabe der nächsten Jahre ist es, die strukturell angelegte
Ausgrenzung von Menschen mit Behinderungen abzubauen. Erst wenn jeder
Mensch von Anfang an und unabhängig von Art und Schwere einer
Beeinträchtigung gleichberechtigt an der Gesellschaft teilhaben kann, ist
Inklusion erreicht", so Aichele weiter. Inklusion komme nicht nur den
Menschen mit Behinderungen, sondern allen zugute, sie sei Ausdruck der
Wertschätzung menschlicher Vielfalt.

Laut Statistischem Bundesamt sind in Deutschland rund 9,4 Prozent der
Bevölkerung, also 7,8 Millionen Menschen, amtlich als schwerbehindert
anerkannt. Zu den Menschen mit Behinderungen zählen nach der
UN-Konvention auch Personen mit langfristigen chronischen Erkrankungen,
psychosozialen oder anderen Beeinträchtigungen, deren Teilhabechancen
aufgrund gesellschaftlicher Barrieren reduziert sind. Legt man diesen
Behinderungsbegriff zugrunde, erhöht sich der Anteil an Menschen mit
Behinderungen an der Gesamtbevölkerung nach Angaben des ersten
Teilhabeberichts der Bundesregierung auf bis zu 25 Prozent.


Weitere Informationen:

Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle
UN-Behindertenrechtskonvention (2019): Wer Inklusion will, sucht Wege.
Zehn Jahre UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland

Link: https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/index.php?id=6&tx_publications_products%5Bproduct%5D=910&tx_publications_products%5Baction%5D=show&tx_publications_products%5Bcontroller%5D=Product&cHash=d365906373203f0455abc3ee5e78d079
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EUROPA/1778: EVP-Suspendierung ist die verschleierte Akzeptanz für Orbàns Politik


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. März 2019

EVP-Suspendierung ist die verschleierte Akzeptanz für Orbàns Politik



Zur Suspendierung der Fidesz aus der Europäischen Volkspartei erklären
Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik, und Manuel Sarrazin,
Sprecher für Osteuropapolitik:

Die EVP zeigt keine klare Kante gegen die antieuropäische Politik von
Viktor Orbàn. Eine Suspendierung aus der EVP ist die verschleierte
Akzeptanz dieser Politik. Die systematische Verletzung europäischer
Werte und Prinzipien ist bereits detailliert im Bericht des
Europäischen Parlaments dokumentiert.

Manfred Weber fuhr bereits als unsouveräner Bittsteller nach Budapest,
nun lässt er sich weiter am Nasenring durch Orbàns Manege führen. Wer
sich nicht klar pro-europäisch aufstellen kann, ist für die Position
des EU-Kommissionspräsidenten völlig ungeeignet. Webers aufgestellte
Kriterien für die Fortsetzung der EVP-Mitgliedschaft waren und bleiben
völlig unzureichend. Statt deutlich Rechtsstaatlichkeit und Demokratie
in Ungarn zu fordern, also eine freie und vielfältige
Presselandschaft, Wissenschaftsfreiheit und eine freie
Zivilgesellschaft als Kriterien aufzustellen, gibt sich die EVP mit
einem Ende der Anti-Europa-Kampagne, der Rettung einer Uni und einer
Entschuldigung bei Parteifreunden zufrieden. Dabei unterdrückt Orbàn
seit Jahren freie Presse, Zivilgesellschaft und Opposition. Er
befeuert mit seiner Hetze Antisemitismus und Antiziganismus.

Die EVP hat damit ein riesiges Glaubwürdigkeitsproblem. Der einzige
gemeinsame Wert der EVP scheint ihre Absicht zu sein, um jeden Preis
den Kommissionspräsidenten zu stellen. Sollte Orbàn nicht wie
angekündigt selbstständig aus der Partei austreten, muss den
Wählerinnen und Wählern klar sein, dass sie mit der EVP weiterhin auch
Viktor Orbàns Politik wählen.
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RECHT/838: Der Anschlagsgefahr begegnen - Das Waffenrecht muss endlich verschärft werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. März 2019

Der Anschlagsgefahr begegnen: Das Waffenrecht muss endlich verschärft werden



Angesichts der heute bekannt gegebenen Waffenverbote, mit denen die
Regierung in Neuseeland auf den jüngst verübten Anschlag in
Christchurch reagiert, erklären Dr. Irene Mihalic, Sprecherin für
Innenpolitik, und Dr. Konstantin von Notz, Stellvertretender
Fraktionsvorsitzender:

Die Entschlossenheit der neuseeländischen Regierung muss sich die
Bundesregierung zum Vorbild nehmen und ihre Blockadehaltung beim
Waffenrecht endlich aufgeben. Die dringend notwendigen Verschärfungen
auch unseres Waffenrechts dürfen nicht weiter aufgeschoben werden. Das
Waffenrecht hat die Aufgabe, Gefahren, die den Menschen und unserem
Gemeinwesen durch die Verfügbarkeit bestimmter gefährlicher Waffen
drohen, möglichst im Vorfeld zu begegnen. Dem tragen die Reformen der
letzten Jahre nicht im Geringsten Rechnung. Im Gegenteil: Die
Bundesregierung hat in den letzten Jahren alle Pläne der europäischen
Kommission zur Verschärfung des Waffenrechts nach Kräften blockiert.
Die FDP versucht sogar, das Waffenrecht weiter zu lockern. Das ist
angesichts der Bestrebungen von Extremisten, hoch gefährliche Waffen
zu horten - seien sie rechtsextrem oder islamistisch motiviert -
unverantwortlich.

Um die Gefahr von Terroranschlägen oder Amokläufen deutlich zu
reduzieren, muss die Verfügbarkeit von gefährlichen Waffen erheblich
eingeschränkt werden. Dies gilt insbesondere für diejenigen Waffen,
die leicht zu automatischen Waffen umgebaut werden können und deshalb
geeignet sind, in kurzer Zeit viele Menschen zu töten. Außerdem muss
die Bundesregierung gegen illegalen Waffenbesitz entschlossen
vorgehen.
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SICHERHEIT/962: Vollautonome Waffensysteme endlich ächten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. März 2019

Vollautonome Waffensysteme endlich ächten



Anlässlich der globalen Zusammenkunft der Kampagne "Stop
Killerrobots", die am 21. März 2019 in Berlin beginnt, erklärt Katja
Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Wir begrüßen das Engagement der internationalen Kampagne "Stop
Killerrobots" zum Verbot vollautonomer Waffensysteme, die sich ab
heute in Berlin trifft, um über ihr weiteres Vorgehen zu beraten.

Die Zeit für ein präventives Verbot letaler autonomer Waffensysteme
wird knapp. Seit Jahren wird der Beginn offizieller Beratungen für
einen Verbotsvertrag im Rahmen der UN verschleppt.

Dadurch verstreicht wertvolle Zeit, in der Länder wie die USA,
Russland, China, Israel, Südkorea und Großbritannien weiter
Waffensysteme entwickeln, die die Auswahl und Bekämpfung von
Angriffszielen an Algorithmen übertragen. Auch Frankreich hat bereits
angekündigt, Millionen in die militärische Forschung von Künstlicher
Intelligenz investieren zu wollen.

Gleichzeitig wächst der Widerstand: Neben zahlreichen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler und zahlreichen Staaten, die
längst ein Verbot letaler autonomer Waffensysteme befürworten, spricht
sich zunehmend auch die Wirtschaft für ein solches Verbot aus. In
Deutschland hat der BDI dies zum Beispiel bereits gefordert.

Daher fordern wir die Bundesregierung nachdrücklich auf, ihr
Ambitionsniveau nicht bei einer "politischen Erklärung" im Umgang mit
zunehmend automatisierten Waffensystemen zu belassen. Wir erwarten,
dass sich die Bundesregierung im Rahmen der UN-Abrüstungskonferenz für
einen Verbotsvertrag einsetzt, der klar die menschliche Kontrolle über
Leben und Tod in den Vordergrund stellt und regelt. Es kann nicht
sein, dass diese Entscheidung von Maschinen getroffen wird.
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RECHT/912: Aktionärsrechte stärken und bewährte Grundsätze des Gesellschaftsrechts fortentwickeln


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. März 2019

Aktionärsrechte stärken und bewährte
Grundsätze des Gesellschaftsrechts nachhaltig fortentwickeln

Mit mehr Transparenz - Geschäfte mit nahestehenden Unternehmen und
Personen rechtssicher ausgestalten



Den am heutigen Mittwoch vom Bundeskabinett verabschiedeten
Gesetzentwurf zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie
(ARUG II) kommentieren die rechts- und verbraucherpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker, und der Berichterstatter der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für das Gesellschaftsrecht, Heribert
Hirte, wie folgt:

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Mit der Umsetzung der zweiten
Aktionärsrechterichtlinie wollen wir die Mitwirkungsmöglichkeiten der
Aktionäre bei börsennotierten Gesellschaften zielgerichtet
verbessern. Dabei ist insbesondere die erweiterte Mitsprache der
Anteilseigner bei der Vergütung von Vorstand und Aufsichtsrat
Ausdruck eines modernen Verständnisses von Corporate Governance.

Aus Sicht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist es der richtige Weg, die
europäischen Vorgaben mit den Anforderungen des dualistischen Systems
der deutschen Aktiengesellschaft in Einklang zu bringen und etwa die
Mitwirkung der Aktionäre bei Fragen der Vergütung der Vorstände zu
stärken, ohne den Aufsichtsrat in seiner Kompetenz zu schwächen.

Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung einen breit angelegten
Dialog mit Vertretern der betroffenen Unternehmen sowie den
Intermediären geführt hat. Diesen Austausch wollen wir im
parlamentarischen Verfahren fortführen und prüfen, an welchen Stellen
konkrete Verbesserungen am Gesetzentwurf für eine praktikable
Umsetzung erforderlich sind."

Heribert Hirte: "Moderne Corporate Governance erfordert neue
Antworten im Aktienrecht. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf weiten
wir die klassische Corporate Governance auf die Intermediäre und
Finanzdienstleister aus, die zwischen der Gesellschaft und dem
Aktionär oder Letztbegünstigten stehen - weil sie erheblichen
mittelbaren Einfluss auf die Entscheidungen börsennotierter
Aktiengesellschaften haben. Das geschieht zugleich mit der
Zielsetzung, möglichst nachhaltiges Wachstum und langfristigen Erfolg
der Unternehmen durch alle Beteiligten zu befördern. Zugleich
justieren wir die Zustimmungs- und Transparenzpflichten in Bezug auf
wesentliche Geschäfte mit nahestehenden Unternehmen und Personen
(Related Party Transactions) neu, ebenso wie die
Offenlegungspflichten, beispielsweise institutioneller Anleger, von
Vermögensverwaltern und Stimmrechtsberatern. Ein gutes Signal für
mehr Verantwortung und etablierte Nachhaltigkeit.

In unserem Ausschuss werden wir nun über die Ausgewogenheit des
Gesetzesentwurfs debattieren, da hierdurch insbesondere die
"Machtverhältnisse" innerhalb börsennotierter Gesellschaften
langfristig bestimmt werden. Unser Anliegen ist es, die Interessen
der Aufsichtsräte und Aktionäre, Minderheits- wie Mehrheitsaktionäre,
angemessen zu gewichten. Für den Regelungsbereich "Identifizierung
der Aktionäre" muss uns dabei der Spagat gelingen, das Gesetz
zugleich zukunftsgewandt, aber auch in der heutigen Praxis umsetzbar
auszugestalten."
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RECHT/911: Starkes Signal aus Den Haag - Für Völkermord kann es nur lebenslänglich geben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. März 2019

Starkes Signal aus Den Haag - Für Völkermord kann es nur
lebenslänglich geben

UN-Richter verschärfen Karadzic-Strafe - Urteil stärkt

internationales Rechtssystem



Der frühere bosnische Serbenführer Radovan Karadzic ist am heutigen
Mittwoch im Berufungsverfahren zu einer lebenslänglichen Haftstrafe
u.a. wegen Völkermordes und Kriegsverbrechen verurteilt worden. Dazu
erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Menschenrechte und
humanitäre Hilfe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Das UN-Gericht hat heute ein starkes Signal gesetzt, indem es im
Berufungsverfahren das ursprüngliche Urteil gegen den
Kriegsverbrecher Karadzic verschärft hat: Für Völkermord kann es nur
lebenslänglich geben.

Das ursprüngliche Strafmaß von 40 Jahren war unzureichend und wurde
zu Recht revidiert. Die heutige Verurteilung ist von Bedeutung, für
Täter wie vor allem für die Opfer.

Das Urteil sendet außerdem ein wichtiges Signal weit über
Bosnien-Herzegowina hinaus: Es zeigt, dass internationales
Kriegsvölkerrecht überwacht wird, Verstöße mit aller Konsequenz
sanktioniert werden. Dessen sollten sich Despoten in Syrien, Südsudan
und anderswo sehr bewusst sein. Das Urteil stärkt aber auch das
internationale Rechtssystem und damit einen wichtigen Pfeiler der
internationalen Ordnung. Auch dies ist in so krisenbehafteten Zeiten
wie den heutigen bedeutsam.

Auch nach diesem Urteil braucht es eine echte Aufarbeitung des
Völkermordes - in Bosnien-Herzegowina, in Kroatien und vor allem in
Serbien. Versöhnung und Aufarbeitung sind Voraussetzung für eine
Annäherung an den Rechts- und Werterahmen der Europäischen Union."


Hintergrund:

Die UN-Richter in Den Haag verurteilten Karadzic wegen Völkermordes,
Kriegsverbrechen sowie Verbrechen gegen die Menschlichkeit während
der Balkan-Kriege in den 1990er Jahren. Dem Urteil zufolge ist er
schuldig wegen Mordes, Verfolgung und Zwangsvertreibung bosnischer
Muslime. Außerdem habe er die 44 Monate dauernde Belagerung der
bosnischen Stadt Sarajevo sowie den Völkermord von Srebrenica zu
verantworten, schreiben die Richter.

Das heutige Berufungsurteil wurde vom sogenannten Internationalen
Residualmechanismus für die Ad-hoc-Strafgerichtshöfe gefällt. Es ist
der Rechtsnachfolger des Internationalen Strafgerichtshofs für das
ehemalige Jugoslawien.
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SOZIALES/1973: Kinderzuschlag und Bildungs- und Teilhabeleistung umfangreich erweitert


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 21. März 2019

Kinderzuschlag und Bildungs- und Teilhabeleistung umfangreich
erweitert

Bundestag wird Gesetz zur Stärkung von Familien mit geringem
Einkommen beschließen



Am heutigen Donnerstag wird der Deutsche Bundestag das Gesetz zur
zielgenauen Stärkung von Familien und ihren Kindern durch die
Neugestaltung des Kinderzuschlags und die Verbesserung der Leistungen
für Bildung und Teilhabe voraussichtlich mit breiter Mehrheit
verabschieden. Dazu erklären der familienpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Marcus Weinberg, und der
zuständige Berichterstatter, Maik Beermann:

Marcus Weinberg: "Mit dem Familienstärkungsgesetz treten wir
als Union Kinderarmut zielorientiert entgegen. Wir werden mit
passgenauen Maßnahmen - und nicht wie von einigen Parteien gewünscht
im Gießkannenprinzip - Familien mit geringem Einkommen noch besser
unterstützen und somit auch die Chancen der Kinder auf Bildung und
Teilhabe ausbauen.

Durch die geplanten Erleichterungen und Erweiterungen beim
Kinderzuschlag vergrößern wir nicht nur den engen finanziellen
Spielraum der betreffenden Familien, sondern schaffen auch
Erwerbsanreize für Eltern.

Konkret werden wir den Kinderzuschlag auf 185 Euro erhöhen. Wir
schaffen die Höchsteinkommensgrenze ab, so dass die Leistung künftig
nicht mehr abrupt endet, sondern mit steigendem Einkommen schleichend
ausläuft und wir erleichtern die Antragstellung des Kinderzuschlages
wesentlich. Wer zusätzliches Einkommen verdient, darf künftig mehr
davon behalten.

Im parlamentarischen Verfahren konnten wir weitere wichtige Akzente
setzen: Eine noch im Gesetzentwurf bestehende Ungleichbehandlung von
Alleinerziehenden bei der Berechnung des Kindeseinkommens beim
Kinderzuschlag haben wir beseitigt. Zudem wird beispielsweise für den
Sportverein oder den Musikunterricht künftig nicht nur der konkrete
Beitrag gezahlt - jedoch höchstens 10 Euro, sondern pauschal 15 Euro
im Monat. Mit Ausnahme für eine Lernförderung müssen Familien künftig
keine gesonderten Anträge auf die einzelnen Bildungs- und
Teilhabeleistungen mehr stellen.

Das ist ein Gesamtpaket für unsere Zukunft - unsere Kinder, das sich
uneingeschränkt sehen lassen kann!

Maik Beermann: "CDU und CSU halten Wort - Mit dem
Familienstärkungsgesetz unterstützen und entlasten wir diejenigen,
die arbeiten und Kinder erziehen. Wir helfen insbesondere Familien
und Alleinerziehenden mit kleinem Einkommen, indem wir sowohl den
Kinderzuschlag erhöhen und ausbauen als auch die Leistungen für
Teilhabe und Bildung weiter verbessern. So schaffen wir
beispielsweise die Eigenanteile für Mittagessen und Schulbeförderung
ab und ermöglichen einen leichteren Zugang zu Lernförderung.

Wir als Union freuen uns besonders, dass es gelungen ist, an vielen
Stellen bürokratische Hemmnisse zu beseitigen, die Leistungen
insgesamt zu erhöhen und den Erwerbsanreiz zu stärken. Und wir machen
den Weg frei für die Digitalisierung der Anträge auf das
Bildungs- und Teilhabepaket beim Kinderzuschlag - auf ein
Schriftformerfordernis wird nun verzichtet."
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SOZIALES/1972: Familienstärkungsgesetz auf den Weg bringen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 21. März 2019

Familienstärkungsgesetz auf den Weg bringen - bessere
Unterstützung für diejenigen, die arbeiten, wenig verdienen und
Kinder aufziehen



Der Deutsche Bundestag wird am heutigen Donnerstag aller Voraussicht
nach das "Starke-Familien-Gesetz" in 2./3. Lesung verabschieden. Dazu
können Sie die stellvertretende Fraktionsvorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, wie folgt zitieren:

"Bessere finanzielle Unterstützung vor allem für die Menschen, die
jeden Tag arbeiten gehen, wenig verdienen und Kinder aufziehen. Das
ist das Ziel des Familienstärkungsgesetzes, das der Deutsche
Bundestag heute voraussichtlich mit breiter Mehrheit verabschieden
wird und für das sich die CDU/CSU-Bundestagsfraktion stark gemacht
hat. Dafür werden wir bis 2021 mehr als eine Milliarde Euro
zusätzlich in die Hand nehmen.

Wir werden den Kinderzuschlag erhöhen und so verändern, dass sich
Leistung wieder lohnt: Wer sich anstrengt und mehr verdient, darf
künftig eine größere Summe für sich behalten. Für Kinder von
Alleinerziehenden werden Unterhaltszahlungen und Unterhaltsvorschuss
nicht mehr komplett auf den Kinderzuschlag angerechnet. Auch die
gesellschaftliche Teilhabe für Kinder aus Familien mit geringem
Einkommen oder im Leistungsbezug verbessern wir. Es gibt mehr Geld
für das Schulstarterpaket und der finanzielle Eigenanteil für das
gemeinschaftliche Mittagessen in der Schule entfällt. Da Teilhabe
besonders gut in Vereinen und Verbänden gelingt, haben wir uns als
CDU/CSU-Bundestagsfraktion im parlamentarischen Verfahren dafür
eingesetzt, den Zuschuss für Vereinsbeiträge oder den Musikunterricht
von 10 auf 15 Euro monatlich zu erhöhen und die Summe künftig
pauschal auszuzahlen. Ein Bündel von Maßnahmen, das die
Lebenssituation der Familien spürbar verbessern wird, bei denen es
finanziell knapp ist."
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SOZIALES/1971: Die Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung ist nicht finanzierbar


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. März 2019

Die Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung ist nicht

finanzierbar

Finanzplanung weist jedes Jahr erhebliches strukturelles Defizit auf.
Müssen unsere Prioritäten neu definieren



Zu den Eckwerten für den Bundeshaushalt 2020 und den Finanzplan bis
2023 erklärt der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg:

Eckhardt Rehberg: "Die Finanzplanung von Finanzminister Scholz weist
jedes Jahr ein erhebliches strukturelles Defizit auf. Im Jahr 2020
erfüllt der Bund nur noch knapp die Vorgabe der Schuldenbremse des
Grundgesetzes für ein strukturelles Defizit von maximal 0,35 Prozent
des BIP. Die Schwarze Null kann nur noch durch Globale Minderausgaben
von über 4 Milliarden Euro pro Jahr und hohe Entnahmen aus der
Asyl-Rücklage - also Verwendung der Überschüsse der vergangenen Jahre
- erreicht werden. Anders als Finanzminister Scholz behauptet, können
wir uns nicht fast alles leisten. Finanzminister Scholz begibt sich
in einen Widerspruch zwischen seinen Rollen als Finanzminister und
SPD-Parteipolitiker.

Wir haben uns in sehr guter wirtschaftlicher Lage zu viel geleistet.
Nun müssen wir in der Haushaltsplanung umsteuern. Neue Schulden und
Steuererhöhungen sind auch weiterhin mit der Union nicht zu machen.
Daher müssen wir den Koalitionsvertrag kritisch überprüfen und
Ausgabewünsche infrage stellen. Länder und Kommunen haben wir
umfassend entlastet. Das Geld fehlt jetzt dem Bund. Weitere
Entlastungen für Länder und Kommunen kann es nicht mehr geben. Die
Sozialleistungen im Bundeshaushalt steigen auf fast 200 Milliarden
Euro im Jahr 2023. Dies wären rund 53 Prozent der Ausgaben. Hier
können wir keinem weiteren Aufwuchs zustimmen. Die Grundrente ohne
Bedürftigkeitsprüfung, wie sie die SPD fordert, ist nicht
finanzierbar.

Wir müssen jetzt alle Kraft darauf verwenden, die wirtschaftliche
Dynamik in Deutschland neu zu entfachen und in Zukunftsausgaben wie
Bildung und Infrastruktur zu investieren. Unsere internationalen
Verpflichtungen im Bereich Bündnisverteidigung und Entwicklungshilfe
müssen wir dauerhaft erfüllen. Das ist eine Frage der Glaubwürdigkeit
gegenüber unseren internationalen Partnern. Das alles setzt voraus,
dass wir unsere Prioritäten in der Koalition neu definieren. Darauf
werden wir in den nächsten Monaten drängen."
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SOZIALES/1970: Mehr Kaufkraft für Millionen Rentnerinnen und Rentner


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. März 2019

Mehr Kaufkraft für Millionen Rentnerinnen und Rentner



Die Rentenkasse steht auch wegen der guten Wirtschafts- und
Arbeitsmarktpolitik von CDU/CSU auf sehr solider Grundlage

Millionen Rentnerinnen und Rentner in Deutschland können sich auch in
diesem Jahr über mehr Kaufkraft freuen, denn die Renten werden zum 1.
Juli 2019 erneut stärker als die Inflationsrate steigen. Dazu erklärt
der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

Peter Weiß: "Eine gute Nachricht für die Rentnerinnen und Rentner in
unserem Land: Auch in diesem Jahr werden die Renten dank der soliden
Politik der von Angela Merkel geführten Bundesregierung spürbar
steigen. Zum 1. Juli werden die Renten im Westen um fast 3,2 Prozent
und im Osten sogar um mehr als 3,9 Prozent erhöht. Die
Rentenangleichung in Ostdeutschland schreitet ebenfalls weiter wie
geplant voran.

Wieder zeigt sich, dass die Rentenversicherung auf einer sehr soliden
Basis steht. Auch weil die Zahl der Beitragszahler nicht zuletzt
wegen der guten Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik von CDU und CSU
weiter zugenommen hat, können die Renten auch in diesem Jahr deutlich
steigen. Eine gute Nachricht ist es auch, dass das Rentenniveau mit
künftig 48,16 Prozent gegenüber dem Vorjahr sogar leicht ansteigen
wird."
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WIRTSCHAFT/2812: Zum Programm "WIR! - Wandel durch Innovationen in der Region"


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. März 2019

Wir stärken Regionen

Das Programm "WIR!" bringt einen kräftigen Schub für nachhaltigen
Wandel



Am heutigen Mittwoch, 20. März 2019, hat das Bundesministerium für
Bildung und Forschung die Auswahlentscheidung im Programm "WIR! -
Wandel durch Innovationen in der Region" veröffentlicht. Hierzu
erklären der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Arnold Vaatz, und die zuständige
Berichterstatterin, Yvonne Magwas:

Arnold Vaatz: "Wenn wir gleichwertige Lebensverhältnisse in
ganz Deutschland erreichen wollen, ist ein stetiges
Wirtschaftswachstum in Ostdeutschland unabdingbar. Die jetzt
ausgewählten Innovationskonzepte bringen den Regionen in
Ostdeutschland einen kräftigen Schub für einen nachhaltigen und
zukunftsorientierten Wandel, sofern sie schnell und zielgerichtet
umgesetzt werden. Als rohstoffarmes Land sind wir auf eine
leistungsfähige und ergebnisorientierte Forschung angewiesen. Mutige
Innovationen, die sich auf dem Markt behaupten, sind der Schlüssel
für eine stabile Entwicklung der Wirtschaft in Ostdeutschland. Dazu
sind neue Formen von Kooperationen und branchen- &
regionenübergreifende Zusammenarbeit erforderlich.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung greift diese
wirtschaftspolitische Ausrichtung seit 15 Jahren auf. Es hat mit der
Förderlinie "Unternehmen Region" rund zwei Milliarden Euro für die
spezifische Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation in
Ostdeutschland zur Verfügung gestellt. Neben anderen staatlichen
Fördermaßnahmen hat dieses Programm entscheidend dazu beigetragen,
dass Innovations-, Wertschöpfungs- und Beschäftigungseffekte erzielt
werden, von denen man noch vor einigen Jahren nicht zu träumen wagte.
Sachsen ist dafür geradezu ein Paradebeispiel."

Yvonne Magwas: "Das Programm WIR! setzt neue Akzente in der
Regionalpolitik und richtet sich an breite regionale Bündnisse, um
Grenzen von Branchen und Disziplinen zu überwinden. Wir aktivieren
die enormen Potentiale von Regionen und schärfen deren
wirtschaftliches Profil. Der Blick fällt bewusst auf Regionen, die
noch nicht zu den Innovationszentren in ihren Themenfeldern gehören.
Dies ist für die Standortentwicklung des ländlichen Raumes von großer
Bedeutung.

Durch den themen- und technologieoffenen Ansatz können alle
hervorragenden Ideen zum Zuge kommen. Derzeit stehen bei dem Programm
noch die Neuen Bundesländer im Fokus. Ab 2020 werden auch
strukturschwache Regionen in Westdeutschland einbezogen. Um in der
globalisierten Welt bestehen zu können, sind wir auf unser gesamtes
innovatives Potential angewiesen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1844: Newroz ist mehr als ein Fest - es ist ein Symbol


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Newroz ist mehr als ein Fest: Es ist ein Symbol



Am 21. März feiern die Kurdinnen und Kurden überall auf der Welt das
Frühlingsfest Newroz. Dazu erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der
Partei DIE LINKE:

Newroz ist mehr als ein Fest. Es ist ein Symbol. Für Demokratie, für
Widerstand, für Freiheit. Ich wünsche daher allen Kurdinnen und
Kurden, überall auf der Welt, ob in Deutschland, in Europa, oder sonst
wo, dass sie ihr Frühlings- und Neujahrsfest friedlich und unbehelligt
feiern können.

Ich möchte in diesem Jahr besonders die kurdischen Frauen in Syrien
grüßen. Ihr Kampf für Gleichberechtigung ist beispielhaft. Wenn der
Terror des Islamischen Staates in Syrien gerade eine große Niederlage
erfährt, dann ist das auch ein Sieg der kurdischen Frauen über die
islamistische Tyrannei. Es ist ein Sieg für alle Frauen, für alle
Menschen auf der Welt.

Ich wünsche außerdem unseren Freundinnen und Freunden der HDP in der
Türkei trotz aller Verfolgung und Verhaftungen alles Gute für die
Kommunalwahlen am 31. März. Ich wünsche mir, dass diese Wahlen das
Licht der Demokratie in der Türkei neu entzünden.

Ich fordere die Bundesregierung auf, die Kurdinnen und Kurden in
Syrien endlich anzuerkennen und sie mit humanitärer Hilfe zu
unterstützen. Gleichzeitig muss die Zusammenarbeit mit Erdogan beendet
werden. Es muss Schluss sein mit Waffen und Wirtschaftshilfe für einen
Despoten, der versucht, freie Wahlen in der Türkei und freies Leben in
Nordsyrien zu unterdrücken.

In diesem Sinne:

Newroz Biroz Be! Ein frohes Newrozfest!

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Bundesgeschäftsstelle
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BILDUNG/905: Tag gegen Rassismus - Kipping fordert Projektwochen an Schulen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Tag gegen Rassismus: Kipping fordert Projektwochen an Schulen



Zum internationalen Tag gegen Rassismus am 21. März 2019 erklärt Katja
Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

In den vergangenen Jahren hat eine dramatische Diskursverschiebung
nach Rechts stattgefunden. Menschenfeindliche Aussagen werden immer
öfter bis in die Mitte der Gesellschaft hinein akzeptiert, wie die
Debatte um die Seenotrettung zeigt: Da wird es praktisch
gerechtfertigt, Menschen ertrinken zu lassen. Das ist sogar faktisch
Leitlinie der von Deutschland mitgetragenen EU Grenzpolitik.

Auch die Wahlerfolge von Rechten in Europa sind besorgniserregend: In
Österreich und Italien regieren rassistische Parteien mit. In Polen
und Ungarn sind sie gar die stärksten Parteien. Auch in Deutschland,
den Niederlanden und Schweden finden sich erfolgreiche Rechtsparteien.
Andere Parteien wie die kroatische Regierungspartei HDZ oder die
deutsche CSU rücken nach Rechts.

Wenn Humanität, Menschenrechte, Religionsfreiheit und Rechtsstaat
angegriffen werden, ist das ein Angriff, der uns allen gilt. Und
deshalb müssen wir uns auch alle dagegen erheben, den Mund aufmachen,
klar Stellung beziehen gegen rechte Hetze, wo immer sie uns begegnet.

Ich bin sehr glücklich, dass am vergangenen Samstag in ganz
Deutschland Linke engagiert und solidarisch auf die Straße gegangen
sind und sich an den Aktionen zur Internationalen Woche gegen
Rassismus beteiligt haben. Und sie sind nicht allein. Ein breites
Bündnis zeigt dieser Tage, dass man die rechte Hetze nicht
unwidersprochen hinnimmt. Dass wir, die wir die Unteilbarkeit der
Menschenrechte und die für alle lebenswerte und gerechte Gesellschaft
verteidigen, die Mehrheit sind. Das macht mir Hoffnung.

Für die Zukunft möchte ich anregen, in den internationalen Wochen
gegen Rassismus in den Schulen Projektwochen zu machen, in denen sich
die Schülerinnen und Schüler aktiv und kritisch mit rassistischen
Stereotypen auseinandersetzen und lernen, rassistische Behauptungen zu
erkennen, zu hinterfragen und zu widerlegen.

 * 

Quelle:
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EUROPA/1694: Hilfsschiff Mare Jonio von Italien beschlagnahmt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. März 2019

Hilfsschiff Mare Jonio von Italien beschlagnahmt



"Mit der Beschlagnahmung der «Mare Jonio» fährt Italien eine weitere
Eskalationsstufe im Umgang mit zivilen Rettungsmissionen, die ihrer
völkerrechtlichen Pflicht zur Rettung von Menschenleben nachkommen.
Und das, obwohl Salvini aufgrund des Verdachts auf Freiheitsberaubung,
illegaler Festnahme und Machtmissbrauchs in einem anderen
Seenotrettungsfall des Rettungsschiffs Diciotti in derselben Woche die
Aufhebung seiner Immunität droht. Momentan ist damit wieder kein
Rettungsschiff auf dem Mittelmeer, um in Seenot geratene Geflüchtete
zu retten, erklärt Michel Brandt, Obmann der Linksfraktion im
Menschenrechtsausschuss des Deutschen Bundestags." Brandt weiter:

"Die gezielte Kriminalisierung von Menschenrechtsverteidigern und
Verteidigerinnen, wie der Fall der anstehenden Anhörungen der Crew von
Jugend Rettet besonders deutlich zeigt, ist politisches Kalkül und
stellt eine dreiste Verletzung des See- und Menschenrechts dar."

DIE LINKE fordert, dass die systematische Behinderung ziviler
Seenotretter und Seenotretterinnen sowie die zunehmende Abschottung
europäischer Außengrenzen beendet werden. Die LINKE fordert außerdem
eine EU-weite zivile Seenotrettung auf dem Mittelmeer sowie legale und
sichere Fluchtwege nach Europa, um das Leid und das Sterben unter den
Schutzsuchenden zu beenden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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FINANZEN/1547: Riexinger - SPD muss sich vom Fetisch der schwarzen Null lösen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 20. März 2019

Riexinger: SPD muss sich vom Fetisch der schwarzen Null lösen



Zur Ankündigung von Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD), trotz
eintrübender Konjunktur erneut einen Haushalt ohne neue Schulden zu
planen, sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Wenn die Konjunktur nach unten geht, muss der Staat mit eigenen
Investitionen gegensteuern. Das ist eine Grundregel der
Volkswirtschaft. Und notwendige und sinnvolle Investitionen gibt es
genug. Wohnraum, Pflege, Bildung? fast alle Bereiche der öffentlichen
Infrastruktur leiden seit Jahrzehnten unter Finanzmangel.

Allen, die hier mit der Verantwortung für künftige Generationen
argumentieren sage ich: Wir wollen unseren Kindern doch keine schwarze
Null hinterlassen, sondern ein lebenswertes Land mit guter
öffentlicher Infrastruktur.

Und die schwarze Null wird sich zudem langfristig eher dann halten
lassen, wenn die Konjunktur durch staatliche Investitionsprogramme
wieder anspringt, als wenn wir unser Land kaputt kürzen.

 * 
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INNEN/5031: Kommunen bei der Flüchtlingsaufnahme unterstützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. März 2019

Kommunen bei der Flüchtlingsaufnahme unterstützen



"In vielen Städten und Gemeinden gibt es eine große Solidarität mit
Geflüchteten und eine große Bereitschaft, mehr Schutzsuchende
aufzunehmen. Diese positive Entwicklung muss gestärkt werden, gerade
in Zeiten des grassierenden Rechtsrucks. Doch der Bundesfinanzminister
will die flüchtlingsbezogenen finanziellen Zuwendungen an Länder und
Kommunen rigoros zusammenkürzen. Das ist eine fatale Idee",
kommentiert Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, die Pläne von Bundesfinanzminister Olaf Scholz, die
Bundeszuschüsse an Länder und Kommunen für die Aufnahme und
Integration von Geflüchteten deutlich zu kürzen. Jelpke weiter:

"Flüchtlingsaufnahme ist eine Aufgabe des Bundes. Entsprechend muss
der Bund für die Kosten aufkommen. Benötigt werden ausreichende
finanzielle Zuwendungen, die die durch die Flüchtlingsaufnahme
entstehenden tatsächlichen kommunalen Kosten abdecken und notwendige
Investitionen in die kommunale Infrastruktur ermöglichen, um
langfristig neue Mitmenschen gut in die Kommunen zu integrieren."

 * 

Quelle:
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RECHT/547: Riexinger - Rettung muss gemeinnützig bleiben


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Riexinger: Rettung muss gemeinnützig bleiben



Zu dem aktuellen Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof um die
Ausschreibung von Rettungsdiensten anlässlich eines Falls in Solingen
sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Profitgeier haben schon lange das Gesundheitssystem als
Einnahmequelle entdeckt. Dass sich jetzt private Rettungsdienste
verstärkt in den deutschen Markt drängen wollen, ist ein weiterer
Baustein. Es ist bekannt, wie schon die Gewinne der
Krankenhauskonzerne oft zu Lasten der Beschäftigten und Patienten
gemacht werden. Das möchte ich nicht auch noch auf Rettungsdienste
übertragen sehen. Krankenhäuser, Rettungsdienste und dergleichen
müssen öffentlich oder gemeinnützig organisiert werden.

Deshalb finde ich es richtig wenn Generalanwalt Campos Sánchez-Bordona
empfiehlt, Rettungsdienstvergaben an gemeinnützige Träger von
europaweiten Ausschreibungen auszunehmen und die Gemeinnützigkeit an
strenge Vorgaben zu knüpfen."

Für die Anerkennung als gemeinnützige Organisation fordert
Sánchez-Bordana, dass die Organisationen nicht auf Gewinn ausgerichtet
sein dürfen und anfallende Gewinne in ihre soziale Arbeit investieren
müssen.

 * 
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RECHT/546: Sauberes Trinkwasser darf nicht zur Handelsware verkommen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. März 2019

Sauberes Trinkwasser darf nicht zur Handelsware verkommen



"Das Recht auf sauberes Trinkwasser ist ein Menschenrecht. Deshalb
darf Wasser nicht zu einer Handelsware verkommen. Trinkwasser ist ein
Allgemeingut, das vor Privatisierung und Profitgier von Konzernen
geschützt werden muss. Das Recht auf Wasser muss endlich verbindlich
verankert werden", erklärt Michel Brandt, Obmann der Fraktion DIE
LINKE im Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe, zum
Weltwassertag am 22. März. Brandt weiter:

"Mehr als zwei Milliarden Menschen weltweit haben keinen dauerhaften
Zugang zu sauberem Trinkwasser. Und mehr als der Hälfte der
Weltbevölkerung fehlt es an sauberen Sanitäranlagen. Wir in
Deutschland sind Mitverursacher des weltweiten Wasserproblems,
beispielsweise durch den Import von Lebensmitteln oder Kleidung aus
wasserarmen Regionen. Bei der Produktion von Baumwolle aus Ägypten zum
Beispiel werden absurde Mengen an Wasser verbraucht. Das hat fatale
Folgen für Umwelt, Landwirtschaft und Menschen. Diese massive
Wasserverschwendung muss ein Ende finden.

DIE LINKE fordert, Konzerne bei Geschäften entlang internationaler
Lieferketten verbindlich zur Einhaltung der Menschenrechte zu
verpflichten. Der Diebstahl und die Verunreinigung von Trinkwasser
dürfen sich nicht rechnen. Betroffenen Menschen und Gruppen müssen
Klagemöglichkeiten gegen Unternehmen eröffnet werden, die das Recht
auf sauberes Trinkwasser behindern."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8175: Heute im Bundestag Nr. 310 - 21.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 310

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. März 2019, Redaktionsschluss: 14.25 Uhr

1. Bundespolizei an saarländischer Grenze

2. Krankenstand in obersten Bundesbehörden

3. Treffen von Maaßen mit AfD-Vertretern

4. Antimuslimische Straftaten thematisiert

5. Bewertung des Windenergie-Ausbaus

6. Studien zu Bauen, Gebäude und Energie



1. Bundespolizei an saarländischer Grenze

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der derzeit an den Grenzen des
Saarlandes zu Frankreich und Luxemburg im Einsatz befindlichen
Bundespolizisten erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/8389). Auch fragt sie darin, inwieweit und mit welchem
Personalstand die Bundespolizei Schleierfahndungen im Saarland
durchführt. Ferner will sie unter anderem erfahren, ob die
Bundesregierung beabsichtigt, dauerhafte Grenzkontrollen an den
Grenzen des Saarlandes zu Frankreich und Luxemburg einzuführen.

 * 

2. Krankenstand in obersten Bundesbehörden

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Den Krankenstand in obersten Bundesbehörden
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8399).
Darin erkundigt sie sich danach, in welchen drei obersten
Bundesbehörden die durchschnittlichen krankheitsbedingten
Abwesenheitstage je Mitarbeiter nach Kenntnis der Bundesregierung in
den vergangenen drei Jahren am höchsten waren. Auch möchte sie unter
anderem wissen, welche Maßnahmen zur Verringerung des Krankenstandes
in diesen obersten Bundesbehörden die Bundesregierung bereits
ergriffen hat und welche sie zu ergreifen plant.

 * 

3. Treffen von Maaßen mit AfD-Vertretern

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Treffen des ehemaligen Präsidenten des Bundesamtes
für Verfassungsschutz Hans Georg Maaßen mit Vertreterinnen und
Vertretern der Alternative für Deutschland" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8404). Darin erkundigt sich
die Fraktion, ob und gegebenenfalls mit welchem jeweiligen Inhalt dem
Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) zu solchen Treffen Vermerke
vorliegen. Auch fragt sie unter anderem, welche Kontakte es seitens
des BfV mit AfD-Parteichef Alexander Gauland gegeben hat.

 * 

4. Antimuslimische Straftaten thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele
"mutmaßlich antimuslimisch oder islamfeindlich motivierte Straftaten"
im vierten Quartal 2018 nach Kenntnis der Bundesregierung bundesweit
verübt wurden. Auch fragt sie in einer Kleinen Anfrage (19/8409) unter
anderem danach, wie viele Menschen in diesem Zeitraum bei Überfällen
mit mutmaßlich antimuslimischer oder islamfeindlicher Motivation
verletzt oder getötet wurden.

 * 

5. Bewertung des Windenergie-Ausbaus

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte wissen,
wie die Bundesregierung den Ausbau von Wind- und Solarenergie im
vergangenen Jahr bewertet. Die Abgeordneten erkundigen sich außerdem
nach Maßnahmen, um den Neubau von Solarenergieanlagen in den kommenden
Jahren auf den für die Erreichung des 65-Prozent-Ziels erforderlichen
Pfad zu erhöhen. Auch ein Zwischenfazit zu den Ausschreibungen von
2018 interessiert sie in der Kleinen Anfrage (19/8457).

 * 

6. Studien zu Bauen, Gebäude und Energie

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Welche Studien das Bundesbauministerium in seinem
Themenbereich seit Januar 2017 in Auftrag gegeben hat, möchte die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/8454)
wissen. Die Abgeordneten fragen auch nach Inhalten, Laufzeit und
Budget. Außerdem interessieren sie sich für abgeschlossene Studien und
Details zu deren Veröffentlichung.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 310 - 21. März 2019 - 14.25 Uhr
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BUNDESTAG/8174: Heute im Bundestag Nr. 309 - 21.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 309

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. März 2019, Redaktionsschluss: 13.44 Uhr

1. Inklusion in der Bundesverwaltung

2. Arbeitsvisa aus dem Westbalkan

3. Maßnahmen der Arbeitsförderung

4. Geringe Tarifbindung in der Gastronomie

5. Länder blockieren bei Renten für Gefangene

6. Haftungsverzicht gegenüber Bürgen

7. Erstattung von Sozialleistungen



1. Inklusion in der Bundesverwaltung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) In den Behörden der Bundesverwaltung waren im Jahr
2016 (aktuellste, vorliegende Zahlen) 7,6 Prozent der Beschäftigten
schwerbehinderte Menschen. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/8232) auf eine Kleine Anfrage (19/7975) der FDP-Fraktion.
Die Privatwirtschaft habe dagegen nur eine Quote von 4,1 Prozent
erreicht, so die Regierung.

 * 

2. Arbeitsvisa aus dem Westbalkan

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Deutsche Auslandsvertretungen auf dem Westbalkan
erteilten 2018 rund 21.000 Visa zur Arbeitsaufnahme in Deutschland.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8229) auf eine
Kleine Anfrage (19/7732) der Fraktion Die Linke. Insgesamt bearbeitet
wurden 2018 demnach rund 44.000 Visa-Anträge zur Arbeitsaufnahme.

 * 

3. Maßnahmen der Arbeitsförderung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Evaluierung des Verfahrens zur Akkreditierung
von fachkundigen Stellen und zur Zulassung von Trägern und Maßnahmen
der Arbeitsförderung nach dem SGB III (Drittes Buch Sozialgesetzbuch)
ist voraussichtlich Ende März 2019 abgeschlossen. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8259) auf eine Kleine Anfrage
(19/7896) der AfD-Fraktion.

 * 

4. Geringe Tarifbindung in der Gastronomie

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Nur noch 40 Prozent der Betriebe im Hotel- und
Gaststättengewerbe zahlen Löhne nach einem Tarifvertrag. Das geht aus
der Antwort (19/8260) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/7934) der Grünen-Fraktion hervor. Darin heißt es weiter, dass sich
die Summe festgesetzter Verwarnungsgelder, Bußgelder und
Verfallbeträge wegen Verstößen gegen das Mindestlohngesetz im Jahr
2018 auf knapp vier Millionen Euro belaufen habe. 2017 seien es noch
rund 2,5 Millionen Euro und 2016 rund 1,4 Millionen Euro gewesen.

 * 

5. Länder blockieren bei Renten für Gefangene

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung unterstützt das Ziel, in Haft
arbeitende Strafgefangene in die gesetzliche Rentenversicherung
miteinzubeziehen, verweist jedoch auf die Zuständigkeit der Länder. In
ihrer Antwort (19/8234) auf eine Kleine Anfrage (19/7887) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen schreibt sie, dass die Länder bisher keine
Bereitschaft signalisiert hätten, die damit verbundene Zahlung von
Beiträgen zu übernehmen. Für die Bundesregierung komme jedoch eine
Tragung der Kosten durch die Versichertengemeinschaft oder den Bund
nicht in Frage, da der Strafvollzug Ländersache sei und daher die
Länder die Rentenversicherungsbeiträge voll zahlen müssten, heißt es
in der Antwort weiter.

 * 

6. Haftungsverzicht gegenüber Bürgen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der Erlass der Bundesregierung, an Menschen, die für
Flüchtlinge eine Bürgschaft übernommen haben, keine finanziellen
Forderungen mehr zu stellen, gilt nur für Verpflichtungserklärungen,
die vor dem Inkrafttreten des Integrationsgesetzes am 6. August 2016
und im Zusammenhang mit Landesaufnahmeanordnungen abgegeben wurden.
Dies betreffe zunächst Fälle, in denen die Verpflichtungsgeber darauf
vertrauen durften, dass ihre Haftung mit dem Ende des Asylverfahrens
der Geflüchteten endet. Außerdem würden Fälle erfasst, in denen die
finanzielle Leistungsfähigkeit der Verpflichtungsgeber bei Abgabe der
Erklärung nicht geprüft worden sei, schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/8299) auf eine Kleine Anfrage (19/7995) der
AfD-Fraktion.

 * 

7. Erstattung von Sozialleistungen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der Bundesregierung liegen keine Daten darüber vor,
wie viele Erstattungsbescheide im Rahmen von Flüchtlingsbürgschaften,
die von den gemeinsamen Einrichtungen bisher ausgestellt wurden,
bisher beglichen wurden. Das schreibt sie in ihrer Antwort (19/8305)
auf eine Kleine Anfrage (19(8007) der AfD-Fraktion.

 * 
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BUNDESTAG/8173: Heute im Bundestag Nr. 308 - 21.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 308

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. März 2019, Redaktionsschluss: 13.10 Uhr

1. Protokoll der ILO gegen Zwangsarbeit

2. Ratsempfehlung für mehr Sozialschutz

3. Bekämpfung des Antiziganismus

4. Grüne fordern Pflege-Bürgerversicherung

5. Grüne wollen Brillen auf Kassenkosten

6. Öffentliche Förderung für Sport-Events

7. Aktivitäten des Fonds für Rohstoffe



1. Protokoll der ILO gegen Zwangsarbeit

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf
(19/8461) zum Protokoll vom 11. Juni 2014 zum Übereinkommen Nr. 29 der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) vom 28. Juni 1930 über
Zwangs- und Pflichtarbeit vorgelegt. Das völkerrechtlich bindende
Protokoll verpflichtet die Mitgliedstaaten der ILO zur Prävention und
strafrechtlichen Verfolgung, zum Opferschutz und Opferentschädigung,
um Zwangsarbeit und damit Menschenhandel effektiv zu bekämpfen. Der
Gesetzentwurf ist die Voraussetzung dafür, dass das Protokoll von
Deutschland ratifiziert werden kann.

 * 

2. Ratsempfehlung für mehr Sozialschutz

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf
(19/8460) zu einer Empfehlung des Rates für einen besseren Zugang zum
Sozialschutz für Arbeitnehmer und Selbständige vorgelegt. Der
Vorschlag soll vor allem dem Grundsatz 12 der Europäischen Säule
sozialer Rechte dienen, wonach alle Arbeitnehmer, unabhängig von der
Art und Dauer ihres Beschäftigungsverhältnisses, aber auch
Selbständige das Recht auf angemessenen Sozialschutz haben. Die
Ratsempfehlung ist rechtlich nicht bindend und begründet keine neue
sozialpolitische Kompetenz auf europäischer Ebene. Für Deutschland
ergibt sich daraus keine Handlungsverpflichtung. Der Gesetzentwurf
schafft die Grundlage dafür, dass der deutsche Vertreter im Rat dem
Vorschlag des Rates zustimmen darf.

 * 

3. Bekämpfung des Antiziganismus

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion sowie die Fraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen haben einen gemeinsamen Antrag zur Bekämpfung
des Antiziganismus (19/8562) vorgelegt, der am Freitag erstmals auf
der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Darin wird die
Bundesregierung aufgefordert, "jeder Form des Hasses gegen Sinti und
Roma und dem Antiziganismus schon im Entstehen in aller Konsequenz
entschlossen zu begegnen". Dazu soll sich der Vorlage zufolge auch der
Bundestag selbst verpflichten.

Die Bundesrepublik trage vor dem Hintergrund des "lange Zeit
ignorierten Völkermords, der systematischen Entrechtung, Erniedrigung,
Deportation und Ermordung von hunderttausenden Sinti und Roma im von
Deutschland während des Zweiten Weltkrieges besetzten Europa eine
besondere Verantwortung im Kampf gegen den Antiziganismus", mahnen die
drei Fraktionen in dem Antrag. Deutsche Sinti und Roma seien "Teil der
Gesellschaft, hier verwurzelt und zählen zu den vier alteingesessenen
Minderheiten in Deutschland".

Begrüßt wird in der Vorlage, dass der Bundesminister des Innern, für
Bau und Heimat gemäß Koalitionsvereinbarung zwischen CDU, CSU und SPD
"ein Expertengremium einsetzen wird, das erstmals eine systematische
Bestandsaufnahme aller Erscheinungsformen des Antiziganismus
erarbeiten soll". Zugleich wird darin von der Bundesregierung
gefordert, die Arbeit des unabhängigen Expertengremiums
ressortübergreifend zu unterstützen. Auch soll sie nach dem Willen der
drei Fraktionen Antiziganismus auf europäischer Ebene "entschieden
ächten" und das Thema bei europäischen und internationalen
Institutionen auf die Tagesordnung setzen. Bei dem Expertengremium
wird in dem Antrag unter anderem angeregt, "Empfehlungen zu
formulieren, wie Programme zur Bekämpfung von Antiziganismus
entwickelt und weiterentwickelt werden können".

 * 

4. Grüne fordern Pflege-Bürgerversicherung

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion fordert für eine gerechte und
nachhaltige Finanzierung der Pflegeversorgung die Einführung einer
Bürgerversicherung. Eine solidarische Pflege-Bürgerversicherung könne
helfen, den demografischen Wandel zu bewältigen und ermögliche
überfällige Leistungsverbesserungen wie wohnortnahe Pflegekonzepte und
angemessene Personalstandards, heißt es in einem Antrag (19/8561) der
Fraktion.

Wegen der strukturellen Ähnlichkeit des privaten und sozialen Zweigs
der Pflegeversicherung sei eine Pflege-Bürgerversicherung einfach
umsetzbar. Es sei daher sinnvoll, einen spezifischen und von der
Krankenversicherung sich unterscheidenden Weg für die Umsetzung der
Pflege-Bürgerversicherung zu wählen.

Gefordert wird ein vollständiger Kostenausgleich zwischen beiden
Zweigen der Pflegeversicherung, um die höheren Risiken im sozialen
Zweig auszugleichen. Ferner sollten einheitliche, einkommensabhängige
Beiträge vorgesehen werden. Alle Einkommensarten müssten bei der
Berechnung der Beiträge herangezogen werden.

Die Beitragsbemessungsgrenze sollte schrittweise bis zur Höhe der in
der Rentenversicherung geltenden Grenze erhöht werden. Die
Alterungsrückstellungen in der privaten Pflegeversicherung müssen
sukzessive aufgelöst werden. Kinder sollten kostenlos versichert
werden und nicht erwerbstätige Ehepartner, die Angehörige pflegen oder
Kinder erziehen, keine Beiträge zahlen.

 * 

5. Grüne wollen Brillen auf Kassenkosten

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion will, dass die Kosten für
medizinisch notwendige Sehhilfen künftig wieder von der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) übernommen werden. Die derzeitige
Sehhilfenversorgung werde den Ansprüchen der sehbeeinträchtigen
Versicherten nicht gerecht, heißt es in einem Antrag (19/8566) der
Fraktion.

Die Abgeordneten schlagen vor, zunächst für Brillengläser ab fünf
Dioptrien einen Anspruch auf vollständige beziehungsweise ab zwei
Dioptrien einen Anspruch auf hälftige Kostenerstattung zu schaffen.

Für Leistungsbezieher nach SGB II und SGB XII müsse bei Sehhilfen eine
Regelung zum Schutz vor finanzieller Überforderung eingeführt werden.
Eine Reformkommission sollte Vorschläge erarbeiten, wie medizinisch
notwendige Sehhilfen nicht nur von Augenärzten, sondern auch von
Optikern oder Orthopisten verordnet werden könnten.

 * 

6. Öffentliche Förderung für Sport-Events

Sport/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Um die Konkurrenzfähigkeit Deutschlands bei
Bewerbungen zur Ausrichtung von internationalen Sportgroßereignissen
wieder herzustellen, soll nach den Vorstellungen der AfD-Fraktion die
derzeit geltende Deckelung der öffentlichen Förderung auf maximal
150.000 Euro aufgehoben werden. In einem Antrag (19/8559), der am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestages steht und ohne
Aussprache in den Sportausschuss überwiesen werden soll, fordern die
Abgeordneten, den entsprechenden Absatz in den Richtlinien des
Bundesministeriums des Innern, für Heimat und Bau (BMI) über die
Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Bundessportfachverbänden
"ersatzlos zu streichen".

Zur Begründung heißt es, die heutige Regelung lege Deutschland "ohne
zwingenden Grund" Fesseln beim Wettbewerb um die Ausrichtung von
Sportgroßveranstaltungen an. Der Förderhöchstbetrag von 150.000 Euro
sei äußerst gering, so dass er im Vergleich zu den Gesamtkosten bei
wirklichen Großveranstaltungen kaum wahrnehmbar sei. Um die
Konkurrenzfähigkeit Deutschlands bei Bewerbungen wieder herzustellen,
sei eine deutlich höhere Freiheit für die Entscheidungsträger
notwendig, schreibt die AfD-Fraktion. Eine Selbstbeschränkung durch
irgendeine Förderhöchstgrenze sei immer ein Gegenargument, das von
Wettbewerbern gegen Deutschland als Ausrichter ins Feld geführt werden
könne.

 * 

7. Aktivitäten des Fonds für Rohstoffe

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Von den durch den Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe
initiierten Projekten profitieren vor allem Rohstoffproduzenten in den
am wenigsten entwickelten Ländern und ärmere Bevölkerungsschichten
anderer Entwicklungsländer. Das geht aus dem als Unterrichtung
(19/8493) vorgelegten "14. Bericht der Bundesregierung über die
Aktivitäten des Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe un der einzelnen
Rohstoffabkommen" hervor. Diesem Fonds gehören den Angaben zufolge 101
Staaten an, darunter zwölf EU-Mitgliedstaaten, sowie neun
zwischenstaatliche Organisationen. Mit 87 sei die Mehrzahl der
Mitglieder Entwicklungsländer, 38 davon zählten zu den am wenigsten
entwickelten Ländern. Der Bericht umfasst die Jahre 2016 bis 2018.

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass das ursprünglich verfolgte
Konzept des Fonds gewesen sei, über internationale Ausgleichslager
(sogenannte Bufferstocks) für Preisstabilität auf dem Rohstoffmarkt
sorgen zu wollen und in der Folge Entwicklungsländer in die Lage zu
versetzen, selbst in steigende Produktion, Produktivität und damit in
eine Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage zu
investieren. "Dieses Konzept hat sich allerdings als ungeeignet
erwiesen, Preisschwankungen auf Dauer auszugleichen." Das Kapital
werde vielmehr kurzfristig in Termineinlagen und mittelfristig in
Staatsanleihen mit hoher Bonität (mindestens AA-Rating) angelegt. Das
Umfeld für die Anlage des Fondskapitals sei im Berichtszeitraum
schwierig geblieben. Besonders gelte dies für den Euro-Raum, wo für
Anlagen mit der geforderten Sicherheit kaum Erträge erwirtschaftet
werden könnten beziehungsweise diese sogar negativ seien.

Aus den laufenden Zinserlösen dieses so genannten 1. Kontos wird den
Angaben zufolge der Verwaltungshaushalt des Fonds bestritten. Im
Rahmen des Übereinkommens könnten in begrenztem Umfang freiwillig
Anteile vom 1. auf das 2. Konto übertragen und damit für Projekte
nutzbar gemacht werden. Davon hätten zahlreiche Mitgliedstaaten,
darunter Deutschland, Gebrauch gemacht.

Deutschland habe bis 2011 freiwillige Beiträge in Höhe von insgesamt
18,4 Millionen Euro geleistet. Ende 2018 hätten im Konto für neue
Projekte noch 45,9 Millionen US-Dollar zur Verfügung gestanden, wovon
22,2 Millionen US-Dollar ausschließlich als Kredite bereitgestellt
werden konnten.

Insgesamt wurden den Angaben zufolge 29 reguläre Projekte genehmigt,
von den 20 umgesetzt würden beziehungsweise kurz vor der Realisierung
stünden. Aus der Unterrichtung geht weiter hervor, dass die Projekte
Pilotcharakter hätten. Ihre Ergebnisse ließen sich auf andere Länder
oder Rohstoffe übertragen. Zugleich erstreckten sie sich auf ein
breites Spektrum von Rohstoffen, im Berichtszeitraum allerdings
ausschließlich auf agrarische Rohstoffe.

Als Projektbeispiele führt die Bundesregierung die Beschleunigung der
Kreditvergabe im Ernährungs- und Agrarsektor in Ostafrika an, den
besseren Zugang zu Finanzierung für kleinbäuerliche Kartoffelfarmer in
Malawi und den Ausbau der Vanille-Wertschöpfungskette in Tansania. 54
Projekte hätten im Berichtszeitraum abgeschlossen werden können, heißt
es weiter.

 * 
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BUNDESTAG/8172: Heute im Bundestag Nr. 307 - 21.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 307

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. März 2019, Redaktionsschluss: 11.48 Uhr

1. AfD-Fraktion will Grundsteuer abschaffen

2. FDP fragt nach Vergabe von Aufträgen

3. Linke fragt nach Einfluss auf Gesetzentwurf

4. Einflussnahme auf Gesetze im Fokus

5. Einflussnahme auf Gesetzentwurf erfragt

6. Einflussnahme von Interessensvertretern

7. Einflussnahme auf Regierungsentwurf

8. Einflussnahmen auf Regierungsvorlage



1. AfD-Fraktion will Grundsteuer abschaffen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion verlangt eine Abschaffung der
Grundsteuer. In einem Antrag (19/8556) heißt es, bei der Grundsteuer
handle es sich faktisch um einen Unterfall der Vermögensteuer. Während
die Vermögensteuer jedoch nicht mehr erhoben werde, solle die
Grundsteuer aufgrund eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts sogar
reformiert werden. Von den bisher entwickelten Modellen zur Reform der
Grundsteuer lasse sich angesichts von 35 Millionen neu zu bewertenden
Immobilien keines schnell und ohne großen Aufwand umsetzen, schreibt
die AfD-Fraktion. "Unabhängig davon, für welches Modell sich der
Gesetzgeber entscheiden würde, muss davon ausgegangen werden, dass
sowohl die Finanzverwaltung als auch die Finanzgerichte mit der
Umsetzung und den anschließenden gerichtlichen Auseinandersetzungen
überlastet wären, so dass dadurch erhebliche Zusatzkosten entstünden.
Die Steuergerechtigkeit im Einzelfall könnte dabei nicht mehr
gewährleistet werden", heißt es in dem Antrag.

Wie die AfD-Fraktion weiter schreibt, wird die Grundsteuer sowohl von
Wohnungseigentümern, Mietern und Gewerbe für die Betriebsgrundstücke
bezahlt. Durch den Wegfall der Grundsteuer könnten alle Bürger und
Unternehmen entlastet werden. Dies würde auch der Mietpreisexplosion
in den Großstädten entgegenwirken. Die Steuermindereinnahmen in Höhe
von 14 Milliarden Euro für Städte und Gemeinden will die AfD-Fraktion
mit einem erhöhten Anteil für die Kommunen an der Lohn und
Einkommensteuer kompensieren.

 * 

2. FDP fragt nach Vergabe von Aufträgen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die Vergabe
eines Auftrages durch das Bundesverteidigungsministerium an das
Beratungsunternehmen Accenture für das Projekt "Krisenfrüherkennung".
In einer Kleinen Anfrage 819/8393) will sie unter anderem wissen,
welche weiteren Beratungsunternehmen sich an der Ausschreibung
beteiligt haben und aus welchen Gründen Accenture den Auftrag erhalten
hat. Zudem will sie erfahren, wie die Bundesregierung einen Bericht
des Magazins "Der Spiegel" beurteilt, der dem Verteidigungsministerium
"Vetternwirtschaft" bei der Vergabe von Aufträgen vorwirft.

 * 

3. Linke fragt nach Einfluss auf Gesetzentwurf

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke fordert Informationen über die
Einflussnahme von Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Einführung einer Teilzeitmöglichkeit in den
Jugendfreiwilligendiensten. In einer Kleinen Anfrage (19/8369) will
sie unter anderem erfahren, welche Stellungnahmen von Verbänden,
Organisationen, Institutionen oder Unternehmen zu dem Gesetzesvorhaben
bei der Bundesregierung eingegangen sind und nach welchen Kriterien
die Teilnehmer der sogenannten Verbändeanhörung im federführenden
Bundesfamilienministerium ausgesucht wurden. Zudem möchte die
Linksfraktion wissen, welche Regelungen des Gesetzentwurfes wort- oder
inhaltsgleich aus den Vorschlägen der Interessenvertreter übernommen
wurden.

 * 

4. Einflussnahme auf Gesetze im Fokus

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke fordert Informationen über die
Einflussnahme von Interessenvertretern auf den Entwurf der
Bundesregierung für das Starke-Familien-Gesetz. In einer Kleinen
Anfrage (19/8370) will sie unter anderem erfahren, welche
Stellungsnahmen von Verbänden, Organisationen, Institutionen oder
Unternehmen zu dem Gesetzesvorhaben bei der Bundesregierung
eingegangen sind und nach welchen Kriterien die Teilnehmer der
sogenannten Verbändeanhörung im federführenden
Bundesfamilienministerium ausgesucht wurden. Zudem möchte die
Linksfraktion wissen, welche Regelungen des Gesetzentwurfes wort- oder
inhaltsgleich aus den Vorschlägen der Interessenvertreter übernommen
wurden.

 * 

5. Einflussnahme auf Gesetzentwurf erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach Einflussnahmen von Interessensvertretern auf
den Regierungsentwurf eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes erkundigt
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/8361). Darin
fragt die Fraktion, welche Stellungnahmen mit Bezug zum Inhalt des
Gesetzentwurfes bei der Bundesregierung eingegangen sind. Auch möchte
sie unter anderem wissen, welche "Gutachten, Studien, Expertisen,
Untersuchungen, Prüfberichte oder Ähnliches von welchen externen
Dritten" gegebenenfalls dem Gesetzentwurf der Bundesregierung als
Erkenntnisquelle zugrunde gelegt wurden.

 * 

6. Einflussnahme von Interessensvertretern

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach Einflussnahmen von Interessensvertretern auf
den Regierungsentwurf eines "Gesetzes über Duldung bei Ausbildung und
Beschäftigung" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/8362). Darin fragt die Fraktion, welche Stellungnahmen mit
Bezug zum Inhalt des Gesetzentwurfes bei der Bundesregierung
eingegangen sind. Auch möchte sie unter anderem wissen, welche
"Gutachten, Studien, Expertisen, Untersuchungen, Prüfberichte oder
Ähnliches von welchen externen Dritten" gegebenenfalls dem
Gesetzentwurf der Bundesregierung als Erkenntnisquelle zugrunde gelegt
wurden.

 * 

7. Einflussnahme auf Regierungsentwurf

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach Einflussnahmen von Interessensvertretern auf
den Regierungsentwurf eines "Zweiten
Datenaustauschverbesserungsgesetzes" erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/8364). Darin fragt die Fraktion,
welche Stellungnahmen mit Bezug zum Inhalt des Gesetzentwurfes bei der
Bundesregierung eingegangen sind. Auch möchte sie unter anderem
wissen, welche "Gutachten, Studien, Expertisen, Untersuchungen,
Prüfberichte oder Ähnliches von welchen externen Dritten"
gegebenenfalls dem Gesetzentwurf der Bundesregierung als
Erkenntnisquelle zugrunde gelegt wurden.

 * 

8. Einflussnahmen auf Regierungsvorlage

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach Einflussnahmen von Interessensvertretern auf
den Regierungsentwurf eines "Gesetzes zur Einführung einer Karte für
Unionsbürger und Angehörige des Europäischen Wirtschaftsraums mit
Funktion zum elektronischen Identitätsnachweis sowie zur Änderung des
Personalausweisgesetzes und weiterer Vorschriften" erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/8367). Darin fragt die
Fraktion, welche Stellungnahmen mit Bezug zum Inhalt des
Gesetzentwurfes bei der Bundesregierung eingegangen sind. Auch möchte
sie unter anderem wissen, welche "Gutachten, Studien, Expertisen,
Untersuchungen, Prüfberichte oder Ähnliches von welchen externen
Dritten" gegebenenfalls dem Gesetzentwurf der Bundesregierung als
Erkenntnisquelle zugrunde gelegt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/8171: Heute im Bundestag Nr. 306 - 21.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 306

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. März 2019, Redaktionsschluss: 11.01 Uhr

1. Verbraucherschutz in der EU

2. Innovationsbotschafter im Silicon Valley

3. Studien zu Klimaschutz und Landwirtschaft

4. Einfluss auf das Marktorganisationsgesetz

5. Kapazitäten in der Kernforschung

6. Blaue Biotechnologie fördern

7. Einflussnahme auf BAföG-Gesetzentwurf

8. Förderung von Projekt genderDynamiken



1. Verbraucherschutz in der EU

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung soll sich in den Verhandlungen
auf europäischer Ebene dafür einsetzen, den kollektiven Rechtsschutz
zu stärken und Transparenz bei den Internetplattformen zu schaffen.
Das fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag
(19/8563) zu den Vorschlägen für Richtlinien des Europäischen
Parlaments und des Rates über Verbandsklagen zum Schutz der
Kollektivinteressen der Verbraucher (KOM(2018)184 endg.; Ratsdok.
7877/18) und zur besseren Durchsetzung und Modernisierung der
EU-Verbraucherschutzvorschriften (KOM(2018)185 endg.; Ratsdok.
7876/18). Im Einzelnen soll der Bundestag die Bundesregierung
auffordern, ihre dem Antrag zufolge "bremsende Haltung" aufzugeben und
die Vorschläge der EU-Kommission hinsichtlich einer weitergehenden
Verbandsklage zu unterstützen. Den Verhandlungsergebnissen zum bislang
unzureichenden Richtlinienentwurf zur besseren Durchsetzung und
Modernisierung der EU-Verbraucherschutzvorschriften dürfe die
Bundesregierung nur zustimmen, wenn die Transparenzpflichten von
Verkaufsplattformen gegenüber dem Richtlinienentwurf der EU-Kommission
erweitert wurden.

 * 

2. Innovationsbotschafter im Silicon Valley

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion setzt sich für mehr
Digitalkompetenz in der Außenpolitik ein. Die Entsendung von deutschen
Innovationsbotschaftern in Zentren der Tech-Industrien könnte dazu
beitragen, dass Deutschland wieder Anschluss an die
Digitalisierungsweltspitze unter den Industrienationen findet, heißt
es in einem Antrag (19/8542), der heute auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung
darin unter anderem auf, "eine Technologieaußenpolitik zu entwickeln,
um Technologievorausschau und Technologiebewertung für deutsche
Unternehmen möglich zu machen" und "Innovationsbotschafter aus den
zuständigen Ressorts in die Ballungszentren der IT- und
High-Tech-Industrie wie das Silicon Valley, Shenzhen, Tel Aviv,
Singapur und Daejeon zu entsenden, um Beziehungen und Netzwerke
zwischen der Bundesrepublik und ansässigen Technologieunternehmen zu
etablieren und auszubauen". Die deutschen Auslandsvertretungen sollten
zudem die Nähe zu führenden Technologieunternehmen suchen und durch
Schaffung digitaler Abteilungen den Austausch mit diesen Unternehmen
fördern.

 * 

3. Studien zu Klimaschutz und Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Durch das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) in Auftrag gegebene Studien zum Thema
Klimaschutz stehen im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/8408) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, welche Studien das BMEL und
dessen Ressortforschung sowie nachgeordnete Behörden im Themenbereich
Klimaschutz und Landwirtschaft seit Januar 2017 an welche
Institutionen vergeben haben. Darüber hinaus soll Auskunft über die
Laufzeit der Studien, den Gegenstand der Untersuchungen und die Kosten
erteilt werden.

 * 

4. Einfluss auf das Marktorganisationsgesetz

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke interessiert sich dafür,
inwiefern Dritte bei der Erstellung des Gesetzentwurfs zur Änderung
des Marktorganisationsgesetzes (Bundesratsdrucksache 2 / 19)
involviert waren. Aus diesem Grund wollen die Abgeordneten in einer
Kleinen Anfrage (19/8372) von der Bundesregierung unter anderem
wissen, welche Stellungnahmen oder sonstige Schreiben zu dem
Gesetzesvorhaben eingegangen sind und nach welchen Kriterien die
Beteiligung von Zentral- und Gesamtverbänden sowie von Fachkreisen und
externen Dritten bestimmt wurde.

 * 

5. Kapazitäten in der Kernforschung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In Deutschland herrscht bereits heute ein Mangel an
Ingenieuren, darunter Kerntechnikern. Im Koalitionsvertrag zwischen
CDU, CSU und SPD sind das Vorantreiben eines sicheren Atomausstiegs,
ein Hinarbeiten auf die Anpassung des Euratom-Vertrags auf künftige
Herausforderungen, sowie die Erarbeitung eines Konzepts zum Erhalt von
heimischer Expertise und Fachpersonal im Bereich Kerntechnik
vereinbart worden. Das schreibt die FDP in ihrer Kleinen Anfrage
(19/8392). Diese Schritte sind nach Ansicht der FDP wesentlich, damit
Deutschland auch künftig versierten Einfluss auf die Reaktorsicherheit
in Europa ausüben kann.

Die FDP möchte gerne wissen, wie die Bundesregierung angesichts des
deutschen Atomausstiegs die Zukunft kerntechnischer Studiengänge an
heimischen Hochschulen beurteilt und wie der Sachstand der Erarbeitung
des im Koalitionsvertrag angekündigten Konzepts zum perspektivischen
Erhalt von Fachwissen und -personal für Betrieb, Rückbau und Sicherung
von Nuklearanlagen ist.

Ferner interessiert die FDP wann die Bundesregierung beabsichtigt,
dieses Konzept vorzulegen und welche Hochschulen in der Bundesrepublik
aktuell über Forschungs- und Entwicklungskapazitäten (F&E) im Bereich
Kernforschung und besonders in der Energie- und Materialforschung
verfügen.

 * 

6. Blaue Biotechnologie fördern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Führende Wissenschaftler sehen die blaue
Biotechnologie als richtungsweisende Technologie an, um weltweiten
sozioökologischen und -ökonomischen Herausforderungen wie der
Bereitstellung von nachhaltigen Nahrungsmitteln und Energieressourcen
gerecht zu werden. Das schreibt die FDP in ihrer Kleinen Anfrage
(19/8394). Der Terminus "Blaue Biotechnologie" umfasse alle
biotechnologischen Anwendungen, die sich aquatische Organismen (marine
und limnische) zunutze machen oder auf diese abzielen.

Die FDP möchte gerne wissen, in welchen Bereichen die Bundesregierung
das größte Nutzungspotenzial und nachhaltige wirtschaftliche Potenzial
der blauen Biotechnologie sowohl in Deutschland als auch in
Entwicklungs- und Schwellenländern sieht.

 * 

7. Einflussnahme auf BAföG-Gesetzentwurf

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Mitglieder des Bundestages wissen nach
Einschätzung der Linken wenig Konkretes über die Erkenntnisquellen des
Entwurfs eines SechsundzwanzigstenGesetzes zur Änderung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes(26. BAföGÄndG),
(Bundesratsdrucksache 55/19), die gegebenenfalls durch externe Dritte
im Prozess der Erstellung des Gesetzentwurfs eingeführt wurden und auf
denen konkrete Regelungsvorschläge beruhen. Der Deutsche Bundestag hat
jedoch ein gewichtiges Interesse daran, die Übernahme beziehungsweise
positive Berücksichtigung der Vorschläge oder Stellungnahmen externer
Dritter in dem Gesetzentwurf zu kennen. Das schreibt die Linke in
ihrer Kleinen Anfrage (19/8368).

Die Linke möchte gerne wissen, welche Stellungnahmen oder sonstigen
Schreiben mit Bezug zum Inhalt des Gesetzentwurf der Bundesregierung
Entwurf eines Sechsundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (26. BAföGÄndG) bei der
Bundesregierung eingegangen sind und nach welchen Kriterien Umfang und
Auswahl der Beteiligung für die sogenannte Verbändeanhörung (§ 47
Absatz 3 GGO) durch das federführende Bundesministerium bestimmt
wurden und welche dieser externen Dritten bei dem Gesetzentwurf in der
Verbändeanhörung beteiligt wurden.

 * 

8. Förderung von Projekt genderDynamiken

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In Deutschland befindet sich der Frauenanteil im
universitären Fachbereich Physik auf einem gleichbleibend niedrigen
Niveau. Dieser Befund ist nicht überraschend; er korrespondiert mit
einer aktuellen Studie, deren Hauptergebnisse zeigen, dass in Ländern
mit geringerem Gleichstellungsniveau relativ mehr Frauen unter den
MINT-Absolventen waren als in Ländern mit einem hohen
Gleichstellungsniveau von Männern und Frauen. Das schreibt die AfD in
ihrer Kleinen Anfrage (19/8381).

Dennoch fördere die Bundesregierung nach Auffassung der AfD weiter
fragwürdige Forschungsvorhaben wie das Verbundprojekt
"genderDynamiken" der Freien Universität Berlin und der TU Berlin. Im
Rahmen des Projekts Geschlechtergerechtigkeit in der Wissenschaft. In
Forschungsbasierten Handlungsempfehlungen am Beispiel der Physik" sei
dort von November 2012 bis Juni 2015 untersucht worden, welche "nicht
geschlechtsneutralen" "ein- und ausschließende Mechanismen" zu einem
geringeren Frauenanteil in der Physik führen. Die Ergebnisse und
"Forschungsbasierte Handlungsempfehlungen am Beispiel der Physik"
(Berlin 2015), sind aus Sicht der AfD fragwürdig.

Die AfD möchte gerne wissen, aufgrund welcher Überlegungen die
Bundesregierung zu dem Entschluss gekommen ist, das Projekt
"genderDynamiken" zu fördern und mit welcher Fördersumme das Projekt
von der Bundesregierung gefördert wurde und wie hoch die
Gesamtfördersumme ist.

 * 
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BUNDESTAG/8170: Heute im Bundestag Nr. 305 - 21.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 305

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. März 2019, Redaktionsschluss: 10.19 Uhr

1. Arbeitsplätze für Schwerbehinderte

2. Linke will Mindestrente von 1.050 Euro

3. Für ein selbstbestimmtes Leben

4. FDP fragt nach Marktversagen

5. Kosten eines höheren Mindestlohns

6. Anhebung des Spitzensteuersatzes

7. AfD fragt nach illegalem Organhandel

8. AfD für bessere Tourismus-Werbung



1. Arbeitsplätze für Schwerbehinderte

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion fordert ein Bonus-System, um
Arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen zu schaffen. In einem
entsprechenden Antrag (19/8557) heißt es weiter, das System solle sich
nur auf privatrechtliche Betriebe beziehen und auch für jene
Arbeitgeber gelten, die nicht zur Schaffung solcher Arbeitsplätze
verpflichtet sind. Bei Vollzeitbeschäftigung soll sich der steuerfreie
Bonus auf 250 Euro pro Monat belaufen. Ausbildungsplätze für
Schwerbehinderte sollen wie Vollzeitstellen behandelt werden, verlangt
die AfD. Um diese Maßnahmen umzusetzen, soll Kapitel 2 des Neunten
Sozialgesetzbuches geändert werden.

 * 

2. Linke will Mindestrente von 1.050 Euro

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat einen Antrag (19/8555)
vorgelegt, in dem sie die Einführung einer solidarischen Mindestrente
fordert. Um Altersarmut zu bekämpfen, sei es auch nötig, den
gesetzlichen Mindestlohn umgehend auf 12 Euro pro Stunde und das
Rentenniveau wieder auf 53 Prozent anzuheben und
Rentenversicherungsbeiträge für Arbeitslose in der Grundsicherung zu
zahlen. Die Linke fordert ferner, die Rente nach Mindestentgeltpunkten
für Beschäftigte mit niedrigem Einkommen fortzuführen und
weiterzuentwickeln. Wer mindestens 25 Jahre in der gesetzlichen
Rentenversicherung versichert war und wessen versicherungspflichtiges
Einkommen zwischen 20 und 80 Prozent des Durchschnittsentgeltes lag,
soll einen Zuschlag auf die Rente bekommen. Darüber hinaus fordert sie
eine solidarische Mindestrente, mit der jegliches vorhandenes
Einkommen im Alter und bei Erwerbsminderung auf 1.050 Euro netto im
Monat angehoben werden soll. Das persönliche Vermögen soll dabei die
Summe von 68.750 Euro nicht übersteigen, selbstgenutztes Wohneigentum
von bis zu 200 Quadratmeter Wohnfläche und eine ortsüblich angemessene
Grundstücksfläche soll nicht als Vermögen angerechnet werden.

 * 

3. Für ein selbstbestimmtes Leben

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Das Recht von Menschen mit Behinderungen auf
selbstbestimmte Lebensführung muss gestärkt werden, die
Bundesregierung soll unter Beteiligung von behinderten Menschen
Maßnahmen ergreifen, um dieses Recht ohne Wenn und Aber zu
gewährleisten. Das fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem
Antrag (19/8288). Dazu gehört aus Sicht der Grünen unter anderem: ein
Gesetzentwurf, der Vorschriften in den Sozialgesetzbüchern abschafft,
die Behinderte diskriminieren; Sanktionen für Träger von
Rehabilitationsmaßnahmen, die die Verfahrensvorschriften der
Sozialgesetzbücher nicht einhalten; die Einführung einer rechtlichen
Assistenz im Zivilrecht, die eine rechtliche Betreuung überflüssig
macht und die Beseitigung der Hürden in der politischen Partizipation.
Im Bundesteilhabegesetz soll außerdem ein uneingeschränktes Wunsch-
und Wahlrecht im Hinblick auf die Unterstützungsleistungen und den Ort
ihrer Erbringung eingeführt werden.

 * 

4. FDP fragt nach Marktversagen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie der europäische Fonds für strategische
Investitionen feststellt, ob und inwieweit ein Marktversagen oder
suboptimale Investitionsbedingungen bestehen, will die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/8317) in Erfahrung bringen. Wie es sind der
Vorbemerkung heißt, soll der europäische Fonds für strategische
Investitionen Investitionsschwächen in der Europäischen Union
überwinden helfen. Der Fonds ist mit einer Garantie von 26 Milliarden
Euro aus dem EU-Haushalt und mit einem Betrag von 7,5 Milliarden Euro
aus eigenen Mitteln der Europäischen Investitionsbank ausgestattet.

 * 

5. Kosten eines höheren Mindestlohns

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Auswirkungen der von Bundesfinanzminister
Olaf Scholz (SPD) geforderte Mindestlohn in Höhe von zwölf Euro auf
den Bundeshaushalt hat, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/8290) in Erfahrung bringen. Weitere Fragen betreffen ebenfalls
Aussagen des Finanzministers zum Beispiel zum Rentenniveau, dass
Scholz nach Angaben der FDP-Fraktion über das Jahr 2025 hinaus bis zum
Jahr 2040 stabil beim jetzigen Stand von 48 Prozent des
Bruttoeinkommens halten wolle. Außerdem geht es um die Wirkungen der
europäischen Arbeitslosen-Rückversicherung auf den Haushalt des Bundes
und um Instrumente, mit denen verhindert werden soll, dass es zu
dauerhaften Transfers zwischen den beteiligten Mitgliedstaaten kommt.

 * 

6. Anhebung des Spitzensteuersatzes

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nachdem sich Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD)
in einer Zeitung für eine Anhebung des Spitzensteuersatzes um drei
Prozentpunkte auf 45 Prozent ausgesprochen hatte, interessiert sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8291) für die
Auswirkungen einer Anhebung des Spitzensteuersatzes auf den
Bundeshaushalt. Außerdem wird gefragt, welche Auswirkungen die
Anhebung des Spitzensteuersatzes auf unterschiedliche
Einkommensgruppen haben würde.

 * 

7. AfD fragt nach illegalem Organhandel

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/8380) nach Fällen von illegalem Organhandel und
Organtourismus. Ende 2018 habe es Berichte gegeben über die
Verschleppung von Kindern nach Griechenland zum Zwecke illegaler der
Organentnahme. Die Abgeordneten wollen nun wissen, wie viele Fälle von
illegalem Organhandel seit 1997 erfasst wurden und welche Kenntnisse
die Bundesregierung über die Verschleppung von Kinder nach
Griechenland hat.

 * 

8. AfD für bessere Tourismus-Werbung

Tourismus/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/WID) Die AfD im Bundestag wünscht sich eine "noch
effektivere" Werbung für das Reiseziel Deutschland im Ausland. In
einer Kleinen Anfrage (19/8333) erkundigt sich die Fraktion nach
Möglichkeiten, die Tätigkeit der mit dieser Aufgabe betrauten
Deutschen Zentrale für Tourismus (DZT) zu unterstützen. Dazu sollte
die DZT nach ihrer Vorstellung mit anderen Organisationen, die im
Ausland deutsche Produkte vermarkten, enger kooperieren. So könnten
"koordinierte Kommunikationsstrategien", gemeinsame
Veranstaltungsformate sowie "räumliche und personelle Zusammenarbeit"
dazu beitragen, Kosten zu sparen und zugleich die Wahrnehmbarkeit
Deutschlands im Ausland zu verbessern.

Von der Bundesregierung möchten die Fragesteller wissen, welche
Organisationen im Ausland für deutsche Produkte und Reiseziele werben,
welche von ihnen durch den Bund gefördert werden und mit welchen
Beträgen. Weiter interessiert sie, inwiefern geförderte
Marketingorganisationen für deutsche Produkte im Ausland bereits
zusammenarbeiten, und wenn nicht, ob die Bundesregierung die
Möglichkeit solcher Kooperationen prüft.

 * 
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BUNDESTAG/8169: Heute im Bundestag Nr. 304 - 21.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 304

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. März 2019, Redaktionsschluss: 09.38 Uhr

1. Teilnahme an einem Integrationskurs

2. Projektförderungen an Ditib

3. Übergriffe auf Flüchtlinge

4. Rechtsextremistische Musikveranstaltungen

5. 625 Millionen Euro mehr für die GAK

6. Imfpung gegen Keuchhusten empfohlen

7. Ausbildungszeugnisse in Bosnien



1. Teilnahme an einem Integrationskurs

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Jahr 2018 sind laut Bundesregierung insgesamt
149.118 Personen zur Teilnahme an einem Integrationskurs verpflichtet
worden. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8417) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8015) weiter ausführt, haben
vergangenes Jahr 108.754 Teilnehmer "sowohl den skalierten Sprachtest
Deutsch-Test für Zuwanderer zum Abschluss des Sprachkurses (DTZ) mit
Sprachniveau B1 als auch den skalierten Test ,Leben in Deutschland'
zum Abschluss des Orientierungskurses (LiD) erfolgreich absolviert".

Insgesamt 66.478 Teilnehmer wurden 2018 zur Wiederholung von maximal
300 Stunden zugelassen, wie aus der Vorlage weiter hervorgeht.
Insgesamt 46.706 nahmen diese Möglichkeit den Angaben zufolge wahr und
nahmen erneut teil. Insgesamt 12.154 absolvierten laut Bundesregierung
im Jahr 2018 das Wiederholerverfahren, ohne mit dem Sprachniveau B1
abzuschließen. Die genannten Zahlen beziehen sich der Antwort zufolge
auf den Abfragestichtag 4. März 2019.

 * 

2. Projektförderungen an Ditib

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Frage nach etwaigen Zuwendungen des Bundes an
die Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion e. V. (Ditib)
im laufenden Jahr ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/8415) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7869).
Wie die Bundesregierung dazu ausführt, sind aus Haushaltsmitteln des
Bundes für das Haushaltsjahr 2019 aktuell keine Projektförderungen an
Ditib bewilligt oder in Aussicht gestellt worden.

 * 

3. Übergriffe auf Flüchtlinge

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Bei Gewalttaten gegen Asylbewerber sind im vierten
Quartal vergangenen Jahres 40 Menschen verletzt worden, darunter vier
Kinder. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/8344) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8002) hervor.

Danach lagen der Bundesregierung mit Stand vom 26. Februar vorläufigen
Zahlen zufolge Erkenntnisse zu insgesamt 31 politisch motivierten
Delikten im Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende Dezember 2018 vor,
bei denen eine Flüchtlingsunterkunft Tatort oder direktes Angriffsziel
war. Zudem lagen ihr den Angaben zufolge Erkenntnisse zu 271 politisch
motivierten Delikten im vierten Quartal 2018 vor, "die sich gegen
Asylbewerber/Flüchtlinge außerhalb von Asylunterkünften richten".
Ferner verfügte die Bundesregierung laut Antwort über Erkenntnisse zu
elf politisch motivierten Delikten im genannten Zeitraum, die sich
"gegen Hilfsorganisationen beziehungsweise ehrenamtliche/freiwillige
Helfer" richteten.

 * 

4. Rechtsextremistische Musikveranstaltungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vierten Quartal 2018 haben in Deutschland nach
Kenntnis der Bundesregierung 51 rechtsextremistische
Musikveranstaltungen stattgefunden, davon 20 Konzerte und 31
Liederabende. Dabei wurden die 20 Konzerte von insgesamt 3.068
Personen besucht und 23 der 31 Liederabende von insgesamt 1.094
Personen, wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/8345) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8004) hervorgeht. Zu acht
Liederabenden liegen laut Vorlage keine Besucherzahlen vor.

 * 

5. 625 Millionen Euro mehr für die GAK

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Bundesregierung will in den Jahren 2018 bis 2021
für die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK)
einschließlich der Sonderrahmenpläne im Vergleich zu der vorherigen
Finanzplanung 625 Millionen Euro mehr ausgeben. Die zusätzlichen
Mittel seien schwerpunktmäßig für den Sonderrahmenplan "Förderung der
Ländlichen Entwicklung" in Höhe von 560 Millionen Euro vorgesehen,
heißt es in einer Antwort der Regierung (19/8420) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8023). Darüber hinaus wird
angegeben, dass weitere 65 Millionen Euro für das Jahr 2018 im
Haushalt veranschlagt worden waren, um die reguläre GAK
beziehungsweise den Sonderrahmenplan "Maßnahmen des präventiven
Hochwasserschutzes" gegenüber dem im ersten Regierungsentwurf
geplanten Ansatz zu verstärken.

 * 

6. Imfpung gegen Keuchhusten empfohlen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der beste Schutz gegen den von Bakterien übertragenen
Keuchhusten ist eine Impfung. Die von der Ständigen Impfkommission
(STIKO) empfohlene Immunisierung bei Kindern und Jugendlichen umfasse
vier Impfdosen in den ersten beiden Lebensjahren sowie jeweils eine
Auffrischung vor Schuleintritt sowie fünf bis zehn Jahre danach, heißt
es in der Antwort (19/8421) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/8024) der AfD-Fraktion.

Auch für Erwachsene werde eine eimalige Auffrischung gegen Keuchhusten
empfohlen. Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, schwankt die Zahl
der Keuchhustenfälle in den vergangenen Jahren. 2018 wurden
deutschlandweit 12.890 Erkrankungen registriert. Keuchhusten ist
meldepflichtig. In schweren Fällen kann die Krankheit zum Tod führen.

 * 

7. Ausbildungszeugnisse in Bosnien

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Berichte über gefälschte Ausbildungsabschlüsse in
Bosnien-Herzegowina sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/8379) der
AfD-Fraktion. Einer investigativen Recherche zufolge würden innerhalb
kurzer Zeit illegal Originalzeugnisse ausgestellt, in denen eine
Umschulung bescheinigt werde, die nicht absolviert worden sei, etwa
vom Automechaniker zum Krankenpfleger.

Da es sich vor allem um medizinisches Personal handele, würden diese
Fälle durch eine Zuwanderung nach Deutschland zu einem
Sicherheitsrisiko. Die Abgeordneten wollen nun erfahren, ob die
Bundesregierung über die Missstände informiert ist und was dagegen
unternommen wird.

 * 
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1. Sexualisierte Gewalt im Sport

2. Lob für Zuwachs bei humanitärer Hilfe



1. Sexualisierte Gewalt im Sport

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Eine "Risikosportart", bei der sich Fälle
sexualisierter Gewalt im Sport - insbesondere gegenüber Kindern und
Jugendlichen - häufen, gibt es nach Expertenangaben nicht. Sowohl
Vertreter des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB) als auch der
Deutschen Sportjugend (DSJ) machten ebenso wie der von der
Bundesregierung berufene Unabhängige Beauftragte für Fragen des
sexuellen Kindesmissbrauchs, Johannes-Wilhelm Rörig, während der
Sitzung des Sportausschusses am Mittwoch deutlich, das sich die
Problematik durch alle Sportarten ziehe.

Rörig sagte vor den Abgeordneten, er könne bedauerlicherweise nicht
über große Fortschritte im Kampf gegen sexuelle Gewalt im Breiten- und
Spitzensport berichten. Die Ergebnisse der "Safe Sport Studie" seien
beunruhigend. Danach hat jeder dritte deutsche Spitzenathlet als Kind
oder Jugendlicher schon eine Form der sexualisierten Gewalt selbst
erfahren. Noch sei dem organisierten Sport in Deutschland ein großer
Missbrauchsskandal erspart geblieben, wie es ihn etwa im englischen
Nachwuchsfußball oder im Turnbereich der USA gegeben habe, sagte
Rörig. Davon auszugehen, dass die hierzulande bekannt gewordenen Fälle
jedoch nur Einzelfälle seien, wäre aber falsch, sagte er.

Über die Kooperation mit dem DOSB und der DSJ versuche er mehr Dynamik
zu erreichen, um Schutzkonzepte im Sport zur Anwendung zu bringen,
sagte der Missbrauchsbeauftragte. Das sei leider bisher noch nicht
umfänglich gelungen. "Nur" 50 Prozent der Sportvereine hätten
Schutzkonzepte zur Anwendung gebracht, sagte Rörig. Auch sei die
Leistungs- und Spitzensportförderung leider noch nicht an feste Regeln
zur Prävention geknüpft worden. Rörig bedauerte es, mit den
Spitzensportverbänden noch nicht richtig in das Gespräche gekommen zu
sein.

Viele Vereine seien in Sachen Prävention noch nicht so weit, wie sich
der DOSB das wünsche, räumte Petra Tzschoppe, für Frauen und
Gleichstellung zuständige DOSB-Vizepräsidentin, ein. Es gehe darum,
eine Kultur des Hinsehens zu etablieren, die zugleich auch eine Kultur
des Respektes und der Wertschätzung sein müsse. Prinzipien wie
Toleranz und Chancengleichheit seien wichtig, weil sie verhindern
könnten, Machtpositionen auszunutzen, sagte Tzschoppe.

"Schon" 50 Prozent der Vereine widmeten sich der Problematik, machte
der DSJ-Vorsitzende Jan Holze deutlich. Einer Problematik, die noch
vor wenigen Jahren nicht erkannt worden sei. Es sei gelungen, das
Thema aus der Tabuzone zu holen, sagte Holze. Gleichwohl gebe es
weiteres Potenzial.

Elena Lamby, Referentin für die Prävention sexualisierter Gewalt im
Sport bei der DSJ, sagte, der Sport sei gezwungen, sich beim Umgang
mit der Problematik selbst zu helfen, weil es keine Hilfe von anderen
Stellen gebe. Die Jugendämter, so Lamby, hätten zu viel auf dem Tisch,
Fachberatungsstellen seien nicht flächendeckend ausgebaut.

Diskutiert wurde während der Sitzung auch über das von Übungsleitern
vorzulegende erweiterte Führungszeugnis. Sportjugend-Chef Holze
beklagte einen immensen bürokratischen Aufwand für die oft
ehrenamtlich geführten Vereine. Außerdem könne ein erweitertes
Führungszeugnis, in dem auch Sachen aufgeführt seien, die mit der
eigentlichen Problematik nicht zu tun hätten, zu einer Stigmatisierung
der Trainer führen. Er plädierte daher für einen Negativ-Attest, mit
dem die zuständige Stelle der Justiz dem Verein gegenüber mitteile,
dass im Bereich Kinder- und Jugendschutz nichts gegen die Trainer
vorliege.

Stephan Mayer (CSU), Parlamentarischer Staatssekretär im
Bundesministerium des Inneren, für Heimat und Bau (BMI), entgegnete,
mit einer solchen Forderung renne man beim BMI offene Türen ein.
Innerhalb der Bundesregierung aber gebe es zu der Frage
unterschiedliche Auffassungen. Auch der Missbrauchsbeauftragte Rörig
sah gute Argumente für eine Änderung der aktuellen Regelung.

 * 

2. Lob für Zuwachs bei humanitärer Hilfe

Menschenrechte/Anhörung

Berlin: (hib/AHE) Experten begrüßen die deutlichen deutschen Zuwächse
in der humanitären Hilfe in den vergangenen Jahren. In einer
öffentlichen Anhörung zum "Bericht der Bundesregierung über die
deutsche humanitäre Hilfe im Ausland in den Jahren 2014 bis 2017"
(19/5720) sahen einige Sachverständige am Mittwoch im
Menschenrechtsausschuss aber auch Verbesserungsbedarf - weniger bei
der Rolle Deutschlands als Geber als in seiner Rolle als gestaltender
Akteur im humanitären System.

Dem Bericht der Bundesregierung zufolge hat sich Deutschland im Jahre
2017 zum weltweit zweitgrößten bilateralen Geber humanitärer Hilfe
entwickelt. Demnach seien die Mittel für humanitäre Hilfe von 416
Millionen Euro im Jahre 2014 auf 1,76 Milliarden Euro im Jahr 2017
gestiegen. Regionale Schwerpunkte der deutschen humanitären Hilfe
seien der Nahe Osten und Afrika, wobei die Syrien-Krise sowie die
Hungerkrisen in Afrika besonders im Fokus stehen würden. Besondere
Aufmerksamkeit würde der humanitären Hilfe in Flucht- und
Vertreibungssituationen geschenkt. Daneben blieben humanitäre
Katastrophenvorsorge sowie humanitäres Minen- und Kampfmittelräumen
wichtige Schwerpunkte des deutschen Engagements.

Bodo von Borries (Verband Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe
deutscher Nichtregierungsorganisationen, VENRO) begrüßte den
Mittelaufwuchs als "angemessene Reaktion auf den humanitären Bedarf".
Er bekräftigte eine Forderung des Humanitären Weltgipfels: Hilfe solle
unter dem Stichwort Lokalisierung flexibler und dezentraler gestaltet
sein. Das bedeute zum Beispiel, Akteure vor Ort einzubeziehen, die im
humanitären System bisher "wenig sichtbar" gewesen seien, lokale
Selbsthilfe etwa oder die Diaspora eines von einem Konflikt oder einer
Naturkatastrophe betroffenen Landes.

Cornelia Füllkrug-Weitzel (Diakonie Katastrophenhilfe) begrüßte das
deutsche Engagement. Nun gehe es darum zu zeigen, "dass Deutschland
nicht nur ein starker Geber ist und bleibt, sondern auch ein starker
Akteur". Dafür sei unter anderem mehr Kohärenz beim Handeln der
Bundesregierung wünschenswert: So seien "Rüstungsexporte in Krisen-
und Konfliktgebiete Teil des Problems und nicht der Lösung". 
Füllkrug-Weitzel ging auch auf den sogenannten Development-Peace Nexus ein -
also die Frage, wie Außen- und Entwicklungspolitik mehr dazu beitragen
können, humanitäre Bedarfe erst gar nicht entstehen zu lassen. Für die
humanitäre Hilfe bleibe trotz dieses Ansatzes "keine Alternative zur
ausschließlichen Bedarfsorientierung".

Heiko Knoch vom Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen (WFP)
benannte die Herausforderungen: Nach UN-Schätzungen dürften in diesem
Jahr 132 Millionen Menschen infolge von Kriegen, Konflikten, Natur-
und Klimakatastrophen auf humanitäre Hilfe angewiesen sein, der Bedarf
belaufe sich auf mehr als 22 Milliarden US-Dollar. Knoch warb für
Anstrengungen "weg von der reaktiven hin zur proaktiven" Hilfe.
Investitionen in schützende Infrastruktur, Wetterbeobachtung,
Frühwarnsysteme oder App-Entwicklungen zur Erkennung von
Mangelernährung bei Kindern könnten dazu beitragen, Hilfsbedarf erst
gar nicht in großem Umfang entstehen zu lassen. Knoch warb zudem für
den Ausbau bei mehrjährigen Mittelzusagen sowie mehr zweckungebundene
Mittel im Sinne von mehr Planbarkeit beziehungsweise Flexibilität bei
den Hilfsorganisationen.

Corinna Kreidler (Independent Consultant Humanitarian Assistance)
unterstrich, dass Deutschland in der "Liga der großen Geldgeber"
angekommen sei. Der Bericht der Bundesregierung nehme allerdings kaum
in den Blick, wie und auf Basis welcher Kriterien die Mittelvergabe
erfolge. Nach dem Vorbild anderer Geber müsse mehr Transparenz bei der
Auswahl der Partner herrschen. Kreidler warb für mehr Wettbewerb
"unter allen Partnern" sowie für das Prinzip der Subsidiarität bei der
humanitären Hilfe. "Entscheidungen sollten deutlich näher an
Krisenherde herangetragen werden."

Wolfgang Prangl (Oxfam Deutschland) machte darauf aufmerksam, dass der
Syrien-Konflikt für die Bundesregierung bei der humanitären Hilfe
"höchstes Gewicht" habe. Es müsse aber der Grundsatz gelten, sich
ausschließlich am objektiven globalen humanitären Bedarf leiten zu
lassen. Als "ambivalent" wertete der Experte exemplarisch zudem die
Jemenpolitik: Jahr für Jahr habe die Bundesregierung die humanitäre
Hilfe für das Land angehoben, aber andererseits und im Widerspruch zum
selbst gesteckten Ziel einer restriktiveren Rüstungsexportpraxis
Waffenlieferungen an Akteure des Jemen-Konfliktes gewährt.

Auch Ralf Südhoff (Centre for Humanitarian Action) machte eine
überproportionalen Anteil deutschen humanitären Hilfe für Syrien aus.
Das bedeute aber nicht, dass dieser Konflikt aus humanitärer Sicht
"überfinanziert" sei, im Gegenteil: Nur rund 50 Prozent des
humanitären Bedarfs seien in Syrien gedeckt. Südhoff betonte, dass die
Bundesregierung bisher auf konzeptioneller und strategischer Ebene
noch nicht mit dem Aufwuchs bei der humanitären Hilfe mitgezogen habe:
Im Auswärtigen Amt seien nur 66 Stellen im Bereich humanitäre Hilfe
besetzt, in den Auslandsvertretungen vor Ort fehle Expertise.

Alfred de Zayas (Geneva School of Diplomacy and International
Relation) bezeichnete es unter anderem mit Blick auf die Beispiele
westlicher Interventionen im Irak und in Libyen für unerlässlich, dass
die Weltgemeinschaft das in der UN-Charta verankerte Allgemeine
Gewaltverbot einhalte und die Souveränität von Staaten geachtet werde.
De Zayas lenkte den Blick zudem auf Ursachen für die Entstehung
humanitärer Krisen, die oft ignoriert würden: Dazu zählten etwa
Auflagen von IWF und Weltbank im Sinne von Austerität und auch die
Zerstörung der Lebensgrundlage von Menschen bei Umweltzerstörungen
durch transnationale Konzerne.

 * 
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1. Seehofer berichtet über Digitalvorhaben

2. Risiko für Ärzte bei Cannabistherapien

3. Anträge der Linken abgelehnt



1. Seehofer berichtet über Digitalvorhaben

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Der Stand der Digitalisierung im Arbeitsbereich des
Bundesinnenministers Horst Seehofer (CSU) hat den Ausschuss Digitale
Agenda unter Leitung von Hansjörg Durz (CSU) in seiner 29. Sitzung
beschäftigt. Die über 80.000 Mitarbeiter aus seinem Geschäftsbereich
seien "auch international auf der Höhe der Zeit und können mithalten",
berichtete Seehofer dem Ausschuss. Er wolle dem Vorurteil vorbeugen,
"dass wir immer nur hinterherhecheln". Dies könne für den Ausbau der
Infrastruktur gelten, aber im Ministerium und im Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) "sind wir sehr gut
aufgestellt", betonte der Minister. Ziel der Regierung sei mehr
Sicherheit im Netz auf höchstem Niveau. Dafür werde das
IT-Sicherheitsgesetz 2.0 in den nächsten Tagen in die Ressortanhörung
gehen, damit "Sicherheitsstandards auf die Höhe der Zeit" gesetzlich
angepasst würden.

Unabhängig davon werde er im Bundessicherheitsrat über die aktive
Cyberabwehr als "letzte aller möglichen Maßnahmen in einem
Rechtsstaat" beraten, sagte der Minister und verwies auf die
Notwendigkeit, über Mittel der Abwehr wie etwa die Stilllegung von
Servern oder Leitungen zu verfügen, wenn kritische Infrastrukturen wie
Krankenhäuser oder Kraftwerke angegriffen würden. Dazu müsse die
Diskussion wieder aufgenommen werden. Die Frage sei, wann die fünfte
Stufe einsetze und wer diese auslösen solle, sagte Seehofer und merkte
an, dass bei diesem Thema eine Grundgesetzänderung anstehen könne.

Auch soll die Breite der Aufgaben des BSI erhöht werden, kündigte
Seehofer dem Ausschuss an. Dazu gehöre, dem Wunsch der Bevölkerung
zu folgen, dass das BSI als Beratungsstelle für Fragen der
IT-Sicherheit zur Verfügung stehe und zu Fragen der Daten- und
Cybersicherheit sensibilisiere. Ein Vertreter des
Bundesinnenministeriums ergänzte, dass durch das IT-Sicherheitsgesetz
2.0 das BSI erweiterte Möglichkeiten zum Schutz der IT des Bundes,
aber auch der Infrastruktur erhalten soll. Anfallende Daten sollen so
"länger als bisher gespeichert", aber auch unpseudonomisiert
verarbeitet werden können. In diesem Zusammenhang solle auch ein
IT-Sicherheitskennzeichen eine Rolle spielen.

Ein weiterer Schwerpunkt sei die moderne digitale Verwaltung, die dem
Bürger, aber auch der Wirtschaft dienen solle. Bis 2022 sollen alle
öffentlichen Dienstleistungen, 575 an der Zahl, digitalisiert und in
einem Portalverbund von Bund, Ländern und Kommunen zur Verfügung
stehen. "Dieses Ziel werden wir auch erreichen", kündigte Seehofer an.
Ein Vertreter seines Ministeriums führte aus, dass die Betaversion des
Bundes (www.beta.bund.de ) im Laufe diesen Jahres in eine reguläre
Version überführt werden soll. Auch ein Nutzerkonto soll implementiert
werden. Für den Portalverbund sei eine Online-Gateway zwischen den
Bundesländern Hamburg, Hessen und Bayern gestartet, zu dem der Bund
und das Land Berlin im April 2019 hinzustoßen werden. Danach sollen
weitere Bundesländer folgen. Die 575 Services seien zudem in 14
Themenfelder aufgeteilt worden, die arbeitsteilig bearbeitet würden.

Ein Vertreter der CDU/CSU-Fraktion lobte, dass klare Prioritäten
benannt wurden und fragte danach, wann mit dem Beginn der Beratungen
des IT-Sicherheitsgesetzes 2.0 im Parlament zu rechnen sei. Eine
Vertreterin der SPD-Fraktion interessierte sich für den
Stellenaufwuchs im BSI und forderte Details dazu, ob es Probleme bei
der Ausschreibung und Besetzung der Stellen gebe. Auch wie der Stand
bei der Modernisierung der Register sei, wollte sie wissen.

Ob das Meldegesetz Teil des IT-Sicherheitsgesetzes 2.0 werden soll,
wollte eine Vertreterin der AfD-Fraktion wissen. Sie interessierte
auch, ob sich die Bundesregierung für den neuen
Verschlüsselungsstandard einsetze. Die FDP-Fraktion wollte Details
dazu erfahren, um welche Daten es bei den verlängerten
Datenspeicherungsmöglichkeiten des neuen Gesetzes genau gehe und bat
um Details zu dem IT-Sicherheitskennzeichen. Zudem interessierte sie
sich für die Einschätzung des Ministeriums, ob bei einem verbreiterten
Aufgabenkatalog des BSI auch ein weiterer Personalaufwuchs notwendig
sei.

Eine Vertreterin der Fraktion Die Linke bemängelte, dass das
IT-Sicherheitskennzeichen nicht verpflichtend sein soll. Sie fragte,
ob das internetbasierte Zusammentragen und anschließende
Veröffentlichen personenbezogener Daten (doxxing) in das Gesetz
aufgenommen werden soll. Eine Vertreterin der Grünen fragte nach der
Schutzbedürftigkeit der digitalen Kommunikation im Privaten und auch
nach der Sensibilisierung von kleinen und mittleren Unternehmen für
mehr Sicherheit im Netz. Vor dem Hintergrund, dass das BSI Aufgaben im
Bereich Verbraucherschutz übernehmen soll, wollte sie zudem wissen, ob
geplant sei, dass das BSI unabhängig ist.

 * 

2. Risiko für Ärzte bei Cannabistherapien

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Gesundheitsexperten halten den Genehmigungsvorbehalt
der Krankenkassen bei Therapien mit Medizinalcannabis für sinnvoll.
Anlässlich einer Expertenanhörung des Gesundheitsausschusses des
Bundestages zu dem Thema am Mittwoch machten Mediziner wie auch der
Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) deutlich,
dass ein Verzicht auf diese Regelung für die Ärzte mit zusätzlichen
Risiken verbunden wäre.

Zugleich plädierten einige Sachverständige dafür, rund zwei Jahre nach
der Verabschiedung des Cannabisgesetzes die Regelungen für die Ausgabe
von Cannabis zu medizinischen Zwecken in einigen Punkten anzupassen.
Die Sachverständigen äußerten sich auch in schriftlichen
Stellungnahmen.

Gegenstand der Anhörung waren Gesetzentwürfe der Fraktion Die Linke
(19/6196) und von Bündnis 90/Die Grünen (19/5862), in denen gefordert
wird, den Genehmigungsvorbehalt der Krankenkassen zu streichen. Ferner
verlangt die FDP-Fraktion in einem Antrag (19/4835), die Möglichkeit
zu schaffen, Medizinalcannabis in Deutschland gezielt zum Export
anzubauen. Die AfD-Fraktion fordert in einem Antrag (19/8278) eine
wissenschaftliche Nutzenbewertung für Medizinalcannabis analog dem
Arzneimittelrecht.

Die Bundesärztekammer (BÄK) wandte sich gegen eine Streichung des
Genehmigungsvorbehaltes. Cannabis in Form von Blüten und Extrakten sei
nicht mit anderen Arzneimitteln zu vergleichen. So mangele es den
Cannabisarzneien weiterhin an den nötigen wissenschaftlichen
Wirkungsnachweisen sowie an dem Nachweis eines über bereits verfügbare
Therapien liegenden Nutzens. Es handele sich auch angesichts der
gebotenen Wirtschaftlichkeit um eine Ausnahmeverordnung, die eine
Einzelfallgenehmigung durch die Krankenkassen rechtfertige.

Auch die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) lehnte eine Aufhebung
des Genehmigungsvorbehalts ab. Die jetzige Regelung erhöhe die
Sicherheit für die Ärzte, da sich diese dann nicht gegenüber den
Krankenkassen in Wirtschaftlichkeitsprüfungen rechtfertigen müssten,
Cannabispräparate verordnet zu haben. Nachvollziehbar sei die
Forderung, dass bei einem Wechsel der Cannabissorte zur optimalen
Einstellung der Patienten keine erneute Genehmigung der Kassen
erforderlich sei. Eine solche Neuregelung sei in einem kommenden
Gesetzentwurf vorgesehen.

Der GKV-Spitzenverband erklärte, angesichts der "enttäuschenden
Evidenzlage" diene die nachrangige Versorgung mit
Cannabisarzneimitteln dem Schutz der Patienten vor nicht ausreichenden
Therapien. Mit der Vorabprüfung durch die Kassen könne auch
sichergestellt werden, "dass die Indikationsstellung des
Vertragsarztes den gesetzlichen, medizinischen und im weiteren Sinn
wirtschaftlichen Anforderungen gerecht" werde.

Mehrere Sachverständige befürworteten, in Deutschland produzierten
Cannabis auch für den Export vorzusehen. Dies würde die
Versorgungssicherheit erhöhen, argumentierte der Mediziner Jan P.
Witte. Es sei absehbar, dass die zur Produktion ausgeschriebenen
Mengen nicht ausreichten, um den inländischen Bedarf zu decken.

Wie der Sachverständige Werner Sipp in der Anhörung mit aktuellen
Zahlen belegte, ist die Produktion von Medizinalcannabis international
in den vergangenen Jahren sprunghaft gestiegen. Hauptproduzenten seien
das Vereinigte Königreich, Kanada und Israel.

Nach Ansicht der Arbeitsgemeinschaft Cannabis als Medizin (ACM) sind
viele der gewünschten Veränderungen nicht in der Praxis angekommen. So
erhielten immer noch zahlreiche Patienten keine Behandlung mit
Cannabis, etwa, weil sie keinen Arzt fänden, der ihnen solche
Medikamente verschreibe oder Lieferengpässe für Cannabisblüten eine
konstante Therapie verhinderten. Auch lehnten Krankenkassen immer
wieder eine Kostenübernahme ab, weil Erkrankungen nicht als
schwerwiegend eingestuft würden. Dabei werde übersehen, dass nahezu
alle Erkrankungen, bei denen Cannabismedizin nützlich sein könne, von
leicht bis schwerwiegend eingeschätzt würden. Dieser Umstand sollte
gesetzlich berücksichtigt werden.

Die Forderung, Medizinalcannabis wie andere Arzneimittel zu behandeln,
sei im Ansatz richtig, aber rechtlich schwer umsetzbar, erklärte die
ACM, denn Cannabis sei keine Heilpflanze wie jede andere.

 * 

3. Anträge der Linken abgelehnt

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Der Tourismusausschuss hat am Mittwoch zwei Anträge
der Linken gegen den "Abbau der Bahninfrastrukur" (19/7907) und für
den "Nulltarif im Öffentlichen Nahverkehr" (19/1359) abgelehnt. Für
die Antragssteller erinnerte zunächst die Abgeordnete Kerstin Kassner
daran, dass das deutsche Eisenbahnnetz seit 1976 in vier Jahrzehnten
um 10.000 Kilometer geschrumpft sei. Das sei ein Zustand, der nicht
hingenommen werden könne, zumal da der individuelle motorisierte
Verkehr an seine Grenzen stoße und die Erfahrung zeige, dass eine
einmal stillgelegte Bahnstrecke kaum jemals wieder in Betrieb genommen
werde.

Zur Begründung der Forderung nach kostenlosen Bussen und Bahnen machte
Kassners Fraktionskollegin Sabine Zimmermann ebenfalls ökologische
Gesichtspunkte geltend und meinte, eine solche Regelung wäre auch für
den Tourismus gut. Zur Gegenfinanzierung schlug sie unter anderem eine
Nahverkehrsabgabe von Unternehmen mit mehr als zehn Mitarbeitern vor.

Der Abgeordnete Michael Donth (CDU) hielt den Antragstellern vor, ihre
Klage über ein schrumpfendes Schienennetz gehe von falschen
Voraussetzungen aus. Gerade in den vergangenen Jahren habe der Bund
"mehr als je zuvor" in den Ausbau der Bahninfrastruktur investiert,
und dies mit Erfolg. So sei das deutsche Schienennetz mittlerweile
wieder gewachsen von 33.300 auf 33.500 Streckenkilometer. Verfehlt sei
auch der Wunsch der Antragsteller, der Bahn den Verkauf von Immobilien
zu verbieten. In vielen Fällen habe sich der Zustand von Bahnhöfen
verbessert, wenn sie etwa von Kommunen übernommen worden seien.

Den Nulltarif-Antrag der Linken nannte Donth "unrealistisch,
ordnungspolitisch fragwürdig und sauteuer". Er bemängelte, dass die
Antragsteller die Kosten zu 90 Prozent dem Bund aufbürden wollten, der
dafür einen Betrag von jährlich 17 Milliarden Euro zu stemmen hätte.
Wichtiger als Gratisfahrten nannte Donth Investitionen in die
Ausweitung der Kapazitäten des Öffentlichen Nahverkehrs, damit
Fahrgäste sich nicht mehr in vollgestopfte "Sardinenbüchsen" zwängen
müssten.

Für die SPD wies der Abgeordnete Martin Burkert auf die hohen
gesetzlichen Hürden hin, die der Stilllegung von Eisenbahnstrecken im
Wege stünden. Sie sei nur dann zulässig, wenn dem Betreiber die
weitere Nutzung nicht mehr zumutbar sei, kein Dritter sich zur
Übernahme bereitfinde und kein Verkehrsbedarf mehr bestehe. Überdies
seien die Strecken für eine spätere erneute Nutzung freizuhalten. Am
Nulltarif-Antrag der Linken rügte Burkert unter anderem die
unzureichende Gegenfinanzierung.

Christoph Neumann (AfD) nannte den Erhalt der Bahninfrastruktur
"dringend geboten" und wandte sich gegen die Entwidmung von Strecken
und den Verkauf von Bahngrundstücken nicht anders als die
Antragsteller. Deren Forderungen gingen aber zu weit. Roman
Müller-Böhm (FDP) wies darauf hin, dass es aus betrieblichen und
verkehrswirtschaftlichen Gründen nicht sinnvoll sei, jede Strecke zu
erhalten. Am Nulltarif-Antrag missfiel ihm die Forderung nach einer
Nahverkehrsabgabe der Wirtschaft. Davon wären nach seinen Worten auch
viele Betriebe im Tourismussektor betroffen.

Verständnis für beide Anträge äußerte allein der Grüne Markus Tressel.
Der Verkauf von Bahnimmobilien an private Investoren wirke sich
keineswegs in allen Fällen vorteilhaft aus, auch würden in manchen
Gegenden nach wie vor Nebenstrecken stillgelegt. Unabdingbar sei auch,
im Öffentlichen Nahverkehr die Zahl der Personenkilometer bis etwa
2030 zu verdoppeln.

 * 
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BUNDESTAG/8166: Heute im Bundestag Nr. 301 - 20.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 301

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. März 2019, Redaktionsschluss: 17.07 Uhr

1. Rechtsextreme Veranstaltungen

2. Verbotene Organisation Blood & Honour

3. Schutz aller Menschen und Gruppen

4. Zahl islamistischer Gefährder

5. Behördenreaktion auf Hackerangriff

6. Überstellungen im Dublin-Rahmen

7. Antiziganistische Straftaten im Jahr 2018



1. Rechtsextreme Veranstaltungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vierten Quartal vergangenen Jahres ist es
bundesweit zu 43 Veranstaltungen von Rechtsextremisten mit
überregionaler Teilnehmermobilisierung gekommen, die der
Bundesregierung bekannt geworden sind. Dies geht aus einer Antwort der
Regierung (19/8301) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/8003) hervor. Die angegebenen Teilnehmerzahlen schwanken zwischen
20 und 2.500.

Weiterhin registrierten die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und
der Länder den Angaben zufolge im genannten Zeitraum 17 Kundgebungen
"gegen eine vermeintliche Islamisierung Deutschlands, bei denen eine
überwiegend rechtsextremistische Einflussnahme beziehungsweise
Steuerung erkennbar war". Hier bewegten sich die angegebenen
Teilnehmerzahlen zwischen 25 und 65.

 * 

2. Verbotene Organisation Blood & Honour

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die verbotene neonazistische Organisation "Blood &
Honour - Division Deutschland" (B&H) ist Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/8303) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/7600). Darin verweist die Bundesregierung darauf, dass B&H
und ihre Jugendorganisation "White Youth" (WY) am 12. September 2000
durch den Bundesinnenminister verboten wurden. Dennoch seien in den
Folgejahren immer wieder einzelne Hinweise "auf möglicherweise neu
entstehende (über-)regionale Strukturen von B&H in Deutschland bekannt
geworden, denen intensiv nachgegangen wurde und wird".

Aufgrund der Einzelhinweise auf mutmaßliche Mitglieder oder
Sympathisanten von B&H und der häufigen Verwendung der entsprechenden
Symbolik der verbotenen Organisation in den sozialen Netzwerken sei
davon auszugehen, "dass B&H auch mehr als 18 Jahre nach dem Verbot
über einen nicht zu unterschätzenden Bekanntheits- (und
Beliebtheits-)grad in der Szene verfügt", führt die Bundesregierung
weiter aus. Infolgedessen sei von einer nicht konkret zu beziffernden
Anzahl von Sympathisanten und Anhängern auszugehen. Eine bundesweite
Struktur von B&H, vergleichbar mit "Blood & Honour - Division
Deutschland" zum Zeitpunkt des Verbots im Jahr 2000, ist laut Vorlage
nach Erkenntnissen der Bundesregierung nicht vorhanden, weshalb
Personen, "die mit B&H in eine wie auch immer geartete Verbindung
gebracht werden", nicht zwangsläufig als Mitglieder eingeschätzt
werden könnten.

 * 

3. Schutz aller Menschen und Gruppen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Alle in Deutschland lebenden Menschen und Gruppen
müssen nach Ansicht der Bundesregierung "im Einklang mit und nach
geltendem Recht vor Gewalt, Herabwürdigung und Benachteiligung
geschützt werden". Es sei Aufgabe der dafür zuständigen staatlichen
Stellen, "diesen Schutz und diese Sicherheit zu gewährleisten",
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8302) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8009).

Islamfeindliche Bestrebungen, die sich "gegen die Menschenwürde
(Artikel 1 Grundgesetz [GG]), das Diskriminierungsverbot (Artikel 3
GG) und die Religionsfreiheit (Artikel 4 GG) richten und die Geltung
dieser Prinzipien für Muslime durch politisch bestimmte, ziel- und
zweckgerichtete Verhaltensweisen außer Kraft setzen beziehungsweise
beseitigen wollen", seien als extremistisch zu beurteilen, führt die
Bundesregierung weiter aus. Sie unterlägen daher dem gesetzlichen
Beobachtungsauftrag des Verfassungsschutzes.

Zugleich verweist die Bundesregierung darauf, dass Muslime in
Deutschland ihre Religion in der Regel im Rahmen der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung ausübten. Auslegungen und
Personenzusammenschlüsse, die sich unter Berufung auf den Islam gegen
die freiheitliche demokratische Grundordnung richten, würden im
Kapitel "Islamismus/islamistischer Terrorismus" des aktuellen
Verfassungsschutzbericht des Bundesamtes für Verfassungsschutz
aufgeführt.

Wie aus der Vorlage ferner hervorgeht, ist im Phänomenbereich des
Ausländerextremismus "in Teilen des türkischen Rechtsextremismus
gelegentlich auch Christenfeindlichkeit festzustellen". Dies gehe in
die Beurteilung des extremistischen Charakters der
türkisch-rechtsextremistischen "Ülkücü"-Bewegung mit ein.

 * 

4. Zahl islamistischer Gefährder

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der in Deutschland erfassten islamistischen
Gefährder ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/8304) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8008). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, waren nach ihrer Kenntnis mit Stand
vom 31. Januar 2019 bundesweit 753 Personen als Gefährder eingestuft.

 * 

5. Behördenreaktion auf Hackerangriff

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der zum Jahresbeginn bekannt gewordene
"Hackerangriff" auf Bundestagsabgeordnete und andere Personen des
öffentlichen Lebens hat das Vertrauen in die zuständigen Behörden nach
Einschätzung der Bundesregierung nicht erschüttert. Die zuständigen
Bundesbehörden hätten in dem Fall "gut, schnell und erfolgreich
zusammengearbeitet", schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/8339) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/7997). Auch die
Koordinierung der Fallbearbeitung durch das im Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) angesiedelte Nationale
Cyber-Abwehrzentrum (CyberAZ), an dem alle sicherheitsrelevanten
Behörden beteiligt seien, habe sich bewährt.

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, konnte der mutmaßliche Täter
durch die gemeinsame Arbeit der Zentralstelle zur Bekämpfung der
Internet- und Computerkriminalität bei der Generalstaatsanwaltschaft
Frankfurt, des Bundeskriminalamtes , des BSI und der
Landespolizeibehörden schnell ermittelt werden. Die von den
Veröffentlichungen ihrer Daten Betroffenen seien darüber hinaus von
den zuständigen Behörden schnell informiert worden und hätten
Beratungsangebote erhalten; zudem seien der Bevölkerung Empfehlungen
im Internet zur Verfügung gestellt worden.

 * 

6. Überstellungen im Dublin-Rahmen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Überstellungen von Asylbewerbern im Rahmen des
sogenannten Dublin-Systems sind ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/8340) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/7623). Danach kam es im vergangenen Jahr zu insgesamt 54.910
Übernahmeersuchen von Deutschland an die Mitgliedstaaten. Die Zahl der
Zustimmungen lag in diesem Zeitraum laut Vorlage bei 37.738 und die
der erfolgten Überstellungen bei 9.209.

Die Zahl der Übernahmeersuchen von Mitgliedstaaten an Deutschland
betrug den Angaben zufolge im genannten Zeitraum 25.008. Hier gab es
insgesamt 16.087 Zustimmungen und 7.580 Überstellungen.

 * 

7. Antiziganistische Straftaten im Jahr 2018

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vergangenen Jahr sind laut Bundesregierung nach
vorläufigen Zahlen 63 antiziganistische Straftaten registriert worden.
Darunter waren sieben Gewaltdelikte, wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/8343) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/7999) weiter hervorgeht. Bei den 63 Straftaten wurden den
Angaben zufolge für 2018 zum Stichtag 31. Januar 2019 insgesamt 36
Tatverdächtige ermittelt. Laut Vorlage werden Straftaten als
antiziganistisch erfasst, wenn sie sich gegen die Volksgruppe der
Sinti und Roma richten.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1835: Regierungspressekonferenz vom 20. März 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 20. März 2019

Regierungspressekonferenz vom 20. März 2019

Themen: Besuch des Sondergesandten der Vereinten Nationen für den
Jemen, Kabinettssitzung (Einrichtung des Kabinettausschusses "Klimaschutz",
Eckwerte zum Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2020 und des Finanzplans
2019 bis 2023), Zyklon in Mosambik und in Simbabwe, deutscher Vorsitz im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, Urteil des OVG Münster zur Nutzung
der Ramstein Air Base für US-Drohnenangriffe im Jemen, Freilassung eines in
Venezuela inhaftierten deutschen Journalisten, Äußerungen des
US-Präsidenten über eine mögliche Nato-Mitgliedschaft Brasiliens,
Gerichtsurteil in den USA zum Zusammenhang zwischen Glyphosat und
Krebserkrankungen, geplante Vergabe eines Vorstandspostens der GIZ an
Thorsten Schäfer-Gümbel, Lage in Algerien, Brexit, mögliche Mitgliedschaft
der Ukraine in der Nato und in der EU


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Deutschbein (BMZ), Flosdorff
(BMVg), Kalwey (BMF), Abt (BMBF), Petermann (BMI), Lenz (BMEL), Klein (BMU)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag! Ich beginne mit einem Kurzbericht über einen
Termin, den ich Ihnen am Montag noch nicht ankündigen konnte und der nun
schon vorbei ist. Die Bundeskanzlerin hat heute Mittag um 12 Uhr den
Sondergesandten der Vereinten Nationen für den Jemen, Martin Griffiths, im
Kanzleramt empfangen. Der Besuch zeigt, welch hohe Bedeutung wir den
Bemühungen um die Beilegung des Konflikts im Jemen beimessen. Die
Bundesregierung unterstützt den Einsatz des Sondergesandten Griffiths für
eine politische Lösung dieses Konflikts und vor allem auch für humanitären
Zugang nachdrücklich.

Die humanitäre Situation der Zivilbevölkerung kann leider ja nur als
katastrophal bezeichnet werden. Dieses Thema hatten wir hier schon
mehrfach. Die internationale Gemeinschaft muss die Möglichkeit erhalten,
die Not leidende Bevölkerung des Jemens zumindest mit dem Notwendigsten zu
versorgen. Dafür müssen die in Stockholm getroffenen Vereinbarungen nun
auch umgesetzt werden und muss der vereinbarte Truppenrückzug beginnen.

Dieser humanitäre Zugang ist essenziell. Es macht uns in dem Zusammenhang
ein wenig optimistisch - ich sollte sagen: vorsichtig optimistisch -, dass
es der Uno gelungen ist, erstmals Zugang zu den Red-Sea-Mills-Silos zu
erhalten. Dort liegen Vorräte für 3,7 Millionen Menschen bereit. - So viel
dazu.

Wie schon angekündigt, hat das Kabinett heute entschieden, einen
Kabinettausschuss "Klimaschutz" einzurichten. Der Ausschuss hat die
Aufgabe, die rechtlich verbindliche Umsetzung des Klimaschutzplans sowie
der für Deutschland verbindlichen Klimaschutzziele für das Jahr 2030
vorzubereiten. Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, dass die
Bundesregierung in diesem Jahr die gesetzlichen Regelungen dafür
verabschieden will.

Dieser Kabinettausschuss wird alle mit dem Thema befassten Minister und
Ministerinnen zusammenbringen. Vorsitzende ist die Bundeskanzlerin.
Stellvertretender Vorsitzender ist der Bundesfinanzminister als
Stellvertreter der Bundeskanzlerin. Die sogenannte Beauftragte Vorsitzende -
 so etwas gibt es in Kabinettausschüssen immer - ist die
Bundesumweltministerin Svenja Schulze. Weitere ständige Mitglieder sind der
Bundesinnenminister, der Bundeswirtschaftsminister, die
Bundeslandwirtschaftsministerin, der Verkehrsminister, der Chef des
Bundeskanzleramtes Helge Braun und der Chef des Bundespresseamtes, also
ich. Andere Mitglieder der Bundesregierung können einbezogen werden, soweit
sie in ihrer Zuständigkeit betroffen sind.

Wir werden Ihnen berichten, nachdem es eine erste Sitzung gegeben hat.
Heute gab es, wie gesagt, den Beschluss des Kabinetts, einen solchen
Ausschuss einzurichten.

Das große Kabinettsthema hat Ihnen der Bundesfinanzminister hier
ausführlich vorgestellt, die Eckwerte des Regierungsentwurfs 2020 und des
Finanzplans bis 2023. Ich denke, dass ich dazu jetzt erst einmal nichts
sagen muss. Denn das hat hier eine Stunde lang reges Fragen und Antworten
hervorgerufen.

Adebahr: Ich möchte mich gern zum Wirbelsturm in Mosambik äußern. Wir sind
sehr bestürzt über die Berichte aus der Region und über die unfassbaren
Bilder, die uns von dort erreichen. Das ganze Ausmaß des Wirbelsturms Idai
und seiner Verwüstung wird erst nach und nach deutlich. Nach aktuellen
Erkenntnissen haben wir es mit mehreren Hundert Toten zu tun. Mehrere
Hunderttausend Menschen sind betroffen. Viele werden noch vermisst. Wegen
der eingeschränkten Kommunikationsmöglichkeiten vor Ort lässt sich das
ganze Ausmaß der Tragödie wohl erst in den nächsten Tagen erfassen. Wir als
Auswärtiges Amt sind über unsere Botschaft mit den Hilfsorganisationen und
auch mit Betroffenen dort in Kontakt.

Ich möchte Ihnen gern ankündigen, dass wir bisher schon 4,3 Millionen Euro
für humanitäre Hilfe im südlichen Afrika zur Verfügung gestellt haben, die
wir jetzt fokussieren. Wir schauen, wie wir dort erste Nachsorge leisten
können. Soeben konnten wir noch eine weitere Million Euro Soforthilfe auf
den Weg bringen, um in Zusammenarbeit mit Hilfsorganisationen wie dem
Deutschen Roten Kreuz, mit dem wir schon in Kontakt sind, die Bevölkerung,
die sich dort befindet, schnell mit dem Dringendsten zu versorgen Das sind
erfahrungsgemäß Nahrungsmittel und sauberes Trinkwasser,
Gesundheitsstationen und Hilfe für Kinder.

StS Seibert: Ich kann kurz hinzufügen, dass die Bundeskanzlerin den
Staatspräsidenten sowohl von Mosambik als auch von Simbabwe
Kondolenztelegramme geschickt hat, um ihnen ihre Trauer und Betroffenheit
über die Todesopfer und die enormen Verwüstungen in beiden Ländern aufgrund
dieses Zyklons zum Ausdruck zu bringen.

Vorsitzender Feldhoff: Dann fangen wir mit dem Thema Jemen an.

Frage: Ich hätte meine Frage später gestellt, aber sie passt tatsächlich
dazu, weil sich Frau Merkel jetzt mit dem UN-Beauftragten getroffen hat.
Ich möchte nach dem Vorsitz im UN-Sicherheitsrat fragen, den Deutschland im
April übernimmt.

Wird die Bundeskanzlerin persönlich an irgendeiner Sitzung dort teilnehmen?
Ist das schon klar? Falls nicht, an welche Voraussetzungen wäre so etwas
geknüpft? Denn es ist ja nicht alltäglich, dass Deutschland diesen Vorsitz
innehat.

StS Seibert: Alltäglich ist es nicht. Wir sind uns der Ehre und auch der
Verantwortung bewusst, die das bedeutet. Ich kann Ihnen jetzt keine Reise
der Bundeskanzlerin ankündigen. Reisen kündigen wir wie üblich in der
Vorwoche an. Aber das ist eine Zeit sehr intensiver Arbeit unseres Teams
bei den Vereinten Nationen unter Botschafter Heusgen und eine Arbeit, die
wir ganz besonders in engem Schulterschluss und in enger Zusammenarbeit mit
den französischen Freunden in New York machen.

Frage : Zum Treffen von Frau Merkel und Herrn Griffiths: Er ist bekannt
dafür, auch unangenehme Themen anzusprechen, zum Beispiel das Thema
britischer Waffen im Jemen-Krieg. Im Jemen-Krieg gibt es ja auch deutsche
Rüstung, die dort gelandet ist. Hat Herr Griffiths das angesprochen, und
wie hat Frau Merkel darauf reagiert, Herr Seibert?

StS Seibert: Das Treffen war vertraulich. Ich kann Ihnen deswegen über das
hinaus, was ich Ihnen hier gesagt habe, keine Informationen dazu geben.

Zusatzfrage : Hat die Bundesregierung mittlerweile eigene Erkenntnisse über
deutsche Rüstung im Jemen-Krieg? Das war vor zwei, drei Wochen hier Thema.

StS Seibert: Richtig, und die Auskunft, die ich Ihnen dazu geben kann, ist
die gleiche. Uns liegen keine aktuellen Informationen zu Verstößen gegen
Endverbleibserklärungen für aus Deutschland gelieferte Waffen vor. So haben
wir es hier ja schon im Februar besprochen. Konkrete Hinweise auf solchen
Missbrauch nehmen wir ernst und gehen ihnen auch nach.

Frage : Herr Seibert, internationale Menschenrechtsorganisationen
beschuldigen die saudische Koalition immer wieder, Kriegsverbrechen im
Jemen zu begehen. Wie steht die Bundesregierung dazu?

StS Seibert: Das ist eine sehr pauschale Frage. Wo Kriegsverbrechen
begangen werden, wo auch immer auf der Welt und in welchem Konflikt auch
immer, wird die Bundesregierung sich immer klar dagegen wenden. Für uns ist
das Entscheidende, dass dieser entsetzliche Konflikt, der die Bevölkerung
des Jemens oder jedenfalls einen Großteil der Bevölkerung des Jemens in
eine katastrophale Lage geführt hat, zu Ende kommt, dass man auf dem
aufbaut, was in Stockholm miteinander besprochen und verabredet wurde und
dass es vor allem, wie ich vorhin gesagt habe, endlich den Zugang gibt, um
die Menschen mit dem Allerallernotwendigsten - Nahrung, Medikamente usw. -
zu versorgen.

Frage: Herr Seibert, die SPD-Fraktion hat gestern beschlossen, dass das
Moratorium für Saudi-Arabien, was Rüstungsexporte angeht, um sechs Monate
verlängert werden solle. Ich wüsste gern, ob auch die Bundesregierung eine
Haltung dazu hat, weil das Moratorium nach bisherigem Stand Ende März
ausläuft und man sich in der Regierung darüber verständigen muss, wie es
dann weitergeht.

StS Seibert: Die Entscheidungsfindung innerhalb der SPD-Fraktion kann ich
hier nicht kommentieren. Es gilt, was ich Ihnen zu diesem Thema mehrfach
gesagt habe, auch was den Zeitplan betrifft. Wir sind in intensiven
Gesprächen innerhalb der Bundesregierung, und wir haben das Ziel einer
Entscheidung bis Ende des Monats.

Zusatzfrage: Frau Adebahr, sehen Sie eine andere Lage, was den Jemen-Krieg
angeht? Denn die SPD hat gestern ja auch argumentiert, dass sich die
Voraussetzungen für eine Aufhebung nicht verändert haben, weil 
Saudi-Arabien immer noch aktiver Teil im jemenitischen Bürgerkrieg ist.

Adebahr: Ich denke, zum aktuellen Stand im Jemen hat Herr Seibert gerade
ausgeführt. Herr Griffiths ist übrigens nachher auch noch beim
Außenminister und wird sich mit ihm über den Konflikt unterhalten. Auch wir
im Auswärtigen Amt sehen, dass die Umsetzung der Vereinbarung von Stockholm
ein ganz wichtiges Ziel ist, an dem wir alle arbeiten, damit der
vereinbarte Truppenrückzug aus den drei Häfen, aus Hudaida und den zwei
weiteren Häfen Salis und Ras, nun schnell vorankommt. Wir wollen dabei ganz
konkrete Fortschritte sehen und müssen dort auch in einen politischen
Prozess einsteigen, der in Richtung einer Beendigung dieses Konflikts geht.
Auch diese Themen wird der Außenminister heute Nachmittag mit Herrn
Griffiths besprechen.

Zusatzfrage: Ich hatte nach den Rüstungsexporten gefragt. Sind die Punkte,
die Sie eben erwähnt haben, die Punkte, die erfüllt sein müssen, damit
deutsche Waffen wieder an Saudi-Arabien geliefert werden?

Adebahr: Dazu verweise ich Sie gern auf das, was der Außenminister auch
öffentlich gesagt hat, dass es Fortschritte im Jemen-Konflikt in Richtung
einer Befriedung geben muss. Ich werde Ihnen heute hier keine
Benchmarkliste eröffnen. Sie können die öffentlichen Äußerungen, die er
getätigt hat, gern verwenden.

Frage : Herr Seibert, im Koalitionsvertrag steht ja, dass keine
Waffenexporte mehr an Länder, die unmittelbar am Jemen-Krieg beteiligt
sind, stattfinden. Sie wissen seit einem Jahr nicht, wer das ist. Können
Sie uns mittlerweile sagen, wer diese unmittelbar Beteiligten im 
Jemen-Krieg sind?

StS Seibert: Sie haben diese Frage schon mehrfach gestellt. Wir haben
darauf im Übrigen auch schon geantwortet. Jeder kann recherchieren, wie die
saudisch geführte Koalition zusammengesetzt ist. Mehr habe ich Ihnen heute
dazu nicht zu sagen.

Zusatzfrage : Sind die USA und die Briten für Sie also auch unmittelbar
Beteiligte?

StS Seibert: Ich habe dazu jetzt nichts mehr zu sagen.

Frage : Herr Seibert, weil Sie eben davon sprachen, dass die
Bundesregierung dem Missbrauch von Waffen im Jemen nachgehe, möchte ich
gern fragen, ob Sie hier eine Reaktion zu dem Urteil des
Oberverwaltungsgerichts Münster von gestern abgeben können, das die
Bundesregierung dazu verpflichtet hat, sich konkret um die Einhaltung des
Völkerrechts durch die Vereinigten Staaten bei der Nutzung bewaffneter
Drohnen im Jemen, die über Ramstein kontrolliert werden, zu bemühen?

StS Seibert: Die Bundesregierung wird dieses Urteil eingehend prüfen, und
zwar dann, wenn uns die genaue Urteilsbegründung vorliegt. Dann werden wir
über das weitere Vorgehen entscheiden. Wie Sie wissen, sind beide Urteile -
es sind ja zwei Urteile des Oberverwaltungsgerichts Münster - noch nicht
rechtskräftig.

Zusatzfrage : Heißt das, dass Sie bis dahin keine Veranlassung sehen, bei
den USA vorzusprechen und das Thema der Einhaltung des Völkerrechts
anzusprechen?

StS Seibert: Nein, das heißt es nicht, und so habe ich es auch nicht
gesagt. Ich kann noch einmal versichern, dass die Bundesregierung zur Rolle
des Luftwaffenstützpunkts Ramstein in regelmäßigem und auch
vertrauensvollem Austausch mit den Vereinigten Staaten von Amerika steht,
auch zu rechtlichen Fragen, die amerikanische Streitkräfte in Deutschland
betreffen.

Zusatzfrage : Heißt das, dass die Bundesregierung aus Ihrer Sicht schon
erfüllt, was das Oberverwaltungsgericht verlangt hat?

StS Seibert: Ich möchte das Urteil jetzt nicht bewerten, weil uns die
Urteilsbegründung noch nicht vorliegt. Die Bundesregierung hat vor diesem
Gericht vorgetragen. Aber ich kann das Urteil hier nicht für Sie bewerten,
bevor die Urteilsbegründung vorliegt und man sie eingehend studiert hat.
Ich kann Ihnen das sagen, was ich gesagt habe, dass wir nämlich im
regelmäßigen vertrauensvollen Austausch mit den Vereinigten Staaten von
Amerika stehen, auch zu den rechtlichen Fragen. Natürlich gilt der
Grundsatz, dass von deutschem Staatsgebiet aus keine völkerrechtswidrigen
Einsätze ausgehen dürfen.

Frage : Herr Seibert, prüft die Bundesregierung, ob sie gegen das Urteil
Revision einlegt?

StS Seibert: Sie wartet erst einmal die Urteilsbegründung ab und wird sie
dann studieren.

Zusatzfrage : Frau Adebahr, können Sie uns den Status quo mitteilen? Was
passiert, wenn die Bundesregierung von einem Drohnenangriff im Jemen, in
Somalia, in Afghanistan, also überall dort, wo Ramstein als Relaisstation
gebraucht wird, was Sie auch anerkannt haben, Kenntnis erlangt? Wie prüfen
Sie, ob die Amerikaner einen nicht völkerrechtswidrigen Angriff unternommen
haben?

Adebahr: Wie Herr Seibert schon sagte, stehen wir dazu in einem steten
Austausch mit unseren amerikanischen Partnern, zu Fragen des Einsatzes
dort, auch zu rechtlichen Fragen und zu Fragen der Air Base.

Was das Urteil angeht, liegt die schriftliche Begründung noch nicht vor,
und es ist doch, glaube ich, Due Diligence - so würde man auf Neudeutsch
sagen -, das abzuwarten und sich genau anzuschauen, wie das Urteil
schriftlich begründet wird, um dann eben zu schauen, wie man weiter
vorgeht. Eine Revision ist ja ausdrücklich zugelassen worden.

Zusatzfrage : Noch einmal die Frage: Können Sie uns erklären, wie Sie sich
mit den Amerikanern austauschen? Fragen Sie nach: "War das
völkerrechtswidrig, oder war das völkerrechtlich okay"? Wie machen Sie das?

Adebahr: So wie ich es gerade gesagt habe, und in die Tiefe dieses
vertraulichen Austausches werde ich hier in diesem Forum nicht gehen.

Frage (zu den Eckwerten zum Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2020 und
des Finanzplans 2019 bis 2023): Ich möchte gern beim BMVZ und auch beim
BMVg nachfragen. Ich konnte Herrn Scholz leider nicht zuhören. Daher weiß
ich nicht, ob das Thema war.

Hat das BMZ, hat Minister Müller jetzt eine Protokollerklärung abgegeben,
und hat das BMVg auch eine solche abgegeben? - Das ist das Erste, was mich
interessiert.

Deutschbein: Vielen Dank für die Frage. Minister Müller hat heute eine
Erklärung zu den Eckwerten für den Entwicklungsetat im Kabinett abgegeben
und seine bekannte Position damit noch einmal bekräftigt.

Flosdorff: Ich möchte sagen, das Verteidigungsministerium hat in diesem
Jahr nicht in Form einer Protokollerklärung etwas zu diesem Beschluss zu
den Akten gegeben. Ich möchte aber an dieser Stelle betonen, dass die
Haushaltsaufstellung für 2020 gerade erst begonnen hat. Der aktuelle Stand
des Verfahrens bedeutet für das Thema der Verteidigung Licht und Schatten.

Auf der Habenseite steht, dass das Budget im Verhältnis zum Gesamtetat mehr
als doppelt so stark gewachsen ist. Die Nato-Quote wird auch weiter
ansteigen. Die Bundesregierung steht zum 2-Prozent-Ziel und auch zur
Zusage, im Jahr 2024 1,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes für
Verteidigung investieren zu wollen. Ich möchte auch darauf hinweisen, dass
wir das ernsthaft verfolgen. Das zeigt sich auch daran, dass seit den
Beschlüssen von Wales im Jahre 2014 im Nato-Rahmen eine Etatsteigerung von
insgesamt 40 Prozent erreicht worden ist, wenn man die Eckwerte einrechnet.
Die Trendwenden, die in der Bundeswehr eingeleitet und auf den Weg gebracht
worden sind, können so Schritt für Schritt weiter vorangetrieben werden.

Zum Schatten: In der mittelfristigen Finanzplanung ist dieser weiter
notwendige Aufwuchs natürlich noch nicht abgebildet. Damit wiederholt sich
jetzt eine Situation, die wir schon in den vergangenen Jahren hatten. Das
heißt also, dass wir wie in den Vorjahren weiter dafür kämpfen und uns
dafür einsetzen müssen, dass die Verabredungen aus dem Koalitionsvertrag
eingehalten werden, dass frei werdende Mittel im Jahresverlauf und im
weiteren Haushaltsaufstellungsverfahren prioritär für die Themen der
äußeren Sicherheit und der Entwicklungszusammenarbeit eingesetzt werden.

Zusatzfrage : Herr Flosdorff und Herr Deutschbein, was heißt das für das
weitere Vorgehen Ihrer Ministerien?

Flosdorff: Das Vorgehen ist mit dem Haushaltsaufstellungsverfahren
vorgegeben. Sie wissen, dass es im Juni einen Kabinettsbeschluss geben
wird. Was letztlich im Haushalt steht, entscheidet sich wie im vergangenen
Jahr - ich empfehle, da auch noch einmal nachzuschauen, auf der Strecke hat
sich ja noch einiges getan - im Herbst, wenn das Haushaltsgesetz vom
Deutschen Bundestag beschlossen wird.

Deutschbein: Genau so ist es. So ist das Verfahren. Wir gehen davon aus,
dass diese Punkte jetzt im Haushaltsverfahren aufgegriffen werden. Ich kann
es gern noch einmal betonen: Es sind genau zwei Punkte. Bei dem einen geht
es um den Haushalt 2020. Es bestehen zusätzliche internationale
Verpflichtungen, die bislang nicht für den Haushaltseckwert 2020 abgebildet
sind. Darüber hinaus geht es vor allem um die Finanzplanung ab 2021. Denn
dann sinkt der Entwicklungsetat deutlich ab. Die ODA-Quote wird so auch
nicht auf dem Niveau von 0,51 Prozent stabilisiert werden können. Diese
zwei Punkte gilt es in den weiteren Beratungen im Haushaltsverfahren zu
lösen.

Frage: Ich habe nur eine Wissensfrage. Ich habe gehört, dass 400 Millionen
aus dem Haushalt des BMZ sowohl in die Nato-Quote als auch in die ODA-Quote
eingerechnet würden. Stimmt die Zahl, und stimmt die Tatsache?

Deutschbein: Ich kann Ihnen bestätigen, dass es diesen Vorschlag des BMF
gab. Ich kenne die Zahl nicht. Ich weiß auch nicht, nach welchen Kriterien
der BMF das bemisst. Die Position des Ministers ist ja deutlich geworden.
Bei den Maßnahmen, die dabei infrage stehen, handelt es sich unter anderem
um Trinkwasserversorgung und Schulspeisungsprogramme für Kinder im Jemen.
Man muss sich jetzt im Detail anschauen, ob das wirklich beiden Quoten
sinnvoll zuzuordnen ist. Die Position des Ministers kennen Sie ja.

Zusatzfrage: Frau Kalwey, können Sie uns aufklären?

Kalwey: Ich kann jetzt an dieser Stelle inhaltlich nicht zu irgendwelchen
Zahlen Stellung nehmen. Wie schon gesagt, der Minister hat hier eine Stunde
lang umfassend Fragen beantwortet. Ob er auch zu diesem Punkt Stellung
genommen hat, kann ich Ihnen jetzt nicht sagen.

Zuruf: Das hat er nicht.

Kalwey: Aber ich kann Ihnen von dieser Stelle aus jetzt nicht einzelne
Zahlen kommentieren oder bestätigen.

Zusatzfrage: Könnten Sie das nachliefern?

Kalwey: Ich kann gern in Erfahrung bringen, ob das möglich ist. Aber ich
kann Ihnen nichts versprechen.

Zusatzfrage: Herr Flosdorff, können Sie helfen?

Flosdorff: Ich kann Ihnen dazu ganz grundsätzlich sagen, dass es von der
Nato festgesetzte Kriterien gibt, was Nato-wirksam in die Quote
eingerechnet werden kann. In unterschiedlichen Bündnisstaaten der Nato gibt
es unterschiedliche Regelungen. In unterschiedlichen Ressorts sind einzelne
Posten in den Haushalten alloziert. Das heißt, es ist nichts
Ungewöhnliches, dass Posten, die nicht im Verteidigungshaushalt
eingerichtet sind, auf die Nato-Quote anrechenbar sind. Das betrifft auch
andere Länder. Insofern müsste man sich genau anschauen, um welche
Leistungen es sich handelt, und dies mit den Nato-Kriterien vergleichen.
Aber das kann ich hier jetzt unmöglich leisten.

Frage: Eine Frage an das Verteidigungsministerium: Die
Unionsverteidigungspolitiker kritisieren bei der mittelfristigen
Finanzplanung, dass das deswegen so schwierig sei, weil man im
Verteidigungsbereich sehr langfristige Projekte habe und deswegen auch
Sicherheit über die Finanzierung in den kommenden Jahren brauche. Teilen
Sie diese Kritik, oder ist sie übertrieben, weil man einzelne Projekte wie
zum Beispiel Hubschrauber ja trotzdem festschreiben kann?

Dann habe ich noch eine Frage an das Forschungsministerium, und zwar ob es
auch von Ihrer Seite Kritik gibt, weil es ja auch um nicht ausreichend
bereitgestellte Mittel für die künstliche Intelligenz ging.

Flosdorff: Ich kann dazu sagen, dass es natürlich grundsätzlich richtig
ist, dass es eine besondere Herausforderung sowohl für die Haushälter im
Ressort, die Haushaltsrecht zu beachten haben, als auch für die Planer, die
natürlich unsere zehn bis fünfzehn oder zwanzig Jahre lang zu planenden
Projekte betreuen und die Mittel einplanen müssen, bedeutet, wenn man im
Prinzip auf Sicht fährt. Es ist aber möglich, gemessen an den Zusagen, die
wir als Bundesregierung gegeben haben und zu denen wir stehen, Einplanungen
für die nächsten Jahre vorzunehmen und auch diese Projekte voranzutreiben.

Es ist aber auch vollkommen richtig, dass irgendwann natürlich reelle
Zahlen beziehungsweise ein reelles Budget hinterlegt werden müssen. Das
passiert in den letzten Jahren relativ zuverlässig immer für das nächste
Jahr, sodass die Trendwenden weiter vorangetrieben werden können und auch
notwendiges neues Material und neue Projekte angeschoben werden können.
Aber es ist natürlich wichtig, dass in den Folgejahren das Budget
tatsächlich hinterlegt wird.

Ich richte den Blick noch einmal in die Vergangenheit: Wir haben einen
stetigen Aufwuchs seit Wales 2014 um jetzt insgesamt 40 Prozent. In
absoluten Zahlen hat sich der Etat seit 2014 um rund 12 Milliarden Euro
gesteigert. Sie können sich vorstellen, dass dadurch schon einiges auf den
Weg gebracht werden konnte.

Abt: Die Ministerin hat sich heute zum Eckwertebeschluss geäußert - das
können Sie nachlesen - und noch einmal deutlich gemacht, dass sie es gerade
jetzt, in Zeiten knapperer Kassen, für wichtig hält, dass Prioritäten auf
Zukunftsinvestitionen gesetzt werden, auf denen auch künftiger Wohlstand
und künftige Steuereinnahmen gründen.

Was die Eckwerte an sich angeht, so nehmen laufende Vorhaben durch die
Absenkung, die in den Eckwerten jetzt vorgenommen wurde, keinen Schaden,
soweit es unseren Einzelplan angeht. Die BAföG-Reform ist ausfinanziert.
Auch die Agentur zur Förderung von Sprunginnovationen wird ihre
Finanzierung erhalten, ebenso wie die Nationale Dekade gegen Krebs, die
ausgerufen wurde.

Die Ministerin hat deutlich gemacht, dass nun zunächst einmal Eckwerte
beschlossen worden sind, wie auch die Kollegen schon festgehalten haben. Im
Sommer wird der Regierungsentwurf für den Haushalt folgen. Bis dahin wird
sich die Ministerin auch weiterhin für Zukunftsinvestitionen einsetzen.

Zusatzfrage: Muss beim Punkt künstliche Intelligenz nachgearbeitet werden,
oder ist Ihre Ministerin damit auch schon zufrieden?

Abt: Wir werden zusätzliche Mittel für die Förderung künstlicher
Intelligenz einwerben.

Frage: Frau Petermann, welches Budget hat das Heimatministerium, und wie
wächst es möglicherweise auf?

Petermann: Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat in seiner
Gänze ist sehr zufrieden mit den Eckwerten, die heute zugestanden wurden.
Gegenüber der bisherigen Finanzplanung haben wir ein Plus von 1,4
Milliarden Euro zu verzeichnen. Deswegen sind wir sehr zufrieden mit den
vorgesehenen Mitteln, die auch gerade im Sicherheits- und Migrationsbereich
bis hin zu den Bereichen Bauen und Sport eine solide Handlungsgrundlage
darstellen.

Zusatzfrage: Jetzt frage ich präziser: Welches Budget hat die Abteilung
Heimat?

Petermann: Das habe ich hier nicht dabei. Das müsste ich nachliefern.

Frage : Frau Adebahr, es gab gestern eine PK. Dem AA wurden schwere
Vorwürfe gemacht: Sie würden lügen, Sie hätten Herrn Six in Venezuela in
Haft "verrecken lassen". Wir reagieren Sie auf diese Vorwürfe? Wie
reagieren Sie auf die Klageandrohung der Familie Six wegen - davon gehe ich
einmal aus - unterlassener Hilfeleistung?

Die dpa berichtet, dass das russische Außenministerium bestätigt habe, dass
sich Lawrow für die Freilassung von Herrn Six in Venezuela eingesetzt habe.
Davon hatten Sie ja am Montag noch nichts gehört. Wie passt das jetzt
zusammen?

Adebahr: Zum letzten Teil Ihrer Frage: Da ist unser Kenntnisstand immer
noch so, dass für uns ein Zusammenhang des russischen Außenministeriums mit
der Freilassung nicht ersichtlich ist.

Zu der Frage der Klage: Das haben wir natürlich zur Kenntnis genommen. Es
steht jedem Bürger frei, den rechtlichen Weg zu beschreiten, wenn er das
tun möchte.

Zu dem Gesamtfall gibt es vielleicht von mir noch einmal eine kurze
Ausführung: Aus unserer Sicht haben wir wirklich sehr, sehr viel und alles
getan, um Herrn Six in der Haft zu betreuen.

Ich nenne da vielleicht auch noch einmal die Daten: Herr Six wurde am 17.
November des letzten Jahres verhaftet. Am Montag, den 19. November, haben
wir davon Kenntnis erlangt. Am 21. November, also zwei Tage später, war
Botschafter Kriener bei Vizeaußenminister Gil. Er hat in Sachen Billy Six
vorgesprochen, hat gegen die Verhaftung protestiert und ist dort für die
Wahrung seiner Rechte eingetreten.

Im weiteren Verlauf hat es vier Haftbesuche gegeben, die wir durchführen
konnten. Es konnte auf unser Drängen hin ein Wahlverteidiger bestellt
werden. Das Verfahren wurde von einem Militär- an ein Zivilgericht
übertragen. Wir haben uns sehr stark für die Verbesserung der
Haftbedingungen, die auch eingetreten ist, eingesetzt. Wir haben Herrn Six
nach der Freilassung über das Wochenende hinweg bis zu seinem Ausflug auch
intensiv und dauerhaft betreut, also logistisch am Flughafen, bei der
Ausstellung von Papieren, bei der Flugbuchung bis zur Ausreise und bis das
Flugzeug abgehoben hatte.

Das ist unsere Sicht der Dinge, und die habe ich hier jetzt noch einmal
dargestellt, weil die Kolleginnen und Kollegen, die sich dort ins Zeug
gelegt haben, aus unserer Sicht tatsächlich auch sehr gute Arbeit geleistet
haben und wir unseren konsularischen Betreuungspflichten, die wir dort
hatten, denke ich, sehr, sehr gut nachgekommen sind.

Zusatzfrage : Herr Six behauptet, dass der erste Besuch von Botschafter
Kriener im Januar auf Wunsch des venezolanischen Geheimdienstes passiert
sei. Können Sie dazu etwas sagen?

Er behauptet, dass er nach der Freilassung vom Geheimdienst zum Flughafen
und in das Flugzeug gebracht wurde. Sie hatten ja gerade gesagt, dass Sie
das waren.

Adebahr: Wir haben ihn von der Freilassung bis zum Abflug durchgehend
konsularisch betreut und waren in seiner Nähe.

Aus unserer Sicht fand auch der erste Haftbesuch durch Herrn Kriener statt,
weil wir auf konsularischen Zugang gedrängt haben und diesen Besuch dann
auch machen konnten.

Frage: Ich habe tatsächlich noch einmal eine kurze Nachfrage zu Lawrow,
weil Sie gesagt haben, man wisse das immer noch nicht ganz genau. Inwiefern
bemühen Sie sich denn darum, herauszufinden, ob Russland dabei tatsächlich
eine große Rolle gespielt hat, oder ist das für Sie nicht wahnsinnig
relevant?

Adebahr: Herr Six ist frei. Darüber freuen wir uns. Für uns ist ein
Zusammenhang dieser Art, wie er dort beschrieben wurde, eben im Moment
nicht ersichtlich.

Zusatz: Die Frage ist ja, ob Sie versuchen, das herauszufinden, und ob Sie
ein Interesse daran haben, das herauszufinden.

Adebahr: Natürlich sind wir immer mit vielen Seiten im Gespräch und haben
Interesse an Informationen. Aber die Hauptsache ist, glaube ich, dass Herr
Six frei ist, und darüber hinaus ist uns im Moment nichts bekannt.

Frage: Frau Adebahr, wie bewertet man in Berlin die Chance von Brasilien,
in nächster Zeit Nato-Mitglied zu werden, oder für die Vergabe eines
Sonderstatus als Alliierter? Gab es schon einen Meinungsaustausch mit den
amerikanischen Partnern darüber? Es gab nämlich entsprechende Aussagen von
Präsident Trump.

Adebahr: Letzteres ist mir nicht bekannt.

Ich will vielleicht und gerne sagen, dass Brasilien als größtes Land des
lateinamerikanischen Kontinents natürlich für uns von besonderer Bedeutung
ist. Es ist ein großes und wichtiges Land.

Was eine Mitgliedschaft in der Nato betrifft, kann ich gerne auf Artikel 10
des Washingtoner Vertrags hinweisen, also des Nato-Grundsatzdokuments, in
dem es heiß: Nato-Mitgliedstaaten "können durch einstimmigen Beschluss
jeden anderen europäischen Staat, der in der Lage ist, die Grundsätze
dieses Vertrags zu fördern und zur Sicherheit des nordatlantischen Gebiets
beizutragen, zum Beitritt einladen."

Natürlich betone ich auch noch einmal, dass Brasilien ein ganz wichtiger
Partner ist und zu den zehn größten Volkswirtschaften der Welt gehört, dass
ein enger Austausch und eine enge Zusammenarbeit sicherlich in jedermanns
Interesse ist und dass Brasilien für uns natürlich auch ein wichtiger
Ansprechpartner ist.

StS Seibert: Ich könnte hinzufügen, dass die Nato schon jetzt
partnerschaftliche Beziehungen mit Staaten unterhält, die außerhalb des
Bündnisgebietes der Allianz liegen. Manche dieser Staaten nehmen zum
Beispiel auch aktiv an gemeinsamen Übungen oder an Operationen der Nato
teil. Australien tut das, Neuseeland tut das, die Mongolei tut das zum
Beispiel in Afghanistan im Rahmen von Resolute Support. Das ist aber keine
Nato-Mitgliedschaft. Das ist eine Partnerschaft mit Staaten, die außerhalb
des Bündnisgebietes liegen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, verstehe ich das richtig, dass Sie solche
Partnerschaften mit Brasilien auch nicht ausschließen?

StS Seibert: Nein, ich sage Ihnen, was Stand der Dinge ist. Die Nato hat
Mitglieder, und sie hat Partnerschaften - durchaus auch mit Staaten, die
außerhalb ihres Bündnisgebietes liegen. Diese Partnerschaften können eine
sehr aktive Form annehmen, wie man es zum Beispiel an Australien,
Neuseeland und der Mongolei sieht, den drei Beispielen, die ich genannt
habe.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundeslandwirtschaftsministerium, und
zwar zu Glyphosat. In den USA wurde gerade ein Urteil gefällt. Demnach ist
Glyphosat für Krebs mitverantwortlich. Wird das Ihre Strategie bezüglich
Glyphosat verändern?

Lenz: Erst einmal ganz grundsätzlich: Das Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft kommentiert grundsätzlich keine Entscheidung der Justiz
anderer Länder, und so handhaben wir das auch in diesem Fall, dem Urteil
gegen Monsanto in den Vereinigten Staaten.

Wie Sie wahrscheinlich wissen, ist der Umgang mit dem Thema Glyphosat im
Koalitionsvertrag festgelegt, und wir waren im Einklang mit dem EU-Recht,
wenn es darum ging, mit einer systematischen Minderungsstrategie den
Einsatz von glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln deutlich
einzuschränken, und zwar mit dem Ziel, die Anwendung grundsätzlich so
schnell wie möglich zu beenden. Dabei lässt - das noch einmal für den
Hintergrund - der unionsrechtliche Rahmen ein nationales Totalverbot, wie
Beispiele aus anderen Ländern gezeigt haben, nicht zu.

Die Bundeslandwirtschaftsministerin hat bereits im vergangenen Jahr, im
April 2018, ein Eckpunktepapier zu einer Minderungsstrategie von Glyphosat
vorgelegt, in dem unter anderem vorgesehen ist, die Verwendung von
glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln durch nicht berufliche Anwender zu
untersagen und die Anwendung auf Flächen, die der Allgemeinheit dienen -
das wären zum Beispiel Sportplätze, Kinderspielplätze, Sportanlagen usw. -,
zu verbieten und unter anderem auch die Verwendung in der Nähe von
Gewässern zu verbieten. Da gibt es noch ein paar andere Dinge, und darüber
stehen wir derzeit im Gespräch mit dem Bundesumweltministerium.

Zusatzfrage: Wie schätzt es das BMU ein, welcher Bedarf jetzt in Bezug auf
Glyphosat besteht, auch vor dem Hintergrund, dass ja gerade 18
Vernichtungsmittel zugelassen wurden, aber nicht mit Zustimmung des Ihnen
unterstehenden Umweltbundesamtes?

Klein: Unsere grundsätzliche Position zum Thema Glyphosat ist, glaube ich,
auch im Hinblick auf die Position des Bundeslandwirtschaftsministeriums
hinreichend bekannt. Zu den Zulassungen haben wir uns ja vor zwei, drei
Wochen ausführlich geäußert.

Das Thema, das Sie gerade ansprachen, also das Urteil, betrifft ja Fragen
des gesundheitsbezogenen Verbraucherschutzes, und das fällt in den
Zuständigkeitsbereich des Landwirtschaftsministeriums und gegebenenfalls
auch des Gesundheitsministeriums. Deshalb habe ich dazu jetzt konkret
nichts zu sagen.

Zusatzfrage: Heißt das, Sie sehen keinen Änderungsbedarf hinsichtlich Ihrer
Strategie?

Klein: Na ja, unsere Position ist bekannt. Die Ministerin hat ihre
Vorschläge und ihre Ansätze vorgelegt - das Umweltbundesamt hat dazu auch
eine ganz klare Position -, nämlich dass wir da gewisse Auflagen fordern.
Daran halten wir fest. Wir halten das Vorgehen, dass da in den vergangenen
Wochen praktiziert wurde, für rechtswidrig. Das haben wir ganz klar
kommuniziert. Im Übrigen stehen wir im Austausch mit den Kolleginnen und
Kollegen vom Landwirtschaftsministerium.

Frage : Frau Lenz, das Bundesinstitut für Risikobewertung hat Journalisten
abgemahnt, die ein Gutachten zum Thema Glyphosat veröffentlicht haben. Das
Institut ist ja, glaube ich, dem BMEL unterstellt. Ist es üblich, dass die
Bundesregierung Journalisten wegen der Veröffentlichung von Dokumenten
rechtlich verfolgt?

Lenz: Dazu, ob das üblich ist, kann ich nichts sagen. Dazu liegen mir hier
jetzt keine Erkenntnisse vor.

Zusatzfrage : Wieso wird das in diesem Fall getan?

Lenz: Dazu müsste ich mich noch einmal mit dem Bundesinstitut für
Risikobewertung auseinandersetzen. Dazu kann ich in diesem Moment nichts
sagen.

Zusatzfrage : Kann ich denn Frau Lenz oder Herrn Seibert grundsätzlich
fragen, ob die Bundesregierung glaubt, dass es zur Pressefreiheit gehört,
Unterlagen zu veröffentlichen, die man vielleicht nicht veröffentlicht
sehen will?

StS Seibert: Ich kenne diesen angesprochenen Fall nicht. Aber wie hoch wir
die Pressefreiheit schätzen, ist, denke ich, Ihnen auch klar. Ich hoffe,
dass wir das eigentlich auch tagtäglich leben.

Lenz: Dem kann ich für das Bundeslandwirtschaftsministerium natürlich nur
zustimmen.

Frage : Ich habe eine Frage an das BMF und an das BMZ als Gesellschafter
der GIZ. Es geht um den vermutlich bald neuen Personalvorstand Thorsten
Schäfer-Gümbel. Aktuell, wenn ich es richtig im Kopf habe, gibt es ja zwei
Vorstände. Das heißt, es wird da ein neuer Posten geschaffen. Wurde der
eigens für Herrn Schäfer-Gümbel geschaffen? Warum bedarf es dieses neuen
Postens? Warum halten Sie Herrn Schäfer-Gümbel für den richtigen Mann an
dieser Stelle?

Deutschbein: Es gibt drei Posten und gab sie schon in der Vergangenheit. Es
wird also kein neuer Posten geschaffen. Es gibt den Posten der Sprecherin
des Vorstands, das ist Frau Tanja Gönner. Es gibt das zweite
Vorstandsmitglied; das ist Herr Christoph Beier. Jetzt ist eine Stelle
vakant geworden, weil der bisherige Vorstand eine andere Funktion einnimmt,
und daraufhin hat man lange und intensiv nach einem geeigneten Kandidaten
gesucht.

Dazu hat der GIZ-Aufsichtsrat - es geht um die GIZ - eine, wie ich einmal
in meinen Worten sage, Auswahlkommission gegründet. Die ist ein Teil des
Aufsichtsrats, der geeignete Kandidaten intensiv gesucht, sich die Profile
angeschaut und sie durchforstet hat. Gestern hat ja ein Kandidat gesagt:
"Jawoll, ich werde kandidieren." Sie haben ihn genannt. Das ist jetzt der
Stand. Der GIZ-Aufsichtsrat, der sich aus verschiedenen Mitgliedern - auch
solchen der Bundesregierung und anderer Anteilseigner der GIZ -
zusammensetzt, wird Anfang April wieder turnusmäßig zusammenkommen, und
dann wird über diese Personalie zu entscheiden sein.

Kalwey: Ich habe dem Kollegen nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage : Sie haben gesagt, ein Kandidat habe gesagt, er wolle
kandidieren. Erwarten Sie also, dass noch andere Kandidaten sagen werden,
dass sie kandidieren möchten, oder gehen Sie davon aus, dass es bei dem
einen Kandidaten bleiben wird?

Deutschbein: Die Auswahlkommission hat sich das sehr genau angeschaut und
ist der Meinung, dass das der geeignetste Kandidat für den Vorstandsposten
ist.

Zusatzfrage : Können Sie sagen, warum sie diese Auswahl getroffen hat?
Waren Sie dabei auch irgendwie eingebunden?

Deutschbein: Nein, das ist Sache des Aufsichtsrats. Ich möchte hier auch
nicht der Entscheidung des Aufsichtsrats vorweggreifen, der diese
Personalie dann ja auch final bestellen wird.

Vorsitzender Feldhoff: Dann hat Frau Petermann eine Nachlieferung zum
Haushalt der Abteilung H.

Petermann: Wie ich mir gedacht habe, habe ich jetzt von den fleißigen
Kollegen im Hintergrund noch einmal bestätigt bekommen, dass die
Heimatsabteilung oder der Heimatbereich kein eigenes Budget im engeren
Sinne hat. Ich habe es hier ja schon mehrfach gesagt: Die Heimatsabteilung
arbeitet querschnittlich und entwickelt Strategien und Konzepte für die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse und den gesellschaftlichen
Zusammenhalt. Aber sie hat kein Haushaltsvolumen, beispielsweise zur
Förderung bestimmter Maßnahmen. Das erfolgt dann durch die Fachressorts.

Es gibt natürlich gemeinsam mit der Sportabteilung auch einen Haushalt
"Heimat und Sport". Das wird aber erst im Rahmen der weiteren Aufstellungen
des Regierungsentwurfs konkretisiert werden, und damit rechnen wir Ende
Juni dieses Jahres.

Frage : Frau Adebahr, ich habe eine Frage zu Algerien. In den letzten
Wochen sind ja Millionen Menschen auf die Straße gegangen und haben gegen
das Bouteflika-Regime demonstriert. Heute trifft sich der Außenminister mit
dem algerischen Counterpart. Wie ist dieses Treffen zu verstehen? Was ist
der Hintergrund dieses Treffens, gerade in solchen Zeiten, in denen es ja
jetzt Massendemonstrationen gibt?

Wie steht die Bundesregierung generell zur Bouteflika-Regierung, auch vor
dem Hintergrund dessen, dass die Wahlen jetzt auf unbestimmte Zeit
verschoben worden sind?

Adebahr: Der Außenminister wird heute Nachmittag, wie gesagt - ich glaube,
für 15.45 Uhr sind Pressestatements mit Fragen geplant -, zu einem Treffen
mit Herrn Lamamra zusammenkommen. Ich will dem Gespräch nicht vorgreifen.

Vielleicht grundsätzlich gesagt: Es ist so, dass wir die beeindruckende
Demonstration der Algerierinnen und Algerier und ihre Wahrnahme des Rechts
auf freie Meinungsäußerung, wie sie sie in beeindruckender und friedlicher
Art und Weise zeigen, sehr genau beobachten. Wir wollen auch sagen, dass es
aus unserer Sicht wichtig ist, dass zumindest bisher auch der friedliche
Charakter dieser Demonstrationen im Großen und Ganzen gewahrt bleibt. Im
Grundsatz ist es so, dass wir dafür sind, dass es so sein kann, dass das
algerische Volk seine politische Zukunft selbstbestimmt, und zwar
partizipatorisch, bestimmen kann. Das sind wichtige Grundsätze, die wir in
dieser Hinsicht sehen.

Wir stehen natürlich im Gespräch mit der algerischen Regierung. Herr
Lamamra ist auf einer Europatour, wird in verschiedenen Städten sprechen
und kommt heute in Berlin vorbei. Da wird man sich austauschen. Diese
Grundsätze, die ich genannt habe, sind natürlich auch Fragen, die heute
Nachmittag in dem Gespräch vielleicht auch eine Rolle spielen werden.

Zusatzfrage : Noch einmal zu den Wahlen: Gibt es da eine Position der
Bundesregierung? Die sind ja auf unbestimmte Zeit verschoben. Herr
Bouteflika hat ja andeuten lassen, dass er vielleicht noch ein Jahr länger
im Amt sein möchte.

Herr Seibert, algerische Medien melden, dass es anscheinend ein Wunsch des
algerischen Außenministers war, sich auch mit der Bundeskanzlerin zu
treffen, aber die Bundeskanzlerin sich geweigert habe, ihn zu treffen.
Können Sie dazu etwas sagen?

StS Seibert: Ich kann Ihnen dazu, offen gestanden, nichts sagen, weil ich
von diesem Wunsch nicht gehört hatte. Die Bundeskanzlerin war ja im
vergangenen Jahr in Algerien und hat dort intensive Gespräche über Fragen
der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes geführt. Übrigens hat sie dort
auch über Fragen der Entwicklung der Zivilgesellschaft und der
Betätigungsmöglichkeiten der Zivilgesellschaft mit einigen
Wissenschaftlern, Aktivisten und Intellektuellen gesprochen. Das ist das,
was ich Ihnen dazu sagen kann.

Für die Bundeskanzlerin ist ja normalerweise der Ministerpräsidentin oder
Präsident eines Landes der Ansprechpartner. Das wäre meine grundsätzliche
Bemerkung.

Adebahr: Zu Ihrer konkreten Frage: Ich kann und möchte dem Gespräch von
heute Nachmittag nicht vorgreifen. Der Außenminister wird sich sicherlich
auch anhören, was sein Kollege dazu zu sagen hat, wie sich die weitere
Vorstellung über den Prozess gestaltet, der da kommen wird. Das muss man,
glaube ich, jetzt erst einmal abwarten.

Frage: Ich hätte ganz gerne Herrn Seibert nach dem Brexit gefragt. Die
britische Regierung hat jetzt eine Verlängerung oder Verschiebung des
Austrittsdatums auf Ende Juni gefordert. Wie beurteilen Sie das? Würden Sie
sagen, dass Großbritannien dann an der Europawahl teilnehmen sollte, oder
nicht?

StS Seibert: Ich kenne das, ehrlich gesagt, auch erst aus den ersten
Meldungen, die jetzt gelaufen sind. Wir begrüßen es zunächst einmal, dass
es jetzt einen klaren Antrag Großbritanniens gibt. Das ist die Grundlage,
auf der die EU-27 am Donnerstag und Freitag reagieren können. Ich kann Sie
nur bitten, die Verhandlungen auf dem Europäischen Rat zu diesem Thema
abzuwarten. Der Antrag wird sicherlich intensiv diskutiert werden.

Zusatzfrage: Es wird ja doch vielleicht eine Meinung der Bundesregierung
geben. Die EU-Kommission hat sich zumindest schon relativ kritisch
geäußert, weil sie darauf hingewiesen hat, dass es rechtliche Probleme im
Hinblick auf die Europawahl gebe. Werden diese Bedenken von der
Bundesregierung nicht geteilt?

StS Seibert: Die Frage des Umgangs mit der Europawahl ist natürlich eine
der Fragen, die beantwortet werden müssen, und eine, die diskutiert werden
muss. Trotzdem bitte ich Sie, die Verhandlungen abzuwarten. Die werden
intensiv sein. Wir brauchen, wie Sie wissen, für einen Beschluss über eine
Verlängerung Einstimmigkeit im Europäischen Rat, und die Bundesregierung
beziehungsweise die Bundeskanzlerin wird sich dabei einbringen.

Frage : Herr Seibert, halten Sie es denn wie Herr Juncker für möglich, dass
jetzt möglicherweise gar nicht am Donnerstag und Freitag eine Entscheidung
in dieser Frage gefunden werden kann und die Entscheidung tatsächlich auf
nächste Woche vertagt werden wird?

StS Seibert: Lassen Sie uns den morgigen Tag abwarten.

Frage : Wenn man mit einigen deutschen Behörden spricht, dann ist eine
kurzzeitige Verschiebung des Brexit fast das Worst-Case-Szenario, weil die
sich mit den möglichen wirtschaftlichen beziehungsweise administrativen
Folgen herumschlagen müssen und das jetzt potenziell noch einmal um drei
Monate verlängert wird, ohne dass man die Sicherheit hat, dass es dann
wirklich losgehen würde. Unternimmt die Bundesregierung denn irgendwelche
Maßnahmen, um dafür zu sorgen, dass beispielsweise zusätzlich eingestellte
Beamte jetzt nicht wieder ihren Job verlieren oder noch einmal für drei
Monate länger eingestellt werden müssen?

StS Seibert: Warum sollte jemand jetzt seinen Job verlieren? Das verstehe
ich gerade nicht.

Zusatz : Beispielsweise dann, wenn es darum geht, dass für die
Übergangsfrist zusätzliche Beamte in Ausländerämtern usw. eingestellt
werden.

StS Seibert: Okay, ich weiß, was Sie meinen.

Zusatz : Das sind logistische Probleme, von denen Beamte, wenn man mit
ihnen spricht, sagen, das sei eigentlich der schlimmstmögliche Fall.

StS Seibert: Ich will jetzt hier nicht darüber spekulieren, was der
schlimmstmögliche Fall ist.

Ich kann zwei Dinge sagen: Erstens bleibt es unsere Überzeugung, dass ein
Austritt Großbritanniens ohne Abkommen in niemandes Interesse wäre.
Zweitens hat die Bundeskanzlerin gestern gesagt, dass sie bis zur nahezu
letzten Minute des 29. März darum ringen wird und sich dafür einsetzen
wird, dass es einen solchen Austritt ohne ein Abkommen eben nicht gibt,
sondern einen geregelten Austritt. Nun warten wir wirklich ab, wie die 27
auf die Mitteilung der Premierministerin aus London reagieren und das
diskutieren werden. Warten wir den morgigen Tag ab!

Frage: Ich möchte es noch einmal versuchen. Ich habe eine Verständnisfrage
zu diesem Thema.

StS Seibert: Viele Leute haben viele Verständnisfragen zu diesem Thema!

Zusatzfrage: Falls diese Verschiebung tatsächlich stattfindet, dann heißt
das anscheinend, dass Großbritannien an den Europawahlen teilnehmen muss.
Welche Schätzungen gibt es dazu innerhalb der Bundesregierung?

StS Seibert: Das ist ja tatsächlich der Versuch, die erste oder zweite
Frage noch einmal zu stellen. Ich kann mich hier nicht mit eigenen
rechtlichen Bewertungen in diese Debatte einbringen. Der Präsident der
Europäischen Kommission hat dazu heute auf das Schreiben der
Premierministerin hin etwas gesagt. Das wird ein wichtiger Aspekt bei der
Diskussion unter den EU-27 sein.

Frage : Ich habe auch noch eine Kleine Verständnisfrage: Wie verträgt sich
denn der Antrag der britischen Regierung um Verlängerung mit dem erklärten
Wunsch oder dem Anspruch der Kanzlerin, doch noch bis zum 29. März eine
Einigung hinzubekommen?

StS Seibert: Dazu müsste ich über den Antrag mehr als das wissen, was ich
jetzt gerade in ersten Meldungen gelesen habe.

Frage : In der Ukraine stehen jetzt Wahlen an, und die Bundesregierung
bemüht sich seit Jahren um die politische und wirtschaftliche Entwicklung
in dem Land. Daher würde mich interessieren, wie die Bundesregierung
derzeit zu einer möglichen Mitgliedschaft der Ukraine in der Nato und in
der EU steht und wie man die bisherigen Bemühungen Kiews bei der
Korruptionsbekämpfung inzwischen bewertet.

StS Seibert: Eine Mitgliedschaft in der Nato und in der EU steht für uns
weiterhin nicht auf der Tagesordnung.

Adebahr: Zur Korruption: Da ist, soweit ich weiß, die Gründung eines
Korruptionsgerichts erfolgt. Wir haben mit den ukrainischen Partnern in den
letzten Monaten auch mehrfach besprochen und ihnen deutlich gemacht, dass
wir es gut finden, dass da Schritte gegangen worden sind, und dass wir uns
wünschen, dass dieses Gericht jetzt schnell arbeitsfähig sein wird und dass
da ganz konkrete weitere Schritte gegangen werden. Wir unterstützen das,
glaube ich, auch mit einer Vielzahl von EU-Projekten und -Initiativen. Dass
Korruptionsbekämpfung ein ganz wichtiges Reformthema in der Ukraine ist,
thematisieren wir. Wir haben aber natürlich den Eindruck, dass das den
ukrainischen Partnern auch bewusst ist und dass dort in der Tat Schritte
gegangen werden.

Ich habe noch etwas zu sagen: Eine Uhrzeit ist falsch gewesen. Die
Pressestatements mit dem algerischen Außenminister werden um 14.30 Uhr
stattfinden. Sie müssen sich also beeilen, wenn Sie es jetzt noch
rechtzeitig schaffen wollen.

Mittwoch, 20. März 2019

 * 
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EUROPA/1599: Staats- und Regierungschefs dürfen May keinen Blankoscheck ausstellen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 21. März 2019

LAMBSDORFF: Staats- und Regierungschefs dürfen May keinen
Blankoscheck ausstellen



Zum EU-Gipfel erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende
Alexander Graf Lambsdorff:

"Seit fast drei Jahren verhandelt die EU mit Großbritannien und noch
immer ist unklar, was das Vereinigte Königreich eigentlich will. Die
Staats- und Regierungschefs dürfen der britischen Premierministerin
May keinen Blankoscheck für die Verlängerung des Austritts
ausstellen. Zuerst muss Großbritannien sagen, wie es sich einen
geordneten Brexit vorstellt und dafür einen Mehrheit finden. May aber
handelt nach der Devise: Die EU muss die Probleme Großbritanniens
lösen. Das ist kein angemessener Umgang mit europäischen Partnern.
Auch wirft Mays Antrag auf eine Verschiebung des Austritts bis nach
der Europawahl viele rechtliche und technische Schwierigkeiten auf.
Im Sinne einer vertrauensvollen Zusammenarbeit wäre vielmehr gewesen,
wenn May einen Aufschub bis vor der Europawahl beantragt hätte."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1092: Präsentation der Naturparke AG Baden-Württemberg (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 33/2019

Präsentation der Naturparke AG Baden-Württemberg:

Landwirtschaftsausschuss informiert sich über die Naturparke in
Baden-Württemberg



Stuttgart. Die Naturparke AG Baden-Württemberg hat dem Ausschuss für
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz in dessen Sitzung am Mittwoch,
20. März 2019, ihre Arbeit Land präsentiert. "Zentrale Herausforderung
der Naturparke ist es, den Naturschutz in den ihnen anvertrauten
Gebieten in Einklang zu bringen mit der lokalen Land- und
Forstwirtschaft sowie der Nutzung als Erholungsgebiete", erklärte der
Ausschussvorsitzende Martin Hahn (Grüne).

Sieben Naturparke gibt es in Baden-Württemberg. Wie der
Ausschussvorsitzende mitteilte, umfassen sie naturnahe Landschaften
sowie Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiete auf rund 12.300
Quadratkilometern - rund einem Drittel der Landesfläche
Baden-Württembergs. Über 400 Kommen in 34 Landkreisen sowie zahlreiche
Vereine und Verbände mit mehr als 1.000 Ehrenamtlichen engagierten
sich in den Naturparken und wirkten in den Entscheidungsgremien mit.
Baden-Württemberg kann stolz sein: "Der Naturpark Südschwarzwald ist
seit seiner Erweiterung im Jahr 2014 der größte Naturpark innerhalb
ganz Deutschlands." Dazu komme noch das deutsche Teilgebiet des
schweizerischen Regionalen Naturparks Schaffhausen, dem ersten
grenzüberschreitenden Naturpark im Südwesten.

"Die Schönheit der Landschaft soll für alle Menschen ganzjährig zum
Anfassen und Erleben da sein", so Hahn. Aus diesem Grund seien die
Naturparke Modellregionen unter anderem für nachhaltige
Regionalentwicklung sowie für naturverträglichen Tourismus und
Naherholungsangebote. Die Naturparke entwickelten immer neue Konzepte,
um den ländlichen Raum voranzubringen. Im vergangenen Jahr sei
beispielsweise das Projekt "Blühender Naturpark" ein
Kampagnenschwerpunkt gewesen. Dabei seien unter anderem Blumenwiesen
für Bienen und andere Insekten angelegt worden, um dem Insektensterben
entgegenzuwirken, so der Ausschussvorsitzende. Weitere Projekten
hätten sich zum Beispiel mit gesunder und regionaler Ernährung
befasst.

Damit diese Projekte auch umgesetzt werden könnten, würden die
Naturparke unter anderem vom Land gefördert, in diesem Jahr mit 1,15
Millionen Euro. Wie der Ausschussvorsitzende mitteilte, stammten
weitere Fördermittel aus der Lotterie "Glücksspirale". Im laufenden
Jahr erhielt die AG 0,75 Millionen Euro aus diesem Topf. Dazu seien
noch 1,1 Millionen Euro aus Mitteln der Europäischen Union gekommen.
Bei den geförderten Projekten handele es sich beispielsweise um solche
zur Entwicklung eines Biotop-Verbundes aus beweideten Obstbaumwiesen
auf der Gemarkung Hemsbach im Naturpark Neckartal-Odenwald, um einen
Wildbienengarten am Naturparkzentrum Stromberg-Heuchelberg oder um die
Konzeption und Umsetzung der Auerwildhabitatpflege im Naturpark
Südschwarzwald.

"Die Naturparke leisten bedeutsame Arbeit für die nachhaltige
Entwicklung Baden-Württembergs", betonte der Ausschussvorsitzende
abschließend. "Sie tragen dazu bei, das kulturelle Erbe des ländlichen
Raums zu schützen, und der Naturentfremdung der Bevölkerung
entgegenzuwirken."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1091: Innenausschuss hört Behindertenverbände an und stimmt Gesetzentwurf zu (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 32/2019

Am Mittwoch, 20. März 2019:

Innenausschuss hört Behindertenverbände an und stimmt Gesetzentwurf
zu



Stuttgart. Der Ausschuss für Inneres, Digitalisierung und Migration
hat am Mittwoch, 20. März 2019, Behindertenverbände zum Gesetzentwurf
der Fraktionen Grüne und CDU zum Gesetz über das Wahl- und Stimmrecht
von Personen, für die zur Besorgung aller ihrer Angelegenheiten ein
Betreuer bestellt ist, öffentlich angehört. "In der anschließenden
nicht öffentlichen Sitzung ist dieser Gesetzentwurf einstimmig
angenommen worden", berichtete der Vorsitzende des Gremiums, Karl
Klein (CDU). "Für die Kommunalwahlen am 26. Mai 2019 werden alle
Menschen mit Behinderung wahlberechtigt sein."

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, eine Übergangsregelung für die
identischen Wahlrechtsausschlüsse im Landtags- und Kommunalwahlrecht
von Baden-Württemberg zu treffen, bis die vom Bundesverfassungsgericht
verlangte Neuregelung im Bundestagswahlrecht erfolgt ist. Das
Bundesverfassungsgericht hatte mit Beschluss vom 29. Januar 2019
festgestellt, dass die bisherige Vorschrift des § 13 Nummer 2 des
Bundeswahlgesetzes verfassungswidrig ist.

Für die Kommunalwahlen und die Wahl der Regionalversammlung des
Verbands Region Stuttgart am 26. Mai 2019 sollen die
Wahlrechtsausschlüsse von Personen, für die zur Besorgung aller ihrer
Angelegenheiten ein Betreuer bestellt ist, keine Anwendung finden.
Auch für Bürgermeisterwahlen und Abstimmungen auf Gemeindeebene sollen
die Wahl- und Stimmrechtsausschlüsse bis zur Neuregelung im
Bundestagswahlrecht ausgesetzt werden. Diese muss bis spätestens
Herbst 2021 erfolgt sein.

In der Anhörung zeigte sich die Landes-Behindertenbeauftragte
Stephanie Aeffner sehr erfreut darüber, dass sich in Deutschland
endlich auch etwas getan habe. Österreich hätte einen entsprechenden
Wahlausschluss bereits 1987 beseitigt. "Die Feststellung einer
Betreuung ist kein hinreichendes Kriterium für einen Wahlausschluss",
so Aeffner. Sie betonte, dass es sich um ein Wahlrecht und keine
Wahlpflicht handle. "Es wird auch Menschen mit Behinderung geben, die
nicht von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen. Es ist jedoch wichtig, dass
keine Gruppen ausgeschlossen werden."

Für den Städtetag äußerte sich der Leiter des Dezernats II, Norbert
Brugger. Der Städtetag begrüße den Gesetzentwurf, lehne allerdings die
Übertragung auf das passive Wahlrecht ab. Diese Haltung vertrat auch
Irmtraud Bock, Referentin für Kommunalrecht, Wahlen, Zweckverbände,
Schulen und Sport vom Gemeindetag Baden-Württemberg. Der Gemeindetag
sei für eine rechtssichere Regelung nach den Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts. Auch werde eine Einheitlichkeit von
Kommunal-, Landes- und Bundeswahlrecht angestrebt. Auch Stefan Pfeil,
Abteilungsleiter Sozialpolitik und Sozialrecht beim Sozialverband VdK
Baden-Württemberg e.V. hob hervor, dass es seinem Verband ein großes
Anliegen sei, die Positionen der behinderten Menschen zu verbessern
und der Gesetzentwurf deshalb begrüßt werde. "Allerdings hoffen wir,
dass es am Ende des Übergangs 2021 kein Zurückfallen hinter die alte
Regelung geben wird", so Pfeil.

Im Anschluss an die Anhörung hat sich der Innenausschuss in nicht
öffentlicher Sitzung einstimmig für den Gesetzentwurf von Grünen und
CDU ausgesprochen. Der Gesetzentwurf der SPD zur Einführung des
inklusiven Wahlrechts in Baden-Württemberg habe indes keine Mehrheit
gefunden.
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BAYERN/4990: Greenwashing-Aktion von Facebook an der TU München - SPD fordert Staatsregierung zu vollständiger Transparenz auf (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 21. März 2019

Greenwashing-Aktion von Facebook an der TU München: SPD fordert Staatsregierung zu vollständiger Transparenz auf

Kulturpolitischer Sprecher Volkmar Halbleib: Staatsregierung und TU machen Bock zum Gärtner, wenn sie Facebook Ethik-Forschungen zu künstlicher Intelligenz finanzieren lassen 



Die BayernSPD-Landtagsfraktion fordert die Staatsregierung im Zuge der
Zusammenarbeit der TU München mit Facebook im heutigen
Wissenschaftsausschuss zu einem Bericht auf. Der kulturpolitische
Sprecher der BayernSPD-Landtagsfraktion Volkmar Halbleib kritisiert
scharf, dass die Staatsregierung die Greenwashing-Kooperation derart
bejubelt: "Facebook wird das TUM-Forschungsinstitut bei Forschungen
zur Künstlichen Intelligenz mit 6,5 Millionen Euro unterstützen. In
Zeiten von Datenskandalen und Steuervermeidungstaktiken amerikanischer
Hightech-Konzerne ist es wirklich empörend, dass weder Staatsregierung
noch TU München ein Problem damit haben, dass ausgerechnet die
Datenkrake Facebook Ethik-Forschungen finanziert!"

Der unterfränkische Kulturexperte fordert das Wissenschaftsministerium
auf, darzulegen, wie Einflussnahmen durch das Unternehmen verhindert
werden sollen. "Es erscheint doch mehr als fragwürdig, dass
ausgerechnet ein Unternehmen, dass nach wie vor völlig undurchsichtig
agiert und mit fragwürdigen Methoden die Daten seiner Nutzer
weitergibt, bei der Forschung als Förderer mitreden darf - das steht
sinngemäß sogar in den Ethik-Bestimmungen der TU", kritisiert
Halbleib. "Der Wissenschaftsminister muss sich überdies fragen lassen,
warum Bayern ein so wichtiges Forschungsthema nicht mit Steuergeldern
unterstützen kann."

 * 
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BAYERN/4989: SPD fordert volle Schulgeldfreiheit für Physiotherapeuten und andere Heilmittelerbringer (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 21. März 2019

SPD fordert volle Schulgeldfreiheit für Physiotherapeuten und andere Heilmittelerbringer

Dringlichkeitsantrag morgen im Plenum - Gesundheitspolitische Sprecherin Waldmann: Nicht erfülltes Wahlversprechen bringt Schüler und Schulen in Schwierigkeiten



Die SPD-Landtagsfraktion fordert die volle Schulgeldfreiheit für
Physiotherapeuten und andere Heilmittelerbringer. In einem aktuellen
Dringlichkeitsantrag, der morgen (21. März) im Plenum debattiert wird,
verweist die SPD darauf, dass die im aktuellen Haushaltsentwurf
vorgesehenen Mittel für den Schulgeldausgleich bei weitem nicht
ausreichen. "Die CSU hat die Schulgeldfreiheit im Wahlkampf
versprochen, doch die Staatsregierung ist nicht bereit, diese Zusage
umzusetzen. Das ist untragbar für junge Menschen und ihre Familien,
aber auch für Schulträger, die sich auf die versprochenen Gelder
eingestellt haben", erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin Ruth
Waldmann.

Physiotherapeuten, Ergotherapeuten und Logopäden erbringen wichtige
Leistungen für die Gesundheit. Als eine der wenigen Berufsgruppen
müssen die nichtärztlichen Therapieberufe in den insgesamt 41
Berufsfachschulen Schulgeld bezahlen. Es beträgt etwa 400 Euro pro
Monat, zusammen 5000 Euro pro Jahr. Das Jahresbruttoeinkommen liegt
jedoch mit 35.000 Euro unter dem Durchschnittseinkommen für alle
Berufsgruppen. "Ausbildungskosten und Einkommen stehen in keinem
Verhältnis zueinander. Wir haben in diesen wichtigen Berufen bereits
einen erheblichen Fachkräftemangel", stellt Waldmann fest.
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HAMBURG/4702: Uploadfilter stoppen - Save the Internet (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 21. März 2019

Uploadfilter stoppen - Save the Internet!



In Hamburg und ganz Europa werden am Sonnabend vor allem jüngere
Menschen gegen die geplante Neufassung des Urheberrechts auf die
Straße gehen. Das Gesetz, über das das EU-Parlament in wenigen Tagen
abstimmt, würde das Internet und die offene und kreative Kultur, die
es ermöglicht, grundlegend verändern. Im Kern geht es um die
maschinelle Verhinderung von Urheberrechtsverletzungen durch die
Einführungen von Uploadfiltern.

"Es ist wichtig in einer Zeit, in der Kommunikation in immer
schnelleren Zyklen stattfindet und geistiges Eigentum und dessen
Verwertung für viele Kreative einen wichtigen Teil ihres Einkommens
darstellen, einen gerechten Ausgleich zu finden", erklärt dazu Stephan
Jersch, netzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Die Uploadfilter begründen aber zum einen
eine Stärkung der Marktmacht der großen Internetkonzerne, die in der
Lage sind, pauschale Lizenzverträge mit großen Rechteinhabern
abzuschließen. Und zum anderen sind sie eine Gefahr für kreative
Inhalte im Internet, die von intransparenten Algorhythmen blockiert
werden können."

Der Ausgleich zwischen den widerstrebenden Interessen dürfe nicht
zugunsten von Facebook und Google entschieden werden, ohne dass die
kreativen Inhaltegestalter_innen wirklich einen Gewinn davon haben, so
Jersch: "Das neue Urheberrecht bedeutet den Verlust von
Meinungspluralität und schöpferischer Gestaltung im Internet. Deshalb
ist es wichtig, am Sonnabend auf die Straße zu gehen. Ich hoffe, dass
sich SPD und CDU angesichts des nahenden Europawahltermins noch
besinnen und gegen die Uploadfilter stimmen - in ihrem
Koalitionsvertrag im Bund hatten sie sie ja noch abgelehnt. Derzeit
ist aber DIE LINKE die einzige im Bundestag vertretene Partei, die
auch im Europaparlament die Einführung des neuen Urheberrechts
geschlossen ablehnt."
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2379: "Eine Aufgabe von uns allen" - Zum Kampf gegen Antisemitismus (Li)


Landtag intern 2/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

"Eine Aufgabe von uns allen"

Parlamentsgespräch zum Kampf gegen Antisemitismus

von Wibke Busch



12. Februar 2019 - Der zunehmende Antisemitismus in Deutschland
stand im Mittelpunkt des vierten Parlamentsgesprächs, zu dem der
Präsident des Landtags, André Kuper, eingeladen hatte. Es diskutierten
u. a. die Beauftragte der Landesregierung gegen Antisemitismus, Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger, und der Vizepräsident des Zentralrats der
Juden in Deutschland, Abraham Lehrer.


Der Autor Arye Shalicar las Passagen aus seinem Buch "Der
neu-deutsche Antisemit - Gehören Juden heute zu Deutschland?". Darin
schildert er eindringlich den "Spießrutenlauf", den er als
Jugendlicher im Berliner Brennpunkt Wedding erlebte. Wie ihm ein
Mitschüler sagte, dass "die Juden unsere Feinde" seien und "alle
getötet" werden müssten.

Und er berichtete, wie ihm dieser Mitschüler die Freundschaft
aufkündigte, als er erfuhr, dass der Deutsch-Iraner Shalicar nicht
Moslem, sondern Jude ist. Shalicar, der 2001 nach Israel auswanderte
und für die israelische Regierung arbeitet, sagte "Das verfolgt mich
bis heute." Und bis heute werde er täglich bedroht, beispielsweise in
Hassmails.

Präsident Kuper betonte zu Beginn der Veranstaltung, dass
Antisemitismus kein Thema der Vergangenheit sei. "Es ist nach wie vor
ein aktuelles Thema in unserem Land. Damit werden wir uns nicht
abfinden. Wenn unsere Demokratie wehrhaft ist, dann ist sie es
besonders in diesem Punkt."

Seit November vergangenen Jahres ist die frühere
Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger Beauftragte
gegen Antisemitismus der Landesregierung NordrheinWestfalen. Dass 74
Jahre nach der Befreiung von Auschwitz im Bund und den Bundesländern
Beauftragte gegen Antisemitismus benötigt würden, habe sie sich nicht
vorstellen können.

Die Beauftragte berichtete aus einer aktuellen Studie, wonach 41
Prozent der Befragten jüdischen Glaubens angegeben hätten, im
vorangegangenen Jahr persönlich Antisemitismus erlebt zu haben. In 41
Prozent der Fälle seien es Arbeitskollegen, Mitschülerinnen und
Mitschüler oder Bekannte gewesen, die Juden ausgegrenzt oder beleidigt
hätten. Mehr als 70 Prozent hätten Angst, bedroht zu werden oder in
Gefahr zu geraten. Viele überlegten, Deutschland zu verlassen.




Schulen starkmachen





"Es gibt Menschen, die uns Alarmismus vorwerfen. Ich würde mich
freuen, wenn sie Recht hätten. Aber sie liegen leider völlig falsch",
mahnte der Vizepräsident des Zentralrats der Juden in Deutschland,
Abraham Lehrer. Er berichtete, wie sich bereits jüdische Kinder und
Jugendliche bedroht fühlten. "Wir müssen feststellen, dass der Respekt
der Mehrheitsgesellschaft gegen Juden abnimmt." Sein größter Wunsch:
dass Kinder jüdischen Glaubens in Deutschland in Synagogen gehen
könnten, die nicht von der Polizei bewacht werden müssen.

In der engagierten Diskussion, durch die Moderatorin Anne Gesthuysen
führte, waren sich Shalicar, Leutheusser-Schnarrenberger und Lehrer
einig: Im Kampf gegen Antisemitismus müsse die deutsche Gesellschaft
insbesondere bei den Kindern und Jugendlichen ansetzen. Schulen
müssten so starkgemacht werden, dass sie Antisemitismus etwas
entgegensetzen könnten, mahnte Lehrer.

Und auch Leutheusser-Schnarrenberger zeigte sich überzeugt: "Schule
kann viel bewirken." Sie richtete zugleich einen Appell an die gesamte
deutsche Gesellschaft: Der Kampf gegen den Antisemitismus, gegen
dieses "schleichende Gift", sei "eine Aufgabe für uns alle". Und sie
erinnerte an Artikel 1 des Grundgesetzes: "Die Würde des Menschen ist
unantastbar." Kein Mensch dürfe ausgegrenzt oder diffamiert werden.

 * 

Quelle:

Landtag intern 2 - 50. Jahrgang, 26.02.2019, S. 17

Herausgeber: Der Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf

Postfach 10 11 43, 40002 Düsseldorf

Telefon (0211) 884-2472, -2442, -2304, -2388, -2309

E-Mail: email@landtag.nrw.de

Internet: www.landtag.nrw.de, www.landtagintern.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





ARBEIT/1205: Gegen den Frust - Gute Wissenschaft verdient faire Arbeitsbedingungen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. März 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Gegen den Frust - Gute Wissenschaft verdient faire Arbeitsbedingungen



Wiebke Esdar, zuständige Berichterstatterin:

Faire Arbeitsbedingungen an allen Hochschulen und
Forschungseinrichtungen: dafür kämpft die SPD-Bundestagsfraktion. Wir
teilen die Forderung der Frist-ist-Frust-Kampagne, die mit dem
Hochschulpakt geschaffenen Stellen zu entfristen. Zugleich begrüßt sie
die Entscheidung der Max-Planck-Gesellschaft, die Urlaubsansprüche bei
Promovierenden auszuweiten.

"Die Max-Planck-Gesellschaft hat heute gezeigt, dass es geht: 30
Urlaubstage für alle Doktorandinnen und Doktoranden statt 20. Das ist
ein toller Erfolg für mehr Gerechtigkeit in der Wissenschaft. Jetzt
muss auch die Grundvergütung auf 65 Prozent der Entgeltgruppe 13 TVöD
steigen. Dafür müsste sich auch Bundesministerin Anja Karliczek stark
machen.

Darüber hinaus wollen wir die Hochschulen dazu anhalten, die durch den
Hochschulpakt geschaffenen Stellen zu entfristen. Wir freuen uns sehr,
dass die Frist-ist-Frust-Kampagne diese Forderung unterstützt und ihr
Nachdruck verleiht. Wir wollen den Hochschulpakt auf Dauer anlegen, um
so die Planungssicherheit der Hochschulen zu erhöhen. Damit wollen wir
vor allem erreichen, dass mehr unbefristete Verträge an Hochschulen
vergeben werden können.

Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen des wissenschaftlichen
Nachwuchses an Hochschulen und außeruniversitären
Forschungseinrichtungen bleibt ein besonderes Anliegen der
SPD-Bundestagsfraktion - mit dem Tenure-Track-Programm, der
Evaluierung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes und der Fortsetzung
des Paktes für Forschung und Innovation liegt für uns der Fokus auf
jungen Talenten."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/285: Leipziger Buchmesse - einmalige Literaturlandschaft erhalten und Urheberrechte stärken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. März 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Leipziger Buchmesse: einmalige Literaturlandschaft erhalten und Urheberrechte stärken



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Ab Donnerstag präsentiert sich die deutsche und internationale
Buch- und Medienbranche auf der Leipziger Buchmesse. Rund 2600
Ausstellerinnen und Aussteller aus über 40 Ländern mit 270.000
Besucherinnen und Besuchern belegen die Bedeutsamkeit des Kulturgutes
Buch in Deutschland.

"Literatur hat eine große Bedeutung für unsere Gesellschaft. Die
deutsche Literaturlandschaft ist einzigartig, vielfältig und lebendig.
Dies zeigt sich in unserem breit gefächerten Verlagswesen, zu dem wir
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten uns bekennen und das wir
bewahren und stärken wollen. Auch zur Buchpreisbindung stehen wir und
unterstützen die Verlegerbeteiligung bei den
Verwertungsgesellschaften.

Die fortschreitende Digitalisierung und tiefgreifende Mediatisierung
aller Lebensbereiche stellt die Buch- und Verlagsbranche in
Deutschland vor große Herausforderungen. Umso wichtiger ist es für
eine lebendige Literaturszene, dass die Autorinnen und Autoren eine
faire Vergütung erhalten.

Die SPD will die Situation der Urheberinnen und Urheber verbessern und
einen gerechten Interessenausgleich mit den Verwerterinnen und
Verwertern erreichen. Deswegen brauchen wir ein modernes und
zeitgemäßes Urheberrecht und ein wirksames Urhebervertragsrecht.
Angemessene Vergütung statt Ausbeutung und Rechteverlust - das ist
unsere Zielsetzung.

Wir werden die Rahmenbedingungen für kreatives Schaffen, Verwerten und
Nutzen weiter verbessern. Denn wir brauchen ein starkes Urheberrecht
zum Schutz des geistigen Eigentums, das bestehende Rechtspositionen im
digitalen Umfeld besser schützt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2761: Freiwilligendienst jetzt auch in Teilzeit möglich


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. März 2019

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Freiwilligendienst jetzt auch in Teilzeit möglich



Sönke Rix, jugendpolitischer Sprecher;

Svenja Stadler, engagementpolitische Sprecherin:

Das Freiwilligendienste-Teilzeit-Gesetz wird morgen im Deutschen
Bundestag abschließend beraten. Damit räumen wir jungen Menschen unter
27 Jahren die Möglichkeit ein, einen Freiwilligendienst auch in
Teilzeit zu absolvieren.

"Den Freiwilligendienst gibt es nicht mehr nur im Vollzeit- sondern in
Zukunft auch im Teilzeitformat. Das ist ein neues Angebot für
Interessierte, die zum Beispiel einen Angehörigen pflegen, ein Kind
erziehen oder selbst gesundheitlich beeinträchtigt sind.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wollen langfristig
erreichen, dass alle Menschen, die einen Freiwilligendienst
absolvieren wollen, auch einen entsprechenden Platz angeboten
bekommen. Dazu leisten wir mit dem Freiwilligendienste-Teilzeit-Gesetz
einen Beitrag.

Freiwilligendienste sind deutlich mehr wert als sie kosten. Die SPD-
Bundestagsfraktion steht an der Seite der vielen ehrenamtlich
Engagierten."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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AUSTAUSCH/352: Demografischer Wandel - Deutschland braucht internationale Studierende (idw)


Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V. - 20.03.2019

Demografischer Wandel: Deutschland braucht internationale Studierende



Eine Studie des SVR zeigt auf, wie man den negativen Auswirkungen
schrumpfender Hochschulen begegnen kann. Der DAAD unterstützt die
deutschen Hochschulen bei der Gewinnung von internationalem Nachwuchs.

An vielen Hochschulstandorten in Ostdeutschland wie auch in mehreren
Regionen Westdeutschlands außerhalb der Metropolen geht die Zahl der
Studierenden zurück. Dieser Befund mag überraschen, weil sich die Zahlen
an Deutschlands Hochschulen mit 2,9 Millionen Immatrikulierten derzeit
noch auf einem Rekordniveau bewegen. Die Studierenden sind aber ungleich
verteilt: Schon heute schrumpfen an 41 Standorten vornehmlich in Sachsen,
Thüringen und Sachsen-Anhalt die dort ansässigen Universitäten und
Fachhochschulen. Auch im Westen Deutschlands, außerhalb der
Ballungszentren, lässt sich das Phänomen beobachten und wird den
Fachkräftemangel im Land verschärfen - zu diesem Schluss kommt eine Studie
des Sachverständigenrats deutscher Stiftungen für Integration und
Migration (SVR). Die Autoren der Studie geben darüber hinaus klare
Empfehlungen, wie betroffene Hochschulen zusammen mit Bund und Ländern auf
diese Entwicklung reagieren sollten.

"Uns erstaunt der Befund dieser Studie nicht", sagt DAAD-Präsidentin Prof.
Margret Wintermantel. "Wir beobachten schon länger, dass der demografische
Wandel zusehends voranschreitet und es Regionen in Deutschland gibt, in
denen die Nachfrage nach gut ausgebildeten Absolventinnen und Absolventen
nicht gedeckt werden kann. Umso wichtiger ist es, dass wir unsere
Anstrengungen verstärken, qualifizierte internationale Studierende für ein
Studium an unseren Hochschulen zu gewinnen."

Die Studie zeigt, dass an nahezu jedem sechsten Hochschulstandort heute
durchschnittlich elf Prozent weniger deutsche Studierende eingeschrieben
sind, als dies noch 2012 der Fall war. Einzelne betroffene Hochschulen
haben jedoch mit der gezielten Anwerbung von talentierten
Studieninteressierten aus dem Ausland erfolgreich Strategien entwickelt,
um diesem Trend etwas entgegenzusetzen. "Der DAAD unterstützt seine
Mitgliedshochschulen nicht zuletzt durch die Serviceangebote von
GATE-Germany bei der Rekrutierung von begabtem internationalem Nachwuchs. Im
Interesse der Zukunftsfähigkeit unseres Landes ist es freilich notwendig,
auf diese wachsende gesellschaftliche Aufgabe mit neuen Angeboten und
größerer Entschlossenheit zu reagieren. Hier sind Bund und Länder
gleichermaßen gefordert", so Prof. Wintermantel.

Hochschulen sind, auch das zeigt die Studie, wichtige Motoren der
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung ihrer Regionen. Deswegen ist
eine enge Zusammenarbeit mit Unternehmen, Wirtschaftsförderern und
Verwaltung wichtig, um auch einen erfolgreichen Übergang der Absolventen
in regionale Jobs zu gewährleisten.

"Der Fachkräftemangel ist schon jetzt ein Problem für den Arbeitsmarkt.
Die deutschen Unternehmen brauchen von den Hochschulen hervorragend
ausgebildete junge Leute. Die Anwerbung internationaler Studierender kann
dabei helfen, den demografischen Wandel abzufedern", erklärt
DAAD-Generalsekretärin Dr. Dorothea Rüland. "Wir müssen aber die
Rahmenbedingungen weiter verbessern: Es geht darum, die passenden
internationalen Studierenden anzusprechen und sie schon im Heimatland
zielgerichtet vorzubereiten, beispielsweise durch innovative digitale
Formate. Zudem benötigen sie in der Frühphase ihres Studiums an einer
deutschen Hochschule weitere Unterstützung." Damit, so Dorothea Rüland,
ließen sich auch die zurzeit noch hohen Abbruchquoten ausländischer
Bachelor-Studierender senken.

Die Studie kommt zu sehr ähnlichen Schlussfolgerungen: Neben einem
flexibleren Hochschulzugang bedarf es nach Ansicht der Autoren auch einer
stärker strukturierten Studieneingangsphase sowie eines von Hochschule und
regionalen Partnern gemeinsam gestalteten Übergangsmanagements, damit die
internationalen Studierenden nach dem Abschluss dem regionalen
Arbeitsmarkt vor Ort zur Verfügung stehen.


Der DAAD

Der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) ist die Organisation der
deutschen Hochschulen und ihrer Studierenden zur Internationalisierung des
Wissenschaftssystems. Er schafft Zugänge zu den besten Studien- und
Forschungsmöglichkeiten für Studierende, Forschende und Lehrende durch die
Vergabe von Stipendien. Er fördert transnationale Kooperationen und
Partnerschaften zwischen Hochschulen und ist die Nationale Agentur für die
europäische Hochschulzusammenarbeit.

Der DAAD unterstützt damit die Ziele der Auswärtigen Kultur- und
Bildungspolitik, der nationalen Wissenschaftspolitik und der
Entwicklungszusammenarbeit. Er unterhält dafür ein Netzwerk mit über 70
Auslandsbüros und rund 450 Lektorate weltweit sowie die internationale
DAAD-Akademie (iDA).

Im Jahr 2017 hat der DAAD inklusive der EU-Programme knapp 140.000
Deutsche und Ausländer rund um den Globus gefördert. Das Budget stammt
überwiegend aus Bundesmitteln verschiedener Ministerien, der Europäischen
Union sowie von Unternehmen, Organisationen und ausländischen Regierungen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution238

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V., 20.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/301: Bildungsgewerkschaft verlangt deutlich mehr Anstrengung für Bildung (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 21. März 2019

GEW verlangt deutlich mehr Anstrengung für Bildung

Bildungsgewerkschaft zu Budgetzahlen für Bildung, Forschung und
Wissenschaft des Statistischen Bundesamtes



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) mahnt
Bund, Länder und Kommunen mit Blick auf Budgetdaten für Bildung, Forschung
und Wissenschaft 2016/2017 ihre Anstrengungen für ein qualitativ besseres
und zukunftsfähiges Bildungssystem deutlich zu steigern. Das Statistische
Bundesamt hat die Daten heute veröffentlicht. "Auf dem Dresdener
'Bildungsgipfel' haben Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und die
Ministerpräsidenten 2008 vereinbart, ab 2015 zehn Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) in Bildung und Forschung zu investieren. Sieben
Prozent in Bildung und drei in Forschung. Von diesem Ziel sind wir nach wie
vor weit entfernt", sagte die GEW-Vorsitzende Marlis Tepe am Donnerstag in
Frankfurt a.M.

Laut Daten des Bundesamtes liegt Deutschland bei den Bildungsausgaben im
internationalen Vergleich mit 5,7 Prozent am BIP trotz aller
Erfolgsrhetorik sogar um 0,4 Prozentpunkte unter dem im Jahr 2010
erreichten Wert. Für die Bildungseinrichtungen würden nur 5,1 Prozent
ausgegeben - und damit 0,3 Prozentpunkte weniger als 2010. Auch der mit
großem rhetorischem Aufwand vereinbarte Digitalpakt sehe lediglich
finanzielle Mittel im Umfang von 5,5 Milliarden Euro - verteilt auf vier
Jahre - vor. "Das entspricht gerade einmal einem Anteil von 1,7 Prozent des
Budgets für Schulen in öffentlicher und privater Trägerschaft im Jahr
2016", betonte die GEW-Vorsitzende.

GEW-Studien kommen laut Tepe zu dem Ergebnis, dass die öffentliche Hand für
ein zukunftsfähiges Bildungswesen zusätzlich gut 56 Milliarden Euro
investieren müsse. "Mit diesen Mitteln sollen beispielsweise
Kindertagesstätten, Ganztagsschulen und Hochschulen entsprechend dem
veränderten gesellschaftlichen Bedarf ausgebaut und die in Sonntagsreden
immer wieder bemühte Berufs- und Weiterbildung gestärkt werden",
unterstrich Tepe. Zudem sei auch die Umsetzung der Inklusion in allen
Bildungsbereichen nur mit deutlich mehr Ressourcen zu bewältigen.

Anders als Deutschland seien im internationalen Bildungsvergleich
erfolgreiche Länder in der Vergangenheit einen anderen Weg gegangen, sagte
die Vorsitzende: Sie hätten ihre Bildungsanstrengungen absolut und auch
relativ zu ihrer Wirtschaftskraft deutlich gesteigert. Dies belege die
OECD-Studie "Bildung auf einen Blick" Jahr für Jahr. Auch die Europäische
Union habe mit ihrem jüngst veröffentlichten "Monitor für die allgemeine
und berufliche Bildung" 2018 die Unterfinanzierung des Bildungswesens in
Deutschland aufgezeigt. Deutschland müsse seine Chance nutzen, die Qualität
des Bildungswesens zu verbessern, um den gesellschaftlichen
Herausforderungen gerecht zu werden.


Info: Nach den jüngsten Daten des Statistischen Bundesamtes
machen die Ausgaben der öffentlichen Haushalte gerade einmal 63 Prozent der
Gesamtsumme für Bildung, Forschung und Wissenschaft aus; 2016 betrugen
diese einschließlich der privaten und ausländischen Bildungsausgaben 283
Milliarden Euro. Das waren 9 Milliarden Euro oder 3,3 Prozent mehr als im
Jahr 2015.

Absolut betrachtet ist mit 295 Milliarden Euro in 2017 mehr Geld für das
Bildungswesen ausgegeben worden als je zuvor. Entscheidend ist aber der
Anteil der Ausgaben an der gesamten Wirtschaftsleistung, dem BIP. Dieser
Anteil wird erst dann dauerhaft steigen, wenn die Ausgaben für Bildung und
Forschung langfristig stärker wachsen als die Wirtschaftskraft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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LANDWIRTSCHAFT/1777: Frühstart in die Spargelsaison 2019 (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 20. März 2019

Frühstart in die Spargelsaison 2019



Das milde Wetter führt dazu, dass die Spargelsaison 2019 so früh wie
selten beginnt. Bereits Mitte März wurde der erste Spargel gestochen.
"Spargel und Frühling gehören einfach zusammen - und mit steigenden
Temperaturen wächst der Spargel und auch der Spargelhunger", sagt
Joachim Rukwied, Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV). Der
Spargel wird auf über 23.000 Hektar angebaut und gemessen an der
Anbaufläche im Freiland ist Spargel damit mit Abstand die Nummer eins
in Deutschland bei Gemüse. Der Importanteil ist bei Spargel niedrig.
In Deutschland liegt der Selbstversorgungsgrad bei über 80 Prozent,
was zeigt, dass Spargelliebhaber vor allem heimische und regionale
Ware bevorzugen. Für Bauernverbandspräsident Rukwied keine
Überraschung: "Der beste Spargel kommt aus Deutschland und am besten
frisch und direkt vom Bauern." Die Spargelsaison endet traditionell am
24. Juni, dem Johannistag.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. März 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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DEMOSKOPIE/799: BR-BayernTrend zur Europawahl (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 20. März 2019

BR-BayernTrend zur Europawahl

CSU über 40 Prozent, SPD zweistellig, Grüne mit 19 Prozent weiter
stark



Wenn in Bayern am kommenden Sonntag Europawahl wäre, käme die CSU auf
41 Prozent und die SPD auf 12 Prozent. Dies ergibt eine repräsentative
Umfrage des Meinungsforschungsinstituts infratest dimap im Auftrag des
Bayerischen Rundfunks. Die Grünen würden 19 Prozent erreichen, die AfD
10 Prozent. Die Freien Wähler liegen im BR-BayernTrend bei 5 Prozent,
ebenso die FDP. Die Linke kommt auf 3 Prozent.

Die Christsozialen würden mit 41 Prozent der Wählerstimmen aktuell im
Freistaat ähnlich abschneiden wie bei der letzten Europawahl (2014:
40,5 Prozent) und zugleich deutlich besser liegen als die Union
bundesweit (Sonntagsfrage Europawahl DeutschlandTrend März, CDU/CSU:
32 Prozent). Anders die Sozialdemokraten. Sie haben gegenwärtig 12
Prozent (2014: 20,1 Prozent) in Aussicht und wären erstmals bei einer
Europawahl im Freistaat nicht mehr zweitstärkste Partei. Den zweiten
Platz würden in Bayern bei der Europawahl die Grünen einnehmen, die
zum jetzigen Zeitpunkt auf 19 Prozent (2014: 12,1 Prozent) kämen.

Viertstärkste Kraft bliebe die AfD, die gegenüber 2014 leicht auf 10
Prozent (2014: 8,1 Prozent) zulegen würde. Leicht verbessern könnten
sich mit momentan jeweils 5 Prozent auch Freie Wähler (2014: 4,3
Prozent) und die FDP (2014: 3,1 Prozent). Die Linke würde derzeit
ähnlich wie vor fünf Jahren 3 Prozent erzielen. Alle anderen Parteien
kämen zusammen auf 5 Prozent.


Veränderte Stimmung im Vergleich zur Landtagswahl

Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass CSU und SPD bei der Umfrage
zur Europawahl besser abschneiden als bei der Landtagswahl 2018. Die
CSU kommt wieder über 40 Prozent und die Sozialdemokraten sind - wenn
auch auf niedrigem Niveau - wieder im zweistelligen Bereich. Sie
bleiben damit zwar deutlich hinter den Grünen, aber anders als bei der
Landtagswahl liegen sie vor AfD und Freien Wählern. Letzteren trauen
die Bayern in der Europapolitik offenbar weniger zu als in der
Landespolitik: Bei der Landtagswahl kamen die Freien Wähler auf 11,6
Prozent, in der aktuellen Umfrage sprechen sich 5 Prozent für sie aus.
Die Grünen können sich mit 19 Prozent gegenüber der Landtagswahl 2018
(17,6 Prozent) leicht verbessern, AfD und FDP bleiben bei diesem
Vergleich auf gleichem Niveau.

Die Sonntagsfrage zur Europawahl misst aktuelle Neigungen und nicht
tatsächliches Wahlverhalten. Sie ermittelt einen Zwischenstand im
Meinungsbildungsprozess der Wahlbevölkerung, der erst am Wahlsonntag
abgeschlossen ist. Rückschlüsse auf den Wahlausgang sind damit nur
bedingt möglich. Viele Wähler legen sich kurzfristig fest. Eine große
Bedeutung hat zudem der Wahlkampf mit der gezielten Ansprache von
unentschlossenen und taktischen Wählern.hrheit der Bayern an
Europawahl interessiert

Sechs von zehn bayerischen Wahlberechtigten blicken der neunten Wahl
zum Europäischen Parlament am 26. Mai mit Interesse entgegen. Sie
geben an, sehr stark (19 Prozent) bzw. stark (40 Prozent) an der
Europawahl interessiert zu sein. Vier von zehn signalisieren, weniger
(34 Prozent) oder gar nicht (6 Prozent) interessiert zu sein. Damit
fällt das Interesse an der Europawahl größer aus als unmittelbar vor
dem letzten Wahlgang 2014.

Das Interesse an der Europawahl ist im Freistaat insbesondere bei den
älteren und formal besser gebildeten Bürgerinnen und Bürgern (71
Prozent) ausgeprägt. Weniger starkes Interesse bringen dagegen die
jüngeren Bayern (46 Prozent) sowie Wahlberechtigte mit einfacher
Schulbildung (51 Prozent) der Europawahl entgegen.


Starke Europabindung, aber Eingeständnis von Informationsdefiziten

Grundsätzlich förderlich für das Interesse an der bevorstehenden
Europawahl ist eine ausgeprägte Europabindung. Drei von vier Bayern
(74 Prozent) fühlen sich laut der Umfrage Europa sehr stark bzw. stark
verbunden. Eine besonders starke Europabindung legen insbesondere die
Anhänger von SPD und Grünen an den Tag. Aber auch in den Reihen von
Freien Wählern, FDP und CSU überwiegt eine starke Bindung. Größere
Identifikationsprobleme haben dagegen die Anhänger der AfD. Die Hälfte
von ihnen (52 Prozent) fühlt sich mit Europa weniger oder gar nicht
verbunden.

Der Europabindung der meisten Bayern steht allerdings auch 40 Jahre
nach der ersten Direktwahl des Europaparlaments eine nur geringe
Vertrautheit mit der Politik in Brüssel und Straßburg gegenüber: Fast
zwei Drittel der Bürgerinnen und Bürger im Freistaat geben an, fast
nichts (14 Prozent) bzw. nur wenig (53 Prozent) über die
europapolitischen Verfahren und Institutionen zu wissen. 29 Prozent im
Freistaat signalisieren, über ganz gute, nur wenige jedoch über sehr
gute Kenntnisse (4 Prozent) zu verfügen. Europapolitische
Informationsdefizite bekunden im Freistaat alle Bevölkerungsgruppen,
vor allem aber jüngere Bayern sowie Bürgerinnen und Bürger mit formal
niedrigem Schulabschluss.


Nächster EU-Kommissionspräsident: Weber mit Heimvorteil

Wie vor fünf Jahren treten die großen europäischen Parteienbündnisse
zur Europawahl mit Spitzenkandidaten für das Amt des
Kommissionspräsidenten an: die Europäische Volkspartei (EVP) mit
Fraktionschef Manfred Weber, die Europäischen Sozialdemokraten mit
EU-Kommissar Frans Timmermans. Die Bayern ziehen laut der Umfrage für
das Amt des Kommissionspräsidenten den CSU-Politiker dem
niederländischen Sozialdemokraten eindeutig vor: 50 Prozent sprechen
sich für Weber, 16 Prozent für Timmermans aus.

2014, als der Luxemburger Jean-Claude Juncker (EVP) und der
Europaparlamentspräsident Martin Schulz (SPE) gegeneinander
kandidierten, hatten die Bayern keinen eindeutigen Favoriten: 22
Prozent im Freistaat setzten damals auf den späteren EVP-
Kommissionspräsidenten Juncker, 25 Prozent auf den deutschen
Sozialdemokraten Martin Schulz.


Parteipräferenz: Europa nur für jeden Dritten im
Vordergrund

In den aktuellen Parteipräferenzen spiegeln sich nur zum Teil
europapolitische Erwägungen wider. Innenpolitische Aspekte sind für
viele Wähler wichtiger. Nach eigenem Bekunden orientieren sich 35
Prozent bei ihrer aktuellen Parteipräferenz an Fragen der
Europapolitik, 51 Prozent dagegen an der Bundespolitik.
Europapolitisch geprägte Präferenzen bestehen im Freistaat noch am
ehesten bei den Wählern von SPD (39 zu 45 Prozent), CSU (37 zu 49
Prozent) und Grünen (37 zu 54 Prozent), am wenigsten dagegen bei den
AfD-Anhängern (21 zu 64 Prozent) sowie den Freien Wählern (14 zu 77
Prozent).


Beunruhigung über aktuelle EU-Verhältnisse

Die diesjährige Europawahl findet aus Sicht der Bayern in
europapolitisch bewegten Zeiten statt: Für drei von vier
Wahlberechtigten (75 Prozent) im Freistaat liefern die aktuellen
Verhältnisse in der Europäischen Union Anlass zur Beunruhigung. Nur
jeder Fünfte (22 Prozent) blickt zuversichtlich auf die Situation der
europäischen Staatengemeinschaft. Eine überwiegend skeptische Sicht
eint im Freistaat sowohl die europafreundlichen Anhängerschaften von
CSU, SPD, Grünen, FDP und Freien Wählern als auch die Europakritiker
in den AfD-Reihen. Allerdings wird der aktuelle Zustand der
Europäischen Union nirgendwo so geschlossen kritisiert wie von den
AfD-Anhängern.


Brexit: nur knappe Mehrheit für Frist-Verlängerung

Für die aktuell skeptische Sicht der Bayern auf die Verhältnisse in
der Europäischen Union dürften verschiedene innenpolitische
Entwicklungen in einzelnen Mitgliedstaaten eine Rolle spielen -
darunter auch das Brexit-Referendum in Großbritannien vom Juni 2016.
Nach aktuellem Stand müsste das Vereinigte Königreich die Europäische
Union Ende des Monats verlassen, auch wenn sich beide Seiten bis dahin
nicht auf einen Vertrag einigen sollten. Allerdings hat Großbritannien
angekündigt, eine Verlängerung der Austrittsfrist zu beantragen.

Eine Fristverlängerung durch die EU fände bei gut der Hälfte der
Bayern (53 Prozent) Anklang. Vier von zehn (43 Prozent) sähen es
dagegen lieber, wenn die EU auf einem Austritt zum Monatsende bestehen
würde. Der Zuspruch für eine verlängerte Austrittsfrist überwiegt aber
in den Reihen von allen Anhängerschaften deutlich - mit Ausnahme der
AfD (20 zu 76 Prozent).


Wenig Zweifel an Bayerns Vorteilen durch die EU- Mitgliedschaft

Die kritische Sicht auf den aktuellen Zustand der Europäischen Union
bedeutet nicht, dass es im Freistaat wachsende Vorbehalte gegenüber
der EU-Mitgliedschaft Deutschlands gäbe. Im Gegenteil: Leitete vor der
letzten Europawahl ein Drittel (33 Prozent) überwiegend Vorteile für
Bayern aus der deutschen EU-Mitgliedschaft ab, sind es aktuell 45
Prozent. Nur 12 Prozent der Bayern sehen dezidiert Nachteile für den
Freistaat, für 40 Prozent halten sich Vor- und Nachteile der
EU-Mitgliedschaft die Waage. Der Eindruck, dass Bayern Nutznießer der
deutschen EU-Mitgliedschaft ist, besteht in fast allen
Anhängerschaften, am deutlichsten in den Reihen der Grünen (68
Prozent), am wenigsten unter den AfD-Anhängern (21 Prozent).
EU: Garant für Frieden und Personenfreizügigkeit auf dem Kontinent

Gut die Hälfte der Bayern (54 Prozent; +14) und damit mehr als in 2014
betrachten die EU in erster Linie als Garant für Frieden und
Verständigung auf dem europäischen Kontinent. Mit 50 Prozent (+11) ist
ebenso die Zahl der Bayern gewachsen, die die Staatengemeinschaft vor
allem mit der Möglichkeit in Verbindung bringen, innereuropäisch ohne
Grenzkontrollen zu reisen.

Die Bedeutung der Europäischen Union als Wohlstandsprojekt wird
dagegen trotz abgebauter Handelshemmnisse im gemeinsamen Binnenmarkt
weitgehend unverändert von nur jedem sechsten Bayern (17 Prozent; -3)
hervorgehoben. Eher wird die Europäische Union im Freistaat nach wie
vor mit Bürokratie und Dirigismus (27 Prozent; -5) in Verbindung
gebracht. Soziale Probleme assoziiert mittlerweile fast jeder Vierte
(23 Prozent; +5) mit der Staatengemeinschaft.


Aufgaben für Europäische Union: Soziales, Wirtschaft,
Umwelt

Worum sollte sich die Europäische Union aber aktuell am ehesten
kümmern? Im EU-Aufgabenverständnis der Bayern sticht kein Politikfeld
besonders hervor: 38 Prozent der Wahlberechtigten sehen in einer
sozial gerechten Union eine Aufgabe, um die sich vordringlich
gekümmert werden sollte, jeweils 33 Prozent in einer wirtschaftlich
dynamischen bzw. ökologischen Staatengemeinschaft. Drei von zehn
Bayern betrachten wiederum Migration und den Schutz der Außengrenzen
(30 Prozent) als derzeit drängendste Aufgabe der Europäischen Union,
ebenso viele die Stabilisierung von Währungen und Finanzen (28
Prozent). Verteidigungs- und Sicherheitsfragen priorisiert im
Freistaat demgegenüber nur jeder Fünfte (21 Prozent).

Ähnlich wie in der Bundespolitik besteht auch im europapolitischen
Aufgabenverständnis keine Einigkeit zwischen den einzelnen
Wählergruppen. Während die Grünen-Anhänger den größten
europapolitischen Handlungsdruck beim Umwelt- und Verbraucherschutz
(56 Prozent) ausmachen, steht eine sozialere Europäische Union bei
SPD-Anhängern (52 Prozent), aber auch bei den Freien Wählern (47
Prozent) ganz oben. Identifizieren die AfD-Anhänger in der Zuwanderung
und im Schutz der Außengrenzen (72 Prozent) die wichtigste europäische
Aufgabe dieser Tage, sind den FDP-Anhängern wiederum Fragen von
Wirtschaft und Arbeitsmarkt (56 Prozent) am wichtigsten. Die
CSU-Anhänger sind vergleichsweise am wenigsten auf ein bestimmtes
europapolitisches Aufgabenfeld fokussiert. Ihre Agenda wird noch am
ehesten von Währungs- (35 Prozent) sowie Wirtschafts- und
Arbeitsmarktfragen (34 Prozent) angeführt.


Frankreich: für acht von zehn vertrauenswürdiger Partner
Deutschlands 

Nach dem voraussichtlichen Brexit dürfte das Verhältnis zwischen den
beiden großen EU-Mitgliedern Frankreich und Deutschland für die
Entwicklung der Europäischen Union eine noch entscheidendere Rolle
spielen als bislang. In ihrer Haltung zu Frankreich sind sich die
Bayern weitgehend einig. Acht von zehn (79 Prozent) sehen im
Nachbarland einen Partner der Bundesrepublik, dem man vertrauen kann.
Nur jeder siebte Bayer (15 Prozent) stellt dies in Zweifel.
Ausgeprägtes Misstrauen gegenüber Frankreich besteht allein bei den
AfD-Anhängern.


Studieninformationen

Für die Umfrage wurden von Infratest dimap im Zeitraum von 14. bis 18.
März 2019 1001 Wahlberechtigte in Bayern telefonisch interviewt.

Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe.

Fehlertoleranz: 1,4 bis 3,1 Prozentpunkte.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20. März 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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ENTWICKLUNGSHILFE/475: Quote für Entwicklungsgelder wird weiter sinken (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung - 20. März 2019

Eckwertebeschluss zum Bundeshaushalt 2020

Bruch des Koalitionsvertrages: Quote für Entwicklungsgelder wird weiter
sinken

DSW: "Sparen am falschen Ende macht Erfolge zunichte"



Hannover, 20. März 2019. Der Etat für das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) wird im nächsten Jahr
nicht angehoben und bleibt damit auch in 2020 bei 10,2 Milliarden Euro.
Dies wird aus den heute im Bundeskabinett beschlossenen Eckwerten zur
Haushaltsplanung 2020 deutlich. Bei steigender Wirtschaftsleistung wird die
Quote für Entwicklungsgelder somit weiter sinken.

Die Mittel für Entwicklungszusammenarbeit reichen nicht aus, um
internationalen Zusagen nachzukommen. Die Senkung der Quote stellt zudem
einen Bruch des Koalitionsvertrages dar, in dem die Bundesregierung sich
dem Ziel verschreibt, 0,7 Prozent der Wirtschaftsleistung für
Entwicklungszusammenarbeit bereit zu stellen (ODA-Quote / Official
Development Assistance). Selbst das ausdrückliche Minimalziel, die Quote
wenigstens konstant zu halten, wird durch die fehlende Aufstockung nicht
erreicht.

"Es ist nicht hinnehmbar, dass die eh schon zu geringe ODA-Quote weiter
fällt", sagt Renate Bähr, Geschäftsführerin der DSW. "Entsprechend seiner
Wirtschaftsleistung muss Deutschland ein verlässlicher und starker Partner
der globalen Entwicklung sein und mehr dafür tun, dass sich Menschen in
Entwicklungsländern selbst aus der Armutsspirale befreien können. Vor allem
für den Bereich Gesundheit stellen die geringen Mittel eine Bedrohung dar:
Der Globale Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Malaria und Tuberkulose wird im
Oktober 2019 für die kommenden drei Jahre finanziert. Der Eckwertebeschluss
stellt die Weichen dafür, wie hoch der Beitrag Deutschlands sein wird. Die
Chance, Millionen von Menschenleben zu retten, darf nicht verpasst werden,
sonst laufen wir Gefahr, die großen Erfolge der letzten Jahre zunichte zu
machen. Das ist Sparen am falschen Ende!"


Über die Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf Familienplanung
und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung beizutragen.
Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer Projekte. Auf
nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss auf politische
Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit, Familienplanung und
Gleichstellung der Geschlechter.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)
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REDE/988: Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel, 21.03.2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel

am Donnerstag, 21. März 2019, 9:05 Uhr in Berlin

(Vorläufiges Protokoll - Ausschriftung des Stenografischen Dienstes des
Deutschen Bundestages)



Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch ich grüße sehr herzlich die Abgesandten des französischen Parlaments
und sage für die Bundesregierung zu, dass wir mit der neugegründeten
Parlamentarischen Versammlung, die wir gestern auch im Bundestag
beschlossen haben, eng, gerne und vertrauensvoll zusammenarbeiten wollen.

Meine Damen und Herren, heute und morgen findet der letzte reguläre
Europäische Rat vor den Europawahlen im Mai statt. Eine Frage - das
verfolgen wir alle jeden Tag - hat uns in den letzten Tagen und Wochen
besonders in Atem gehalten: Wie wird der Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der Europäischen Union vonstattengehen? Leider muss ich
Ihnen heute sagen, dass wir auch acht Tage vor dem formalen Ausscheiden
Großbritanniens noch keine definitive Antwort auf diese Frage haben.

Die britische Premierministerin Theresa May hat gestern in einem Brief an
Donald Tusk um zwei Dinge gebeten:

Erstens. Eine positive Beschlussfassung des Europäischen Rates über das in
Straßburg mit der Kommission vereinbarte Dokument, das sich mit dem
sogenannten Backstop und seiner Interpretation beschäftigt. Ich glaube,
dass ich heute hier sagen kann, dass wir als Europäischer Rat dieser Bitte
nachkommen können, jedenfalls aus deutscher Sicht.

Zweitens. Die Bitte um eine Verschiebung des Austrittsdatums auf den 30.
Juni 2019. Über diese Frage werden wir heute unter uns, den 27 Staats- und
Regierungschefs, intensiv diskutieren. Diesem Wunsch können wir im
Grundsatz entsprechen, wenn wir in der nächsten Woche ein positives Votum
zu den Austrittsdokumenten im britischen Parlament bekommen würden.
Allerdings müssen wir beim konkreten Datum - 30. Juni 2019 - darauf achten,
dass wir Ende Mai die europäischen Wahlen haben. Das heißt, die Zukunft und
die Rechtmäßigkeit der Europawahl muss berücksichtigt werden; aber über
eine kurze Verlängerung kann man dann sicherlich positiv reden.

Tiefer gehende Diskussionen über unser Verhalten werden wir aber für den
Fall führen, dass es in der nächsten Woche zu keinem positiven Votum oder
keinem Votum des britischen Parlaments kommt. Dann werden wir uns
offenhalten, ob es zu einem weiteren Treffen des Europäischen Rates vor dem
Austrittsdatum kommen muss.

Ich bin nach wie vor davon überzeugt, dass wir eine geordnete Lösung des
Austritts Großbritanniens brauchen. Das ist nicht nur im Interesse
Großbritanniens - das wird in Großbritannien selbst diskutiert -, sondern
das ist vor allem auch im deutschen Interesse und im Interesse der 27
Mitgliedstaaten. Ich bin überzeugt, dass das zentrale Problem, das ja im
Grunde im Raume steht, letztendlich mit der Irland-Frage zu tun hat, mit
dem Verhältnis der Republik Irland zu Nordirland als Teil des Vereinigten
Königreiches Großbritannien und Nordirland, und dass es immer wieder um
diese schwierige Thematik geht: Wie kann man im Blick auf die zukünftigen
Beziehungen zwischen der Europäischen Union und Großbritannien einerseits
die Integrität des Binnenmarktes sichern, wenn es keine Zollunion geben
soll - das hat ja das britische Parlament so entschieden -, und
gleichzeitig das sogenannte Good Friday Agreement erfüllen, bei dem
Grenzkontrollen zwischen Nordirland und der Republik Irland ausgeschlossen
sind?

Dass das keine einfache Aufgabe ist, liegt auf der Hand. Aber wenn man eine
geordnete Lösung will, muss man auch in den verbleibenden Tagen alle Kraft
darauf lenken, dies möglich zu machen. Ich glaube, durch die
Austrittsdokumente, insbesondere die Ergänzung von Straßburg, sind hier
wichtige und aus meiner Sicht auch ausreichende Schritte gemacht worden.

Unabhängig vom Ausgang des Austritts streben wir aber vor allem zukünftig
gute und enge Beziehungen zueinander an; ich habe das hier oft gesagt. Das
gilt für die Außen- und Sicherheitspolitik, in der die Zusammenarbeit mit
Großbritannien in der NATO und in den Vereinten Nationen unverändert sehr
intensiv fortgesetzt werden soll. Und wenn wir als Europäer über die
Verbesserung unserer Handlungsfähigkeit in der Außen- und
Sicherheitspolitik im Rahmen von NATO und Vereinten Nationen nachdenken,
dann muss das Vereinigte Königreich immer Teil unserer Überlegungen sein.

Das gilt aber auch für die Zusammenarbeit in der inneren Sicherheit; der
Bundesinnenminister hat darauf immer wieder hingewiesen. Wir haben eine
sehr enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit.

Das gilt auch für die Zusammenarbeit in den Bereichen Wissenschaft und
Forschung, in denen in den letzten Jahrzehnten enge und fruchtbare
Beziehungen entstanden sind. Internationale Forschungszentren wie das
Genfer Kernforschungszentrum CERN oder die Internationale Raumstation ISS
zeigen uns Tag für Tag, was wir leisten können, wenn wir eng
zusammenarbeiten.

Es bleibt der Sachverhalt: Nach dem Austritt Großbritanniens werden die
Beziehungen zu Großbritannien nicht so eng sein können, wie wenn
Großbritannien Teil der Europäischen Union ist. Aber die Tür für eine enge
Zusammenarbeit in Freundschaft und zum gegenseitigen Nutzen steht von
unserer Seite weit offen.

Sosehr wir auf eine geordnete Lösung hinarbeiten, so sehr bereiten wir uns
allerdings seit Wochen und Monaten darauf vor, dass es auch einen
ungeregelten Austritt Großbritanniens geben kann. Dazu wurden auf
europäischer Ebene und auf nationaler Ebene, auch hier im Parlament, eine
Vielzahl von Maßnahmen ergriffen. Auf europäischer Ebene wurden Regelungen
getroffen, die auch nach einem ungeregelten Austritt Großbritanniens den
Flug- und Güterverkehr zwischen der Europäischen Union und Großbritannien
zunächst einmal sicherstellen. Erasmus-Studierende sollen ihre Studien ohne
Einschränkungen fortführen können. Britische Staatsbürger sollen für
Kurzaufenthalte in der EU-27 von der Visumspflicht befreit sein.

Auch hier in diesem Hohen Hause haben wir viele Maßnahmen auf den Weg
gebracht, um die größten Härten abzufedern. So sollen etwa britische
Staatsbürger, die bei uns eine neue Heimat gefunden haben, auch weiter hier
rechtssicher leben und arbeiten können. Wir haben Fragen zur
Krankenversicherung in beiden Ländern gelöst und unsere Personalkapazitäten
beim Zoll deutlich aufgestockt, um Engpässe bei der Warenabfertigung zu
vermeiden.

Ich darf heute für die Bundesregierung sagen: Auch wenn wir die wichtigsten
Notfallmaßnahmen bereits getroffen haben, werden wir uns, trotz dieser
getroffenen Maßnahmen, bis zum letzten Tage - ich sage: bis zur letzten
Stunde - dafür einsetzen, dass diese Notfallplanung nicht zum Tragen kommt,
sondern dass wir auch in den verbleibenden, zugegebenermaßen wenigen Tagen
alles daransetzen, eine geordnete gemeinsame Lösung hinzubekommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, so schmerzhaft der Austritt Großbritanniens
auch ist, so haben wir natürlich trotzdem sehr viel zu tun und müssen uns
darauf konzentrieren - das haben wir in den vergangenen Jahren auch getan -
, uns mit der Zukunft der Europäischen Union der 27 Mitgliedstaaten in
einer Welt zu beschäftigen, die sich zehn Jahre nach dem Vertrag von
Lissabon, zehn Jahre nach der Finanzkrise und 30 Jahre nach dem Fall des
Eisernen Vorhangs erkennbar global neu ordnet.

Neue Wirtschaftsmächte aus Asien, allen voran China, stellen unsere Art, zu
wirtschaften und zu handeln, vor neue Herausforderungen; ich würde sagen:
vor fundamentale Herausforderungen. Wir erleben, dass der Multilateralismus
zunehmend unter Druck gerät. Das System der multilateralen Zusammenarbeit
hat uns in den vergangenen Jahrzehnten eine bisher nie dagewesene Epoche
des Friedens und des Wohlstands gebracht, und das steht für uns nicht zur
Disposition. Wir gründen unsere Arbeit weiter auf die multilaterale
Zusammenarbeit zum Gewinn aller.

Europa hat als gestaltende Friedensmacht heute einen festen Platz in der
internationalen Politik. Die Rolle Europas wird in den nächsten Jahren
allerdings zunehmen. Europa ist ein Hort der Demokratie und Menschenrechte,
trotz aller Anfechtungen, die wir auch innerhalb der Europäischen Union
spüren. Europa ist ein Ort, an dem Minderheiten vor Verfolgung geschützt
werden. Europa bedeutet Freiheit, zu sagen, und es bedeutet eben auch,
sagen zu können, schreiben zu können, glauben zu können, was jeder für
richtig hält - natürlich im Rahmen unserer rechtlichen Ordnung.

Auf dieser Wertebasis hat Europa seinen Bürgerinnen und Bürgern in der
Vergangenheit zwei große Versprechen gegeben, die es auch in der Zukunft
gilt einzuhalten: auf der einen Seite das Wohlstandsversprechen und auf der
anderen Seite das Sicherheitsversprechen.

Angesichts der weltweiten Dynamik ist es nicht mehr selbstverständlich,
dass wir diese Versprechen auch so einfach einhalten können. Deshalb ist es
folgerichtig, dass die Debatte über unser Wohlstandsversprechen ein
wichtiges Thema des heutigen und morgigen Europäischen Rates ist.

Wir können sagen, dass zehn Jahre nach dem Ende der internationalen
Finanzkrise Europa insgesamt wieder mit einer besseren Bilanz dasteht. Die
Arbeitslosigkeit befindet sich auf einem Tief, auch wenn immer noch viel zu
viele Menschen, vor allen Dingen junge Menschen, ohne Arbeit sind. Die
Staatsverschuldung ist insgesamt leicht zurückgegangen. Für Deutschland
können wir immerhin konstatieren, dass wir die 60-Prozent-Marke der
Verschuldung in Bezug auf das Bruttoinlandsprodukt unterschritten haben.

In den vergangenen Jahren ist die Wirtschaft der Europäischen Union als
Ganzes gewachsen. Wir verzeichnen seit zwei Jahren in jedem einzelnen
Mitgliedstaat der Europäischen Union Wachstum, auch wenn sich die
Aussichten zuletzt etwas eingetrübt haben. Wir sehen also, dass die
Entwicklung in die richtige Richtung geht. Aber ich sage ganz deutlich: Das
reicht nicht aus, um in vielen Bereichen mit der Weltspitze mitzuhalten
oder sie sogar zu definieren.

Zwei Bereiche ragen hier heraus. Das Erste ist, dass wir alles tun müssen,
um unsere gemeinsame Währung zu festigen. Hier ist vieles entstanden; hier
ist auch sehr viel gearbeitet worden. Ich möchte dem Bundesfinanzminister
dafür danken. Wir haben Fortschritte bei der Banken- und Kapitalmarktunion
gemacht, aber es geht jetzt darum, sie schnell zu vollenden. Und dabei gilt
für uns natürlich: Ohne Risikoabbau kann es auch keine Risikoteilung geben.

Aber das bewusste Einsetzen für einen starken Euro ist mehr als eine
finanzpolitische Sache; denn das wird außerhalb Europas als ein Signal
verstanden, dass Europa bereit ist, zusammenzustehen, dass Europa bereit
ist, den Binnenmarkt auch wirklich zu leben, dass Europa einheitlich
auftreten will.

Sie wissen, dass es den Finanzministern gelungen ist, beim Euro-Zonenbudget
deutlich voranzukommen, um unsere Wettbewerbsfähigkeit und Konvergenz
weiter zu stärken. Ausgangspunkt hierzu waren die deutsch-französischen
Einigungen.

Wir arbeiten mit einer Reihe von Mitgliedstaaten weiter entschlossen an der
Einführung einer gemeinsamen Finanztransaktionsteuer. Allerdings ist die
Geschichte der Schaffung dieser Steuer natürlich alles andere als eine
einfache Sache. Und es zeigt sich: Wenn wir nicht globale Übereinstimmung
über bestimmte Dinge haben, dann ist es auch sehr schwer, sie lokal in der
Europäischen Union umzusetzen. Nichtsdestotrotz haben wir jetzt die Chance,
einen ersten Schritt zu machen. Dafür noch einmal Dank an Olaf Scholz!

Meine Damen und Herren, es geht neben der Festigung der Währung zweitens
darum, im Zeitalter der Digitalisierung zukünftig Arbeitsplätze in Europa
nicht nur zu erhalten, sondern auch neue zu schaffen. Unstrittig ist dafür
die europäische Industrie der Schlüssel. Sie steht für 80 Prozent unserer
Exporte, und sie steht für 30 Millionen Arbeitsplätze in der Europäischen
Union. Aber unstrittig ist auch, dass diese industrielle Basis vor großen
Herausforderungen steht.

Vieles ist heute definiert über das Management von großen Datenmengen, Big
Data, und über die künstliche Intelligenz. Daran wird sich entscheiden, wie
die Produkte von morgen aussehen. Aber nur ein kleiner Teil der
europäischen Unternehmen bestimmt dabei den Gang der Dinge. Viel zu viele
Innovationen kommen aus den Vereinigten Staaten von Amerika und aus Asien.
Da gilt es, in einem fairen Wettbewerb aufzuholen.

Natürlich lebt unsere industrielle Basis vom Mittelstand. Aber die Wahrheit
ist auch, dass mit Blick auf Plattformen, Wirtschaft und anderes große
Player notwendig sind, um Marktmacht zu erreichen und dem Mittelstand eine
Entwicklungschance zu geben. Deshalb werden wir morgen auf dem Europäischen
Rat über strategische Fragen der Industriepolitik sprechen. Deutschland und
Frankreich haben hierfür einen Vorschlag gemacht. Viele andere
Mitgliedstaaten haben auch ihre Vorstellungen eingereicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte uns, nicht immer reflexartig
darauf zu reagieren, wenn es um Industriepolitik und um strategische
Industriepolitik geht.

Das heißt mitnichten, dass der Staat an die Stelle der
Wirtschaftsunternehmen tritt. Ich mache es an einem Beispiel deutlich: Wenn
wir im Bereich der Automobilindustrie eine Vielzahl von ordnungsrechtlichen
Regelungen machen, insbesondere im Bereich des Klimaschutzes, wenn wir
vorgeben, dass bis 2030 die Pkw-Flotten der einzelnen Hersteller die 
CO2-Emissionen gegenüber 2020 um 37,5 Prozent mindern müssen, wenn wir
feststellen, wie die Lkws sich entwickeln, wenn wir jahresscheibengerecht
im Nicht-ETS-Bereich, also im Nichtversteigerungsbereich von Zertifikaten,
festgelegt haben, wie hoch die CO2-Emissionen jedes nationalen Staates in
der Europäischen Union in den nächsten Jahren bis 2030 sein werden, dann
kann man doch nicht blind einfach sagen: Das machen wir alles
ordnungsrechtlich als Leitplanken, aber um die Frage, wie sich die
Mobilität in Europa entwickelt, wie dabei Arbeitsplätze erhalten bleiben,
machen wir uns keine Gedanken. Ich sage eindeutig: Ich stimme dem
Bundeswirtschaftsminister zu, wenn er sagt: Wir können nicht einfach
zusehen, wenn große Teile der Wertschöpfungskette in Europa überhaupt nicht
mehr angesiedelt sind.

Deshalb ist es doch natürlich wichtig, industrielle Partner zu finden, wenn
es um eine Batteriezellenproduktion geht.

Wir können doch nicht zuschauen, wenn uns Jahr für Jahr erklärt wurde, das
sei vielleicht nicht so wichtig - glücklicherweise hat sich diese Meinung
jetzt verändert -, sondern wir müssen proaktiv und ausbrechend aus dem
klassischen Beihilferahmen, der uns das nicht ermöglicht, Projekte - -

(Annalena Baerbock [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Natürlich ermöglicht er das!)

- Nein, Frau Baerbock, der klassische Beihilferahmen ermöglicht es uns
nicht.

Deshalb hat die Europäische Union auch sinnvollerweise strategische
Projekte definiert, die wir schon in der Chipproduktion anwenden und die
wir jetzt auch in der Batteriezellenproduktion anwenden können. Nationale
Fördermittel plus europäische Fördermittel können so gebündelt werden, dass
wir aus dem Binnenmarkt auch wirklich Profit ziehen und transnational,
nämlich über unsere nationalen Grenzen hinweg, große Innovationen
begleiten. Das ist richtig, meine Damen und Herren. Deshalb ist es wichtig,
dass wir über eine solche Industriestrategie sprechen.

Anders werden wir im Übrigen das Potenzial des Binnenmarktes nicht heben
können, weil ansonsten jeder für sich allein arbeitet. Wir werden genauso
eine Vernetzung in den Fragen der disruptiven Innovationen brauchen. Wir
werden genauso eine Vernetzung brauchen bei den Fragen der Chipproduktion -
das haben wir schon angestoßen - und auch bei den Vernetzungen der
künstlichen Intelligenz. Deutschland und Frankreich wollen hier vorangehen.

Meine Damen und Herren, natürlich muss das alles mit den Herausforderungen
zusammengedacht werden. Dazu gehört auch eine kohlenstofffreie Produktion
im Laufe dieses Jahrhunderts. Der industrielle Sektor wird einen
Riesenbeitrag dazu leisten müssen.

Aber zu glauben, Ordnungsrecht sozusagen in einzelnen Bereichen anzusetzen
und sich ansonsten über die Gesamtentwicklung keine Meinung zu bilden, das
wäre der falsche Weg. Deshalb halte ich diese Diskussion über
Industriepolitik für ausgesprochen wichtig.

Ein weiterer großer Punkt ist: Wie definieren wir unsere
Handelsbeziehungen? Hier haben wir eine Vielzahl von Fortschritten gemacht.
Ich erinnere nur an das Freihandelsabkommen mit Japan. Es stehen jetzt
Gespräche mit den Vereinigten Staaten von Amerika auf der Tagesordnung. Ich
sage ganz offen: Wir haben in den Gesprächen alles Interesse daran, dass
wir nicht neue Zölle einführen, sondern dass wir Zölle abbauen. Dem fühlt
sich die Bundesregierung verpflichtet.

Allerdings stimme ich der französischen Position zu: Wir brauchen ein Maß
an Reziprozität. - Wenn wir zum Beispiel zu amerikanischen Märkten bei
öffentlichen Ausschreibungen in vielen Bundesstaaten keinen Zugang haben,
dann muss sich das auf die Frage "Wer hat von der amerikanischen Seite
Zugang zu öffentlichen Ausschreibungen in Deutschland?" in gewisser Weise
auswirken.

Die Frage der Reziprozität gilt noch mehr, wenn wir über China sprechen. Am
9. April wird es einen EU-China-Gipfel geben. Den werden wir auf dem
Europäischen Rat vorbereiten. Das passt auch sehr gut zu der Diskussion
über die strategischen Industriefragen. Natürlich ist auf der einen Seite
China strategischer Partner, auf der anderen Seite ist China strategischer
Wettbewerber. Ich bin der Europäischen Kommission sehr dankbar, dass sie
ein Positionspapier ausgearbeitet und in vielen Teilen, in denen es um die
Beziehungen zu China geht, klar formuliert hat, dass wir in gewisser Weise
in einem Systemwettbewerb stehen. Wir setzen auf die freiheitlich geprägte
soziale Marktwirtschaft; China setzt auf eine gelenkte Staatswirtschaft.

Diese Widersprüche zu benennen, heißt ja nicht, nicht gut zusammenarbeiten
zu wollen. Man darf sich nur überhaupt keine Illusionen machen, dass wir in
zwei unterschiedlichen Systemen arbeiten.

Deshalb kommt es darauf an - und daran hat es in der Vergangenheit sehr oft
gemangelt -, dass wir als Europäische Union, als die 27 Mitgliedstaaten
eine gemeinsame Position gegenüber unseren Partnern auf der Welt vertreten.
Das gilt gegenüber China, das gilt gegenüber den Vereinigten Staaten und
gegenüber jedem anderen Land, meine Damen und Herren.

Das zweite große Versprechen, das wir den Bürgerinnen und Bürgern Europas
gemacht haben, ist das Sicherheitsversprechen. Die Einsicht, dass wir in
Europa mehr Verantwortung für unsere eigene Sicherheit übernehmen müssen,
teilen wir, glaube ich, alle.

Das zeigen uns auch die Geschehnisse vor unserer Haustür: ob ich an die
Ukraine erinnere, wo die widerrechtliche Annexion der Krim gerade noch
einmal im öffentlichen Fokus stand, oder ob ich an Syrien und andere
Konfliktherde erinnere. Damit Europa zukünftig Antworten auf die neuen
geopolitischen Herausforderungen geben kann, müssen wir natürlich nach
innen und außen die Voraussetzungen dafür schaffen.

In den letzten Jahren und auch heute noch hat uns das Thema Migration in
besonderer Weise beschäftigt. Wir sind an einigen Stellen der europäischen
Asylpolitik durchaus vorangekommen. Ich will an eine Selbstverständlichkeit
- eigentlich - erinnern, die wir jetzt endlich in Angriff nehmen - ich
bedanke mich beim Bundesinnenminister, dass das auch vorangetrieben wird -,
nämlich an das EU-weite Ein- und Ausreiseregister, das 2020 dann auch
wirklich funktionsfähig sein kann.

Eigentlich - das sage ich mal im Rückblick - hätte man es mit der
Einführung des Schengen-Raums sofort vereinbaren müssen. Das ist klar, wenn
wir uns heute die Dinge anschauen.

Es ist eigentlich eine Trivialität, dass man, wenn man einen gemeinsamen
Raum hat, auch weiß, wer drin ist und wer ausreist.

Aber lieber spät als nie, sage ich mal. Jetzt geht es darum, das schnell zu
schaffen.

Wir haben einen besseren Schutz der Außengrenzen, wir haben auch eine neue
Partnerschaft mit Afrika definiert, an deren Umsetzung wir allerdings noch
viel zu arbeiten haben.

Zur Wahrheit gehört aber auch, dass wir längst nicht alles erreicht haben.
Es geht jetzt um die Frage: Kann man unter den 27 Mitgliedstaaten
unterschiedliche Formen der Solidarität bei dem Thema "Bekämpfung der
illegalen Migration" und bei der Einführung einer regulären, legalen
Migration haben? Können Mitgliedstaaten unterschiedliche Verantwortungen
übernehmen? Ich sage eindeutig: Ja. Aber ich sage auch deutlich: Es kann
nicht sein, dass einzelne Mitgliedstaaten erklären, dass sie sich an einer
solidarischen Verteilung von Flüchtlingen nicht - gar nicht und überhaupt
nicht - beteiligen.

Es geht also um Prinzipien; aber es kann natürlich ansonsten
unterschiedliche Gewichte geben.

Dann, meine Damen und Herrn, geht es um unsere Handlungsfähigkeit nach
außen - ich sage ausdrücklich: in Zusammenarbeit mit der Nato und nicht
anderweitig -, und da ist die Schaffung der Ständigen Strukturierten
Zusammenarbeit, PESCO, von großer Bedeutung.

- Von großer Bedeutung! - Sie wird dazu führen, dass wir eine militärische
Kohärenz unter den Mitgliedstaaten der Europäischen Union erreichen, gerade
auch, was die Fähigkeit im Einsatz anbelangt.

Sie wird auch dazu führen, dass wir eine Rüstungsindustrie haben und
Waffensysteme haben, die nicht so vielfältig sind, wie das heute der Fall
ist.

Vielmehr werden wir gemeinsame Waffensysteme für die Zukunft entwickeln.
Das ist allemal effizienter und besser hinsichtlich des Mitteleinsatzes.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, hier sind wir in
einem Gebiet, das uns alle beschäftigt und in dem es niemandem ganz leicht
fällt, die Aufgaben der Zukunft auch wirklich zu akzeptieren und
vollumfänglich unseren Beitrag zu leisten.

Da geht es auf der einen Seite um die finanzielle Ausstattung; darüber ist
ja ausführlich diskutiert worden. Ich bitte, dass wir nicht nur das, was
wir noch nicht geschafft haben, in den Mittelpunkt stellen, sondern
vielleicht auch mal das, was wir seit den Beschlüssen von Wales schon auf
den Weg gebracht haben. Wir sind gestartet bei 1,18 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts. Der gestern vorgestellte Haushaltsentwurf sagt 1,37
Prozent voraus - das in Zeiten des Wachstums. Das ist ein Schritt. Man kann
sagen: "Das reicht noch nicht", aber wir sollten uns nicht selbst
demotivieren. Deshalb sage ich: Das sind wichtige Schritte, die wir gemacht
haben im Hinblick auf die Bundeswehr, aber auch im Hinblick auf das
Vertrauen in unsere Arbeit.

Ich sage aber auch: Wir haben für 2024 mit 1,5 Prozent eine Verpflichtung
bei der NATO abgegeben. Das wirkt sich natürlich auch auf die Strukturierte
Zusammenarbeit in der Europäischen Union aus, die noch nicht die
Erwartungen aller im Bündnis erfüllt. Aber dass wir diese abgegebene
Verpflichtung nun wirklich auch einhalten, dafür stehe ich, und dafür steht
auch die Bundesregierung, meine Damen und Herren.

Das wird uns Kraft abverlangen.

Dann haben wir einen zweiten Punkt. Wir alle sprechen sehr schnell von
europäischen Streitkräften. Wir sprechen davon, dass wir natürlich
europäische Waffensysteme entwickeln müssen. Und das wird natürlich nur in
Kooperation gehen. Meine Damen und Herren - ich will jetzt hier gar keinen
sozusagen ins Visier nehmen -: Es ist vollkommen unstrittig, dass vernetzte
Kooperation bei der Schaffung zukünftiger Waffensysteme - zum Beispiel
eines zukünftigen Panzers unter deutscher Führung oder eines zukünftigen
Flugzeugsystems unter französischer Führung - Verlässlichkeit zwischen den
Partnern bedeutet und es nicht etwa durch Nichtlieferung von wenigen Teilen
dazu kommen darf, dass andere überhaupt nicht mehr aktionsfähig sind.

Jetzt kommen wir an einen Punkt, den ich heute hier nur ganz abstrakt
benennen will - ich könnte konkret das Urheberrecht nehmen, bei dem wir uns
in diesen Tagen über den Artikel 13 sehr auseinandersetzen -: Wir machen
hier zu Hause eine Koalitionsvereinbarung; wir schreiben etwas hinein,
finden das auch alle richtig und stehen dazu. Jetzt sind wir Partner
innerhalb der Europäischen Union, und jetzt kommt ein anderer Partner mit
aus seiner Perspektive genauso guten Gründen und sagt: Ich sehe das aber
anders. - Beim Urheberrecht hat Frankreich gesagt: Ihr könnt nicht alle
Start-ups beim Leistungsschutz ausnehmen; das geht nicht; das würde dazu
führen, dass es nur noch Start-ups gibt und überhaupt keinen
Leistungsschutz für die Kreativen mehr. - Wir haben gesagt: Wir sehen das
ein bisschen anders. - Das Europäische Parlament, Europa, hat fast eine
Dekade diskutiert, um zu einem Leistungsschutzrecht zu kommen. Müssen wir
am Ende bereit sein, ein Stück von unseren Positionen abzugeben, damit auch
andere Kompromisse eingehen, oder sagen wir: "Nein, einmal
niedergeschrieben, Koalitionsvereinbarung 2018, null Veränderung"? Ich
glaube, dann können wir keine guten Partner sein. Das ist natürlich hart,
das ist schwierig, und wir werden ja nun auch versuchen, ohne die in der
Richtlinie gar nicht genannten Uploadfilter auszukommen.

Ich sage das genauso für unsere Rüstungsexporte: Wenn Großbritannien oder
Frankreich eine andere Haltung zu der Frage haben, wie man Einfluss auf
arabische Partner nimmt, um den Jemen-Krieg zu beenden, als wir, die wir
ein andere Methode für richtiger halten, kann es da sein, dass wir dann
sagen: "Von uns gibt es kein Teil mehr für irgendein Produkt, das in
Großbritannien oder Frankreich gefertigt wird"?

Das sind die Fragen, vor denen wir stehen, und zwar nicht nur heute. Vor
denen werden wir immer und immer wieder stehen.

Deshalb wünsche ich mir in diesem Hohen Hause darüber eine sehr
grundsätzliche Debatte. Ansonsten gelten wir nämlich als moralisch
überheblich - das kommt mir entgegen -, oder wir gelten als zu
prinzipientreu, oder wir gelten als kompromissunfähig.

Wir können noch so viele Lippenbekenntnisse für ein tolles Europa abgeben
und dazu, wie wir alle zusammenarbeiten wollen, die Wahrheit ist konkret,
meine Damen und Herren. Das ist leider in vielen Fragen der Fall.

Sind wir also bereit, dieses Europa zu stärken? Ich finde, alles spricht
dafür, dass wir das tun sollten, weil 60 Jahre Freiheit, 60 Jahre Frieden,
60 Jahre Wohlstand damit verbunden sind, weil Europa bei allen Problemen,
die wir haben, im Verhältnis zu vielen anderen Regionen in der Welt saubere
Luft und gute Bildung für unsere Kinder bedeutet, weil Europa die beste
medizinische Versorgung auf der Welt bietet, die höchsten Standards beim
Verbraucherschutz und beim Datenschutz, weil die Marktwirtschaft den
Menschen Möglichkeiten zur wirtschaftlichen Entfaltung und gleichzeitig
sozialen Schutz bietet. Lohnt es sich, für dieses Europa weiter zu kämpfen?
Ich sage: Ja. Es gibt aus meiner Sicht keine Möglichkeit, anderweitig
unseren deutschen Wohlstand, unsere Art, zu leben, besser zu schützen als
in einem gemeinsamen Europa. Das bestimmt das Handeln der Bundesregierung.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

 * 

Quelle:

Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel

am Donnerstag, 21. März 2019, 9:05 Uhr in Berlin

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungserklaerung-von-bundeskanzlerin-merkel-1592628

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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AFRIKA/2192: Nigeria - am Markt vorbei ... (SB)




Die Zentralbank von Nigeria hat ihre Unterstützung dafür angekündigt,
das Land binnen weniger Jahre vom Palmölimporteur zum weltweit
drittgrößten -exporteur aufsteigen zu lassen. Damit läuft Nigeria
einem Entwicklungsmodell hinterher, das möglicherweise überholt ist.
So wird die Europäische Union ihren Palmölverbrauch wieder
zurückfahren. Daß Nigeria seine Palmölkonkurrenten Thailand und
Kolumbien übertreffen will, erscheint angesichts der gegenwärtigen
Weltmarktentwicklung unsinnig. Leidtragende werden die Kleinbauern
sein, die dazu verlockt werden, Flächen zu roden und Plantagen mit
Palmen anzulegen, für deren Früchte sie voraussichtlich am Ende
weniger erhalten als für Agrarerzeugnisse, die sie auf der gleichen
Fläche erzeugen und auf heimischen Märkten verkaufen könnten.

Am 18. März stellte Zentralbankgouverneur Godwin Emefiele in Nigerias
Hauptstadt Abuja die Initiative seiner Institution vor. Seiner
Rechnung nach würde Nigeria bei einem Weltmarktpreis von 600 Dollar
pro Tonne Palmöl und einer angenommenen Produktionsmenge von 16 Mio.
Tonnen jährlich Einnahmen in Höhe von annähernd zehn Milliarden
Dollar generieren. [1]

Diese Rechnung wirkt reichlich optimistisch. Zur Zeit (21. März 2019)
liegt der Weltmarktpreis für Palmöl bei 516 Dollar pro Tonne. Man
käme somit nicht auf 10 Mrd., sondern 8,3 Mrd. Dollar Einnahmen.
Allerdings scheint auch diese Zahl noch geschönt, denn man muß sich
fragen, wie Nigeria 16 Mio. Tonnen Palmöl produzieren will.
Gegenwärtig erzeugt es im Durchschnitt rund zwei Tonnen pro Hektar.
Das heißt, es müßte auf acht Millionen Hektar Palmen anbauen, es sind
hierfür jedoch nur drei Millionen Hektar Agrarland verfügbar. Dabei
handelt es sich um Flächen, auf denen entweder schon Palmen stehen -
wobei viele bereits so alt sind, daß sie nur noch geringe Erträge
abwerfen - oder als "ungenutzt" deklariert sind.

An einer solchen Kennzeichnung bestehen allerdings erhebliche
Zweifel. In den meisten Fällen - ob in Afrika, Südostasien oder
Lateinamerika -, werden "ungenutzte" Flächen sehr wohl genutzt, und
zwar von der örtlichen Bevölkerung, die dort Holz, Beeren, Pilze oder
Honig sammelt oder zeitweilig ihr Vieh weiden läßt. Diese Menschen
haben zwar häufig keinen notariell beglaubigten Besitztitel für das
Land, aber ein Gewohnheitsrecht, es zu nutzen.

Woher sollen also die zusätzlichen fünf Mio. Hektar kommen? Emefiele
berichtete, daß alle Bundesstaaten in den nigerianischen Regionen
South-South und South-East zugestimmt haben, jeweils mindestens
100.000 Hektar für die Initiative zur Verfügung zu stellen. Eine
einfache Rechnung zeigt, daß nicht einmal das genügen würde, selbst
wenn die Zusagen vollständig erfüllt werden. In der Region
South-South werden sechs Bundesstaaten (Akwa Ibom, Bayelsa, Cross
River, Delta, Edo und River) zusammengefaßt, in South-East hingegen
fünf (Abia, Anambra, Ebonyi, Enugu und Imo). Bei zusammen elf
Bundesstaaten käme man auf eine zugesagte Gesamtfläche von 1,1 Mio.
Hektar für die Palmölinitiative. Es fehlen also weitere 3,9 Mio.
Hektar.

Aufgrund der Variablen "Weltmarktpreis" und "Ertrag" müßte obige
Rechnung neu erstellt werden, sobald sich ein Parameter ändert. Würde
sich zum Beispiel der Weltmarktpreis oder der Ertrag pro Hektar
verdoppeln, würde sich die "fehlende" Fläche halbieren. Umgekehrt
gilt, daß der Flächenbedarf noch zunimmt, ginge der Weltmarktpreis in
den Keller. Palmen wachsen nun im tropischen Gürtel. Sollte es dort
"ungenutzte" Fläche geben, handelte es sich wahrscheinlich um
tropischen Regenwald. Wieviele Millionen Hektar einer solchen
artenreichen, klimatisch wichtigen Region sollen für Ölpalmplantagen
gerodet werden?

Nach drei bis vier Jahren können Palmen die ersten Früchte tragen,
bis dahin werden die Erzeuger keinerlei Einnahmen erwirtschaften.
Große Plantagenbesitzer können die Durststrecke vielleicht
kompensieren. Ganz anders sieht es bei Kleinbäuerinnen und
Kleinbauern aus. Die höchsten Erträge liefert die Pflanze zwischen
dem 10. und 18. Jahr.

Die Ernte der Palmfrüchte ist sehr arbeitsintensiv. Pro 1000 Hektar
wird mit 350 Personen gerechnet. Insofern trifft der Hinweis des
nigerianischen Zentralbankchefs zu, daß durch die Plantagen viele
Arbeitsplätze geschaffen werden. Allerdings hat er nicht erwähnt, daß
die Arbeit in der Regel schlecht bezahlt wird und daß Kleinbauern,
die einem Zwischenhändler zuarbeiten, nur wenig Geld für ihre Ware
erhalten. Die häufig schwankenden Weltmarktpreise werden, sofern
keine langfristigen Abnehmerverträge vereinbart wurden, meist nach
unten durchgereicht.

Vor einer Woche hat die EU-Kommission eine Delegierte Verordnung
erlassen, wonach zwischen 2023 und 2030 der Anteil von Palmöl für
Biokraftstoffe auf Null reduziert werden soll. [2] Der Grund: Palmöl
ist nicht die klimafreundliche Alternative zu fossilen
Energieträgern, wie es mitunter behauptet wurde. Ein nigerianischer
Zentralbankchef sollte eigentlich wissen, daß die EU diese Trendwende
schon vor längerer Zeit eingeleitet hat. Auch wenn die Europäer nicht
das Maß aller Dinge sind, als daß sie sich manchmal wähnen, die EU
als zweitgrößter Palmölimporteur der Welt nach Indien ist in diesem
Fall durchaus relevant. Vielleicht hofft Nigeria darauf, sich des
Schlupflochs in der EU-Gesetzgebung zu bedienen, wonach Palmöl von
Plantagen, die kleiner als fünf Hektar sind oder in ungenutzten
Gebieten angelegt werden, weiterhin akzeptiert wird.

Nigeria importiert jährlich Palmöl im Wert von 500 Mio. Dollar, es
wird demnach auch innerhalb Nigerias gebraucht. Der größte Teil, der
in den nächsten Jahren produziert werden soll, wird jedoch,
spätestens wenn der heimische Bedarf gedeckt ist, in den Export
fließen. Wie bei der Plantagenarbeit im allgemeinen üblich, erhalten
jene, die die körperlich anstrengendste, physisch
verschleißträchtigste und damit gesundheitlich ruinöseste Arbeit
verrichten, den allergeringsten Anteil an der Wertschöpfungskette.
Die Zentralbank von Nigeria hat sich in der Vergangenheit nicht darin
hervorgetan, an diesem eklatanten gesellschaftlichen Widerspruch
irgend etwas zu ändern.


Fußnoten:

[1] http://thenationonlineng.net/cbn-vows-to-make-nigeria-worlds-third-palm-oil-producer/

[2] https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2019-762855_de

21. März 2019
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BANK/561: Geplante Bankenfusion - "Einsparungen sind noch keine Geschäftsidee" (idw)


Universität zu Köln - 20.03.2019

Geplante Bankenfusion: "Einsparungen sind noch keine Geschäftsidee"



Deutsche Bank und Commerzbank hatten am vergangenen Sonntag den Beginn
formeller Fusionsverhandlungen bestätigt. Die Risiken einer Fusion sind
beträchtlich, sagt Professor Dr. Thomas Hartman-Wendels, Bankenexperte der
Universität zu Köln.

Seit dem Wochenende ist es offiziell: Die beiden größten deutschen
Finanzinstitute wollen über einen Zusammenschluss verhandeln. Sollten
Deutsche Bank und Commerzbank zusammengehen, entstünde daraus eine neue
Riesenbank mit rund 38 Millionen Privat- und Firmenkunden und anfänglich
rund 140.000 Mitarbeitern. Beide Banken tragen noch die Narben der
Finanzkrise: Die Deutsche Bank kosteten Skandale viel Geld, drei Mal in
Folge musste das Bankhaus Jahresverluste melden, der Aktienkurs sank. Die
Commerzbank musste in Folge der Finanzkrise mit Milliarden vom deutschen
Staat gerettet werden. So ist der Bund weiterhin mit rund 15 Prozent an
der Bank beteiligt.


Statement von Professor Dr. Thomas Hartman-Wendels:

"Eine Fusion von Deutscher Bank und Commerzbank wird damit begründet, dass
Deutschland als bedeutende Wirtschaftsmacht Sitz einer international
führenden Bank sein müsste. Mit einem ähnlichen Argument wurde bereits in
den 90er Jahren vom damaligen Bundeskanzler Schröder ein Zusammengehen der
Deutschen Bank mit einer ausländischen Großbank favorisiert. Diesmal soll
nun das Ziel durch das Zusammengehen zweier deutscher Banken erreicht
werden.

Unternehmen benötigen eine kompetente Begleitung durch Banken, aber
muss es unbedingt eine große Bank sein?

Das Rückgrat der deutschen Wirtschaft bilden kleinere und mittlere
Unternehmen, deren Bedarf an Finanzdienstleistungen durch Sparkassen sowie
Volks- und Raiffeisenbanken bedient wird. Die Bedeutung des Mittelstandes
hat inzwischen auch die Commerzbank erkannt und fokussiert sich mit
einigem Erfolg auf dieses Segment. Große Unternehmen benötigen
Finanzdienstleistungen, die vom Volumen und der Komplexität her nur von
großen Banken erbracht werden können.

Warum soll eine Deutsche Bank in der jetzigen Größe dafür zu klein
sein?

Als weiteres Argument für eine Fusion werden Kosteneinsparungen ins Feld
geführt. Dopplungen von Zweigstellen können vermieden werden und auch im
Verwaltungsbereich können zahlreiche Arbeitskräfte eingespart werden, die
Rede ist von bis zu 30.000 Arbeitsplätzen, die wegfallen könnten. Richtig
ist, dass der Kostenblock beider Banken viel zu hoch ist, bis aber
Einsparungen wirksam werden, wird viel Zeit vergehen und zunächst müssten
erst einmal gewaltige Aufwendungen für die Integration der beiden Häuser
gestemmt werden. Das bindet Ressourcen, die dringend benötigt werden, um
beide Häuser vor dem Hintergrund der Herausforderungen durch die
Digitalisierung zukunftsfähig zu machen. Hinzu kommt: Einsparungen sind
zwar notwendig, sie sind aber keine Geschäftsidee und eine solche ist mit
der angestrebten Fusion gar nicht erkennbar.

Was geschieht, wenn die Fusion schiefgeht?

Nach der Finanzkrise war stets zu hören, dass keine Bank so groß sein
darf, dass sie bei einer Schieflage mit Steuermitteln gerettet werden
muss. Bei einer fusionierten Deutschen Commerzbank wäre es noch schlimmer:
Eine Regierung, die sich als Taufpate einer Fusion geriert, gibt quasi
eine Garantie ab, im Ernstfall für eine Rettung bereitzustehen. Dies kann
man auch als Einladung an die Banker verstehen, bedenkenlos Risiken
einzugehen."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 20.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNTERNEHMEN/2760: Schweiz - Das Ende der RUAG (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das Ende der RUAG

Medienmitteilung der GSoA vom 18.3.2019



Heute [18. März 2019] hat der Bundesrat der Schweiz über die fast
vollständige Privatisierung der RUAG informiert. Auch die RUAG Ammotec
(Munitionsgeschäft) soll verkauft werden. Für die GSoA [1]
ist klar: Der Bundesrat drückt sich vor der Verantwortung beim Export
von Kriegsmaterial aus der Schweiz.

Mit der geplanten fast vollständigen Privatisierung der RUAG ist es
zwingend nötig, die Regeln und Kontrollen beim Export von
Kriegsmaterial aus der Schweiz zu verschärfen. Mit der Privatisierung
der internationalen Geschäftsbereiche der RUAG gibt der Bundesrat noch
mehr Kontrolle aus der Hand. Die letzte Möglichkeit für direkte
Einflussnahme beim Export von Kleinkalibermunition, Handgranaten oder
Grosskaliber-Trainingssystemen fällt mit dem geplanten Verkauf von
RUAG Ammotec weg. Es ist offensichtlich, dass der Bundesrat durch die
Privatisierung unpopuläre Geschäfte erleichtern will - wie
beispielsweise die im vergangenen Jahr wohl nur vorübergehend beendete
Produktionsverlagerung nach Brasilien.

Lewin Lempert, GSoA-Sekretär, meint: "Munitionsgeschäfte sind extrem
heikel. Darum ist der Verlust von staatlicher Kontrolle in diesem
Bereich problematisch. Zudem drückt sich der Bund bei der
RUAG-Privatisierung vor seiner Verantwortung - in Zukunft könnten
beispielsweise Schweizer Munitionsfabriken in Brasilien Realität
werden."

Er fügt an: "Dass der Bundesrat kein Problem darin sieht, die RUAG
Ammotec ins Ausland zu verkaufen, weil schon heute 'die Schweizer
Produktionsstandorte auf Komponenten aus dem Ausland angewiesen'
seien, zeigt einmal mehr, dass die Schweizer Rüstungsindustrie nichts
mit Landesverteidigung, aber viel mit Profitstreben am Hut hat."

Erstveröffentlicht bei:

https://www.gsoa.ch/press_release/das-ende-der-ruag/


Anmerkung:


https://www.gsoa.ch/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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SCHACH-SPHINX/06873: Planvoll inszenierte Selbstzerstörung (SB)


In der Verlegenheit, keine sinnvollen Pläne zur Hand zu haben, sagte
sich der Nachziehende, nun gut, dann jage ich eben die weißen Figuren.
Und in der Tat, sein Aufbäumen hatte Erfolg. So wurde beispielsweise
der weiße Königsläufer von dem abseits gelegenen Feld b3 nach c2
zurückgedrängt. Eine wahre Bravourleistung, insbesondere wenn man
bedenkt, daß der Läufer von c2 aus ungleich heftiger wie ein Skorpion
gegen das Herzstück der schwarzen Stellung sticheln konnte! Und dann
noch den Springer aufs Paradefeld e5 einzuladen! Schlimm genug, daß
die f-Linie für den stämmigen Turm geöffnet wurde! All diese kleinen
Mißgeschicke zusammengenommen ergaben im heutigen Rätsel der Sphinx
einen handfesten Untergang. Weiß zögerte nicht, aus den geschenkten
Gelegenheiten einen Gewinn zu fabrizieren. Schließlich, und das sei
die Moral von dieser traurigen Partie, sind drei Stellungsschwächen
mindestens einer zuviel, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06873: Planvoll inszenierte Selbstzerstörung (SB)]



Fahnenschmidt - Meinberger

Stuttgart 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wie oft entpuppen sich Gefühle als Vorboten des Untergangs, und so
erging es auch dem weißen König. Sicher auf e7 war er nie, denn nach
1...Dg3-c7! konnte ihm seine Herzensdame mit 2.Dh1-h8+ nicht aus der
Klemme helfen wegen 2...Ld7-e8+! Die Folgen wären 3.Ke7-f8 Dc7-f7#
oder 3.Ke7xe8 Dc7-d8+ mit Damenverlust bei hoffnungsloser Stellung
gewesen. Auch 2.Lc1-f4 war nicht aus dem Stoffe gemacht, um die weiße
Majestät vor Schaden zu bewahren: 2...Dc7-d8+ 3.Ke7-f7 Ld7-e8+ 4.Kf7-
g7 Dd8-f6+ 5.Kg7-g8 Le8-f7+ 6.Kg8-f8 Lf7-g6+ 7.Kf8-g8 Df6-f7+ 8.Kg8-h8
Df7-f8# Also machte sich der weiße König auf den Weg zurück - er kam
jedoch nicht weit: 2.Ke7-f7 Ld7-e8+! 3.Kf7xe8 Sg4-f6+ 4.Ke8-f8 Kc8-d8!
und Weiß gab auf wegen unrettbaren Matts.



Erstveröffentlichung am 22. März 2006

21. März 2019
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FESTIVAL/158: Hamburg Kampnagel - Kartenverkauf für Internationales Sommerfestival 7.-25.8.2019 beginnt 


Kampnagel - Presseinformation vom 19. März 2019

Kartenverkauf für Internationales Sommerfestival beginnt

Uraufführungen von Peaches, Aszure Barton und (La)Horde



Kartenverkauf für das Internationale Sommerfestival 2019 startet
3 Uraufführungen in der großen Halle k6 von (LA)HORDE mit georgischen
Tänzer*innen, Peaches und Aszure Barton/Hauschka

Für die drei großen k6-Uraufführungen des Internationalen
Sommerfestivals auf Kampnagel, das in diesem Jahr vom 7. bis zum 25.
August stattfindet, beginnt ab sofort der Kartenverkauf.
Eröffnet wird das Festival am 7. August mit dem Stück MARRY ME IN
BASSIANI, einer Zusammenarbeit der französischen Compagnie (LA)HORDE,
mit ehemaligen Tänzer*innen des Nationalballetts von Georgien:
Clubkultur trifft auf virtuosen georgischen Volkstanz. LA(HORDE)
landeten bereits beim vergangenen Festival mit ihrer Arbeit TO DA BONE
einen Hit.

Zurück mit einer Uraufführung (23.8.) ist auch die kanadische
Choreografin Aszure Barton, die mit ihrer Compagnie und dem
Oscar-nominierten Musiker Hauschka eine neue Arbeit für das
Kampnagel-Festival kreiert. #WTF, so der Titel des Abends, entsteht
vor dem Hintergrund einer weltweit zunehmenden dystopischen Rhetorik.
Mit einer großen Bühnenshow auf Kampnagel und einer Ausstellung im
Kunstverein in Hamburg feiert die radikal-feministische Pop-Ikone
Peaches beim Internationalen Sommerfestival ihr 20-jähriges
Bühnenjubiläum. THERE'S ONLY ONE PEACH WITH THE HOLE IN THE MIDDLE
(Uraufführung am 15.8.) präsentiert die ganze Bandbreite ihres
künstlerischen Universums und verspricht ein futuristisches
Bühnenhappening mit 13 Musikerinnen, 10 Performerinnen und vielen
Gästen. Parallel läuft im Kunstverein in Hamburg vom 9. August bis zum
20. Oktober 2019 die Ausstellung PEACHES: WHO'S JIZZ IS THIS?.

Mit drei Konzerten setzt das Internationale Sommerfestival 2019 die
Kooperation mit dem "Elbphilharmonie Sommer" fort:
Am 17.8. führt die österreichische Musikerin Soap&Skin ihr drittes
Studioalbum "From Gas to Solid / you are my friend" mit dem
Stargaze-Ensemble in einer Version für Kammerorchester auf. Chilly
Gonzales entwirft einen einmaligen Abend mit Stücken aus seiner
Solo-Piano-Trilogie, präsentiert mit der ikonischen
PianoVision-Projektion von Nina Rhode (21.8.). Und am 23.8. ist das
kanadische Instrumentalensemble Bell Orchestre, zu dem musikalische
Querköpfe wie die Arcade Fire-Mitglieder Sarah Neufeld und Richard
Reed Parry gehören, mit dem Aarhus Symfoniorkester zu Gast mit einer
musikalischen Reise in die energetischen Abgründe und meditativen
Höhen der Orchestermusik.


Kampnagel große Bühne

(LA)HORDE

MARRY ME IN BASSIANI

Mi. 07.08. bis Sa. 10.08.

Weltpremiere / Tanz

PEACHES

THERE'S ONLY ONE PEACH WITH THE HOLE IN THE MIDDLE

Do. 15.08. bis Sa. 17.08.

Weltpremiere / Musikperformance

ASZURE BARTON & ARTISTS / HAUSCHKA

 #WTF

Fr. 23.08. bis So. 25.08.

Weltpremiere / Tanz

Ausstellung im Kunstverein

PEACHES

WHO'S JIZZ IS THIS?

Fr. 09.08. bis So. 20.10.

Ausstellung

Elbphilharmonie Konzerte

SOAP&SKIN WITH STARGAZE

Sa. 17.08.

Konzert

CHILLY GONZALES

SOLO PIANO I, II, III - PRESENTED IN PIANOVISION

Mi. 21.08.

Konzert

AARHUS SYMFONIORKESTER & BELL ORCHESTRE

Fr. 23.08.

Konzert

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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SCHAUSPIEL/1257: Theater Erlangen - Das hässliche Universum, 2.4.2019


THEATER ERLANGEN

Das hässliche Universum

Ein poetischer Weltuntergang von Laura Naumann

JOKERVORSTELLUNG - Jede Karte 7,00 € 

02.04.19 | 19.30 Uhr | Markgrafentheater 

Einführung: 30 Minuten vor Vorstellungsbeginn im Foyercafé



Die Protagonist*innen sind auf der Suche nach einer besseren Zukunft,
und ihnen ist klar: "Wir müssen was machen, und zwar was Anderes."
Getrieben vom lähmenden Gefühl, die komplexe Gegenwart und einander
nicht mehr zu verstehen, kreisen alle auf ihren eigenen Umlaufbahnen
und ringen um Halt und Haltung, obwohl - oder gerade weil - die Welt,
wie wir sie kennen, schon morgen eine andere sein wird.

Regie: Juliane Kann 

Mit Charles P. Campbell, Lisa Fedkenheuer, Hermann Große-Berg, Alissa
Snagowski, Janina Zschernig

Kartenkauf:

Online über www.theater-erlangen.de

Theaterkasse:

Mo., Do.: 12.00 - 18.00 Uhr; Di., Fr.: 10.00 - 16.00 Uhr;

Mi.: geschlossen; Sa.: 11.00 - 14.00 Uhr

Die Abendkassen sind eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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WALD/166: Tag des Waldes - Umsetzungsdefizite beim Waldnaturschutz (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 20. März 2019

NABU: Waldnaturschutz und Klimaschutz zusammen denken

Tschimpke: Große Umsetzungsdefizite beim Waldnaturschutz - Weniger als
drei Prozent der Wälder unbewirtschaftet



Berlin - Zum Internationalen Tag des Waldes (21.3.) fordert der NABU
die Bundesregierung auf, die selbst gesteckten Ziele zum
Waldnaturschutz in Deutschland nicht weiter aus den Augen zu
verlieren. Bis 2020 sollen fünf Prozent der Wälder aus der forstlichen
Nutzung genommen werden. Das hat das erste Bundeskabinett unter Angela
Merkel 2007 in der nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt
verabschiedet. Ein Jahr vor Ende dieser Frist liegt der Anteil von
Naturwäldern in Deutschland immer noch bei weniger als drei Prozent.
Entsprechend werden 97 Prozent des Waldes mehr oder weniger intensiv
bewirtschaftet. Der NABU fordert daher in öffentlichen Wäldern mehr
unbewirtschaftete Flächen auszuweisen. Zudem müssten in
Wirtschaftswäldern mehr naturnahe Strukturen gefördert werden.

"Der Dürre-Sommer 2018 hat gezeigt, wie anfällig unsere
Wirtschaftswälder gegenüber sich ändernden Umweltbedingungen sind. Wir
erwarten auch für dieses Jahr, dass Waldbrände gerade in
Kiefernforsten nicht verhindert werden können. Und noch dramatischer
könnte es auf Grund der Borkenkäfervermehrung für Fichtenwälder
werden. Deshalb muss gerade in Wirtschaftswäldern die Naturnähe
gefördert werden", sagt NABU-Präsident Olaf Tschimpke.

Ein hoher Anteil an alten und dicken Laubbäumen wie Buchen und Eichen
ist ein wesentliches Merkmal von naturnahen Wäldern. Durch große
Mengen von lebendem und abgestorbenem Holz und ein geschlossenes
Blätterdach können sie besonders Dürre und Hitzeperioden unbeschadeter
überstehen. Durch Verdunstung von Wasser, welches sowohl im lebenden
wie im abgestorbenen Holz vorhanden ist, schafft sich der Wald ein
eigenes Klima, extreme Hitze wird so abgepuffert. "Naturnahe Wälder
sind nicht nur anpassungsfähiger und damit eine bessere
Risikoabsicherung für Waldbesitzer, sondern sie haben aufgrund der
zahlreichen Kleinstlebensräume einen Mehrwert für Artenvielfalt im
Wald", so Tschimpke.

Nach den Ergebnissen einer Umfrage des Thünen-Instituts aus dem Jahr
2018 spricht sich die Mehrheit der privaten Waldbesitzer und der
Bevölkerung für mehr Naturschutz im Wald aus. Mehr als die Hälfte der
privaten Waldbesitzer (60 Prozent) und 79 Prozent der Bevölkerung
befürworteten eine Zunahme von Naturschutzmaßnahmen im Wald und
akzeptieren dafür eine reduzierte Holznutzung.

"Wälder haben eine herausragende Bedeutung für den Natur- und
Klimaschutz. Gerade Naturwälder können beide Ziele langfristig
hervorragend miteinander vereinen. Aus diesem Grund hat der NABU vor
mehr als zwei Jahren gemeinsam mit dem Städtebündnis Klima-Bündnis das
Projekt SpeicherWald gestartet. Ziel ist es, Menschen über Naturwälder
zu informieren und dafür zu begeistern", so NABU-Projektleiter Stefan
Adler.

Die Welternährungsorganisation FAO (Food and Agriculture Organization
of the United Nations) hat Anfang der 70er Jahre den 21. März zum
"Internationalen Tag des Waldes" ausgerufen, um auf die Zerstörung
von Waldflächen aufmerksam zu machen.




Mehr Infos:

www.NABU.de/Wald

www.speicherwald.de/projekt-speicherwald/26030.html

Umfrage Thünen-Institut: 

www.waldbefragung.de/fileadmin/waldbefragung/vortraege/180111_Vortrag_3_TI_public.pdf

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 20.03.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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WALD/165: Tag des Waldes - Klimawandel erfordert Waldökosysteme statt Holzplantagen (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 20. März 2019

Klimawandel erfordert Waldökosysteme statt Holzplantagen

BUND zum Internationalen Tag der Wälder am 21. März



20. März 2019 | Anlässlich des Internationalen Tags der Wälder am 21.
März fordert der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) ein Umdenken in der
Forstwirtschaft und in der Waldpolitik. Dieses sei gerade auch vor dem
Hintergrund der bereits spürbaren Klimaveränderungen eine ökologische,
aber auch wirtschaftliche Notwendigkeit.

"Windwürfe und so genannte Borkenkäferkalamitäten sind keine
Waldschäden, sondern Zeugnis verfehlter Forstwirtschaft und
Waldpolitik", sagte Holger Sticht, Landesvorsitzender des BUND.

Das größte Problem der nordrhein-westfälischen Wälder sei, dass diese
kaum noch aus Waldökosystemen, sondern überwiegend aus Baumplantagen
bestünden. Diese künstlichen Kulturen seien tatsächlich anfällig für
die vom Menschen induzierten Klimaveränderungen. So resultierte auch
die Massenentwicklung von Borkenkäfern ausschließlich aus dem
flächigen Anbau der Fichte. Diese Baumart käme aber von Natur aus
nicht in NRW vor, das Problem sei also hausgemacht.

Das von Ministerin Heinen-Esser beworbene Waldbaukonzept führe leider
wieder auf den Holzweg. "Wir müssen Förderprogramme an Waldwirtschaft
und nicht an Forstwirtschaft, an die selbstständige Entwicklung von
Wald und eben nicht an Anbaukonzepten mit der Förderung nicht
standortheimischer Sippen oder gar nordamerikanischer Baumarten wie
Douglasie oder Küstentanne ausrichten", so Sticht.

Nur möglichst naturnahe, am Standort selbstständig gewachsene
Waldökosysteme würden zukünftig in der Lage sein, sich dem Klimawandel
anzupassen, dauerhaft den Rohstoff Holz zu liefern und alle
Gemeinwohlfunktionen wie Erholung und Naturschutz zu erfüllen.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 20.03.2019

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/302005-0, Fax: 0211/302005-26

E-Mail: bund.nrw(at)bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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WALD/164: Tag des Waldes - Den Wald auf den Klimawandel vorbereiten (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 20. März 2019

Den Wald auf den Klimawandel vorbereiten 

NABU Thüringen fordert zum Tag des Waldes am 21.03. eine verbesserte
Waldstrategie



Jena - Zum Tag des Waldes am 21.03.2019 fordert der NABU ein Umdenken
bei der Bewirtschaftungsstrategie des Waldes. "Wetterextreme,
Borkenkäfer, hohe Schalenwildbestände und Fichtenmonokulturen
verursachen enorme Schäden im Wald und das nicht nur in Thüringen",
sagt Dirk Hofmann, der stellvertretende Landesvorsitzende des NABU
Thüringen. "Vor diesem Hintergrund ist ein Überdenken von bestehenden
Strategien dringend erforderlich. Wir brauchen viel mehr
standortheimische Laubwälder. Zudem muss die Holzernte schonender
werden. Großmaschinen wie Harvester schädigen den Waldboden für sehr
lange Zeit. Die Böden werden verdichtet, die biologische Aktivität
beeinträchtigt und das Wachstum der Bäume eingeschränkt." Der
Forstwissenschaftler weist zudem darauf hin, dass Uralt- und Totbäume
auch im Wirtschaftswald eine wichtige Bedeutung für die Biologische
Vielfalt haben und ihr Anteil im Wald dringend erhöht werden muss.

Schäden im Wald

In Thüringen, Hessen und Sachsen werden jeweils über eine halbe
Million Festmeter an abgestorbenem Borkenkäferholz geschätzt -
Tendenz steigend. Die Verbissschäden im Wald bleiben wegen der hohen
Rot- und Rehwilddichte trotz aller Bemühungen auf den
Landeswaldflächen ein Dauerproblem. In Brandenburg brannten 1500
Hektar Kiefernforst nieder. Auch andere Bundesländer sind betroffen.
Pessimisten sprechen von bis zu 20 Millionen Festmeter "Schadholz"
bundesweit. Die Holzpreise sinken dramatisch. Weitere Jahre mit
Wetterextremen als Folge der Klimaänderung werden die Situation
verschärfen. "Für die Zukunft unserer Wälder ist deshalb eine
Orientierung an kurzfristigen Erfolgsbilanzen der Forstbetriebe falsch
und sichtbar schädlich für den Wald mit seinen Gemeinwohlfunktionen",
so Hofmann.

Umdenken ist notwendig

"Vor allem die Landesforstbetriebe die unseren Wald - den Wald der
Bürgerinnen und Bürger bewirtschaften - sind jetzt gefordert. Die
Wohlfahrtsfunktionen des Waldes müssen gleichrangig gegenüber
ökonomischen Beweggründen berücksichtigt werden", erklärt Dirk
Hofmann. Zu den Wohlfahrtsfunktionen des Waldes zählen unter anderem
die Reinhaltung der Luft und des Wasser, die Bewahrung der
Artenvielfalt und der Ausgleich des Klimas. Auch die Waldgesetze
selbst fordern diese Vorbildlichkeit der öffentlichen Betriebe und den
Erhalt der Funktionsfähigkeit der Waldnatur.

Laut NABU müssten Forst- und Naturschutz von der Politik gemeinsam
eine neue Waldstrategie einfordern, die nicht durch die Säge- und
Holzindustrie und deren Ruf nach immer mehr Fichte bestimmt wird.
"Sinnvoll ist es jetzt, die gesetzlichen Verpflichtungen zu erweitern
um einen Mindeststandard der Guten Fachlichen Praxis festzulegen",
fordert Dirk Hofmann. "Darin werden eine größere Naturnähe der
Wirtschaftswälder sowie eine Minimierung der für Boden und Biozönosen
schädlichen großtechnischen Eingriffe eine Rolle spielen müssen,
ebenso wie der Vorrang der Wohlfahrtswirkungen des öffentlichen Waldes
für die Gesellschaft."

Die Einführung von neuen "Wunderbaumarten" wie es die Fichte vor 300
Jahren war, ist kontraproduktiv und kann unvorhersehbare Auswirkungen
auf das Ökosystem haben. "In Zeiten des Klimawandels hat der
Waldumbau, hin zu stabileren Mischwäldern aus standortheimischen
Baumarten höchste Bedeutung. Auf den Sturm- und Borkenkäferflächen
besteht jetzt die Chance, anstelle von teuren Pflanzprogrammen die
natürliche Sukzession für einen artenreichen, stabileren Wald der
Zukunft zu nutzen. Die positiven Erfahrungen aus der Entwicklung auf
den vom Sturm Kyrill geschaffenen Flächen und aus dem Nationalpark
Bayerischer Wald gilt es zu nutzen!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 20.03.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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MELDUNG/390: Im Eilverfahren sollen Rahmenbedingungen für Fracking-Gas durchgedrückt werden (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 21. März 2019

BUND kritisiert geplante Ausweitung von Fracking-Gas-Importen aufs
Schärfste

Bundeswirtschaftsministerium versucht im Eilverfahren gesetzliche
Rahmenbedingungen für Fracking-Gas im Norden durchzudrücken



Anschluss- und Betriebskosten von schädlichen Flüssigerdgas-Terminals
(LNG, liquefied natural gas) sollen, wenn es nach
Bundeswirtschaftsminister Altmaier geht, zukünftig vom Investor auf
die Verbraucher*innen abgewälzt werden. Ein Aufbau der LNG-Infrastruktur, 
unter anderem in norddeutschen Küstengebieten, soll vor
allem dem Import von klimaschädlichem Fracking-Gas aus den USA dienen.
Das Bundeswirtschaftsministerium gab Umweltverbänden und
Bürgerinitiativen lediglich 5 Tage Zeit zur Stellungnahme. Der Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) in Schleswig-Holstein
kritisiert Vorgehen und Zielsetzung scharf.

"Fracking ist in Deutschland aus gutem Grund verboten, soll jetzt aber
durch die Hintertür offenbar wieder hoffähig gemacht werden", sagt
Claudia Bielfeldt, Vorstandsvorsitzende des BUND. "LNG ist extrem
umweltschädlich und schneidet auch im Kostenvergleich schlecht ab. Die
hohen Investitionen in die LNG-Infrastruktur, insbesondere in den
norddeutschen Küstenregionen, schädigen zukunftsfähige Energieprojekte
und belasten die Bürger*innen stark."

Das luftverschmutzende Methan verleiht Erdgas einen enormen
Treibhausgas-Fußabdruck. Zusätzlich entsteht bei Verbrennung
erderhitzendes CO2. Durch Methanleckagen bei Förderung und Transport
fällt die Klimabilanz von Erdgas - insbesondere Fracking-Gas -
teilweise schlechter als Kohle aus.

"Die Kürze der Beteiligungsfrist ist eine Farce", so Claudia Bielfeldt
weiter. "Bundeswirtschaftsminister Altmaier versucht den bestehenden
Rechtsrahmen zugunsten der LNG Lobby zu ändern und ignoriert, dass wir
dringend Antworten auf die Klimakrise und eben keine fossile
Infrastruktur brauchen." Der BUND hat beim
Bundeswirtschaftsministerium eine Fristverlängerung beantragt und
fordert, zumindest für ein geordnetes Verfahren zu sorgen.




Weiterführende Links:

Detaillierte Stellungnahme zu LNG Brunsbüttel von Oktober 2018:

https://www.bund-sh.de/meldungen/detail/news/widerstand-gegen-lng-terminal-in-brunsbuettel/

Detaillierte Stellungnahme zu LNG Stade und Wilhelmshaven von Dezember
2018

https://www.foodandwatereurope.org/wp-content/uploads/2018/11/FoodandWaterEuropeStellungnahme_Kein-LNG-in-Niedersachsen.pdf

Faktenblatt LNG:

https://www.foodandwatereurope.org/wp-content/uploads/2018/11/FoodandWaterEuropeLNGGerman.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 21.03.2019

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Schleswig-Holstein

Lorentzendamm Nr. 16, 24103 Kiel

Tel.: 0431/66060-0, Fax: 0431/66060-33

E-mail: bund-sh@bund-sh.de

Internet: www.bund-sh.de
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MELDUNG/389: Fracking-Gas durch die Hintertür (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 20. März 2019

Fracking-Gas durch die Hintertür 

BUND lehnt LNG-Importe über Niedersachsen entschieden ab



Das Bundeswirtschaftsministerium versucht derzeit, im Eilverfahren
gesetzliche Rahmenbedingungen für die LNG-Infrastruktur
durchzudrücken: Mit einer Frist von nur 5 Tagen können Bundesländer
und Verbände zur umstrittenen LNG-Artikelverordnung Stellung nehmen,
die eine Errichtung einer LNG-Infrastruktur erleichtern soll. Bei den
geplanten Gas-Importen handelt es sich überwiegend um Fracking-Gas aus
den USA. Diese lehnt der BUND entschieden ab.

"Fracking ist in Deutschland nicht ohne Grund verboten, es soll jetzt
durch die Hintertür offenbar wieder hoffähig gemacht werden",
kritisiert BUND-Landesvorsitzender Heiner Baumgarten. "Dabei
missachtet Wirtschaftsminister Altmaier nicht nur übliche
Beteiligungsfristen, er ignoriert vor allem die Klimakrise: In eine
neue fossile Infrastruktur wie LNG zu investieren, ist umweltschädlich
und damit unverantwortlich, da sie keinen Beitrag zur notwendigen
Dekarbonisierung der Wirtschaft leisten. Zudem reichen die
bestehenden, nicht ausgelasteten LNG-Kapazitäten in Europa für eine
weite Zukunft auch zur Versorgung Deutschlands aus."

Vor allem Niedersachsen ist von einem Aufbau der LNG-Infrastruktur
betroffen: Neben Brunsbüttel in Schleswig-Holstein könnte das
klimaschädliche Fracking-Gas über LNG-Terminals in Stade und
Wilhelmshaven aus den USA importiert werden. Mindestens zwei dieser
Terminals sollen mit staatlicher Förderung in Norddeutschland gebaut
werden. Der BUND hat heute beim Bundeswirtschaftsministerium eine
Fristverlängerung beantragt und fordert Wirtschaftsminister Altmaier
auf, zumindest für ein geordnetes Verfahren zu sorgen.

Hintergrund: 

Ein Klimabündnis aus 25 Umweltorganisationen hat das Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie am 18. März 2019 in einer gemeinsamen
Stellungnahme zu einem sofortigen Umlenken in dieser Frage
aufgefordert. Das Bündnis erwartet eine sofortige Neu-Evaluierung der
LNG-Projekte unter Einbeziehung aller vorhandenen Klima-, Umwelt- und
Sicherheitsaspekte, die Rücknahme der Inaussichtstellung von
öffentlichen Fördermitteln und geplanten Rechtsänderungen, die
Eröffnung eines umfangreichen öffentlichen Beteiligungsverfahrens und
die Durchführung einer Strategischen Umweltprüfung.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20.03.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de
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WALD/242: Tag des Waldes - Die Schäden im Wald sind besorgniserregend (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 21. März 2019

Klöckner: "Die Schäden im Wald sind besorgniserregend"

Bundesministerin macht sich zum 'Internationalen Tag des Waldes' in
Nauen/Brandenburg ein Bild der Waldschäden durch Sturm, Dürre und
Borkenkäfer



Die deutschen Wälder sind von den Extremwetterphänomenen des
vergangenen Jahres sowie dem Borkenkäferbefall schwer geschädigt.
Anlässlich des 'Internationalen Tag des Waldes' machte sich die
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, vor
Ort ein Bild der Situation. Begleitet wurde sie von Michael Stübgen,
Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft (BMEL), Hans-Georg von der Marwitz MdB, Präsident
der AGDW-Die Waldeigentümer, Georg Schirmbeck, Präsident des Deutschen
Forstwirtschaftsrates und dem Vorsitzenden des Ausschusses für
Ernährung und Landwirtschaft des Bundestages, Alois Gerig MdB.

"Die Sturmschäden im Winter, im Sommer, dann die langanhaltende Dürre,
zudem der Borkenkäferbefall - das vergangene Jahr war für unsere
Wälder ein Katastrophenjahr, die Schäden sind beunruhigend. In 2018
sind über 30 Millionen Kubikmeter Schadholz angefallen. Das ist das
viertschwerste Schadereignis in der deutschen Forstwirtschaft der
vergangenen 30 Jahre", sagte die Ministerin. "Der anhaltende,
gravierende Borkenkäferbefall wird zudem zum Absterben weiterer
Waldflächen führen, das genaue Ausmaß der entstandenen Schäden wird
teilweise erst in einigen Jahren absehbar sein.

Mit meinem Ministerium habe ich vergangenes Jahr rasch reagiert und
zusätzlich 25 Millionen Euro für Waldschäden über die
Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK)
bereitgestellt. Für die Waldeigentümer wird es auch steuerliche
Erleichterungen geben. Den Bundesländern, die primär zuständig sind,
steht es zudem frei, nicht verausgabte Mittel aus der GAK
umzuschichten und für ihre Wälder zu nutzen.

Das ist richtig und wichtig. Denn unser Wald erfüllt eine Reihe von
entscheidenden Aufgaben. Er ist Klimaschützer, Lieferant für Holz,
Erhalter von Biodiversität und Erholungsort für die Bürgerinnen und
Bürger. Deshalb müssen wir helfen und deshalb werde ich mich -
gemeinsam mit den Ländern - weiter dafür einsetzen, dass für die
Beräumung und die Wiederaufforstung der Schadflächen ausreichend
Hilfen bereitstehen. Gleichzeitig arbeiten wir an einem einheitlichen
und kontinuierlichen Monitoringsystem, um bei zukünftigen Kalamitäten
noch schneller und zielgenau reagieren zu können."

Das Ministerium hat bereits weitere zielgenaue Hilfsmaßnahmen
gemeinsam mit den Ländern für betroffene Waldeigentümer auf den Weg
gebracht:


	Maßnahmen zur bestands- und bodenschonenden Räumung von Schadflächen

	Verschiedene Waldschutzmaßnahmen (u.a. Überwachung, Vorbeugung und Bekämpfung von Schadorganismen, Anlage von Holzlagerplätzen zur Lagerung von Schadholz, Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung von Waldbränden)

	Maßnahmen zur Wiederaufforstung, Vor- und Unterbau sowie Nachbesserung in durch Extremwetterereignisse geschädigten Beständen



Hintergrund:

Der Internationale Tag des Waldes steht 2019 unter dem Motto "Wald und
Bildung". Angesichts der für alle Bürger ersichtlichen aktuellen
Geschehnisse in den Wäldern kommen den vielen waldbezogenen
Bildungsaktivitäten, wie in den 2000 Waldkindergärten in Deutschland
sowie den vielen Waldschulen und zahlreichen Waldinformationszentren
besondere Bedeutung zu.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 61/19, 21.03.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle
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MELDUNG/404: Weltwassertag - Nordsee-Ästuare besser schützen! (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 21. März 2019

Weltwassertag: Nordsee-Ästuare besser schützen!

Der BUND und seine Landesverbände begrüßen die Wahl zum Gewässertyp
des Jahres 2019 und fordern mehr Gewässerschutz an Elbe, Ems und Weser



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) und seine
Landesverbände Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein
begrüßen die diesjährige Wahl des "Nordseeästuars" zum Gewässertyp des
Jahres, den das Umweltbundesamt immer zum Weltwassertag am 22.3. kürt.
Damit fiel die Wahl auf den hochsensiblen und ökologisch wertvollen
Lebensraum von Flussmündungen, die durch das Wechselspiel von Ebbe und
Flut und die Mischung von Süß- und Salzwasser geprägt sind. Aber: "In
diesen Gewässern wird der in der Wasserrahmenrichtlinie geforderte
'gute Zustand' flächendeckend verfehlt", so Hubert Weiger,
Vorsitzender des BUND. Er fordert daher einen besseren Schutz der
Mündungen von Elbe, Ems und Weser.

"Die Wahl des Nordseeästuars zum Gewässertyp des Jahres verdeutlicht
dessen ökologische Bedeutung und Schutzwürdigkeit", betont Manfred
Braasch, Geschäftsführer des BUND Hamburg. "Tatsächlich ist die
ökologische Situation aller drei Flussmündungen in Norddeutschland
dramatisch schlecht." Elbe, Ems und Weser seien massiv beeinträchtigt
durch Vertiefungen, Hafenbauten und die Vernichtung der
Auenlebensräume infolge des Deichbaus. Braasch: "Flussvertiefungen
sind aber gerade aus heutiger Sicht weder ökologisch noch ökonomisch
vertretbar. Erfahrungsgemäß fallen die ökologischen Folgen deutlich
größer aus als von Projektplanern prognostiziert. Und die Kosten für
diese Bauvorhaben geraten zu Lasten der Steuerzahler schnell aus dem
Ruder, obwohl die Alternativen in Form einer norddeutschen
Hafenkooperation auf der Hand liegen."

Anhand bisheriger Ausbau- und Unterhaltungsmaßnahmen an der Elbe wird
besonders deutlich, womit bei weiteren Flussvertiefungen zu rechnen
ist: "Durch die Begradigung kann die Flut fast ungebremst und damit
viel schneller in die Flussmündung einströmen. Dadurch gelangen große
Mengen von Sedimenten und Schlick in die Unterläufe, was zu starker
Trübung, Sauerstoffmangel und letztlich Fischsterben führt", sagt
Susanne Gerstner, Geschäftsführerin des BUND Niedersachsen.
Insbesondere im Sommer sinke bei hohen Temperaturen der
Sauerstoffgehalt so enorm, dass sich tote Zonen im Fluss bilden. Dies
ließe sich schon jetzt jedes Jahr an Elbe und Ems beobachten. Gerstner
betont weiter: "Die Unterems ist heute über weite Strecken ein nahezu
lebloses Gewässer. Ein mehrere 100 Millionen Euro schweres, über 35
Jahre laufendes Sanierungspaket musste geschnürt werden, um die
europäischen Natur- und Gewässerschutzziele zu erreichen. Vorbeugen
ist besser und kostengünstiger als reparieren. Deshalb dürfen sich die
an der Ems durch übermäßigen Ausbau gemachten Fehler an Weser und Elbe
nicht wiederholen."

Aber auch der Neubau von Hafenanlagen zerstört Lebensraum in den
empfindlichen Flussmündungen. Das Land Bremen plant beispielsweise,
den Offshore Terminal Bremerhaven (OTB) in einem europäischen
Naturschutz- und Vogelrastgebiet in der Weser zu bauen. Dabei ist die
Weser bereits heute einer der am stärksten ausgebauten Flüsse Europas.
Von den ehemals ausgeprägten Auenbereichen mit Nebenarmen,
Flachwasserzonen, Brackwasserwatten, Röhricht- und Vogelrastgebieten
sind nur noch Relikte vorhanden. "Diese sind aus ökologischer Sicht
immer noch sehr wertvoll und besonders schutzbedürftig", sagt Martin
Rode, Geschäftsführer des BUND Bremen. "Daher lehnen wir den Bau des
OTB ab, zumal ein Bedarf für den Neubau nicht plausibel nachgewiesen
werden konnte." Gemäß der europäischen Gesetzgebung sei die Politik
eigentlich verpflichtet, den ökologischen Zustand der Flüsse
nachhaltig zu verbessern. "Wir erleben derzeit aber das Gegenteil", so
Rode. "Mit den geplanten Flussausbauten verschlechtert sich der
Zustand unserer Flüsse zunehmend."

Ole Eggers, Geschäftsführer des BUND Schleswig-Holstein, ergänzt:
"Deshalb brauchen wir jetzt dringend ein durchdachtes und in sich
schlüssiges Hafenkonzept der norddeutschen Küstenländer, bei dem die
Möglichkeiten des bestehenden Tiefwasserhafens in Wilhelmshaven
konsequent genutzt werden. Dadurch ließen sich die Ästuare von Elbe,
Ems und Weser entlasten. Weitere Flussausbauten wie Vertiefungen
würden überflüssig."

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 21.03.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net
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MELDUNG/403: NABU reicht EU-Beschwerde gegen Offshore-Windpark Butendiek ein (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 20. März 2019

NABU reicht EU-Beschwerde gegen Offshore-Windpark Butendiek ein

Bundesbehörden müssen sofortige Schutzmaßnahmen für Seevögel einleiten



Berlin - Der NABU hat formell Beschwerde bei der Europäischen
Kommission gegen die Bundesrepublik Deutschland eingelegt. Grund dafür
ist der massive Umweltschaden durch den Offshore-Windpark "Butendiek"
und durch weitere Windparks am europäischen Vogelschutzgebiet
"Östliche Deutsche Bucht" in der Nordsee. "Seit fast zwei Jahren
zeigen die Daten, dass seltene und streng geschützte Seetaucher aus
dem für sie ausgewiesenen Schutzgebiet vertrieben werden. Die
verantwortlichen Behörden müssen jetzt handeln. Sonst verstößt
Deutschland weiter jeden Tag gegen geltendes EU-Naturschutzrecht,"
sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse zeigen, dass sich die
Offshore-Windparks in der Nordsee erheblich stärker auf die Vogelwelt
auswirken als prognostiziert. Besonders betroffen sind die
störungsempfindlichen Seetaucher, die Windräder in großem Abstand
meiden. Bis zu einer Entfernung von 16 Kilometern um die errichteten
Windparks werden deutlich weniger Seetaucher gezählt. Fast zwei
Drittel des EU-Vogelschutzgebietes sind beeinträchtigt. Die Vögel
werden so aus ihrem angestammten Rast- und Nahrungsgebiet, dem für sie
ausgewiesenen Schutzgebiet, verdrängt. "Allein 'utendiek'führt zu
einem Totalverlust von rund 265 Quadratkilometern, das sind 8,5
Prozent des Vogelschutzgebiets. Damit bestätigen sich die düsteren
Prognosen des NABU, dass es tatsächlich keinen schlechteren Platz für
die Windkraft in der Nordsee gibt als den Standort westlich von Sylt",
so NABU-Meeresschutzexperte Kim Detloff. Der NABU kämpft seit über
vier Jahren gerichtlich gegen den Bau und Betrieb des bereits 2002
genehmigten Windparks.

Obwohl die Genehmigungsbehörde, das Bundesamt für Seeschifffahrt und
Hydrographie (BSH) und auch das für die Verwaltung des Schutzgebiets
verantwortliche Bundesamt für Naturschutz (BfN) um die Situation
westlich von Sylt wissen, sind bis heute keine konkreten Maßnahmen der
Schadenssanierung eingeleitet worden. Das nimmt der NABU zum Anlass,
Beschwerde bei der Europäischen Kommission einzureichen.
"Offensichtlich braucht es zusätzlichen Druck, damit die
Bundesbehörden aktiv werden. Für die Vögel wäre es am besten, würde
'utendiek'zumindest in Teilen zurückgebaut werden. Wenn das politisch
nicht mehrheitsfähig ist, dann erwarten wir jetzt wirksame alternative
Maßnahmen. Aktuell verstößt Deutschland eindeutig gegen das sogenannte
Verschlechterungsverbot der europäischen
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie", so Detloff weiter. Der NABU setzt
sich seit Jahren für eine naturverträgliche Energiewende ein. Auch die
Offshore-Windenergie kann einen Beitrag leisten, den Klimawandel zu
stoppen. Jedoch müssen Ausbauziele und Standorte so gewählt werden,
dass keine Nachteile für die Natur entstehen.

Die EU-Beschwerde des NABU und weitere Hintergrundpapiere zum Fall
"Butendiek" finden Sie auf www.NABU.de/butendiek.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 23/19, 20.03.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)
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BILDUNG/3330: (K)eine gemeinsame Zukunft? Verschleppter Klimaschutz und Generationengerechtigkeit - Berlin, 22.3.


Humboldt-Universität zu Berlin - 20.03.2019

Klimavorlesung: (K)eine gemeinsame Zukunft? Verschleppter
Klimaschutz und
Generationengerechtigkeit

HU-Wissenschaftler Carl-Friedrich Schleussner informiert die
Schülerproteste #FridaysForFuture mit einer spontanen Klimavorlesung
diesen Freitag



Seit Monaten rufen weltweit Schülerinnen und Schüler die Politik zu
einem besseren Klimaschutz auf. Auch in Berlin wird einmal pro Woche
unter dem Motto #FridaysForFuture demonstriert. Diesen Freitag lädt
der Klimaphysiker Carl-Friedrich Schleussner die Kinder und
Jugendlichen direkt im Anschluss an die Demonstrationen an die
Humboldt-Universität zu Berlin (HU) ein. Mit einer spontanen
Klimavorlesung möchte er die junge Generation informieren - denn seine
Forschung belegt, wie viel für sie auf dem Spiel steht.

"Ich kann gut verstehen, warum die jungen Leute auf die Straße gehen",
erklärt der Wissenschaftler, der am Integrativen Forschungsinstitut zu
Transformationen von Mensch-Umwelt-Systemen (IRI THESys) an der HU
Berlin eine Nachwuchsgruppe leitet. "Als Folge der aktuellen,
unzureichenden Klimaschutzanstrengungen wird ein heute 16-Jähriger im
Durchschnitt über die Hälfte seines Lebens in einer Welt mit mehr als
1,5 Grad Celsius Erderwärmung zubringen, möglicherweise sind es sogar
mehr als zwei Grad Celsius. Das heißt, die Kinder und Jugendlichen
werden künftig mit Klimafolgen zu kämpfen haben, die ein heute 60-jähriger 
Entscheidungsträger kaum noch erleben wird." Dieser zentrale
Unterschied zwischen den Generationen werde noch dadurch verstärkt,
dass der überwiegende Teil der CO2-Emissionen auf das Konto der
Älteren gehe. Da sei es nur verständlich, dass die Jüngeren über die
Zukunft mitbestimmen wollen, so Schleussner.

Schwerwiegende Klimafolgen zu erwarten

Für eine positive Zukunftsgestaltung ist die Zeit allerdings knapp.
Die globale Mitteltemperatur ist seit Beginn der Industrialisierung
bereits um rund 1 Grad Celsius gestiegen, Tendenz rasant steigend.
"Wenn die Staatengemeinschaft nicht schnellstens handelt, könnten wir
die 1,5 Grad-Marke schon gegen 2035 erreichen. Knappe zwanzig Jahre
später wären zwei Grad Celsius überschritten, bis Ende des
Jahrhunderts könnte sich die Erde sogar um drei Grad erwärmt haben -
mit schwerwiegenden Klimafolgen", sagt Schleussner unter Verweis auf
die Analysen des Climate Action Trackers. Der Tracker verfolgt alle
Schritte in Richtung des weltweit vereinbarten Klimaziels, die
Erwärmung deutlich unter zwei Grad Celsius zu halten. Betrieben wird
er unter anderen von Climate Analytics, einer non-profit-Einrichtung
an der Schnittstelle von Klimaforschung und Politik, bei der der 
HU-Wissenschaftler ebenfalls tätig ist. Die Daten zeigen, dass der
Klimaschutz - genau wie bei den Schülerprotesten gefordert - dringend
intensiviert werden muss.

Dürreperioden, Ernteausfälle, Überschwemmungen

"Der in diesem Zusammenhang völlig unzureichende Vorschlag der
deutschen Kohlekommission, bis 2038 weiterhin Kohle zu verstromen,
sendet ein eindeutiges Signal an die jüngeren Generationen: Die Frage,
wie das Problem zu lösen ist, überlassen wir euch." Der HU-Wissenschaftler 
warnt deshalb vor einer Verschleppung der zwingend
notwendigen Emissionssenkungen. Genauso sehe das auch der
Weltklimarat. Der hat im vergangen Oktober in einem Sonderbericht auf
die massiven Risiken hingewiesen, die sich bereits aus einer
Temperaturerhöhungen von 1,5 Grad Celsius ergeben: noch mehr
Dürreperioden und Ernteausfälle, ein weiterer Anstieg des
Meeresspiegels mit Überschwemmungen und jede Menge Wetterextreme.
Solche Klimafolgen treffen verstärkt den Globalen Süden, aber auch vor
Europa und Nordamerika macht der Klimawandel nicht Halt. Dass die
Schülerstreiks weltweit stattfinden, ist für Carl-Friedrich
Schleussner auch ein Zeichen für globale Solidarität. "Die Kinder und
Jugendlichen von #FridayForFuture haben begriffen, dass wir jetzt
handeln müssen, und ich hoffe, dass sie damit auch endlich zur Politik
durchdringen. Ihr Anliegen ist sehr ernst und berechtigt."

Carl-Friedrich Schleussners Vorlesung "(K)eine gemeinsame Zukunft?"
findet am 22. März 2019 ab 14.30 Uhr im Hauptgebäude der 
Humboldt-Universität zu Berlin statt. Eingeladen sind sowohl Kinder,
Jugendliche und Auszubildende als auch Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler.

Termin

(K)eine gemeinsame Zukunft? Verschleppter

Klimaschutz und Generationengerechtigkeit

22.03.2019, 14:30 bis 16:00 Uhr

Humboldt-Universität zu Berlin,

Hörsaal 2094

Unter den Linden 6

10117 Berlin



Weitere Informationen

https://www.klimafakten.de/meldung/schuelerstreiks-fridaysforfuture-sie-haben-recht-es-ist-tatsaechlich-ihre-zukunft

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news712423

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin - 20.03.2019

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/169: Weltwassertag - Wasserverbrauch in NRW nachhaltiger steuern (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 21. März 2019

Weltwassertag: Wasserverbrauch in NRW nachhaltiger steuern



Düsseldorf, 21. März 2019 | Anlässlich des Internationalen Tag des
Wassers am 22. März weist der nordrhein-westfälische Landesverband des
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) auf den
besorgniserregenden Zustand der Gewässerbewirtschaftung in NRW hin.
"Das Dürrejahr 2018 hat einen Vorgeschmack darauf geliefert, dass
angesichts der Klimaveränderungen die Ressource Wasser für die
Trinkwasserversorgung, die Industrie und die Landwirtschaft zukünftig
nicht gesichert ist", sagte Holger Sticht, Landesvorsitzender des
BUND.

Der BUND fordert die NRW-Landesregierung deshalb auf, den
Wasserverbrauch nachhaltiger zu steuern. Hierzu sollte zählen, die
Entgeltpflicht für Wasserentnahme auch auf landwirtschaftliche
Betriebe auszudehnen. Denn insbesondere auch die landwirtschaftlichen
Nutzungen haben sich in den letzten Jahrzehnten hin zu
wasserintensiven Kulturen (Mais, Gemüse) entwickelt. So werde in den
Jahren mit Trockenperioden rund um die Uhr mit großen Drehsprengern
beregnet. Um die Felder zu bewässern, würden auch zunehmend Pumpen in
die Bäche und Flüsse gehängt. In Niedrigwasserperioden sei das extrem
schädlich für das Gewässerökosystem.

Eine weitere Forderung des BUND ist, bei Niedrigwasser unserer Flüsse
zukünftig Ausnahmegenehmigungen für Kühlwassereinleitungen aus
Chemiebetrieben und Kraftwerken nicht mehr zu erteilen. Hohe
Wassertemperaturen sind extrem schädlich für die Fischfauna.
Zusätzliche Wärmefrachten müssten deshalb unterbunden werden.

Trotz der Herausforderungen vermisst der BUND eine entsprechende
Sensibilisierung der für die Gewässerbewirtschaftung zuständigen
Behörden. Hier sei Landesumweltministerin Heinen-Esser gefordert.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 21.03.2019

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen
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MELDUNG/168: Weltwassertag - EU-Recht muss besser umgesetzt werden (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 21. März
2019

BUND Berlin zum Weltwassertag:

EU-Recht muss besser umgesetzt werden 



Der BUND Berlin fordert eine konsequente Umsetzung der Europäischen
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) im Land Berlin. Die Bundesländer seien
verpflichtet, Maßnahmen umzusetzen, damit die Gewässer wieder einen
guten ökologischen Zustand erreichen. Dazu müssten bis 2027
insbesondere die Durchlässigkeit der Fließgewässer wiederhergestellt,
naturnahe Uferbereiche erhalten und geschaffen werden sowie schädliche
Schadstoffeinträge und Nutzungen konsequent reduziert werden.

Für einen guten ökologischen Zustand der Gewässer müsse bei der
Umsetzung WRRL konsequent auch in anderen Politikbereichen wie Agrar-,
Energie-, Abfall-, Ressourcen- und Verkehrspolitik gehandelt werden.
Subventions- und Fördermaßnahmen seien verbindlich an den Zielen des
Gewässerschutzes auszurichten, kontraproduktive Maßnahmen zu stoppen.

In Berlin erreichen laut Senatsverwaltung ca. ein Prozent der Gewässer
bereits die Zielstellung der Wasserrahmenrichtlinie, bei ca. 25% ist
es unklar; bei ca. 74% ist es bei jetziger Datenlage eher
unwahrscheinlich, dass die Ziele erreicht werden. (Quelle
https://www.berlin.de/senuvk/umwelt/wasser/eg-wrrl/de/inberlin/bestand.shtml)

Sascha Maier, Sprecher des BUND Arbeitskreises Wasser: "Mit der
Koalitionsvereinbarung hat sich der Senat dazu verpflichtet, die
wesentlichen wasserwirtschaftlichen Herausforderungen Berlins
anzugehen und die Wasserrahmenrichtlinie für alle Flüsse
schnellstmöglich umsetzen. Dieser Vorsatz muss jetzt konsequent und
engagiert in die Tat umgesetzt werden."

Zur Sicherung des sauberen Trinkwassers und zum Schutz wertvoller
Feuchtgebiete fordert der BUND Berlin, dass die Bewilligungsverfahren
für die Brunnengalerien der Berliner Wasserbetriebe (BWB) zügig
vorangetrieben und abgeschlossen werden. Dazu muss das Berliner
Wasserversorgungskonzept angepasst werden - es darf in den einzelnen
Wasserfördergebieten nicht mehr Grundwasser entnommen werden als sich
wieder bildet. Wertvolle Feuchtgebiete wie z. B. die Grunewalder Moore
dürfen nicht weiter austrocknen.

Ebenso müssten die vorliegenden Gewässerentwicklungskonzepte von
Panke, Tegeler Fließ, Erpe, Wuhle und Müggelspree/Müggelsee zügig
umgesetzt bzw. für die Havel dringend auf den Weg gebracht werden.

Zum Schutz der Spree und des Berliner Grundwassers müsse sich der
Berliner Senat weiterhin für den schnellstmöglichen Ausstieg aus der
Braunkohle in Brandenburg einsetzen. Gemeinsam mit dem Nachbarland
seien zudem Lösungen zur erarbeiten, wie die Schadstoffeinträge durch
den Kohleabbau beseitigt werden und wer die Kosten für notwendige
Maßnahmen jetzt und später trägt.

Weitere Forderungen und Ausführungen im Forderungspapier des
Landesarbeitskreises Wasser Berlin-Brandenburg unter:



https://www.bund-berlin.de/service/publikationen/detail/publication/forderungen-des-bund-landesverbandes-berlin-ev-zur-umsetzung-der-europaeischen-wasserrahmenrichtli/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 21.03.2019
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MELDUNG/167: Weltwassertag - Menschenrecht auf Wasser verwirklichen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Medieninformation - Berlin, 21.03.2019

ver.di fordert EU-Kommission auf, Menschenrecht auf Wasser zu
verwirklichen



Der Weltwassertag erinnert am 22. März jährlich daran, dass noch
immer nicht für alle Menschen das Menschenrecht auf Wasser und
Sanitärversorgung verwirklicht ist. Gleichzeitig lenkt er die
Aufmerksamkeit darauf, dass die Ressource Wasser in Gefahr ist und
als Voraussetzung allen Lebens geschützt werden muss.

"Die Beschäftigten in der Wasserversorgung und in der
Abwasserentsorgung widmen sich täglich rund um die Uhr diesen
wichtigen Aufgaben und sind dabei auf Unterstützung durch gute
politische Rahmenbedingungen angewiesen", betont Andreas Scheidt,
Bundesvorstandsmitglied der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di). "Im Jahr der Europawahl fordern wir deshalb von
EU-Kommission und Europäischem Parlament, das Menschenrecht auf
Wasser für alle zu verwirklichen, denn die Forderungen der ersten
erfolgreichen Europäischen Bürgerinitiative "Wasser ist
Menschenrecht/right2water" von 2013 sind noch immer nicht vollständig
im Europäischen Recht verankert. Gleichzeitig muss das Europäische
Wasserrecht endlich flächendeckend engagiert umgesetzt werden", so
Scheidt weiter. Vor allem dürfe der Schutz der Ressource Wasser nicht
länger von Agrar-, Energie- und Verkehrspolitik verhindert werden.

ver.di fordere von der Bundesregierung und den Ländern insbesondere
bei der Umsetzung der EU-Wasser-Rahmenrichtlinie, aber auch bei der
Nitrat-Richtlinie mehr Engagement und Mitteleinsatz.

"Nur, wenn das Wasser geschützt wird, bleibt das Trinkwasser auf
Dauer bezahlbar. Nur Gewässer in gutem Zustand werden der Belastung
durch den Klimawandel standhalten können", erklärt Andreas Kahlert,
Sprecher der ver.di-Bundesfachgruppe Wasserwirtschaft. Heute das
öffentliche Gut Wasser zu schützen und die öffentliche
Wasserwirtschaft zu stärken, nütze jedem und jeder Einzelnen auch in
künftigen Generationen.

Es liege gleichzeitig in der Verantwortung aller Menschen, die
wertvolle Ressource bewusst zu nutzen. Auch das individuelle
Verhalten könne zum Schutz der Gewässer beitragen.

 * 

Quelle:

Medieninformation, 21.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / WASSER





MELDUNG/166: Weltwassertag - Sauberes Wasser ist die Grundlage allen Lebens (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 21. März 2019

Sauberes Wasser ist die Grundlage allen Lebens

Der NABU fordert zum Weltwassertag am 22. März breitere
Gewässerrandstreifen - der bisherige Entwurf des Thüringer
Wassergesetzes reicht diesbezüglich nicht aus



Jena - Oberflächengewässer wie Flüsse und Seen und das Grundwasser
sind auch in Thüringen hohen Belastungen ausgesetzt. Eine Studie des
Forschungszentrums Jülich und des Braunschweiger Thünen-Instituts für
Ländliche Räume zeigt, dass die bisherigen Anstrengungen im Freistaat
nicht ausreichen, um die Grenzwerte bei Stickstoff- und
Phosphateinträgen ins Grundwasser und in die Oberflächengewässer
einzuhalten.

"Die Landesregierung sollte jetzt endlich bei der Änderung des
Thüringer Wassergesetzes Nägel mit Köpfen machen, um Gewässer
ausreichend vor schädlichen Stoffeinträgen zu schützen", fordert
Martin Schmidt, der Landesvorsitzende des NABU Thüringen.
Untersuchungen zeigen, dass die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen
bis zu einer Breite von 20 Metern noch deutlich ansteigt. "Wollen wir
unsere Gewässer wirksam vor diffusen Einträgen aus Nährstoffen und
Pestiziden schützen, brauchen wir ausreichend breite und allenfalls
extensiv genutzte Streifen. Zumindest an den großen Gewässern erster
Ordnung, wie zum Beispiel der Saale, sollte es die wissenschaftlich
begründete Breite von 20 Metern sein," sagt der NABU
Landesvorsitzende. "Vielfach sind die genannten Einträge unter anderem
für die Zielverfehlung in der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie
verantwortlich."

Nitrat ist für Pflanzen wichtig, in Gewässern kann es das ökologische
Gleichgewicht empfindlich stören. Der Stoff kann aber auch ins
Grundwasser gelangen. In Thüringen weisen einige Gebiete
Nitratkonzentrationen von bis zu 150 mg/l auf und nach der
Wasserrahmenrichtlinie verfehlen 15 von 60 Grundwasserkörper den guten
chemischen Zustand aufgrund erhöhter Nitratkonzentrationen. Das
entspricht zirka 1/3 der Gesamtfläche der Grundwasserkörper. Bei
Phosphor geht man fast von einer landesweiten Belastung der
Oberflächengewässer aus. Ein großer Teil der Einträge stammt aus der
Landwirtschaft aber auch Industrie und Privathaushalte spielen eine
Rolle.

Pestizide werden in Thüringer Gewässern zwar so gut wie nie
nachgewiesen. Experten gehen jedoch davon aus, dass gerade Insekten
und ihre Larven im und am Gewässer auch durch kurzzeitige Einwirkungen
geschädigt werden, die bei konventionellem Ackerbau bis nahe ans Ufer
wahrscheinlich sind.

Laut NABU müssen zu den geforderten 20 Meter Gewässerrandstreifen auch
noch weitere Maßnahmen ergriffen werden, um die diffusen Einträge zu
reduzieren. Entsprechende Regelungen zur Absenkung des Düngemittel-
und Pestizidverbrauches, Anpassung der Abwassereinleitung an den Stand
der Technik und die Schaffung geeigneter Förderinstrumente für
Agrarumweltmaßnahmen an Gewässern werden genannt. "Die Fördermittel im
Agrarbereich dürfen in der Europäischen Union nicht mehr mit der
Gießkanne ausgegeben, sondern nur noch für öffentliche Leistungen in
der Landwirtschaft verwendet werden. Eine naturverträgliche
Ausrichtung der Gemeinsamen Agrarpolitik in der Europäischen Union
würde der Vielfalt von Tieren und Pflanzen zu Gute kommen, die
Qualität von Böden, Luft, Klima und natürlich das Wasser verbessern.
Deshalb sind auch die Wahlen zum Europäischen Parlament 2019 für den
Umwelt- und Naturschutz und für die Gesellschaft von großer
Bedeutung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.03.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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TRANSMITTER/310: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 20.03.2019 (Pabel-Moewig)




Liebe Leserinnen und Leser,

hier kommt der nächste PERRY RHODAN Infotransmitter. Viel Spaß beim
Lesen! 

Stand der Dinge

Derzeit ist bei uns an vielen Ecken und Enden viel los. Nachdem Band
3000 mit dem Titel "Mythos Erde" im Februar erschienen ist, reißt die
Berichterstattung noch nicht ab. Der Vertrieb meldet positive Zahlen,
was uns auch freut. Immer wieder werden wir gefragt, ob und wo es den
Band 3000 noch zu kaufen gibt. Da verweisen wir natürlich auf unseren
eigenen Shop - dort gibt es den gedruckten Roman noch. Und das E-Book
sowieso!

Bei PERRY RHODAN NEO arbeiten die Autoren schon fleißig an den
Romanen für die neue Staffel. Nach Band 200 geht's in eine ganz neue
Handlungsebene, zu der wir euch bald mehr erzählen können. Die ersten
Romane liegen in der Redaktion schon vor. Ebenso geht es bei PERRY
RHODAN-Mission SOL gut voran, der nächsten Miniserie, die ab Juni
starten wird. Hier sind die Autoren ebenfalls an der Arbeit - wir
können euch dazu auch bald mehr erzählen. Bleiben noch die
"Dunkelwelten". Der erste Roman der Trilogie ist bereits in der
Produktion und kommt im April heraus, die Bände zwei und drei sind
auch in den jeweiligen Zielgeraden. Es wird spannend! 

Ein Interview mit Andreas Brandhorst

Am 22. März 2019 kommt mit Band 3005 ein neuer Gastroman in den
Handel. Er stammt von Andreas Brandhorst und trägt den Titel "Wiege
der Menschheit". Brandhorst ist ein Autor erfolgreicher
Science-Fiction-Romane und Thriller. Mit "Das Erwachen", einem
Thriller über Künstliche Intelligenz, schaffte er es zuletzt auf die
SPIEGEL-Bestsellerliste. Mit dem Autor führte Klaus N. Frick ein
Interview.

PERRY RHODAN auf der Leipziger Buchmesse 2019

Auf der diesjährigen Leipziger Buchmesse vom 21. bis 24. März 2019
ist PERRY RHODAN wieder mit einem eigenen Messestand vertreten. Ihr
findet uns in Halle 2 am Stand H 404 - direkt bei der
Fantasy-Leseinsel. Die Termine für die Autogramm- und Fragestunden
findet ihr auf unserer Website oder bei Facebook direkt in der
Veranstaltung.

PERRY RHODAN-Trivid: Prolog und Band 1 gibt's gratis

Sechs Kurzromane und ein kostenfreier Prolog: Im Herbst 2016
schrieben Oliver Fröhlich und Christian Montillon als Zwei-Mann-Team
die spannende Miniserie PERRY RHODAN-Trivid. Die Geschichte der
Trivid-Künstlerin Lian Taupin, die zusammen mit Perry Rhodan
versucht, die Geheimnisse ihrer Herkunft zu ergründen, faszinierte
viele Leser und bekam gute Kritiken. (Gedruckt erschien die Miniserie
als Taschenbuch bei Bastei-Lübbe.) Derzeit läuft eine E-Book-Aktion
dazu: Neben dem kostenfreien Prolog gibt es bis einschließlich 2.
April 2019 auch den ersten Band der Miniserie gratis.

Neues auf dem YouTube-Kanal »Perryversum«

Andreas Eschbach gilt als einer der bekanntesten
Science-Fiction-Autoren Europas. Auch für PERRY RHODAN schrieb er
immer wieder Romane und Kurzgeschichten. Jetzt erschien sein bislang
dickster Roman: "PERRY RHODAN - das größte Abenteuer". Dazu hat Ben
Calvin Hary ein neues Video gedreht, welches in den nächsten Tagen
online geht. Um nichts zu verpassen, abboniert am Besten unseren
You-Tube-Kanal Perryversum.

Veranstaltungstipps

21. bis 24. März 2019: Leipziger Buchmesse

24. April 2019: PERRY RHODAN-Abend in Österreich

25. bis 26. Mai 2019: PERRY RHODAN-Tage Osnabrück

14. September 2019: 3. BrühlCon

28. bis 29. September 2019: 12. Science-Fiction-Treffen im Technik Museum Speyer

19. Oktober 2019: BuchmesseCon in Dreieich-Sprendlingen

Ad Astra! 

Eure Madeleine Grobe 

PERRY RHODAN-Redaktion



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail-
und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Verantwortlich für den Inhalt: 

Pabel-Moewig Verlag KG 

Karlsruher Straße 31, 

D-76437 Rastatt 

Amtsgericht Mannheim, HRA 705634 

USt. Id. Nr. DE265893557 

Verantwortlicher im Sinne des Rundfunkstaatsvertrags: 

Klaus N. Frick

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.
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TOUR/7402: Lippstadt - Öffentliche Kirchenführung am 27. März 2019


Stadt Lippstadt

Kirche, Kunst und Kaufmann - Öffentliche Kirchenführung am 27.
März



Lippstadt. Unter dem Titel "Kirche, Kunst und Kaufmann" bietet die
Stadtinformation am Mittwoch, 27. März, eine öffentliche
Kirchenführung an.

Der Rundgang mit Stadtführerin Inge Bexte führt alle Interessierten
durch die Marien-, Jakobi- und Nicolaikirche und erläutert die
dortigen Kunstschätze, aber auch auf dem Weg durch die historische
Altstadt gibt es viel zu entdecken.

Treffpunkt für die 90-minütige Themenführung ist um 14.30 Uhr am
Rathaus. Die Kosten betragen 6 Euro für Erwachsene, für Schüler und
Studenten 3 Euro.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 - 58515 wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. März 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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